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Indem ich dem Publikum in dieser ange« 
wandten allgemeinen Staatslehre das Seiten«» 
stük zu meiner, unter> dem Titel eines Systems 
der allgemeinen Staatslehre vor sechs Jahren 
bereits erschienenen , reinen Staatslehre 
übergebe, jflihle ich meine Verpflichtung, mich 
über den Verzug der Vollendung diesem 
Systems vor allem zu entschuldigen. 

Mit Recht könnte idi mich bertifen zu 
diesem Behufe auf die , durch Zutheilung 
des positiven Staatsrechts inzwischen einge- 
tretene, Erweiterung meines Lehrkreifses , 
und die in Gefolge dessen — thwls, um mir- 
ein Handbuch in diesem durchaus neuen 
Lehrgebiethe zu schaffen, theils, um dem 
drohenden £inreif$eii so mancher Irrthümer 
zu begegnen — von mir bearbeitete « System 
matische Darstellung des rheinischen BuadesL 
aus dem Standpunkte des öffentlichen Rechts»^ 
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und w Publizistisch - politische Parallele zwi- 
schen dein teutschen Reiche und dem rhei-^ 
nischen Bunde, •• welche Arbeiten zugleich 
ein, dem Fublikum allem Anscheine nach 
jezt näher liegendes , Bedürfhifs befriedigen 
sollten. Allein, der eigentlicjie Grund jenes 
Verzugs liegt in meiner Überzeugung, dafs 
ein System der Staatslehre grofsentheils stehe 
oder falle, mit der Richtig - oder Unrichtigkeit 
der Ansicht vom Zwecke des Staats, wor- 
auf dasselbe erbaut ist, und dann in dem 
Umstände, dafs nicht lange nach dem Er- 
scheinen meiner reinen Staatslehre, in dem- 
selben Gebiethe der Wissenschaft einigö 
Stimmen mit der, freylich nicht durch eben 
so vollwichtige Gründe, als volltönende 
Worte unterstüzten , Behauptung hervortra- 
ten: Dafs Sicherung des Rechts nicht 
der einzige Zwek des Staats sey , dieser viel- 
mehr unmittelbar alle allgemeinen 
Zwecke der Menschheit vereint lun- 
fasse. -— Da ich nun die erst er e Ansicht 
vom Zwecke des Staats meinem Systeme zum 
Grunde gelegt hatte t so schien es mir , so 
fest auch meine Überzeugung begründet 
war , bey meiner Freyheit von allem Eigen- 
dünkel dennoch rathsam n;icht nur, sondern 
gelbst nothwendig, ehe und bevor ich an die 
Vollendung jenes Systems Hand anlegte, zu 
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erwarten, ob und wie jene Stimmen die 
Wahrheit ihrer Behauptung näher zu begrün- 
den> üiid ihr das angemafste Ubergewicta: zu 
sichern wissen wurden., inzwischen aber 
selbst mit dem unbefangensten Streben nach 
Wahrheit meine Forschungen über den wah^ 
yen Zwek des Staats , über Staatsverfassung 
lind Verwaltung fortzusetzen , und so das 
Publikum durch wachsende Reife der ihm 
schuldig gebliebenen Arbeit für jenen Verzug 
zu, entschädigen* 



In der geraumen Zeit , während welcher 
ich, jene Behauptung zwar hie und da wieder- 
hohlen s^ali, ihre nähere Begründung aber ver* 
gebens erwartete , gedieh die Bestätigung 
meiner Überzeuguiig von der Bichtigkeit 
jenet gewählten Grundlage meines Systems — • 
theils durch meine eigenen Forschungen, 
theils durch die inzwischen bekannt gewor- 
denen Resultate der Untersuchungen voii 
Seite mehrerer achtungswürdigen Gelehrten 
über denselben Punkt -^ zu dem Grade a'ou 
Reife,, in welchem ich zur Vollendung des 

Systems nunmehr fortzuschreiten mich be- 

•♦ 

rechtigt hielt. Die Gründe jener Überzeugung 
sind absichtlich in dem, der Bestimmung des 
l^^^breil Staat szweks gewidmeten, Titel III 
der Einleitung des voidiegenden Werks in 
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möglicher Kürze dargestellt, tuid ich ersuche 
die Kritik » die Au6nerksamkeit » welche sie 
vielleicht diesem Werke gönnen könnte^ 
vorzüglich der Würdigung dieser Gründe zu 
widmen , da unleugbar der Werth und die 
Gültigkeit der meisten übrigen Forschungen 
in der Staatslehre bedingt ist durch die Wahr^ 
heit des bestimmten Staatsz weks» von welchem 
jene Forschungen ausgehen« 

t 
Ich glaube, bewiesen zu haben, dafs 
keiner der Jensen Zwecke, welche man, 
auTser der Geltendmachung des Rechts, ein* 
zeln oder vereint, dem Staate unmittelbar 
setzen will , in irgend einem Momente vom 
Staate eneichbar sey, dafs aber auch die 
Menschheit für keinen jeneif ihrer Zwecke 
der Mitwirkung des Staats, in der Art, als ob 
sie auch seine 21wecke seyen, bedürfe, 
dafs vielmehr die Menschheit von der Errei* 
chung jener ihrer Zwecke verschlagen werde^ 
sobald sich der Staat anmafst, jene Zwedce, 
als die seinigen , unmittelbar verfolgen zu 
wollen: dals hingegen die Geltendmachung 
des Hechts der einzige , vom Staate in jedem 
Momente erreichbare, Zwek sey, dafs die 
Menschheit nur für die Sicherung ihrer 
Rechte des Staats bedürfe, unter dem Schutze 
ihrer Rechte aber ihre übr%en Zwecke aus 



,^-. 



tfta^k 



Vll 

eigner Kra^ und mit Freyheit am besten zu 
erreichen vermöge; dals also der Staat eben 
dadurch , dafs er sich auf die Geltendmachung 
des Hechts beschränkt» mittelbar am kräf* 
tigsten flir die übrigen Zwecke der Menschheit 
mitwirke, indem er auf jenem Wege die 
allgemeine Bedingung der Erreichbarkeit der 
lezteren realisirt, dafs der Staat, nur als 
Rechtsanstalt aufgefafst, in den Organismus 
des Universums passe. — Eine Kritik, welchö^ 
diesen Namen nicht entweihen will,*wu*d 
sich's demnach um der Sache' willen zur 
Pflicht machen müssen, im Falle sie meine 
Überzeugung nicht theilen sollte, alle Gründe 
jener Sätze in ihrem ganzen Umfange sorg*^ 
fältig zu prüfen, mit überwiegenden Gründen 
eu widerlegen, und von allen jenen Sätzen 
den entgegengesezten positiven und 
negativen Beweis zu fuhren, dabey aber 
auch jede Prämisse zu vermeiden, welche, 
in Ansehung ihrer Richtigkeit, dem mindestea 
Zweifel imterworfen wäre. 



Es wäre so sehr zu wünschen , , dafs man 
endlich einmal über den wahren Zwek des 
Staats , als den präjudiziellen Punkt und die 
Basis aller Theorie vom Staate , so wie aller 
Staatspraxis , ins Reine und zum allgemeinen 
Einverständnisse käme i denn, ehe und bevor 
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diefs erfolgt seyn wird, kann weder ein 
sicheres und gedeihliches Fortschreiten in 
der Kultur der Wissenschaft vom Staate in 
allen ihren Zweigen , noch eine wahre Festig- 
keit und Konsequenz in den Lebensfunk-' 
tionen des Staats selbst gehofft werden. Aber 
bey dem Leichtsinne , mit welchem man 
bisher grofsentheils über jenen Punkt hin- 
wegschritt , war ein solches Resultat nicht zu 
erwarten. Ist. doch in einem der neuesten 
Lehrbücher über Staatswissenschaft und Polir 
tik die Frage vom Zwecke des Staats auch 
nicht einmal von der Ferne berührt: hat 
doch der gröfsere Theil bisher sich lediglich 
durch die Beobachtiuig der faktischen Ten- . 
denz des Staatß in der Wirklichkeit zur 
Fixirung des Staatszweks bestimmen lassen t 
und waren sogar manche so aufrichtig, zu 
gestehen ^ dafs sie die Geltendmachung des 
Rechts als den ausschliefsenden Zwek des 
Staats darum nicht anerkennen köimten , 
weil unter dieser Voraussetzung der Staat zu 
so Manchem nicht berechtigt seyn würde, 
wozu ihm sein Recht in Zweifel zvt ziehen , 
bis jezt kaum Jemanden eingefallen wäre* 
Und doch ist dieses Raisonnement so augen- 
fällig verkehrt; denn, ehe die Frage vom 
Zwecke des Staats entschieden ist, kann 
offenbar die Frage: Wozu der Staat berechtigt 
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sey? gar nicht beantwortet werden, tind, 
nach der faktischen Tendenz des Staats in 
concreto, den Zwek des Staats in abstracto 
bestimmen , heifst , das Pferd von hinten auf- 
zäumen, weil die faktische Tendenz des 
Staats ihre Sanktion nur vom wahren Zwecke 
des Staats, nicht aber der Zwek seine Bestim- 
mung von jener faktischen Tendenz erhalten 
kann , weil unleugbar die Gültigkeit der 
faktischen Tendenz des Staats bedingt ist, 
durch ihre Angemessenheit zu dem voraus- 
zusetzenden wahren Staatszwecke, mitliin 
dieser zwar zum Mafsstabe filr die faktische 
Tendenz des Staats, aber nicht leztere zur 
Bestimmung des wahren Staatszweks ge- 
)>raucht werden kann. 

Anderen, welche Einiges von der Lehre 
vom Universum und seinem Organismus auf- 
gefafst hatten , schien — indem sie das , Wa^ 
anderswo von der Menschheit gesagt ist , auf 
den Staat übertrugen, und so Menschheit 
und Staat irrig itendifizirten — der Wirkungs- 
kreifs des Staats ^urch seine Beschränkung 
auf die Geltendmachung des Rechts seiner 
Glieder ebenmäfsig viel zu sehr beengt zu 
werden, und sie daubten, es nicht dulden 
ZU dürfen, dafs der Staat zu einer mageren 
Justizanstält zusammenschrumpfe. Diese 
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haben jedoch durch ihr Raisonnement nichts 
bewiesen , als dals sie nie gehörig bemessen 
und umfafst haben, was das heifse: Geltung 
des Rechts ist der Zwek des Staats : dafs sie 
die Gröfse des Wirkungskreüses des Staats t 
als einer Rechtsanstalt , nie vollständig ausge- 
messen haben ; denn sonst hätten sie sieb 
jenes Ausdruks unmöglich bedienen können; 
haben also auf jenem Wege nur die Mager- 
heitihres Begriffs von einer Anstalt , deren 
Aufgabe die Realisirung der Herrschaft des 
Rechts in seinem ganzen Umfange ist, beur- 
kundet. — Vorliegende Arbeit liefert, wie 
ich glaube, gerade den sprechendsten Bew^s , 
dafs der Staat , dessen Zwek auf die Geltung 
des Rechts beschränkt wird , keineswegs eine 
blofse Maschitie sey, welche alle Vernunft- 
wesen nur in eine Lage zu versetzen habe» 
um sich nicht aufzufressen , däfs die Sicher- 
heit der Rechte, als Endzwek des Staats , 
keineswegs das Polster aller Observanz , und 
ein Damm gegen jede Verbesserung sey, dafs 
dem Staate, auch unter der Voraussetzung 
dei: Beschränkung seines Zweks auf die 
Äechtsgeltung, ein so grofser Wirkungskreifs 
geöffnet sey, welchen er ohne die gröfste 
Anstrengung seiner Kräfte nie vollständig 
auszufüllen vermöge, durch dessen Ausfül- 
luhg er aber,^. gerade auf die wohlthätigste 
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imd dem Wesen des Menschen am richtig-* 
sten entsprechende Art , zur Erreichung der 
Zwecke der Menschheit, zur immer schöneren 
Darstellimg der Idee der Menschheit mittelbar 
einwirke; dafs' dem allem nach auch untei^ 
jener Voraussetzung , ( da diese auch der 
Polizey und dem Finanzwesen u. s. w. den 
gehörigen Spielraum läfst ) , die Bezeichnung 
einer mageren Justizanstalt auf den Staat in 
keiner Hinsicht passe« 






Jener Tendenz der unterstellten lezte* 
jren Parthey, welcher man die Beschränktheit 
ihrer Bekanntschaft mit dem wirklichen Leben 
des Staats auf den ersten Anblik ansieht, lag 
jedoch augenfällig nur das Streben zum 
Grunde, durch Adoption einer neu -philo 
sophischen Aufsenseite — die auch in der 
That nur Aufsenseite an ihr ist -r- Auf- 
merksamkeit zu erregen, ^ü glänzen, zu 
imponiren ; und die • von ihr mit so hochtra* 
benden Worten als neu angekündigten, Ideen 
sind nichts weniger, als wirklich neu, son- 
dern r^in Platonische Ideen, die bekannt- 
lieh schon so oft aufgewärmt , und immer 
nur , wie auch von dieser Parthey , in einer 
etwas vieränderten Aufsengestalt wiedergege- 
ben wurden.. 
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Dergleichen Versuche » zxx imponiten , 
können jedoch bey soliden Männern hoch-* 
stens ein Lächeln erzeugen ; und es ist eine 
bekannte Sache , dafs jene Platonischen Ideen 
seit, den mehreren tausend Jahren ihrer, von 
Zeit zu Zeit erneuerten, Existenz nie wirk- 
lichen Einflufs auf das praktische Leben des 
Staats gewinnen, nie zur Realität gelangen 
konnten: der Grund dieser Erscheinimg 
kann nur entweder in der absoluten Unaus- 
fiihrbarkeit jener Ideen, d. i,, darin liegen t 
dafs sie nicht vernunftgemäfs sind , — denn 
das verniuiftgemäfse mufs' entschieden auch 
absolut ausführbar seyn — oder aber darin» 
dafs die Pfleger jener Ideen nie den wahren 
Standpunkt des Staats in der Wirklichkeit zu 
-ergreifen, und dann diejenigen richtigen 
Zwischenstufen aufzufinden oder zu bestim- 
men wufsten , xlurch welche der Staat in der 
Wirklichkeit hindurchgehen müfste, um auf 
die, jenen Ideen entsprechende, Höhe ge- 
bracht werden zu können. -^ Dasjenige , 
was Plato unter dem Namen des Staats im 
Gesichte hatte , Ist unleugbar etwas von dem, 
was der Staat in der Wirklichkeit ist , wesent- 
lich verschiedenes, ist eigentlich die Kon* 
struktion vollendeter Menschheit, und in 
gewisser Hinsicht mit lezterer synonim; und 
eben so unleugbar ist es, dafs die Mensch^ 



heit von derjenigen Übergangsstufe an, auf. 
welcher sie sich gegenwärtig befindet, noch 
verschiedene Stufen durchwandern müsse > 
ehe sie eines solchen Zustandes Fähig seya 
wird, welcher Plato unter dem Namen „Staat** 
konstruirte» woraus sich denn die gänzliche 
ünanwendbatkeit der unterstellten Piatoni- 
sehen Ideen auf den Staat der jetzigen Zeit 

von selbst ergibt. 

■' I 

Die Platonischen Ideen von dem, von 
ihm sogenannten , Staate waren aber bekannt 
genug, um einer so geräuschvolle Erinne- 
rung daran füglich entbehren zu können, und 
jene Parthey hätte sich also nur dadurch ein 
Verdienst erwerben können, wenn sie die 
nächste Stufe richtig bezeichnet hätte, auf 
welche der Staat in der Wirklichkeit, zum 
Behufe des Aufschwunges der M^nsdiheit 
zur Höhe des Platonischen Staats, erhoben 

werden müfste. An ein Bemühen der Art hat 

• 

sie jedoch offenbar nicht gedacht , und es ist 
also auch durch jenes ihr, blofs aufwärmen» 
des , Bestreben weder für die Wissenschaft, 
noch für die Praxis etwas wesentliches ge« 
Wonnen. 

Da , wo vcjm Staate in der Wirklichkeit ^ 
und von der nächsten Stufe, auf welche er 
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emporgehoben werden kann, die Rede ist, 
darf ihm die Geltung des Rechts ausschliefsend 
nur als sein Zwek vorgestekt werden; diefs 
isfs, was ich im oben erwähnten Titel der 
Einleitung des vorliegenden Werks mit über- 
wiegenden Gründen bewiesen zu haben 
glaube, und von welchem Gesichtspunkte aus 
die Kritik diese Gründe zu prüfen hat, an 
welche ich übrigens den , gewifs nicht unbil* 
Ugen, Wunsch richte, dafs sie vorerst das 
ganze vorliegende Werk durchgehen, dann 
wieder zur Prüfung jenes Titels zurükkehreiii 
und nun erst ihr begründetes Urtheü darüber 
föilen möge; denn aus dem Werke selbst wird 
es vollkommen klar werden, was zur Geltend*' 
machung des Rechts gehöre , was darunt^ 
begriffen sey. 

Sollte denn wirklich der Mensch so wenig 
selbststandig aus den Händen der Natur her- 
vorgegangen seyUf dals er seine Zweckq, als 
Individuum und als Glied der Menschheit , 
in keiner Hinsidit ohne Zuthun des Staats 
verfolgen und erreichen, zur Darstellung de« 
Idee der Menschheit aus / eigner alleiniger 
Kraft beytragen könnte? Sollten die Men- 
schen \virklich in jeder Hinsicht des Gän- 
geins vom Staate bedürfen , um. in die orga- 
niscbe Einheit ihrer Gattung zu. passen? — 
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Die neuere Doktrin über d^nZwek des Staats 
scheint von diesem kleinlichei;i Begriffe der 
Menschen natur auszugehen^ indem sie den 
>Z\vek des Staats alle Angelegenlieit^i der 
Menschheit unmittelbar umfassen lä£stt 
«Ue Zwecke der Mejischheit in dem Zwecke 
des Staats vereinigt, und so den Mensch- 
heitszwek mit dem Staatszwecke iten^ 
difizirt. Ich meines Orts kann jenen Begriff 
nicht aufnehmen, und meine Überzeugung 
von dem Beschränktseyn des StaatszWeks 
auf die Geltung des Rechts^ geht von einer 
erhabneren Ansicht der Menschentiatiir aus, 
welche zu der Erwartung berechtigt , dafs der 
Mensch — wenn ihm nur die Sicherheit seiner 
Hechte, als wozu allein seine Kräfte 
«nicht hinreichen, durch den Staat gewährt 
ist — von der Natur fähig , - willig und stark 
genug gemacht sey, seine übrigen Zwecke 
selbstständig und ohne Einspruch des Staats 
SU r^alisiren « und aus eignem' ungestörtem 
Triebe reiner und kräftiger zur immer schö- 
neren Darstellung der Idee der Menschheit 
mitzuwirken , als wenn er in dieser seineif 
Th^\tigkeit immer und e\vig. von Auls^a 
geleitet, und dadurch meistens nur gehemmt 
wird. Die bisherige Ausbildungsart der Regie- 
rungsgeschäfte, die Fortschritte der ^monar- 
chischen Gewalt, die unendlichen Bedürjwsse 
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der heutigen Staatsverfassungen, habeiTeinen 
systematischen Druk herbeygefiihrt , unter 
dem Geist und Karakter der Menschheit erlie- 
gen mufsten; die Quellen rein menschlicher 
Kraft und Tugenden sind versiegt; der 
äufsere Schein , der dem Menschen von dem 
einreifsenden Despotismus der Staatsmaschiiie 
noch übrig gelassen würde , trat an die Stelle 
des Reellen, welches verschwunden ist. Man 
lüfte nur aber jenen Druk, und öffne jene 
Quellen wieder, -— gerade daraufist aber die 
Beschränkung des Staats auf die Geltung des 
Rechts vorzüglich mit berechnet - — . und es 
wird sicher an der Menschheit ein Streben 
und eine Kraft zur selbstthätigen Realisirung 
ihrer Zwecke wieder hervortreten , von der 
man jezt freylich kaum einen Begriff haben .. 
kann. Die reichlichsten Beyträge zur immer 
Schöneren Darstellung der Idee der Mensch- 
heit, als einer' organischen Einheit, welche 
von jeher geleistet wurden, die wesentlichsten 
Beförderungen der Menschheit auf der Bahn 
2U ihrem Ziele , waren auch in der That 
immer nur Früchte der eignen , freyen , von» 
Staate nicht gelenkten, Wirksamkeit 
der Menschen, und es werden jene Beyträge 
sicher immer reichlicher fliefsen, je vollstän- 
diger der Staat, durch seine alleinige Tendenz 
auf den Scha;^ des Fiechts, nur die allgemeinste 
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Bedingung jener freyen Wirksamkeit realisirt, 
sich aber, wenn er gleich leztere unter- 
stüzt, aller leitenden Einwirkung aiif 
dieselbe gänzlich enthält, welche Einwir- 
kung : ihm jedoch Pflicht wäre , " sobald alle 
Zwecke der Menschheit zugleich und immit* 
telbar auch die seihigen wären*, i i Sa wie die 
Pflanzen eines Gartens bey geringer Unter- 
Stützung herrlich gedeihen , wenh. der Boden 
gut ist , und ihr Bezirk nur :düi[ch eiiie Hecke 
geschüzt wird, so auch intellektuelle und 
moralische Kultur , Industrie und Kunst und 
alle zarten Erzeugnisse der Menschheit, wenn 
nur die Mauer der recäitlichen Sicherheit dej^ 
Garten iimgibt. 

Merkwürdig ist eine Stelle in einem, die 
mathematische Lehrmethode betreffenden-, 
Aufsatze in der ob ert.allgcm- Literaturzeitung 
(1806 N"". 24.), wo es heilst : 

»Wenn von Regierungen init Recht 
gefordert werden kann, dafs sie alle Hin der- 
nisse der Natur uni zerstörender Menschheit 
in der Entwickelung der Untergebenen ent- 
fernt zu halten verpflichtet sind, so weifs ich 
nicht, wie viele derselben ihre Rechtfertigung 
bestehen werden. Jene , welche ihren Wir- 
kungskreifjs ausfüllt , ist in negativer Hinsicht 
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Erzieher des. M enschengesclilechts , und nach 
dem rechtlicheti Verhältnisse kann von ilir 
nichts weiter gefordert werden» Was sie in 
positiver Hinsicht hinzuthun will , karakte- 
risirt sie ^Is eine edle, grofsmüthige 
Regierung» Ehevor eine Regierung diels 
6eyn will, soH sie ihre rechtlichen 
Verbindlichkeiten erfüllen: denn Edelmuth 
ist nur denkbar^ wo das Recht schon erfüllt 
ist, und ein plus denn Recht, welches plus 
also das minus schon in sich enthalten mufs« 
VTo das minus fehlt, kann das plus nicht 
seyn> und dieses wollen, ohne das minus 
erfüllen zu können, heif^t über seine Kräfte 
wollen.; daher dieses Handeln beschränkt, 
imd ziu" Ergänzung des miiius angewendet 
werden mufsi. Und hierauf, auf dieses recht- 
liche Ganze» läfst sich erst das Edle, Schönte 
und Grofse erbauen. Alles übrige ist Pfti- 
scherey, ohne haltbaren Grund. 
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Ich glaube dazu bemerken zu müssen: 
da jede Edel - und Grofsmuth allen Werth 
verliert, die mit Versäumnifs der unleug- 
baren Pflicht geübt werden wollte , die voll- 
ständige Realisinmg des Rechts aber, wie 
vorliegende Arbeit beweifst, alle Spannkraft 
des Staate in Anspiiich nimmt, so darf, so- 
lange lezteres der Fall ist, von Seite 
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der Regierungen nicht daran, gedaoht ^retden, 
edel und gro|*smüthig -seyn zu wollen j denn 
die darauf, verwendete Thatkraft vrtlrde nur 
jenem unerlafslichen Zwecke entzogen, und 
darum selbst der grolsmüthigen Absicht nicht 
frommen. Dann aber, wann die Menschheit 
durch Hülfe des Staats zur Rechtlichkeit 
einmal vollkommen erzogen seyn Avird , wird 4» 

sie wahrscheinlich in einen anderen , den Pla- 
tonischen Ideen sich vielleicht mehr nähern- 
den. Zustand ohne Gefahr übergehen können» 
und will man dann auch diesen Zustand 
höherer Stufe « Staat •* zu nennen überein- ^ 

* 

konunen , so läfst sich nichts dagegen einwen- 
den. Bis jezt ist jedoch die Menschheit 
zu diesem Übergange unverkennbar noch 
nicht gereift , und sie demohngeachtet unmit- 
telbar in jenen Sustand versetzen wollen, 
heifst, ihr die gröfste Gefahr bereiten: dici 
Natur duldet auch hierin keinen Sprung, 
und diejenige Forschung über- den St^at, 
welche wirklich pragmatischen Werth haben 
soll, mufs demnach damit begingen, denje- 
nigen Standpiuikt zu bestimmen, auf welchen 
der Staat in der Wirklichkeit , zum BehufSe 
jenes Überganges, nach dem Naturgesetze des 
stufen weisen Fortschreitens süunächst ge- 
hoben werden mufs. 
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D ie i 4$ Bmtunmung war das Objekt mei^ 
nes Strebens bey der, in der vorliegenden 
Staatsverfassiuigsiehre enthaltenen , Zeich* 
nnng einer ihrem Zwecke genügenden Staats- 
verfassung: zuvor mufsten aber, als die 
natürlichen Normen und Kriterien der Rieh* 
tigkeit dieser Zeichnung, Begriff, Zwek, 
Hauptbedhigungen und Momente der Verfas- , 
sung des Staats, und die möglichen Arten 
seiner Grmidformen festgestellt werden. Bey 
der bisherigen Unbestimmtheit jenes Zweks 
und jener Bedingungen war es in der That 
kein Wunder , so viel schwankendes , unhalt* 
bares und unvollständiges über Form und 
f Verfassung des Staats aufgestellt zu seh^n,^ 
da Festigkeit und Konsequenz hierin nur 
States Festhalten des Zweks und der Bedin* 
gungen einer zwekgemafsen Staatsverfassung 
möglich seyn könne: dafs ich durch State- 
Hüksicht auf diese Punkte bey meiner Zeich- 
nung der Staatsverfassung geleitet worden 
sey, davon wird sich jeder aufmerksame 
Leser überzeugen, und allenthalben darin 
den Grund der postulirten Modifikationen 
finden, indem jeder Schritt und jedes Postulat 
durch den-Zwek der Staatsverfassung, und 
als Bedingung seiner Erreichbarkeit gerecht-^ 
fertigt ist. ,, . . 



Dafs meine, go viel mir bekannt ist, 
wesentlich neue Eintheilung der Grundformen 
des Staats in der That nicht aus Neuerungs^ 
sucht geflossen sey , dürften zur Genüge di« 
Gründe jener Eintheilung beweisen, die 
ausdrücklich angegeben sind, und deren 
Stärke mir die Überzeugung jedes Unbefen- 
genen v sichern wird : dieselbe Hoffnung 
glaube ich auf die Stärke derjenigen Gründe, 
auf welche der von mir behauptete Vorzug 
einer • Staatsform gestüzt ist, bauen zu 
dürfen, in der Voraussetzung, dafs man 
solche, frey von allen Vorurtheilen , unge- 
blendet und mit reinem Interesse für di^ 
'Wahrheit, einer genauen Prüfung unterzie- 
hen wird: von einer solchen Prüfung er* 
Warte ich auch sehr gerne das Urtheil über 
das Detail der Durchführung dieser Staats* 
form, besonders, wenn dasselbe zugleich 
die gehörige Würdigung der , im lezten Titel 
dieser ersten Abtheilung aufgestellten, B«* 
dingungen der Ausführbarkeit jener Form, 
und der Annäherung zu derselben in den 
bestehenden Staaten beurkundet. 

Indem ich dasjenige, was ich in, Betreff 
der Staatsverwaltungslehre voraus zu 
erinnern für nöthig finden könnte , der Vor- 
rede zur zweyten AbtheUung vorbehalte. 
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fichliefse ich hier mit der wahren Versiche- 
rung: dafs ich von jeder, nach schriftstelle- 
ris'cher Celebritat geizenden, Eitelkeit weit 
entfernt sey, — die Art, wie jezt der schrift- 
stellerische Ruhm zugemessen , oder erwor- 
ben zu werden pflegt, verbiethet es, leider! 
dem soliden Manne, darnach zu trachten — 
dalsdenmach der vorliegenden Arbeit lediglich 
das Streben zum Grunde liegen könne , der 
Menschheit in einer ihrer wichtigsten Ange- 
legenheiten, woranf nun einmal mein Wirken 
durch meinen Beruf gerichtet ist', nach dem 
Mafse meiner Kräfte nüzlich zu seyn. Was 
ich dagegen von der Kritik mit Recht erwarten 
zu können glaube, ist, nicht etwa Schonung- 
in Hinsicht meiner Person , sondern der Be- 
weis eines gleichen Durchdmngenseyns Von 
der Wichtigkeit der Sache , eines gleich war- 
men Interesses für Beförderung der Wahrheit 
in Hinsicht derselben, und ein, seine Kom- 
petenz und Unpartheylichkeit durch sich 
selbst beurkundendes, Urtheil. 
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Kinleitung 

zur 

angewandten allgemeinen Staatslehre^ 

oder Staatskunst. i 
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i t e 1 I. 

Begriff — Verhältnifs zur reinen »Staatslehre — 

Zwek und Umfang der angewandten allge- 

' * i j. •> • 
meinen Staatslehre. 

§. 1. t 

JCiinen Staat in seiner ganzen VoUkommenheitV 
wie er nach rein wissenschaftlichen Prinzipien 
seyn soll, liiit einem Worte:' ein Staätdideal 
aufzustellen^ ist das Objekt der reinen Staats- 
lehre, oder der Staatswis'senschaft. Dieses 
ist in meinem , dem Publikum früher schon über- 
gebenen, Systeme der allgemeinen Staatslehre 
bereits behandelt. An dasselbe reiht sich unmit* 

• 4. 

telbar an die Kunstaufgabe : Wie ein Staat den, 
aus dem Begriffe des Rechts überhaupt abfliefsen- 
den Gesetzen des rechtlichen Beysammenseyna 
der Menschen, d. h., den in der Staätswissen- 
schaft aufgestellten reinen Prinzipien gemäfs, 
nnter Menschen wirklich auf- und ausgeführt 
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werden könne und solle? Diese Kun^Uufgabe zu 
lösen f ist nun Sache der , hier zu erörternden 
angewandten allgemeinen Staatslehre» 
^der der Staatskunst, als Doktrin^ 

§. 2. 
Unter der lezteren verstehe ich die, 
mit besonderer Rük'sicht auf Men- 
schen, als solche» entworfene» Lehre, 
vom Staate» das ist, den Inbegriff der, diurch 
des Menschen Vernunft und Sinnlichkeit zu- 
gleich gegebenen, Prinzipe und Klugheitsregeln» 
wodurch die Anwendbarkeit und Anwendung 
der reihen Staatslehre von und unter Menschen 
auf wirkliche Staaten gezeigt wirdj — den 
Inbe«^riff der, nach der Natur sinnlich - vernünf« 
tiger Wesen berechneten^ Eegeln und Maximen» 
wodurch dieAusführbarkeit des Staatsideals von 
lind unter Menschen dargestellt wird.. 

Anmerkung* Die Noihwendigkeit, bey Bearbeitung 
«iner allgemeinen Staatslehre vorerst eine reine 
Staaulehre, und durch dieselbe ein Staacsi^deal 
aufzustellen , glaube ich theils iu der Vorrede , theiJs 
im Titel V. der allgemeinen Einleitung zu meinem 
Systeme der allgemeinen Staatslehre > hinmchend dar- 
gethan zu haben« 

§•3- 

Da das Staatstdeal nur die, von aller Erfah- 
rung ani Menschen unabhängige , rein a priori 
deduzirtej Idee von einem Staate in einepa 
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Bey^piele darstellt^ so mufs, unmittelbar mch 
Vollendung jenes Ideals j der Staajtsldireiiächstes 
Problenmoth wendig das seyn, zu zeigen, dafs 
und wie der Staat von und unter Menschen, 
jenem Ideale gemäfs , realisirt werden könne 
und solle. 

Denn, wenn gleich jenes Ideal für Men* 
sehen, als vernünftige Wesen >abf»olutgebie/ 
thende Norm ist und bleibt, so mufs doch, in 
soferne der Mensch zuglei'ch sinnliches Wesen — ^ 
Thier, und, als solches, Spiel seiner Triebe j 
Diener seines Eigennutzes, Knecht meiner Be« 
gl erden und Leidenschaften ist, die Ausführung 
jenes Ideals» von und unter solchen Wesen ^ 
grofsen Hindernissen undSühwierigk^ite» uAler^ 
^liegen.: . < s > 

Offenbär würde daher die Staatslehre den 
gerechten Einforderungen an sie nur ^ur Hälfte 
genügen 9 wenn sie bey Vollendung des Ideals 
stehen bliebe > und nicht auch zugleich die Art 
und Weise der Besiegbarkeit jener Hindernisse 
und Schwierigkeiten nachzuweisen vermöchle, 
i^nd wii^klich nach/Wiese. -^ Indeln nun die 
angewandte allgemeine Staatslehre > ebett 
diesem lesteren Zwecke, znfolge des voja ihr 
§. 2. aufgestellten Begriffes, gewidmet ist ; so 
spricht sich mit dieser ihrer Bestimmung zugbich 
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auch ßehr deutlich ihr Verhältnifs zur reinen 
Staatslehre iras» 

§. 6. 

Die angewandte Staatslehre soll nämlich 

diei in der reinen Staatslehre aus der blofsen 
Idee des Staats abgeleiteten. Formen und Grund«* 
Sätze als pragmatisch , als praktisch brauch- 
nnd anwendbar darstellen > soll zeigen > dafs und 
wie dem Staa^sideale ein Staat in der WirMich« 
keit in Absicht auf Wesen, Form und Verwaltung 
entsprechen könne;* demzufolge ist die reine 
Staatslehre die Quelle des, von der angewandten 
zu verarbeitenden, Stoffs; demnach inufs die 
reine Staatslehre immerhin für die angewandte, 
regulatives Prinzip, leitende Norm, und der 
Ze^tB>punkt seyn , von welchem aus und dnrch 
welchen die £:anze Tendenz der lezteren-IVich« 
tung, Ziel und Grenzre erhält. 

Anmeriiing. Dafs man, um diese angewandte Staats« 
*• lehre, richtig verstehen zu können, den Geist der, 

früher von mir aufgestellten , reinen Staatslehre volZ- 
5 kommen aufgefafst haben müsse, bedarf nach diofem <•. 

wolil keiner Erinnerung« 

§/ 7. 
Dal« aber die angewandte» Staatslehre, um 
ihrem Zwecke zu genügen; nothwendig einen 
bedeutenden Schritt weiter gehen müsse, als 
die «reine Staatslehre, liegt eben in der Natuf 
ihre« Bestimmung; denn^ da sie einen Staat nach 
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$ein«r ^BXizien Ansdehnting für di^ Wirklichkeit 
konstruiren soll, so mufs sie auch nothwendig 
Rüksicht nehmen auf die su bjekt iven 
empirischen Bedingungen , unter w^elclien 
ein Staat; gegründet, eingerichtet und erhalten 
Werden kann und mufs, also vorzüglich auf dei^ 
Menschen > wie ihn ^ie innere und äufsera 
Erfahrung darstellen ^ . auf seine Bedürfnisse, 
Neigungen und Leidenschaften » seine Gewohn* 
heit und Handlungsweise > seinen Kulturzustand 
«. s. w., 

Sie mufs ferner die vielfältigen Verv<mche', 
welche von jeher in Absicht ddr Staatsverfassung 
gemacht worden sind, d.h., die gegebenen 
Staatsformen , in Hinsicht ihrer Tauglichkeit zu 
Erreichung des wahren Staatszweks, sorgfältig 
prüfen, und nachweisen, wie inan sich in Beste- 
henden Staaten der einzig rechtlichen Staatsform 
in der angegebenen Hinsicht nähern könne und 
6OII0; endlich alle Zweige der Staatsverwaltung 
hindurch die Frage beantworten: Was darf, kann 
und mufs durch diese , mit Menschen und unter 
den gegebenen Umständen^ in einem Staate ^ für 
den von der Vernunft als gültig anerkannten 
höchsten Zwek desselben geleistet werden ? — 
lauter n^ue An^ und Rüksichten, welche > d« 
es die reine Stßatslehre, abgesehen von aller 
Empirie, nur mit vernünftigen Wes^Hi aU 
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solchen/ zu thun hatte , auch nothweadig ganz 
aufser dem Sesichtskreise der iezteren lagen* 

§• 9. 
Kürzer zu sagen : die Staatsknnst soll , nach 
jdem ihr in der Staatswissenschaft vorgezeich« 
neten Risse oder Modell , ein S^iattgebäude feit 
di^ Wirklichkeit errichten ; sie mnfs sich daher 
bey diesem ihrem Geschäfte zwar nothwendig 
nach den ihr gegebenen Baumaterialien richtet^ » 
aber doch, so viel es mit diesen möglich ist« 
treu den Rifs in der Ausführung darsteUen. 
Uniititerbrochen mufs sie daher auch im Dienste 
iet Staatswissenschaft bleiben , und ron dieser» 
wenn das Ideal auf alle empirischen Verhältnisse 
richtig bezogen werden sollt' allenthaiben Tor» 
bild 9 Norm und Triebfeder leihen. 

S. 10. 
Der Zwek der angewandten allgemeinen 
Staatslehre ist : Nähere Befähigung, neue Staaten 
twckmäfsig zu begründen, oder die bestehenden 
der wirklichen Welt, dem besser erkannten 
Zwecke gemäfs^ zu reformiren , und in allen 
ihren Zweigen zu verwalten; mit den Regeln 
vertraut zu machen, wonach diejenigen Gesetze, 
auf welchen die Möglichkeit eines Staats über» 
haupt beruht , und welche durch die blofse Ver^ 
tiunft aus Rechtsbegriffen aufgestellt werden^ 
auf den empirischen Karakter, auf den durch 
qin sinnliches Biegehrungsvermögen affizirt^n» 
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sinnlich interessirten, nnd der wicIerreGhtlicbeii 
Maximen fähigen Menschen anzuwenden seyenj 
diejenigen Maximen zu verbreiten, wodurch 
die frevelnden eigensüchtigen Begierden der 
Staatsglieder bezähm^ ihr zerstörender Ausbruch 
aufgehalten , und;sie, wo nicht mit dem wahren 
Zwecke des Staats zusammenstimmend, doch 
in Betracht seine^ unschädlich und unwirksam 
gemacht zu werden vermögen, 

§. 11. 

Dadurch soll und wird sie für dfen Bürger, 

Quelle der richtigen Kenntnifs seiner Bechte 
und Verbindlichkeiten; für Begenten und 
Staatsbeamte aber, Quelle des Vermögens 
%u jeder, auf wahren Staatsvortheil berechneten, 
Absicht die tauglichsten nnd rechtlichsten Mittel 
zu wählen, Quelle der Fertigkeit , Staatserschei* 
nungen von vollkommener Zwekm'afsigkeit her- 
vorzubringen , Quelle der Geschiklichkeit seyn, 
die Staatsglieder innerhalb der Grenzen des 
Zweks der Verbindung zu erhalten, und sie 
dem lezteren immer näher zu. bringen, — da« 
eigentliche und einzige Gute, zu welchem die 
Kräfte der Bürger gelenkt wenden sollen unci 
können« 

Anmerkung« Den, im §• angegebenen Venn^gen, 
Fertig- und Geschiklichkeiten entsprechen diejtM^ 
iTTichtigen Ausdrücke: Staatsk 1 ughc^t, Regie- 
rungfikunst, FUrttenkun^t^ Herrscher* 



8 

wetab^it- u«s. w. WUren die Staatsbürger nicht 
— - was sie in so vielen Suaten w^irklick seyn miia* 
sen,, — willenlose, blofs Gesezempfangende und 
passive Wesen , sondern , — was sie wirklich seyn 
sollen — Unterthanen zwar in der einen , aber auch 
aktive Theilhaber an der Souveränität in der^andera 
Hinsicht, %q würde ich unbedenklich, s« 6. der 
F^Urstenkunst auch eine Bürgerkunat an dit 
Seite setzen 

§. 12. 
Dadurch soll und wird sie, mit einem 
Worte: den Regenten • den Staatsbeamten und 
den Bürger bestimmen und befähigen , ganz das 
zu seyn, was Jeder an seiner Stelle im Staate 
seyn soll; für jeden zweifelhaften Fall auf den 
verführerischen Kreuzwegen der verwickelten 
Staatspraxis eine sichere Auskunft gewähren, 
und endlich, in Vereiijigung mit der, reinen 
Staatslehre, diejenige feste Grundlage bilden, auf , 
w^elcher jede einzelne angewandte beson«« 
dere Staatslehre, welche es mitvder Beur* 
theilung, Reform und Verbesserung eines ein- 
zelnen bestimmten wirklichen Staats, als 
solchen, zu thun hat, aufgeführt werden mufs, 
und mir allein mit Sicherheit aufgeführt werden 
kann. 

§. 13- 

Bey dem unverkennbar so sehr umfassenden, 

wichtigen und wohlthätigen Einflüsse der Bewir- 
kung dieses Z^weks auf die gesammte Menschheit, 
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ist der höchste, von irgend einer Wissenschaft zu 
erwartende j Nutzen auf Seite der angewandten 
allgemeinen Staatslehre so klar und' entschieden, 
dafs es ein höchst überflüssiges Beginnen wäre, 
denselben insbesondere nachzuweisen, oder ihre 
Bearbeitung und Darstellung aus diesem Ge* 
Sichtspunkte eigends rechtfertigen zu wollen. 

Anmerkung. Sich mit den Kurzsichtigea Lertun su 
hadern, die den Werth der Forschungen in der 
Staatslehre verachten, weil sie den Nutzen dercelben 
nicht mit Händen tasten können , verlohnt die Mühe 
nicht, ob es gleich äufserst traurig ist, bemerken zu 
müssen, dafs noch eia grofser Theil, selbst der ersten 
und wichtigsten Staatsbeamten, zu jener Klasse gehöre, 
dafs aber auch die Menschheit laut genug unter dem 
harten Drueke ihrer regellosen , und mit jedem Tage 
sich widersprechenden, Praktiken seufze, und solang« 
seufzen wird, bis nur, durch eine richtige Theori« 
der Staatslehre vollkommen gebildete und vorberei* 
tete, Männer allenthalben ihre Stellen werden einge« 
noromen haben« 

Als selbstständ^er Inbegriff jnannichfaltiger 
Wahrheiten und Erfahrungen betrachtet, hat die 
angewandte allgemeine Staatslehre das umfas» 
sendste Gebieth von allen Wisseuschaf(:en, und 
keine biethet 4^n Seelenkräften ein weiteres 
Übungsfeld dar; sie nimmt Theil an denEntdek- 
kungen und Fortschritten beynahe aller anderen 
Kenntnissei Künste und Fertigkeiten f und zu 
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Gebothe stehen mässen ihr» theils als Leiter- 
innen, theils als Dienerinnen, die abgezogen- 
sten Vernunftforschungen, wie die individuellste 
Menschenkenntnifs , die Geschichte, wie die 
Naturbeschreibung, die Heilkunde, wie die 
Gröfsenlehre u. s, w. Doch läfst sich nicht 
behaupten , dafs alle diese Zweige des mensch- 
lichen Wissens unmittelbar zu ihrem Umfange 
gehören, da sie vielmehr solche, als selbststän- 
dige Zweige bereits bearbeitet, und zu ihrem 
Verbrauche in Bereitschaft stehend , voraussezt. 

§. 15. 

Worauf sich ihr eigentliches Gebieth aus- 
dehnt , aber auch beschränkt , ist die , mit den 
(§. 7. und 8.) angegebenen Rüksichten durch- 
zuführende, Erörterung. 

a) Des Baues der Anstalt, der Anlage des 

Staats, d. h«, Bestimmi^ng der Art und 
Weise , in und nach welcher die oberste 
Macht wirken soll, der Beherrschungs- 
form und der Regierungsart : — Staats- 
grundverfassungslehre, ( Konsti tu- 
tionspolitik, politica architectonica) und 

b) der zwekgemäfsen Leitung und Forterhal- 

tnng dieser Anlage, oder der Führung 
des gemeinen Wesens, des Staats, auf der 
Bahn zu seinem Ziele: — Staat s ve r- 
waltung s lehre, ( Administrationspoli«^ 
tik , politica administratoria ), 
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§.16. 
Wie nun nichts« was unmittelbar in eines 
dieser beyden Fächer pafst, in einem Lehrge- 
bäude der angewandten allgemeinen Staatslehre 
vermifst werden darf> wenn der (§.10 — 12.) r 

angegebene Zwek durch dasselbe erreichbar ^ 

seyn soll, eben so sorglich mufs auch alles 
andere, was. einer scheinbaren Verwandtschaft 
ungeachtet, doch eigentlich anderen wissen- ^ 

schaftlichen Zweigen angehört, davon entfernt 
bleiben , wenn das System endlich des Karakters : 

der Bestimmtheit und Selbstständigkeit theil- l 

haftig werden, und von dem heterogenen Schutte, 
der die meisten bisherigen Versuche so sehr 
entstellte, rein erscheinen soll: diefs der Mafs- 
stab dessen, was Lücke •— was Überladung 
wäre. 

§. 17. 
Ehe wir jedoch zur Erörterung der (§. 15.) 
bestimmten beyden Haupttheile selbst über- ^ \ 

gehen^ erheischt es der eigenthümliche Zwek der 
angewandten allgemeinen Staatslehre, zuvör- 
derst — so wie wir in der reinen Staatslehre, 
dem Felde der reinen Vernunft, als Rechtsgesez- 
geberin, von der Entwickelung der durch leztere 
dlktirten Bedingungen und Nothwendigkeit der 
Errichtung eines Staats ausgehen mufsten, -— 
auch hier, auf dem Oebiethe der Erfahrung, die 
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Natar des Menschen ror i'em Staate , He für 
jenen allmählich eingetretenen Veranlassungen za 
Herbeyfährung^ nnd endlich die Art und Weise 
des Werdens des Staats selbst in der Wirklich- 
keit zu betrachten , was nunmehr im folgenden 
Titel geschehen soll. 
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Titel II. 

Genesif des Staats. 
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§. 18. 

(Jnfireachtet der im Verlaufe vieler Jahrhunderte 
niühsam errunc^enen Kulturstufe , auf welcher 
die Menschheit überhaupt gegenwärtig steht, 
erscheint doch nocb der einzelne Mensch , nicht 
nur unmittelbar bey seiner Geburt, sondern 
auch noch solange fort als ein unbehülfliches, 
blofs thierisches Wesen , bis die in ihm liegende 
vernünftige Natur durch vielfältige Bemühungen 
seiner Eltern » Lehrer und Erzieher bi^Nui dem 
Grade gewekt und in Thätigkeit gesezt ist, 
MTodurch das eigene Menschliche — über da» 
blofs Thierische -^ an ihm das Übergewicht 
erhält» Diefs berechtigt allerdings zu der Be* 
hauptung: dafs an ddn ersten Menschen, da 
es ihnen an allem Behelfe von Seite bereits 
kultivirter Wesen ihrer Art natürlich mangeltet 
der thierische Karakter, wo nicht der ganz 
allein-, doch gewifs der entschieden vorherr- 
sohende gewesen seyn müsse. 

- §. 19. 

Demzufolge können wir folgerecht welter 

schliefsen: dafs das, was die Haupttendenz alle^ 

thiertschen Handelns ist, nämlich > Befriedigung 

desHungers und Durstes^des GeSchlechtsinstinkts^ 
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des Triebes nach angenehmen Empfindungen» 
und des Absc^eues vor atlem Übelbefinden , die 
ganze Thätigkeit der ersten Menschenthiere 
ausgefüllt habe* wobey es, solange ihrer noch 
wenige waren , in dem freyen Spielräume ihrer 
Konkupifzenxen , und dem Überflüsse ihrer 
Befriedigungsmittel fiir wenige , ziemlich ruhig 
und friedlich zugegangen seyn mag. 
§. 20. 

Natürlicher Insünkt-lebne und zwang sie. 
die für sie geoiefsbaren Früchte von Pflanzen 
und Bäumen zu brechen, und aus der nächst- 
gelegenen Quelle zu schlürfen « um Hunger und 
Durst SS stillen , was schmerzte , zu emferneo, 
was behagte, zu erhalten; Begattungsgierd« 
führte den Mann zum Weibe, ihre Befriedigung 
und Gewohnheit erhielt beyde beysamoien, und 
'kamen dann Kinder zum Vorschein » so fand 
zwischen Elterrt und Kindern Zuneigung, Un- 
terstützung und Vertheidigung statt, weil innere 
Naturtriebe es so wollten. 
§. 21. 

Auf diese Weise entstunden mehrereFnmi- 
Uen, deren Glieder sich unter sich zusammen- 
hielten, so wie die Familien selbst — Zweige 
eines Stamms — durch ein natürliches Band ver- 
kettet blieben, nur, um ihrer Nahrung willen, 
sich in einem gröfseren Baume ihres Nahrungs- 
magazins, der Erde, ausdehnen mufsten, bis 
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allmählich die UrfamHieti ansstarben « die' natür- 
liehen Bande ihrer Zweige, mit ihrer wachsen- 
den Menge , immer lockerer wurden , und end« 
lieh nur noch die Gewohnheit des Nebeneinan« 
derseyns die meisten mit schlaffem Bande zu 
einer Nation vereinigt hielt , während dem be» 
reits einzelne Familien, zufällig oder absichtlich^ 
von jenen sich lostrennten, und auf anderen 
Plätzen der Erde Stifter besonderer Generationen 
'wurden. 

§. 22. 
Langehin behandelte man in dieser Lage 
der Dinge den Boden mit allen seinen, ohne 
menschliches Zuthun vorhandenen , Produkten 
als Niemanden ausschliefslich , sondern allen 
gehörig, und jeder eignete sich das, was seine 
Bedürfnisse erheischten, da, wo er es fandj unck 
so oft und in der Menge zu , in welcher er ts 
brauchte; Auch ging diels — > mehr oder minder 
heftige Balgereyen, die dann entstanden, wenn 
zwey oder mehrere ip ihren Gelüsten jiach 
einem und"^ demselb^i Gegenstande zusammen* 
trafen, abgerechne|: — noch gar wohl an, so 
lange das Mafs der kunstlofsen Naturprodukte 
zur Stillung des Bedürfnisses der hungerndei» 
Menge hinreichte, und befruchteter Erdraum 
übrig war, der, im Falle der bisher genüzte 
entleert war, ungehindert bezogen und genüzc 
werden kpnnte. 
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§. 25. 

So endlich £prtgerükt bi^ an nnübersezbar 

geglaubte Ströme oder Gebirge, der eben ver- 

' las^ene Erdstrich nahrungslos , oder von Nach* 

^ gerükten besezt , der Vorrath des innehabenden 

i beynahe aufgezehrt, spornte der Drang des 

nahen Mangels manche , auf diese oder ähnliche 
Weise in seiche Verlege^nheit gerathene , lyien- 
schenhorde , neue bisher ungekanute oder doch 
vernachlässigte, Nahrungsquellen aufzusuchen, 
oder sparsamer zu benützen. 
/ §.24. 

I Unter der einen hatten einzelne, zufälliger 

Weise, die Milch gewisser Thierarten, womit 

< 

sie diese ihre Jungen nähren sahen, gekostet, 
und auch für sich schmakhaft und nährend ge- 
funden« Statt also, wie bisher, diese Thiere 
geradezu zu tödten, und aufzuzehren i bewahr«* 
ten^ sie solche bey sich auf> um auß längere Zei^ 

^ von ihnen sich zu nähren; die Sache ward auchr 

von andern zwekmäfsjg', und überdiefs sehr, be- 
quem befunden, und bald allgemein nachgeahmt : 
$0 entstunden in kuri^er Zeit ganze Heerden 
solchen Viehes , und alle waren nur darauf be- 

r dacht, sie zu erhalten, damit beschäftigt:, sie 

zu hüten. Alle waren von nun an Hirten. 

§. 25. 
Unter ^iner andern hatte Jemand in der 
Gegend seiner Hütte die Frucht eine« Pflanze 
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fallen lassen, und Aiefs zufällig bemerkt. Nach 
einiger Zeit siebt er an demselben Orte die näm- ' 
liehe Pflanze mit gleicher Frucht. Er stekt nun 
absichtlich nebenhin wieder eine solche Frucht, 
und beobachtet neugierig den Plaz; und» siehe 
da f bald keimt a:uch hier dieselbe Pflanze;' mit 
naiver Freude erzählt er seinen Nachbarn die 
Sntdec^ung, und muntert sie» um seiner Erzäh- 
lung^ Glauben zu rerschaffen , zu ähnlichen Ver- 
suchen ant. Sie versuchen es wirklich unter 
seiner Allleitung, und finden bald seine Ent* 
deckung bestätigt. Sie versuchen es nun. auch 
mit andern Fruchtarten» sehen bald d^n wich- 
tigen Vortheil aus {grörs.eren Versuchen der Art 
für sich ein, und der Ackerbau beginnt« 
. i' §.26. . . 

Hatten indessen schon vorher, wo.man der 

Nahrungsmittel noch ungleich wenigere hatte» 
oder kanpte, hie und dort Balgereyei» statt 
gefunden,, weil Mehrere zugleich auf den Qenuf^ 
eines und desselben Objekts Anspruch machten, 
so m.u£sten die Streitigkeiten jezt nach eben dem 
l^afse isich mehren, in welci.em die Befriedig'' 
gui^gsmittel des Bedürfnisses sich .vervielfäl- 
tigten. 

§. 27. . . 

Das Thter, welches der eine zu* seiner 
Nahrung nüzte, wollte ein anderer zu gleichem 
Zwecke für sich^ an Stärke- dem ersteren, der 

Behr Suatskuust I. Abtii. 2 
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es nicht gutwillig überlassen will, überlegen» 
sezt.er sich mit Gewalt in den begehrten Besiz^ 
aus dem er sich jedoch bald wieder durch die 
mierwartete List eines dritten geworfen sieht» 
£jn anderer hatte mit grober Mühe ein Stük- 
chen Feldes umgegraben und besäet , und erwar« 
tete mit grofser Sehnsucht den Tag der Ernte. 
Aber eben« da er hinkömmt t um zu ernt^i^ 
findet et die Früchte durch einen andern bereits 
abgeschnitten und davongetragen. Einem dtit- 
ten^ der seinen Nachbarn jezt gemäkhlich'i'K>a 
seinem. gesammelten Vorrathe leben sah» gekis^ 
tete nach gleicher Bequemlichkeit. Er forderte 
Theilung des Vorraths, und da der Nachbat 
solche unter Berufung auf seinen Besiz var* 
weigerte, so erzwanjg er sie durch überlegene 
Stärke, seiner Faust. - Wie es einer dem andern 
machte 9 so geschah diesem von dem dritten, 
und die nothwendige Folge war bald allgemeiner 
Zank g Krieg unter sich und Verwirrung^ 

§. 28. 
Bei dieser gänzlichen Unsicherlielfe jedes 
ergriffenen indiridueUen Besitzes,' und der 
daraus 'hervorgeheliden Gefährdung, selbst .der 
Existenz eines jeden, zwang abermahls dieNöth» 
einen Ausweg aufzusuchen, auf welchem es 
möglich wäre, dafs jeder das, was er einmal 
von den möglichen Objekten der WiUkühr vor 
ixgend einem andern seinem, Frivatgebrauche 
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tii^terVorfen, ^uch als das Seine, anerkannt als 
solthes^ von jedem andern, behielte; und der 
bey allen einzelnen gleich lebhafte Wunsch, der 
stäten gemeinschaftlichen Furcht voreinander 
entledigt zu seyn , beforderte schnell die Ent- 
deckang*, dafs, bei der Unmöglichkeit > dafs 
alles vorhandene Brauchbare auch von Allen 
Kugleich wirklich gebraucht werden könnte, 
jeder einzelne vom Ganzen einen bestimm* 
ten Theil für sich erworben, der bisherige All- 
oder GesammtbesiÄ> welcher nur die Möglich«' 
keit des Gebrauchs enthielte, in einen Privat- 
besiz, das mögliche Eigenthum in ein wirk- 
liches, verwandelt, und, bestimmte. Grenzen 
des Mein, und Dein, gezogen werden müfsten. 

§. 29. 
Als das natürlichste Mittel zw Erreichung 
jenes Zweks und zu Realisirung dieser t^ntdek- 
kung drang sich ihnen von selbst aiif > die\ Ver- 
abredung oder gegenseitig übereinstimmende 
Erklärung dahin: dafs jeder sowohl das, was er 
bereit in seinen Privatbesiz gebracht i' als aus- 
schliefsiend Sein bel^alten, als auch von allem. 
übri]^n^ noch nicht okkupirten, noch! unver» 
theilten, Brauchbaren einen bestimmten gleichen 
Thail» gleichfalls als aitsschlief^end Sein, eth^U 
ten, dagegen aber auch sich aller seiner Ursprung-* 
liehen unmittelbaren Ansprüche auf das, was er 
jezt den übrigen, als :^u^chU€ir&end das Ihre, 
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zugestanden f sich begebet 9 dafs endlich jede 
künftige Veränderung oder Vertauschung in dem 
so regulirten Privatbesitze ebenmärsig nur durch 
fr eye Verabredung statt finden solle. 

. §. 30. 
Froh, ein so viel versprechendes und leicht 
. ausführbares Mittel, dem bisherigen Seh weben 
zwischen Besiz und Entsetzung ein Ende za 
machen , gefunden zu haben , legte man rasch 
die Hände ans Werk, vertheilte, was noch zu 
vertheilen war, schlofs die (§. 29 J bezei43hnete 
Verabredung, und gelobte» sie fest und unver- 
brüchlich zu halten; und nun erst fing Jeder 
im festen Glauben an die Ungestörtheit im Be- 
sitze seines wirklichen Eigenthums, an, darauf 
zu sinnen, wie er dasselbe so ganz benützen 
könne und wolle. i 

Jezt weidete und futterte ei* sein Vieh un- 
gleich sorgfältiger , lernte auch dasselbe zu sei- 
ner ^deckung ztji gebrauchen, und' sogar zu 
seiner IVUtarbeit und Beschätzung abzurichten; 
Jezt durchwühlte und bepflanzte er sein Feld 
ungleich emsiger und unverdrossener > da er. die 
Besultate seiner Mühe selbst geniefsen , die 
Früchte seines Fleifses für sich ernten zu kön- 
»en hoffen durfte« Jezt sammelte er sich mit 
kluger Sparsamkeit Vorrälhe, da er keine unge- 
stümme Auffprderung zur Theilung derselben 
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mehr beftirchten zä müssen glaubte , indem ja 
seine Nachbarn rings. und weit um ihn her sich 
ihres Mitrechts auF alles das, als ausschliefsend 
das Seine , begeben hatten» 

§. 32. 

Bestimmtes Eigenthum an Grund und Boden 
zog, da man sich des eben errungenen Vortheils 
natürlich nicht wieder begeben wollte » noth- 
wendig Beständigkeit des Wohnsitzes nach sicbf 
aus Höhlen und Zehen wurden Hütten und 
Häuser. Man erFocschte und entdekte immer 
neue BeFriedigungsmittel der BedürFnisse, und 
immer gröfsere MannichFaltig- und Leichtigkeit 
in den Arten, s\e zu produziren, und bey eben 
diesec auF demselben Baume immer gröfseren 
Reichlichkeit der Nahrungsquellen, konnten sich 
a^h gröfsere Menschenmassen dichter und blei* 
J>end zusammendrängen, 

§. 33. 

Eine geraume Zeit über nach jener, aus 
der gegenseitigen Furcht vor einander und dem 
allgemeinen Drange nach Buhe und Frieden her* 
vorgegangenen 9 Theilung des Gesammtbesitzes 
mag auch wirklich jeder dem andern das Seine 
ungekränkt gelassen, und die Menschheit im 
Ganzen, nach ihrem damaligen Verhältnisse, sich 
wohl befunden haben. Aber dieser friedliche 
Zustand war durch nichts gesichert, und ein 
aUmählicher . Zusammenflufs ungünstiger Um- 
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stände erzeugte vielleicht schon bey der zwey« 
ten Generation jener Paziszenten das dringendste 
Bedürfhifs jener Sicherung oder Garantie. 

§. 34. 
Zerstörender Frost, Hagel, Überschwem- 
mung, Brand , Viehseuche und andere derglei- 
chen unglükliche Zufälle, welche den einen 
Theil der Familien trafen ; Unzulänglichkeit des 
Ihnen bey der Vertheilung des Gesammtbesitzes 
zugefallenen Antheils durch allzugrofse Ver- 
mehrung ihrer Glieder bey dem anderen; Träg- 
heit in Bearbeitung und Benutzung ihres Eigen- 
thums, oder unkluge Vergeudung desselben 
bey dem dritten ; Neid über das Bessergelingen 
' der Unternehmungen von Seite der übrigen bey 

, dem vierten ; Ungenügsamkeit mit dem Ihrigen, 

* ' und Gierde nach fremder Habe bey dem fünften ; 

im Laufe der Zeit allmählich eingetretene Ver- 
wischung der Grenzen desEigenthums zwischen 
dem sechsten und siebenten Theile , und tausend 
andere, durch menschliche Leidenschaften, Zufall, 
oder auch den natürlichen Lauf der Dinge her- 
beygefiihrte ähnliche, Verhältnisse veranlafsten , 
neuerdings unzähliche gegenseitige Ansprüche, 
Neckereyen und Störungen im Besitze« 

§. 55. 

Wurden auch manche dieser Streitigkeiten 
durch gütliche Übereinkunft unter den Parf heyen 
selbst wieder beygelegt , oder auch durch das 
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daxwischen getretene Ansehen der Älteren aus 
ihrer Mitte friedlich entschieden, so arteten 
dagegen bey weitem die ineisten in offenen 
Kampf und wilde Gewaltthätigkeiten aus, wobey 
denn, nicht das Recht, sondern nur die über- 
wiegende Stärke die Oberhand behielt, und so 
war denn die vorige Unsicherheit des Besitzes, 
das gegenseitige Mifstrauen und die gemein- 
schaftliche Furcht voreinander und zwa^ in 
einem um so höheren Mafse zurükgekehrt, je 
mehr bey der jetzigen Lage der Dinge die Be- 
rührungspunkte und die Anlässe zu Kollisionen 
vervielfältigt waren. 

§. 36. 
Der allgemeine Zustand war mehr als 
jemals — zwar nicht ein wirklichei Krieg 
aUer gegen alle unter sich , d. h. , ein solcher, 
wo alle ^einander immer und wirklich befehdet 
hätten.» —* aber doch ein Zu stand des Kriegs, 
d. h. , ein solcher , dessen Maxime die Möglich- 
keit und Gefahr beständiger Befehdung statuirte, 
-worin also jede Uneinigkeit in wirkliche Fehde 
ausschlagen, und nur die Macht des Stärkeren 
entscheiden konnte , da weder ein kompetenter 
Richter, welcher jene rechtskräftig hätte ent- 
scheiden, noch eine kompetente Macht exi- 
stirl;e, welche diese Entscheidung hätte vollzie- 
hen können. « 
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§. 37. 
Während dieser fatalen Krise im Innern 

der Nationen , welche auf den bisher gezeichne* 

ten Standpunkt der Kultur vorgerükt i^aren, 

brach ein neues Ungewitter von aufsenher loSf 

indem andere, noch immer unstät herumzie- 

hende, Menschenmassen einem Sturmwinde 

gleich sich heranwälzten, und sie aus ihrem für 

immer gewählten , mit soviel Mühe und Sorg* 

falt bereits eingerichteten Besizthume zu ver* 

drängen drohten. 

§. 38. 

Gleiche Gefahr, und gleiches Interesse, sie 
abzuweiiden , bewirkten bey der einen bedroh- 
ten Nation von selbst eine Vereinigung aller 
Kräfte ihrer einzelnen Glieder zu gemeinschaft* 
lieber Vertheidigung, und so gelang es ihr, den 
hereinbrechenden Feind von den Grenzen ihres 
innehabenden Erdstrichs zurükzuscheuchen , 
während die andere, die sich nur mit vereinzel- 
ten Kräften verlheidigte , ihrem Feinde das Feld 
zu räumen , und mit unendlichen Schwierigkei- 
ten einen anderep Erdstrich aufzusuchen, zu ero* 
bern, zu vertheilen, urbar zu machen, und über- 
haupt in denselben Zustand, worin der entrissene 
bereits war, zu versetzen gezwungen ward. 

§. 39. 
War nun aber auch auf dje eine oder .die 
andere Weise die Ruhe von aufsen wieder glük- 
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lieh hergestellt, 00 begann die Leidenschaft im 
Inneren wieder ihr Spiel. Jeder handelte, nach 
seiner eignen Willkühr, ohne Rüksicht auf den 
Zustand des andern; gegenseitige Störungen, 
Baufereyen, mit einem Worte, der innere Krieg 
brach mit erhöhter Heftigkeit hervor, bis end- 
lich am Rande allgemeiner Verwirrung , das 
höchste Gefühl des Bedürfnisses auf Mittel zu 
denken zwang, Personen, und deren, zwar 
gegenseitig anerkanntes, nirgends ^ber in der 
That respektirtes , Eigenthum gegen Störung 
und Verletzung unter sich zu sichern. 

Durch einen allgemeinen Verein aller Kräfte 
zum Zwecke gemeinschaftlicher Vertheidigung, 
war die Nation gegen die dringendste Gefahr 
^on Seite mächtiger auswärtiger Feinde gesichert 
worden, und durch eine engere Verbindung 
einzelner unter sich verwandter Familien zum 
Zwecke gemeinschaftlichen Schutzes hatte man 
diese alle Angriffe auf ihr Eigenthum von Seite 
ihrer näheren oder entferntei:en I^achbarn glük- 
lieh überwinden gesehen. Diese Erfahrungt 
dieses Beyspiel leiteten sehr natürlich bald zU 
der Einsicht, dafs zur Herstellung der Ruhe und 
Erhaltung fortdauernder Sicherheit derTersonen 
imd des Eigenthums im Inneren , die Vereini- 
gung der Kräfte aller Glieder der Nation zur Un- 
terdrückung jedes Angriffs und jeder Beeinträch- 
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rigong, von wem ihimer, ebentnär^ig das beste 
nnd zuverläfsigste Mittel seyn müsse. i 

Je allgemeiner das Bedürfnifs der Ruhe ge- 
fühlt, lind je sehnlidier der Wunsch war, da(^ 
doch jeder wenigstens im Besitze desjenigen , 
was man als das Seinige schon ehekin anerkannt 
hatte, sicher seyn möge, desto williger bothen 
alle zu Ausführung dieses Mittels« die Hände, und 
so ward denn ein zweyter Vertrag, und zwar 
dahin , abgeschlossen : dafs jeder unter ihnen 
das im ersten Vertrage dem andern zugestandene 
Eigenthum, so wie «eine Person, als unver- 
lezltch respektiren , und , wenn demungeichtet 
Jemand oder Jemandes Eigenthnm angegriffen 
würde, alle übrigen mit gesammter Hand zu 
seinem Schutze bereit, und nach allen ihren 
Kräften thätig seyn wölken. 

§. 42- 
Eine Zeitlang ward wirklich Leichtsinn und 
Leidenschaft durch das Andenken des neuerdings 
gegebenen Worts, mehr aber noch durch die 
Furcht vor der' gesammten Macht Aller im 
Zaume gehalten. Man freute sich nun wieder 
einmal der Ruhe und des .ungestörten Genusses 
des Seinigen in einem hohen Mafse. So wie 
aber im Laufe der Zeit jenes Andenken und 
diese Furcht allmählich wieder schwächer wur- 
den, regte sich auch wieder der, keineswegs 
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ausgerottete, nur periodisch gefesselte, Geist der ' 
Ungenügsamkeit, Reibung, Störung und Ver- 
letzung. Solange dieser sein Spiel im Kleinen ^ 
und mit möglichster Vorsicht im Verborgenen 
trieb, gab es noch keinen öffentlichen Lärm. 
Jezt aber ertönte laut eine bittere Klage über 
erlittete offenbare Kränkung. 

Gleich erscholl ein allgemeiner Aufruf zu 
Leistung des zugesicherten gemeinschaftlichen 
Schutzes. Rasch fiel die ganze Menge, an ihr 
Wort erinnert, über den angeschuldigten Ver- 
brecher her, und nur seine gänzliche Vernich- 
tung befriedigte ihre zügellose Begierde, die 
widerrechtliche Beleidigung vertragsmäfsig ztt 
rächen. Erst hinterher sah man ein, dafs die 
Angefügte Beleidigung eben nicht von grofser 
Bedeutung, und auf jeden Fall von dem Urheber 
leicht zu repariren gewesen , dafs also das rechte 
Mafs in jeder Hinsicht überschritten worden 
«ey. Aber die That liefs sich nicht ungeschehen 
machen, und heimlich bemächtigte sich eines 
Jeden die Furcht, er könne sogar eine ganz 
jonvorsäzliche Kränkung eines dritten mit seiner 
gänzlichen Vertilgung büfsen müssen, aus der 
unmittelbar die Maxime hervorging, es müsse 
künftig, wenn. nicht gerade das Gegentheil ihres 
Zweks bewirkt werden solle, ungleich behut- 
samer zu Werk gegangen werden. 
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§• 44- 

Im zweyten Falle des ergangenen Aufrufs 
begnügte sich wirklich die zum Schutze herbey- 
gekommene Menge damit , den Angeschuldigten 
Zum Ersätze der vorgegebenen Verletzung zu 
zwingen. Aber dieser bewiefs hinterher, dafs 
die vorgegebene Verletzung von seiner Seite gar 
nicht existirt habe» und forderte Genugthuung 
von der ganzen Gemeine ; aber nur vergebens : 
denn wer hätte die ganze Gemeine zu deren 
Leistung vermögen können und sollen? Doch 
jeder fühlte, daf5> statt Recht zu schützen, viel- 
mehr Unrecht gethan worden sey, und jeder 
fürchtete wieder, dafs ihm ein Gleiches in einem 
ähnlichen Falle wiederfahren könne , dafs er also^ 
statt gesichert, vielmehr gefährdet sey; diefs 
erzeugte den Beschlufs , dafs im künftigen schuz^ 
bedürftigen Falle vorerst geprüft werden solle, 
ob witklich eine Beleidigung oder Verletzung 
vorhanden, auf wessen Seite das Recht sey? 

§. 45- 

Nur zu bald trat ^er unterstellte Fall ein , 
und man unternahm sogleich die beschlossene 
Untersuchung. Jede von beyden Partheyen 
wufste sogleich erhebliche Gründe für sich anzu- 
führen , und die zum Schutze des Rechts bereite 
Menge theilte rfch selbst in ihren Meinungen 
in gleiche Theile; man mufste also entweder 
unverrichteter Dinge nach Hause gehen, oder 
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bestimmten Pef sonen die EntscheHang der Sadie 
überlassen. Npt der leztere Ausweg konnte 
gewählt werden; denn beym ersten würde der 
allgemeine Vertrag selbst gebrochen, und die 
allgemeine Sicherheit dem blofsen Zufalle wie«^ 
der überlassen worden seyn. Die Wahl jener 
Schiedsrichter fend keine Schwierigkeit; das 
Vertrauen aller einzelnen Glieder der Gemeine 
begegnete sich in den Altesten aus ihrer 
Mitte, gleich ehrwürdig durch Erfahrung und 
kalte partheylose Beurlheilung. 

Diesen also wurde das Recht der Entschei« 
düng in dem gegenwärtigen und jedem »ahn» 
liehen künftigen streitigen Falle überlassen t 
diesen d^s Richteramt übertragen , und die Ver- 
wendung der vereinigten Kräfte der Gemeine 
nach Mafsgabe ihrer Entscheidung gelobt« 
Mehr, als die übrigen, für die Ruhe und Sicher- 
heit des Ganzen besorgt, unterzogen sie ^ich 
auch gern der übertragenen ehrenvollen, uivd 
ihrem eigenen Glauben $n bessere JBinsicht 
besonders schmeichelnden, Funktion; vermit- 
telst welcher denn auch wieder eine Zeitlang die 
hin und wieder gestörte Ruhe und Sicherheit 
immer wieder hergestellt und erhaltefi wurde. 

§. 47. 

Jezt aber durchbrach wieder heftige und 
gereifte Leid^n^haft an mehreren Orten zi^gleich 
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die vertragene Schranket und es befanden sieh 
afeo^mehrere zu gleicher Zeit im Falle desSchuz- 
bedarfs. Dem einen und dem andern«, zu deren 
Sdiuz die übrige Menge herb^ygeeilt war, wurde 
wirklich geholfen 9 darüber iihlessen der dritte 
und vierte vergessen, in Hinsicht dieser also der 
Vertrag nicht erfüllt; diefs veranbfste laute 
Klagen über Unzulänglichkeit der getroffenen 
Anstalt. Die Fälle des Schuzbiedarfs traten häu- 
figer ein, und in eben dem IMafse wurden die 
Klagen der lezteren Art häufiger und hiuten 
Jeder fühlte das Gewicht dieser Beschwerden, 
, dieinahe Gefahr eines gänzlix^heb Rükfalls in 
allgemeine Unsicherheit, und das dringendste 
Bedürfnifs^ sie zu enden. 

§•- 48. 
So. durch Noth. abermals zur Überlegung 
getrieben, begriff man bald, dafs mit Bestellung 
von Richtern aliein noch nicht genug geschehen 
sey^ dafs man vielmehr. auch solcher Personen 
bedürfe > denen die zwekgemälse Tertheilung ,> 
Leitung und Anwendung der schützenden Kräfte 
in jedem vorkomüieBden Falle ihrer Wirksam- 
keit oblä£:e, und dafs nur auf diese Weise der 
Zwek des geschlossenen Schuzvertrags volU 
kommen und nach seiner ganzen Ausdehnung 
erreichbar sey. Je dringender dieses Bedürfnifs 
gefühlt war, desto Schneller ward, zur Wahl 
solcher Personen geschritten , die bey der einen 
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Gemeine aaf die Muthigsten und Tapferste attc 
ihrer IV^lte» bey der andern auf diejenigen > die 
am meisten durch ihren Reichthum biendeteo, 
nnd durdi Freyg A>igkeit die * meisten Anhänger 
sich zn verschafFen gewufst hatten, bey der 
dritten endlieh auf diejenigen fiel, die 4ich 
bey schon vorgekommenen zweifelhaften Fällen 
durch ihren Verstand und klugen Rath die meiste 
Achtung erworben hatten. • 

§. 49. 

Diesen oder Jenen wurde nun der ehren» 
volle Antrag gemacht,, in. jedem, den Schuzder 
Gemeine nach Inhalt des bestehenden Gnmd- 
vertrags ^heischenden,. Falle sogleich den Aufruf 
ergehen. XU lassen, die .Aufj^bothened> nach 
Alafsgabe des Zweks und der Umw^tande; zu 
vertheilen,'uhd, nachdem in zweifelhaften Fällen 
der riehlerliche Ausspruch erfolgt, vermiltelat 
jener für treue Vollziehung des lezteren, oder 
überhaupt für Reparirung der denunciirten Ver* 
letzung und Bestrafung der Verletzer gewissen? 
l^ft Sorge zu tragen, wogegen man ihren Anwd« 
mingen unbedingt Folge zu leisten sich anhei" 
schig machte« 

§. 50, 

Durch diese eben angeordnete Direktton 
der schätzenden Kräfte, ward in jedem ihre 
Wirksamkeit erfordernden Falle der Zwek des 
Gi;undvertrag3 bestimmter» als jemals, erreicht^ 
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die Macht der Direktoren verschwand mit Endi-^ 
gung ihrer einzelnen Funktionen jedesmal wie* 
der, und sie kehrten mit ihren Gehülfen xu 
gleichem VerhHltnlä^e nach Hause zurük. Besser» 
aU jemals, befand sich die Gemeine bey der 
neuen Ordnung der Dinge, una man würde nie 
an eine weitere Modifikation derselben gedacht: 
haben, wären nur nicht jezt einzelne Fällig der 
Art vorgekommen, in welchen der Vertrags*- 
brüchige zwar bestraft, aber der durch ihn 
gmgefügte Schade schlechthin nicht wieder gut 
gemacht werden konnte. 

§.51. 
Die lauten Klagen dieser nidit befriedigten 
Besohädigten ) und ihre, aus der diu^fh.sie bey 
jedem andern erzeugten Reflexion, diafs auch ihn 
nur gar zu leicht ein ähnliches Schiksal treffen 
könne, hervorgegangene allgemeine Billigung 
bewiefs nun wieder die Unzulänglichkeit der bis 
jezt getroffenen Veranstaltung, utid jeder sah 
nur zu deutlich ein^ dafs er noch« nicht volU 
kommen gesichert ^ der lezte Z wek des beste* 
henden Vertrags also noch nicht gänzlich erreicht 
sey, so lange nicht selbst die Mc^lichkeit irgend 
einer Störunge Beschädigung oder Verletzung 
der Person oder des Eigen thums aufgehoben, 
oder jeder solchen^ mit dem allenfalls erforder- 
lichen Nachdrucke vorgebeugt, zuvor- 
gekommen würde* 



1^ 



.^..^^giBiBHan 



■mmsmAi 



35 

Nebstdem hatte "»Mm lasge scbotif t>ey den 
moht seltenen Aufgebolhen zu Leisttw^ des ve^'* 
sprochefieri Schutzes, die Last dieser Verbind* 
liehkeit, den daraus für das eigene. Hausw^Ä 
^nesjeden erwachsenden Nachtheil, die darau:$ 
ffir ebeb. dasselbe entspringende Gefahr!,' und 
ei^dliöh, in den meisten Fällen, dieOnnothigkeit 
des Daseyns und der persänlichen Mitwirkung 
all er. Glieder der Geinedne^ nur zu hßft gcfüfeJ^ 
und n!ur 2;u.bestiinmt einge^h^n y ' aU dafo mm 
nicht 'betfei 1^' auf den^ Gedanken hätte' (kontiinexl 
sollen j dafe jedesmal nur so viele aüfg;^<eM:Beii 
zu. Yrerden brauchten,, aliznr ungezweifelben 
Erreichung des Zweks erheischt würden , und 
dafs^manl dabey Reihe uhi/ gehen kÜnne^I oder 
dafs ,wtüil garreirie für. jeden Fäll: s&ureühencle 
An^iahWrlieder aus der Geniieine for^däiiernd'^uiii 

j&wecke des Schutzes in Bereitschi^t -gel^lte^V 
und für diese Dienstleistung im Nafmen der Ge»- 
xiieini^ jren. allen .äbi-igöndtirch sie' Vertretenen 
ernährt 'Uiid entschädigt werden könnbe,»> * l 

' Das erstere Bedürfnifs war zu drinöfend* «nd 
die leztete Ansicht' 'i^ reizend, als dafd 'thäi}\ 
j^nefnzti Steuer ns üttd diese zu reaüsireh, sich 
nicht^ialögltchst hütte beeilen sollen. Leicht war 
auch da^ Mittel zu beyden gefunden ; man durfte 
nur das, bis jezt blofs tempori^rei- Amt der 

Bchi* Siaatskiinn I, Abth» 3 
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bereits bestehenden Direktoren der schätzenden 
Kräfte fortdauern lassen , ihren Wirknngskreiis 
anjch ahf den Zvrek des Vorbeugens ausdehnen » 
ihnen die Wahl der nothigen Mittel am Errei* 
chung des- Gesammtzweks und deren GelHraucli 
überlassen, eine wahrscheinlich hinrlsichendc 
Anzahl von beständigen Gehülfen und WeA*- 
zeugen für etstere aufbrtngfen » sich über di^^Art 
derer Unterhalt- und Entschädigung vereinig^l^ 
und diese» so wie auf den weiteren NothlaU 
sich selbst, der freyen Disposition jener Di^k* 
torea unterwerfen :• so- war jenes Bredürfmfa 
befriedigt, jene I^ast um unendlich vieles erieich« 
tert, jene Gefahr und jener Nachtheil gehoben. 

§. 54. 
Die hoffnungsvolle Aussicht auf endlieh 
einmal zu erreichende gänzliche Sicheriteit, und 
das lebendigste Vorgefühl der Annehm * und^Ge« 
mächlichkeit eines herbeygefuhrten Zustanden 
jener Art, liefs in der damaligen Lage, auch 
nicht einmal die leiseste Ahnung einer JFnrcht 
für Gefahr ihrer Sicherheit aus der Übertragung 
jenes Rechts und der Etablirung einer solchen 
Macht, selbst aufkeimen. Nur erst der späterhin 
wirklich erfahrne und oft nur zu theuer gebiifste 
Mifsbrauch derselben , war die Mutter einer 
solchen Furcht, und des mit ihrer Grö£96 ver* 
hältnirsmäfsigen Drängens und Strebens, sich 
dieser nyieder zu entledigen. 
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r 3^e$ voi^e^ehlagene Mittel ifaixd ungeihiil* 
ten Beyfall; pnan trd^; sofort allgemein zusam- 
men f_ vereinigte sich über .4ie Personen , denen 
daa^ ' erhabene Amt de^ lortdauernden Direkign 
rinms anvertraut werden 8oUte>.ji^nd:übw dia 
Mittel, diese zu unterhalten und^xflieMschär 
d^en; brganisirte. die beständige. [Hülfamanti« 
ecfaaft» regulirte auch deren Unterhalt, und 
schritt ohne weiteres zur Ausführung. ' ! 

Man übertrug nämüch auf eine feyerliche 
Weise den Gewählten die Pflicht^. >AUe insge- 
sa>Aitnt'Und jeden einzelnen insbesondere, sowc^ 
tüksichtlich der Person als des im £ig;enthum$t 
rerii*age eingeräumten Besitzes , 'gingen» j^ede St^r 
rttngV Beschädigung^ und Verletzüsi^ jieeii Mög« 
liobkSeit zu schützen und zu si ehern ^r^abceiü auch 
sngltich. das Recht dex Leitung d!^ Sichü(S(€i|)d^ 
Gesammtktaft , der Wahl iiud des.fiehrbuchs)aUet 
zti]:]£rr^ichung jenes Zweks erfofid^rlic^^n-iMit- 
tel, übergab ihnen, zu ihrer freyer» -Veffüguilg 
jene, zum Behufe dies Schutzes organisirtey 
durch die Bey träge aUer ^übrigen ; 2lu X^lit^rhaU 
t^de uiäi sie selbst «vertretjBnde,.Maiinschaft:i 
und versprach auf das^H^eitigste, sdch selbst, cihuA 
Aufioahmie, mit Person tmdr Haabe^. ihren Anordi 
nunge^.: zu fügen, wenn: in irgendeinem :F.alk 
%\i Erreichung des VQrgestekten Zweks der 
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Gebrauch jener oder ^e3;e;r erheischt würde ; 
tnit einem Worte: man unterwarf sich üiAen. 

Je weniger man noch znr Zeit die groCse 
Last solcher Pflichten und solcher Rechte kennen 
gelernt hatte,' und kennen gelernt haben konnte, 
desto^will^e^ ward dieser , mit der Aussicht auf 
ein reichliches flinkonimen verbundene, A^ntrag 
ftngenomiheiti, 'und dessen VoUführung, ohne 
besondere Erwägung ihrer Möglichkeit .odec 
Schwierigkeit, zugesichert. "^ 

§•68. ' 

SO'N^tand es denn da, das erste fikeli»£ 
eines .Staats; Werk des Bedürfni^es deK 
Sicherheit, und der durch de^^en Drang irnniet 
weitet' -»getriebenen Spekulation na^iMitteln# 
dasselbS^ 7^ befriedigen 9 an geregt/ zwaf: duivh 
den Ot g a<t](iis m u s d ä r iN a t u r , aber ' ^iturch 
eirien freyen Alkt freyeif Wesen j durch ntitFregrv 
heit befeohloisene Überträgung jene» Richte und 
jener M^chty und deren Sreye Annahme, durdir 
einen^TcKr tragi^fer riecht et. :, •-• Au ^*!j 

/ ^- •''■ /'■ '•-'§• ''^^ '' ^' - ' ■"■■ - '" •' 
' ^ Sbldie Einrichtungen^^: imd ihre enfangs nnr 
guten Fitiehte, mulsten nothw^bdigdie AufmWrfe^ 
samkeit benachbarti&ciMjraachelimassen^erregieB^ 
und si'e, tnehr*od6r>;ii(&e9iiger, ^izlut Nachahnsnng 
reizen I jedoch mit vtcnrchiedenem Etfolgie.r'^iru 
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* Bey der einen tiämlioh überllji^eb:;e die 
Klugheit, List uod Kühnheit eineis^reich^n und 
.fingeaehenen Eli^zetnen^ die, .Schwer sich 
^t^chliefsende, Mi^g«!) und ^0zl:e.si/Gh. selbst 
in den Besiz desjen]g<en , was bey jener Frey- 
gewählten Personen ansdrüklich Roherträgen 
war. Er allein wollte» beschlofs, ordnete ^^n 
aehüzt^, zwang und strafte, v^o.fron.j^tv ße^ 
fdmmt;heit für sieh selbst oder e^na^ejbe^ letwaf 
i&u wollen, zu beschliefsen , und '^auszuführen f 
Jemand zu schtini^nf' Jemand z^^^^Mcingen^o^ejC 
zu ßtr^fen war f 6r ^tund^llenthalbenuiul iit^ner 
vcMTne-an, und wufste^^eixiem Willen Effekt zu 
schaffen. Sein^ beliebigen unmittelbdrßp Werk* 
seug^ waren die, welche seip^ List und Klug« 
Jheit enge an sich giefesselt h^tte, und die V09 
iiein^in H^iobthuxne lebten 5 we|^^ J^sptc^e ihi^ 
auch anfangs aller BeytiÄge von Seite der übrige» 
einzel^n ganz fögl»eh entbehrenr«)i^&« * 

; ; Dafs sie sich .von diesen, widl^n ibrisn Wilfen, 
ni^ht müsse beherrschen lassen # dafs . dieaer sie 
wider ihren* Will^ nicht abifolnt zwingen ^kö\\xief 
fiählte und dachte »war die Menge ganz deutli^h^ 
abier sie fohlte; eben ^so deutlich das Bedürfnis 
der Buhe und Sicherheit, sie sah eben so. deut* 
lidi, durch eigne«. Erfahrung und jenes fremde 
Aeyspiel beehrt, die Bäthlichkeit» jadieNoth« 
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wendigkeit ein, dafs Jemand an die Spitze träte^ 
nnd die Zügel' des Ganzen übernähme; und da 
nun diefs ^wirklich geschehen , so liefs sie e^ 
auch dabey bewenden , hatte siö d€>ch dafür ^ 
ohne eignen Aufwand, den Genufs des Schutzes« 

5. 62. 
Sie erkannte jenen dadurch, daß sie sich 
seinem Beginnen, nicht widersezte, vielmehr 
seine Anordnungen befolgte , uüd seine Befehle 
respektirte, stillschweigend als ihre Obrigkeit 
an, und so 'war denn auch hier eine bleibende 
Auktorität/ und eine bleibende Unterwürfigkeit 
-^ eiki ®ta&t «^ entstanden; doch immer nur 
durch fr^teyWillige,' obgleich stillschwei- 
gende, Übertragung der Obermacht/ode^ Unterv 
werfung'j' da ein absoluter Zwang einer ganzen 
Volksmasse durch den Willen* oder die Macht 
tines Einzelnen, schlechthin ntidenkbar ist; ' 
^^ / . ■ §. 65-. •' '*' - • - 

Unter einer andern Gemeine regte sich l>e5r 
mehrern ihrer vorzüglich reichen Glieder, die 
sich schon im besitze einer Art von Herrschaft 
über mehrere arme und ihnen dienstbar gewor- 
dene Leute sehr wohl gefallen hatten, aus 
Veranlassung des von benachbarten Völkern 
gegebenen ßeyspiels ziemlich gleichzeitig d^r 
^ Wunsch, in denBesiz einer gleichen Obei'gewalt 
über die Gesammtheit, von d^r sie Glieder 
waren, zu kommen; seine gleicli reichen , 
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gleich tnächtigen, Nebenbühter mit in diieKIasse 
der 2n Unterwerfenden ^urükzudrängen ^ hielt 
Jed^r von ihnen für gleich schwer, wohl gaif für 
ein absolutes Hindernis , }enen seinen Wiknsch 
je erfüllt zu sehen. ^ ' 

Für sie blieb also in dieser Lage kein 
anderer Ausweg übrig, als- der, sich in die Ober- 
gewalt 7.U t h e i 1 e n , und solche gemeinschaftlich 
zu verwalten. Bald war das Einverständnifs 
über diesen leichten , ihrem gemeinschaftlichen 
Wunsche nach Möglichkeit entsprechenden, Aus- 
"W^'g unter ihnen hergestellt, und, klug genug « 
beginnten sie die Ausführung dieses ihres Be* 
Schlusses durch Verdoppelung des Mittels , ihre 
Yorzüglichkeit ins Licht zu setzen, nämlich ihrer 
Freygebigkeit. In der. yor?:tellung der minder 
vermögenden, vom Keiehthume m^hr ^bhän* 
gigen Klasse war ohnediefs der leztere zu einem 
wichtigen und wesentlichen Gute geworden f in 
ihren Augen waren also auch die Reichsten , als 
zumal die Freygebigsten f auch die Besten; zu- 
dem läfstmali sich ja auch von dem Wohlthäter 
unendlich vielmehr, , als von jedem .and^tUf 
gefallen. 

§. 65. 
'-^MDiese Klasse schmiegte sich sonach sehr 
gerne unter die angemafste Direktion ; aber 
ftüth'di^^ v^lEnögendere Klasse liels^ in einer Art 



\ 



_.*k 



4t) 

'von TfadkAenz f diese sich- wohl gefallen; deiin sim 
hfitte ja noch mehr Grund , Störung und Verlust 
zU befürchten « und dieser lästigen Fdrofat ^Ute 
^ie durch jene entledigt: werden; Und.sohatt^ 
sich denn auch hief, durch freywilUge still- 
schweigende Unterwerfung jinter eine Oberge- 
walt in* dfei?i Händen mehrerer, 3er Reichsten, 
abermals ei» 'Systematisches Ganzes, ein Staat» 
gebildet. *^' Auf eben diese, oder: jene, oder 
die erste Weise, Wurden allmählich der Staaten 
xnthxete» . . , . 

■ ^ ,'-..., • - * ■ . ^ ■ §- -66.' 
. ^ !■ Aufserst einfach war ursprünglich die gai^2^ 
Mäschiiie, dem einfachen Bedürfnisse, wodurch 
sie' erzeugt war, angemessen und entsprecherid ; 
^her bald i vermehrten sich die Bedürfnisse und 
verwickelten sich die^ Verhältnisse, und jemeht 
dj^e Staatsgewalt um -jene sich bekümmerü, und 
^iese' reguliren zu miissen glaubte, desto .mehr 
ward an der Maschine gekünstelt. 

Normien bürgerlicher Verhältnisse, durch 
den £)rang der Unrstände, erzeugt, imd ewig 
umgeformt durch denselben; Strafedikt^ aur 
BänäigiKTig der Widerspenstigen, langehin durch 
blofsen, oft grausamen,: Eigendünkel gezeichnet; 
eine gtüfse Sofaaar ron Ober- und, Uli terbeämten, 
als Hülfsräder, getrieben durch deui.Druk def 
F^derf sm m6thodiscbes.PJündeirwp.sy#|j9i«^Hf 
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Cefrifedigmig. de3 Huwgey^thlundes eitler Pirah- 
lerey und Prachtsucht; eine Masse von lebendig« 
todten: Hebeln , einzig von und nach dem Zug^ 
Aes Macbcegoism beweglich, ganze Koliortea 
von Spionen > zum Belauschen undVerrathen des 
innerfsten Geheimnisses privilegjrt; eine eigene 
Kaste . erblich bevoi^rechteter , meistens lächer*- 
lichnhochmüthiger^ Ge^chöpf^; selbst verschie- 
dene Sekten geistiger Despoten, welche zur Voll- 
endung der Sklaverey ^uch noch den Zwinger 
4es Glaubens: um das Fortschreiten »des mensch- 
lichen Geiste^.anl^g^ni^i^nd befestigten, u. dgUqi« ^ 
wucbsei), allmählich, hie^ schneller dort 'lang- 
samer^ jenei? Maschine zu, 

§.. 6&iM ^ * . ,. . , 

pey Keini zu allen diäsep Auswüchsen mag 
.vi<?Ueicht in der Anl^e des Staats and seinem 
Zfwecke selbst gelegen haben; aber wohlerkaant 
.und wohlgepflegt hät(e er die edelsten Früchte 
tragen, mü^en, statt df^fs er,' gleich, bey seinet 
ersten Entwickelung mifskannt und verwahrlofst, 
nur in jene wilden Auswüchse und Ranken aus- 
artete: aber fiirchterlidi genug ^war auch oft die 
Strafe meiner yernachlärsigung. 

. §. ,69. , 

Solange zwar, als der Druk und die Ver^ 

letznng von Seite der Qbprh^frs/:ha.ft nocb nicht 

allgje.mein fühlbar geworden war, noch zur 

Noih ÄJfträglich . blieb , so lange sorgte jg4^r 
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einzelne nur fiir si<ch, und sucirte sich tlurch* 
TAxitäogen , so gut er es vermochte. So wie aber 
'das Herrscherpersonal , durch die Indolenz und 
tinermüdbar scheinende Geduld seines* Volks 
dreister gemacht, g^gen dasselbe zum Despoten, 
wohl gar zum Tyrannen wurde, da erwachte 
auch das GeFiihl erlittener Kränkungen und aus* 
gestandener Mifshandlungen mit Fürchterlichem 
Uogestümm« , . 

§.70. 
Zum Zwecke der Sicherheit halte man die 
Staatsgewalt* geschaffen und übertragen; aber 
gerade das Gegentheil bewirkt; mit dem Grunde, 
schlofs man ganz richtig,' sey auch das Begrün- 
dete vernichtet, und im Grimm über den 
schändlichen Betrüg fiel man über den Herrscher 
her, und verjagte oder ermordete ihn, Kaum^ 
kätin man mit Wahrheit sagen , gibt es irgend 
eine Todesart, die niöht, laut der Geschichte, 
bey solchen Auftritten schon an einem gekrönten 
Haupte versucht worden wäre. 

• §. 71. 
^' Ein neues Oberhaupt ward zwar jezt wieder 
geschafFen; aber das Volk vertraute sich ihm 
nicht mehr unbedingt, sondern behielt selbst 
"die Hand im Spiele; diefs hatte indessen nur 
die Fol^e, dafs die Matador's im Grundie das 
Vorige' Spiel, nur etv^a^ künstlicher und ver- 
stekter spielten, und das Yolk^ $0 lange es 
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fhunlich wai^^.aiu täuschen, suchten^ bis auch 
Sie endlich die I^aske abnahmen, aber auch dem 
Volke dF^ Schuppen wieder vom Auge fielen, 
und die vorige Scene erneuert ward. 

§. 72. 
In eben diesem kreifßlaufe trieb sich die 
Menschheit bis avif diese Stunde Fort , nur mit 
dem UnterM;;1)iede , dafs die Menge der Erfah« 
Longen Herrscher und Unterthanen stufenwei^ 
klüger machte, und die gi^tindÜcheren För^ 
iichungiön'»der Theorie in Ansehung dieses alle 
gleich interfessirenden Gegenstandes, des eben 
darum so benannten g e m e i n e n W e s e n s, die 
Schritte der für sie empfänglicher gewordenen 
Praxis allmählich mehr zu sidiern beginnen; 

Anmerkung, Kann «s mir gleich nicht in den Sinn 
kommen , ctie eben von mir dargestellte Geneii« dee 
Sta4fs als faktisch wahr .und gevrifs nach allen 
, , ihren Theilcn ausgeben zu ivollen ; so glaube ich 

dochy und zwar aus Gründen , die der nächste Titel 
entwickeln wird 9 zu der Behauptung berechtigt zu 
seyn , dafs — in soferne irgend von dem gegenw'ir- 
tigen Zustande freyer Wesen, vermittelst einer 
richtigen Ansijcht ihrer Natur, ein richtiger Schluft 
auf die Axt mid Weise, wie sie in diesen Zustand 
gekomfiMn.s^eo,. gemacht werden kann — auch die 
yon mir gegebene, aus der ganzen Natur der Menschen 
folgerichtig entwickelte, und durch die Geschichte, 
so weit diese reicht, bestätigte Ansicht der Genesis 
^es Staats , wenigstens der faktischen Wahrheit am 
nächsten komme» 
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Titel HI. 

Q|e9jtimi7iung des wahren Staatszv^ejc«. .- 



♦ ' .K ' 



§. 73. 

fiine. gründliche ReAexion über die ebeo 
gezeichnet^ Genesis und Mecamorphasen (Im 
3tgau, mufs uothwendig die-frag)eii.er?;eugeii; 
yVäs verdrängte, die or^prüngliche befriedigende 
Eii^aohheit in der Anlage* des Staate? Was 
erzeugte die $c|l^v$lnkenden Versuche in ihrer 
Modilizirungf Worin liegt die Ur^che ihrer 
8p häufigeji Entartung f und gänzlicher, für 
Regenten und Völker gleich verderblicher, 
Staatsumw'älzung^^ 

Die Antwort li€^fert eine unbefangene Prü» 
füng der durch die Geschichte geschilderten 
Erscheinungen dahin: äak die einzige Quelle 
alles dessen in dem allmählich eingetretenen 
Mifskennen des Staatszweks, oder Jti der Unter- 
schiebung heterogener Zwecke , auch wohl gar 
in. einer ganz planlosen Verfahrungsweise zu 
suchen und za finden sey^ den« gexade das 9 was 
unverkennbar Mifsgriff und^ Entartung in tlem 
Organismus des Staats ist, konnte ihm hur als 
Mittel für fremdartige Zwecke aufgepfropft wer- 
den, oder trägt die sichtbarsten Spuren einer 
ganz zwek - und regellosen Willküht: <in ,^ch. 
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Dafs aber eine solche Ewelt- und regellos» 
Willkühr im Staate durchaus nicht statt finden 
dürfe, vle(mbhl^ «awöhl in deiner Anlage alles 
iuf eineb fcestlniilÄen ZAViek^ bereöhtiet seyn\ ial4 
aiich dural ^jeiit^ »deiner * Äitfeermieen' dei^^elbe 
Zwek bfetßäk^ werden mtisse', ergibt ach von 
selbst daraus, ' dafs der Staat se^lbii hv^ Bitttllel 
SU einem 'bestimmten Zweeke^itst, und giatadi^ 
dieser bekibmiC^ ZWek d&tk Staat , ais StÜat/, 
karakteri^t. 1. , ' 
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^ Deiln der Staat ist fein« Vereini^urig <^er 
Menge Mensche«, eine GesellsdiaFt; undk isa 
wie sich eiile^biesondere Vcfteinigung freye« 
Wesen > eine bestimmt« -Gesellschaft nicht 
gedenken iüfst ^ ohne eine Bestimmte Vbrstel^ 
hmg , weiche diese Vereinigung -erzeugte, d* h.> 
ohne ieineti bestimmten Zwek derselben unter-' 
zustellen, und- so wie eine Geeeitschaft- gbrade 
nur durch die^ IridividuAlksIt* ihvi^^ ^eks 'eilte 
bestimmte y von andern unterschiedene, GeselU 
^haft istf ei^n so muf^ man^au^^Mn^ bestiilmite 
Vdrsteihmg, W^t*i6 dtffjeöJ^e V^^inigun^'^et 
Menschen,' die.>den 'Nameit dei^ 'Sföats tt^gt/ 
eraeügtie^r d; 'h.,:.eineti bestimnit^n^Zwek des 
Si:aats annelm:i^nv und gerade i^liescnr besotider^ 
Zw'ek "^ ifst es 9 -vfeleher; * deil ;1 Staat s als * beKoti^ 
dere X^eÜBchaft^ vox^ andern 1 Gesellschaf tsarttir 
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§. ' 80. 

I . ^ ' - - ^Dife Menschen sind von ^er Natur , aiisge^ 

[^ riibt^ init deih>iaus(zeiehnenden Vermögen der 

Setbstlp^^tiiTimung im. Wollen und Handeln, id. i«» 
mit -de^m Karakter der Freyheit^ auf die Erde 
g^stelk,^^ und hätl£e die Natur 'die Einrichtung, 
geif ofSen.y . dal^ojeder einzelne" Mensch ^ abge- 
aondert von allen andern Wesen seiner« Art j in 
ei'nem ' eignen 'Baume . existiren niülste, so^ 
würde ihn nichü^ hindern i auf seinen^ ßdbiethe 
ungebunden^ und rüksichtslose. Willkükn zu 
übern . ' " 

t ' Allein die ifiugdg€fetalt derBfdfe, w«lohö)dic? 
I^^nscben verhindert >i6lchi insiUnandlich^jiu 
zei:>8tr6uen und' votieinander ztt etiifierzten^ dief 
v6n der Natur, den . Menschten ' äng^igheten. 
Triebe iziir^'ortpfliairizung ihrer Gattubg undiur 
Geselligkeit überhaupt, so wie derDiiang'unzah«" 
ücher Bedürfnisse ^iderer Befriedigung nur durch 
gegenseitiges • Zusammenwirken möglich ist, 
erzeugten die unabwendbare Nothwendigkeit 
des Beysanimenseyns und stäter Wechselwirkung 
derseiben. 

^ Durch eben diese Nolhw^endigkeit ist die- 
ZuSäfsigkeit ungebundener WrUkühr. aufgeho- 
be«T',>tipd jedecni ein^lnen im Oebrauclid seifier 
äufseren Freyheit, d. h., seines Dispositions- 






rermogens über »eine Haiidlirogen in. Beziehung 
auf andere, von der Natur selbst eine gewisse 
ßchranke vorgezeichnet: denn> :gesezt unter 
Hunderten! die beysammen sind, vvrollte jeder 
Einzelne, ohne Rüksicht auf die übrigen Neun 
und neunzig, seiner Willkühr ungezügelten Lauf 
lassen, so würde, eben weil Jeder auf gleiche 
Weise verführe > jeder von dem andern gezwun- 
gen werden , und ebbn dadurch die Willkühr 
des einen die des andern, und die des ändern 
jene des einen praktisch aufheben^ und wollte 
jezt noch jeder dieser Beschränkung seiner Will- 
kühr gewaltthätig widerstehen , so müfste noth«* 
wendig ein Kampf der Kräfte entstehen^ der 
sich nur mit der Vernichtung der schwächeren 
Neun und neunzig gänzlich endigen könnte. 

§. 83. 
So grofs indessen auch der Hang der Men* 
achen zur üngebundenheit, und ihr Widerwillen 
gegen Beschränkung ist, so ist denn doch di^ 
Furcht vor jenem Kampfe mit seinen Folgen, so 
wie das Gefühl ihrer Bestimmung zum fried*' 
liehen Nebeneinanderseyn , und dessen Bedürf- 
nifs im Ganzen überwiegend ; und die Vernunft 
führt bey reiferer Reflexion zu der Überzeugung, 
dafs ein friedliches Nebeneinanderseyn derMen- 
schen, als mit Freyheit ausgerüsteter Wesen > nur 
dann möglich sey, wenn jeder im Wollen und 
Handeln auf die ihm koexistirenden Men^^en 

Behr Staatskuost I, Abth. /j. 
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Rüksicht nimmt, .und von seiner Treyheit nar 
einen $olchen Gebrauch macht, >jdals auch ein 
gleicher, ihn berüksichtigeoder, Freybeitsgeir 
brauch von Seite aller andern möglich ist; dafs 
eben diese Schranke ieder individuellen WilU 

kühr die von der Natur selbst bestimmte Schranke 

> 

sey, und dafs nur eine so beschränkte 
Willkühr den Namen wahrer Freybeit verdiene«. 

§. 84. 
Hätte das Verfahren der Mensclfien allent* 
halben dieser Einsicht entsprochen, und wäre 
für immer mit Sicherheit darauf zu rechnea 
gewesen , so hätte es keiner besonderen Veran» 
staltung zur V9llziehung jener Vorschrift der 
Natur und Vernunft bedurft > ulid jeder hätte 
sicher seinen individuellen Zwecken in kumit- 
loser natürlicher Bahn nachstreben können; 
allein jene Einsicht und Überzeugung erwachte 
weder zu 'gleicher Zeit, allgemein, noch in 
gleichem Mafse> und noch weniger bewirkte sie 
durchgehends ein ihr entsprechendes Handeln ; 
die Möglichkeit einer deutlichen Einsicht jener 
Art sezte schon einen bedeutenden Grad der 
Kultur voraus, und solange dieser ^och nicht 
errui^gen war, konnte auch Bestimmung durch 
jene Einsicht ni^ht statt finden; wo aber auch 
diese Einsicht selbst statt fand, da ward, denn 
doch ihre Stimme nm: gar zu oft durch den 
Strom der Leidenschaften untevdrükt. 
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, r Im lezteren > wie im ersteren Falle gab e$ 
bestandig Fehde > od<iit jxiaa murste^doch immer 
darauf gefaCst sejik; denn da war es blofser 
^»lallj Ausnahm^ vdn djer Begel^ iwenn die 
Willkühr xler koejcistireiidjen nicht koUidirt^» 
und diese KollisioA nicht Gewaltthätigkeiten 
reranlafste ; in dieser Lage war also zum wenig- 
sten Niemand' sicher, ;seinen Besiz auch nut 
citten Tag ruhig bebalten, oder irgend einen 
gewünschten Besi» sich verschaffen ; war Nie- 
mand föhig, den seiner Thätigkeit vorgezeich* 
ne^n Plan iruhig verfolgen , oder seine Knifte 
ungestört bildeii und erhöhen; war Niemand 
im Stande # si€h Wohlstand erringen, oder des 
erworbenen Glüks ge^iefsen zu können ; denn 
nicht nur der körperliche und geistige Schwäch* 
ling , sondern auch der Starke und Kluge hatte 
ftäts den stärkeren und listigen Jcrübekän/pfen« 
oder doch zu befürchten. £s fehlte in dieser 
Liage pit einem Wehrte die Gruud Bedingung ^ 
Mensch seyn^« d« i., die Bestimmung des Men» 
sehen erfüllen , und sich seines Da$eyns freuen 
abu können« 

§. 86. 

Bealisirung dieser Grundbedingung — nSm- 

lich der Be^cbr'^hikung der Willkühr auf die 

yoraus ($• 83«) bemerkte Grenze, od^r, was 

dassf^e ist, gegenseitiger Sicherheit -r— 
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war sonach nn verkennbar das erste allgemeine 
und gleich gefühlte» dringendste Bedürfnifs» 
und dieses ßedürfiiirsgeftihl ersezte im rohen Zu* 
Stande die Stelle der noch nichts oder doch nach 
nicht deutlich genug, vorhandenen Erkenntniüs 
des Gesetzes der Natur und Vernunft« 

§. «7. 
Diese Dicht zu leugnende Voraussetzung 
führt aber unmittelbar den nicht zu mifskenneii- 
den Zwang mit sich, anzunehmen, dafs die Mik^ 
glieder der Nationen» indem^ sie zuerst einen 
öffentlichen allgemeinen Verein ihres Willen« 
und ihrer Kräfte (ausdrüklich oder sti lisch wei> 
gend) schlössen, gewifs nicht die gemeinschaft« 
liehe Verfolgung individuell^ Zwecke der 
Einzelnen, oder die Befriedigung besonderer 
und entfernter liegender Bedürfnisse der EinzeU 
neu, sondern zu oberst und ausschliefsend die 
Zusammen Wirkung zur Befriedigung des allge- 
meinen Ur* und Grundbedürfnisses, 
nämlich gegenseitiger, durch Beschränkung des 
Gebrauchs der Freyheit eines Jeden auf die Be- 
dingung der Möglichkeit der Freyheit aller zu 
begründender, Sicherheit, s^ch zum Ziele ihres 
Vereins gesezt haben. 

$. 88. 

Nun ist das Resultat der Beschränkung der 
Freyheit aller auf die eben angezeigte Bedingung, 
die Rechtlichkeit , oder Geltung des Rechts -— 
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(lenn nach einem allgemeinen Gesetze frey hanr 
dein, ih,, so handeln, dafs auch die Freyheit 
anderer aufser und neben uns, mit und nebdn 
der unsrigen bestehen könne, heifst: rechtlich 
handeln, und allgemeingesezliche Freyheit , und 
Sicherheit der Rechte, sind gleichbedeutende 
Namen: — folglich mufs man annehmen; daCi . 
Geltung des Rechts, oder rechtliche Sicherheit, 
faktisch derZwek der ersten öfiFentliche^ IJereine 
Ader Staaten gewesep sey, was auch die Ge* 
schichte bestätigt», 

5. 89. 

Denn da schon, als noch die Menschen mit 
ihf en Heerden in den Wüsten umherschweiften , 
vereinten sie sich zum gemeinsamen Kampfe 
gegen 'reifsende Thiere, und gegen die noch 
gefährlichere Bosheit thierähnlicher* Menschen; 
und als der Ackerbau begonnen hatte ^ sie an ^ ^^ ** 

feste Wohnsitze zu^ knüpfen, wo Vereinigung 
zu gemeiner Vertheidigung noch nothwendiger 
wurde , wählten sie Oberhäupter diese Vertheidi* 
gung zu lenken, legten ihre Freyheit, ihre Rechte 
zur Bewahrung in deren Hände nieder, und 
alle Gewalt , die sie ihren Führern übertrugen » 
hatjte keinen andern Zwek, als allein die Sicherheit 
der Rechte aller und jedes Einzelnen zu schützen. 

' $. 90. [ 

Müssen vrit nun in den ersten Erscheinun- 
gen dieser Art die ersten Beyspiele von/ Staaten 
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anerketinen , so bleibt unsere Behauptung tttitim* 
Stöfslich: dafs Bedürfnifs und beginnend^ Kultur 
unsere Vater um keines andern Zweks wiUen ia 
Staaten vereinigt habe, als um jene Sicherheit der 
Rechte , jene heilige Freyheit herbeyzuFiihreii » 
und zu erhalten« Zuverlafsig stünde es auch 
weit besser, als jezt wirklich der Fall ist, um 
die gesammte Menschheit, hatte sie stäts diesen 
Zwek f als den ausschliefsenden Zwek der Staa* 
ten, festgehalten, der^ wie wir sogleich zeigeft 
werden , auch nur der wahre alleinige Zwek des 
Staats seyn, und als solcher gelten kann. 

§91. 
Als wahrer Zwek des Staats kann ofFenbof 
nur ein solcher gelten, dessen Erreichbarkeit 
durch den Staat, in sofern dieser überhaupt 
Mittel %Vk einem bestimmten Zwecke ist> sich 
mit vollkommener Gewif^beit erwarten läfst a); 
denn was könnte es frommen , und wäre es nicht 
höchst unvernünftig, mi): so grofsera Aufwände^ 
als ihn die Erhaltung der Staatsmaschine fordert, 
einen unerreichbaren Zwek zu verfolgen j 

* * 

Kräfte und Güther unnüz zu verschwenden, 
und den Anordnungen der Staatsgewalt umsonst 
sich zu fügen ? — Wahrer Zwek des Staats kann 
ferner nur ein solcher iseyn , de^ durch den Staat, 
in sofern dieser ein Mittel besonderer Art, 
nämlich eine Zwangsanstalt b) ist, vollkommen 
erreichlxkn Wir haben demnach zu zeigen? 
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WeldreTt n^eh diesem zweyFa)c^en^Mafj|(tab6, 
bei]ie;35en, als wahreVT Zwek ^des:ßtiisa» gdteo 
könne und müsse? unbekümmert» weldld^^s^ 
h^n:^ als solcher > gelten habe. ., ^ > , ; 

• a) Cdefs kann nfttiirUeii- moht so viel keilseni ^ dafs der 
4 • ' Zwek des^taats in irgend «mem Z&tj^nklk. stf erreicht ^ 

-? werden milsfie^ dals abdenn der ^Sthat*^ alff Mitiel, 

. imniix wärde^ lutd hinwegBidlen mUfstetf^öndern , da 
•J . der Zwek des Staats ein fortwährend bestehender 
i > Zwek ist» mithin auch, die Anstalt zu jpeinier Erreichung 

fortwährend bestehen mufs y so kaAn mit jenem Satze 
; •: > ^ nur so viel gesagt seyn^ dafs der Zwek idea Staats nur 

! »ein solcher seyii kÖQn^» der in jedest^. Mon^ente det 

* Zeit erreichbar istjt , 
. . Ii) Von jeher ist der - S.tMt -aIs eine ZlVfan^ga tust alt 
:. angesehen worden ^ und des ^ mit Rech tr; nicht zwar » 

, ^Is ob derStaat all^nthaljben nur durchrZwang wirken 
•:.: .1 jköane und müsse; ^phdern weil ei^^ wenn andere ^ 

' Mittel zur Erreichung seinem Zweks nicht genügen ^ .^"^ 

. «mWgbar zwangsweiset »Mh yer^ahren; bilrm^igt und 
. , ' lii . i^^rpflichtet ist. . . .j. • 

^" ' >-^- ^ ■ §. 92. • 

V ' So vers^jhiedi^n ärtcft bl^er vicm' einzelnen 
3er ^t^äatszwek bezeifcfenet worden ist , sei lassen 
sich doch die verschiede'nen Partheyen auf drey 
Hauptklassen zurükßlhrec^, wovon die erste : 
Wohlf«ivUt odfer «^Hiksöti'^lköff/^ der 
St^'dt^glieder;^ ^ie' tAtefwi wd^oiHsrclif« 
und inttr^Llektnelle j&uitur id'jeirsielir«.ii^ 
uüd ^6f^md: Si»«he'rtunf'g ihrer JReTxbrte, 
odev.&eiirüng de& AieoEts; -deiti Staate als 
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ZyntU törgtsükt hat: diefs w&ren sonach die 
nach jenem gedoppelten Ma&stabe zu prüfenden 
Olgekte^. .... 

Anmerkung. Einige - haben Glttkieligkeit und ^ultor 
der Stkaufgliedery oder Kuhur und Sickern ng der 
Reehte derselben vereinigt^ als Staacszwek aii^estdlt^ 
' und in den neueste» Beite« haben sich sogar einzeln« 
f 'Stimmch i(niait sehe z. 6» cbr Staat aus dem Orga« 

nismiis^es Universums entwickelt von J o h. B a p c 
Nibier-) Landshut 3&o5) erhoben) die den Staat 
nichts weniger 9 als alle menschlichen Angelegenheiten 
und Bedürfnisse ohne^ Ausnahme > und in specie: 
' ErW^rb 9 Bildung und Retht umfassen liefsen, und 
seinen Endzwek 9,in die immer schönere 
IXarfst ellung deir Idee der Menschheit als 
^inef organi'schett Einheit in den von 
' Natitr vereinigten Menschen nacb Mala* 
gäbe ihres Verhältnisses zu allen andern, 
^beii so vereinigten Mens<ihen** sezten; ich 
- gkub^ mich aber einer be3p>nd«ren PrüfiSing dieser 
Meinungen darum mit Recht- überheben, ztt'dtirfen» 
vireil die Resultate^ Über. 9en Gehalt derselben von 
^ . '.,^t^st^^. dßx fi;^uifg^ißv ^yn §; angegebe^^ drey 

Ilauptklassea hervorsehen« und an ^ seinem Oru aui«i 

; ; ' .u % , . ■ '• ./ r.r:i j • i> "" -■ ■ ' • • ■ 

drUklich werden angegeben werden. 

E) Wä^ Aiß: it^st^ iKlft^e: h»tril{t, so in vor 
allem '^iobC au bi^nievk^n f. daijs Wohl uiid' GKil^ 
seli^ek deir SDa^fi&^Uader fiehr unterschier 
deasey ^ron demjWohle'ded Staates, als des 
Gaxfzeui denn Wohl eine» solchen. Gängen i^ 
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seine Qoatißkation zu Erreichung seines Zwek?; 
A. h. , diejenige Konstruktion aller sein«:TbeiIe» 
lYodurch es fähig ist, seinen Zwek — dieser 
sey nun, weicher er wolle — zu erreichen. 
Jeder Staat also, als Mittel zu einem Zwecke» 
mufs dieses! sein Wohl zu begründen und zu 
Erhalten streben ; aber dieses Wohl ist nicht $eia 
Zwek selbst, : sondern nur der Zustand seiner 
Fähigkeit,seinen Zwek zu ^rreit^en. Diejenigen 
demnach , die das Wohl des Ganzen als Zwek des 
Staats im Sinne führen, verwechseln offenbar 
Qualifikation zur Erreichung des Zweks, 
mit dem Zwecke selbst. 

Anmerkung. * Nach der eben gesfihenea Erklärung iu 
dsf gevrBhnlicli«OEingtiog der oltettierdichen Edikte) 
t^VM »ffentlicli« Wohl., du Wohl de* 
fitaal«^ «r^eitcb^ SS, difs diese Vernigune; getroffen, 
äib di^sf I jgeleüiet, dafs^jenet unterliitea vret^eetc^* 
•ehr richtig und EvrekmSrsig. Ob aber iedeimal 
disier Sinn unterstellt ley, oder ob die Materie 
der Edikte diese Uüter»tel1iiiig lulaEse, miifi ich dabin 
' gestellt i'eyn' lassen. Riif diriai'mtih ich au&nerksam 
niiclien, -dafs 'die Ter Wechsel ung faeyd«' Begtifla^ 
W^ Am Staat«, als des Gfit^en, oder der «iflielneft 
SlaafSgenossen ) den bekannten Saz: „Salus pnblicf 
S^ptema Leu esto, ** zur geTIbrliubsteu WafT« fUr 
den QäspoiiiiOLis mache. 

'. , $-■ 94.' - ' 

Woht&htt oder Glükseligkett eines Ginr 
2« 1 n c n. bip^^eniist der Zustwd roUkoinmuer 
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Befriedigimg aUer seiner (eines Menschen 
^gen) Bedäffnisse, Neigungen und Wän5i<^e, 
rerlmnden mit der Aussicht auFununterbroohene 
Fortdauer dieses Zustande«, Da nun jeder Meiij^h 
sein eigenes Begehrungs- und GefuhLsver- 
. mögen, und dieses wieder in jedea& seine 
eigene Richtung hat, und man mit Wahrheit 
stkgeu kann, dafs es so mancherley Arten, glük- 
lich zu seyn, oder sich glüklLch zu w^ähnen, 
gebe, als es geistig* ui^d leiblich - verschiecLene 
Menschen giebt; da ferner die Glülueligkeit 
auf der individuellen Subjektirität ei^e^ jeden 
beruht, nach ihr sich ins unendliche modifizirt, 
und es für diese schlechterdings keinen äuCseren 
allgemeinen und absoluten Erkenntnilsgrund 
gibt, so ist auch eine feste durchgängige Be- 
stimmung dessen, was dasGlük, die Wohlfahrt 
der einzelnen Menschen ausmache, durchaus 
unmöglich. 

5. 95. 
Ist aber das, was die Wohlfahrt odei; Glük- 
Seligkeit aller Einzelnen einer, bestimmten 
^ Menschenmenge ausmacht, äufserlich weder 
erkenn» noch bestimmbar, und läfst sich sonach 
ah die Möglichkeit der AufÜDdung einer festen 
Norm, sie zu begründen und zu sicHern» gar 
nicht gedenken» so kann sie auch^ wenn auch 
noch so wohl Verstanden, und nach allen Bezie- 
hungen betrachtet, nicht zum T^y^A dea Staats 



n 



50 

«rhobeti werden; aift allerwenig-sten aber Hfst 
sich vernünftig annehmen , dafs eine Mengd 
Frey er Wesen dazu zusammen?rimmen kdnne^ 
sich zwingen zu lassen, auf die Art, wie eiti 
anderer ( etwa der Regent) gerade die Glükselig* 
keit sich yorstellt, glüklich zu seyn; denn Ai6 
Gesetze der Lust oder Unhist, des Wohl* öde* 
Übelbefindens lassen sich nicht unter Zwange 
anstalten beugen: bey der Begriffe fliehei» ^h»«* 

' Öie oberherrliche Zieitung der Staatsbürgal . 
TU ihrem Gläcke könnte nur auf das Geradewöhlj 
in das Wilde hinaus, nach £inf^len undLaünetk 
gehen , gerade so verschieden , wie der K^raktef 
derer, denen die Leitung anveitraut wäre; 'iinÄ- 
derjenige Regent, der den unmittelbaren Beruf 
hätte, Sohöpfer des Gltiks seiner Unterthanen'Sii 
seyn, müfste nothwendig ihren wesentlichsten 
Kärakie^r ihr« Freyheit, viemichten; delin er 
müfste, ' zum Behuf e seiner BiBStimmung , * all'ii 
ihre Handlungen ohne Ausnabtme '•— ^ da sie^^Uü 
mehr - öder weniger auf ihr Glük' 'cinfllefseir ^-^ 
also auth' jend Handlungen-, die NiemiAideni 
Rechte verletzen, über die einzig jedes- Men* 
sehen eigne Vernimft entscheiden' sollte igank 
¥on seinem Ürihieile abhängig machen. t * 1 

Unter dieser Voraitsset-fcöwg würde et» im dl« 
Rolle '^inÜS Va^rs oder Vormui^ds ^inerete«^ 
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YTwtäen aber auch seln^ Bürger zn Kindern und 
Unmündigen herab3inken9 die, alles freyen Ge- 
brauchB ihrer Vernunft, ihrer Selbstständigkeit 
beraubt, höchstens nur noch eines blofs thie- 
rischeu Glüksg^nusses fähig wären. Es ist aber 
irohl offenbar nicht Bestimmung der Regenten, 
Kio^der zu gängeln, sondern freye Wesen 
zu regieren; und es kann nicht Bestimmung 
der Staatsbürger j als solcher, seyn, ihres Ver- 
nunftgebrauchs sich zu entäufsern, und wie 
Kinder sich gängeln ^u Igssen« Darum erscheint 
xnir die noch immer, gewöhnliche Sprache feiler 
Schmeicheley » Welche Landesherrn als Landes- 
vät*r preir3t, und Bürger zu gehorsamen Kin- 
dern stempelt, für beyde Theile entehrend, so 
$chöll und wohlthätig auch übrigens das Ver- 
hältnifs zwischen, Vater und Kinder seyn mag^ 

§. 98. 
Wo das Unentbehrliche aufbort, und das 
Überflüssige unter idem Nanien des Annehme 
Heben und Bequemen. — uaerläfsiiche Bedinr 
guxigen des Gluk^efühU -r eintritt, i$tibekannt- 
lieh der Grillen jund Gelüste,, 4^s E^igei^sinns 
und der Veränderlichkeit kein. Ende; und bey 
i^Qt hieraus von selbst einleuchtenden Unmög- 
lichkeit für einen sogenannten Lande^yater, allen 
seinen Kindern, bey^ dem ewigen Ringel tanze 
ih'rer Begierden, ihr Glük zuzuführen, müfste 
jfer j aeligste JPeruf , d^r des Agenten , zunj 
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funseligÄteti wetzen, und er eine BiUcte tragen , 
die für die Schulterti selbst des gröfsten Sterb-r 
liehen viiel* zu schwer wäre; denn die Gläks* 
anforderÄngen eines Volks sind sicher von der 
Art, dafs selbst ein Gott sie kaum befriedigen 
könnte. > 

§. 99. 
Er, der alles thun» alles anordnen, für allea 
sorgen wollen müfste, triebe aber ein Werkt 
gegen dast wenn auch nicht alle Stimmen ^ doch 
alle fühlenden Herzen und alle denkenden Köpfe 
sich empören , und gegen das alle menschlichen 
Menschen solange sich sperren , sträuben und 
bäumen würden und müfsten, als die Natur 
ihre ewigen Gesetze behauptet; denn der 
Mensch wird auf eine seiner Natur geradezu 
widersprechende Art behandelt, wenn erGlüks- 
schöpfern in die Hände gefallen, oder bestimm- 
ter und richtiger ausgedrükt, wenn er Giäks* 
Schöpfern zum Raube geworden' ist. Eben 
darum kann aber auch der Staat nicht den 
Karakter einer Wohlfahrtsanstalt im Orga- 
nismus des Universums behaupten ; denn dieser 
Organismus trägt keinen so absoluten Wider- 
spruch in sich. 

, ' §. 100; 

Eine t die Glükseligkeit ihrer Untergebenen 
bezielende, d. i.f eine väterliche Regierung 
endlich führt unmittelbar zum Despotismus ajif 
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4^r. eloeilf \mi zur^kindisphen vernunftloseii 
Feigheit auf der andern Seite» denn eine solche 

^ 1 Regierung^ kann ihre Untergebenen nicht wid 

* >. Wesen behandeln, die selbst Vernunft besitzen« 

f und einzig den Gesetzen der Vernunft unter- 

M^orfen sind; sie kann ihnen nicht da$ Recht 
_ lassen» alles das zu thun» was Niemandens Rechte 

beeinträchtigt^ sie mufs ihnen abo» was dasselbe 
ist, ihre Freyheit rauben. Gerade diese Vernich* 
tung' ihrer Freyheit aber — die Bedingung der 
Möglichkeit und die fortdauernde Basis einer 
väterUchen Regieirung — ist an. sich schon der 
gröbste denkbare Despotismns, so wie dessen 
Erduldung nur im Zustande der Feigheit möglich 
ist. — ^ Eine Anstalt zur Übung des Despotismus 

^ ) und zur Verkrüpphing des edelsten Theils der 

Menschennatur kann aber doch wohl auch nicht 
geeignet seyn» die Idee der Menschheit als einer 
organischen Einheit in äen von Natur vereinigtea 
Menschen immer schöner darzustellen? 

A s m« T k u B g.' Begi:di{b» AVer da kanu» Wie» dieser Wahr* 
faeiten ungeacUtct^ Glilk«eligkeit 9 Wohl» das Best« 
der StaatsgUeder sick eine Art von Besizsund» aU 
Zwek des Staats ^ erschlichen« und bis'auf die Gegen« 
wart behauptet hat* Aber was sind sie auch gewor* 
den» die meisten unserer wirklichen Staaten?? *— 
Treffende Benennungen derselben findet man in W. 
Flacidus Litteratur der Suatslehre ; ündBrnchstücke 
von wahren Gemählden derselben ia C* M« A r n dl: 
Geist der Zeit^fi ( 1896)* Unser ge^«ttw<trtiges Zsiu 
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ÜMT, in 'welchenit der «Uantbalben ei'iSnenden Var- 
tpncbiia^o de* lu berükdclid^enden allgemeincB 
Beile«) lu berSrdsradei WolUfahit der den Re^ie? 
rimgen ■DTcrirauccn ünterthancD ungeicbrei, die Uit- 
lerlhanen der meisien Stauten des DaglüLi und Eleoda - 
so unaussprechlich viel driikt, ist in der TLai ain 
besten dazu gemacht, die Wahrheit der behaupteteD. 
Uninöji^lichkeit , jenen Zwek'i^ erreiihen, und ^en4 
Verheibun^en in ettllUen, ad buroinem in dcmon- 
ttriren. Vielleicht darf man hoffen, dat* da) Scham« 
gefiihi über jeiieu grellen fall ilt eben Wider sprucfa 
endlich äai bewirken werde, wag die Stimme der 
wahrheiisliebenden Theoiie bisher su bcwii'keii nicht 
vermochte. 

§. 101. 
Ungleich edler und richtiger erscheint auf 
.den ersten Aoblik^ie Tendenz derjenigen, welche 
Bildung, intellektuelle und moralisch« 
Kultur, Erziehung der Staatsglieder zur Sitl> 
lichkeit und Weisheit, zur unmittelbaren 
Aufgabe des Staats machen ; denn die Anlagen 
des Menschen zur Sittlichkeit und Weisheit sind 
unbestreitbar seine edelsten Anlagen , deren Aus- 
bitdung und Vervollkommnung unverkennbar 
höchste Bestimmung, somit höchste Pflicht des- 
selben ist: der Staat hätte sonach den schöne« 
Beruf, der Menschheit die Bahn zu ihrem edel- 
sten Ziele zu zeichnen, und äie auf derselben 
KU geleiten. 
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' §. 102. 

Thöriclit wHte es auch tengtien zu wollen, 
dafs der Staat Mittel zur Erreichung der Bestim- 
mung der Menschheit sey , da alles menschliche 
^ Streben und alle menschliche Anstalt nur auf 

Erstrebung jener Bestimmung gerichtet und 
eingerichtet seyn soll; aber man mufs bedenken, 
dafs hier nicht die Frage sey um den höchsten 
Endzwek der Menschenthätigkeit, son- 
dern nur um den Mittelzwek, d. i«, um den 
eigenen Zwek des Staats,, als eines Mittels jener 
Art, als eines besondern Glieds im Organismus , 
damit er> so viel an ihm ist, und so viel nach 
seiner Natur durch ihn geleistet werden kann, 
zur Erreichung des höchsten End- und Gesammt- 
zweks bey trage. Und auf diese Frage ist meine 
Antwort die : dafs Bildung der moralischen und 
intellektuellen Anlagen in den Gliedern die 
eigentliche Aufgabe des Staats nicht seyn könne* 

Denn Aufklärung , Erweiterung und Berich- 
tigung der Kenntnisse, Fortschreiten zum Lichte 
« der Wahrheit sind, \o wie moralische Veredlung, 

nuf durch die freyeste subjektive Kraft- 
anstrengung auf Entwickelung der geistige« An» 
lagen möglich : diese Kraftanstrengung sezt das 
Daseyn der Kraft und Anlagen voraus, die wieder 
in jedem Subjekte nach Quantität und Qualität 
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verschieden sind, und woför es wieder keinen 
inlseren zu einer Gesezgebimg tanglichen 
Erkenntnifsgrund £;ibt : auch kann 'der Impuls 
2U dieser Kraftanstrengung tind ihrer* IJ)aaer nie 
durch ä u f s e r e Nöthigung , sondern : nur - aus 
dem. innersten Seihst eines jeden komhien v ttni 
e& ist eine an sith widersprechende Untarn^h^ 
mung, darch äufsere Einwirkung^ /z«:B^durcb 
Gesetze oder gar mechanischen Zwiang,' Sitt« 
lichkeit und Geistesbiidn^ng hfurvorbriAgen za 
waUen. ^ 



' I 



- tJ Kann nun Kultur nach: jedpr Minsicht nur 
im reinsten Äther eiemente ^ der ; Freyheat# 'am 
menschlichsten gedeihen, und nur Frucht der 
eigenen Selbstthätigkeit* jedes einzelnen seyn^ so 
dürfte klar erhellen, dafs die Bdidung, von der 
hier die Hede ist^ nicht Zwek einer Zwangt 
anstatt seyn könn^. * £s lassen sich wohtPuppen 
durch Zwang erkünsteln, die handeln, als ob 
sie sktiich.gut wären, Und es lassen sich gewissei 
Ketintiiisse dem^menschlichenGeiste einpfropfen, 
nie aber lafst sich wahre Sittlichkeit — Aditung 
vor das Sittengesez^ imd durchgängige Willens« 
bestinimung durch sie-^ und wahre Geisteskultur 
erzwingen; die Seele oder der Geist sind fiir 
äu&eren Zwang schlechthin unzugänglich; ^^ 

Behr Stsaukunst I. Abth, 5 
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§. 105. 
Hätte der Staat, die: erwähnte Kultnr z«uii 
Zwecke 9 \8o müfste er auch» wollte er anders 
die ErreUKuug seines Zweks nicht dem Zufalle 
überlassen 9 und eben dadurch seine ünnützig^ 
kek beurkunden f das Recht und.'dif Bflicht 
haben , nicht nur Lehrer und Wächter der. Sitt*« 
liebkeit aufzustellen 9 sondern auch yeäe iinsitf* 
liehe Handlung am Staatsbürger mit Strafen %vy 
bedrohen und zu belegen; und doch Jief^ed 
sich durch alle dergleichen Akte nur Puppen der 
eben erwähnten Art, nicht wahre Sittlichkeit 
erzeugen : Unsittlicbkeit hat ihr einziges Forum 
uüd ihren kompetenten. Richter allein iifi Ger 
wissen eines jeden Selbst. 

^ ■ . ^ . / . , 

§. 106. 
. . Hätte der Staat die erwähnte Kultnr z\xm 
Zwecke, so. müfstea nothwendig seine Lenker 
und Führer in ihrer eignen Kultur ^mmexiiin 
einen grofeen Vorsprungi vjor ihren übrigen Zeit^ 
genossen zum voraus haben; sie müfsten selbst 
die Ideale der Tugend und Weisheit für ihre 
Nation seyn ; denn sie hätten ja unter jener Vor- 
aussetzung den Beruf, die Bahn zur Tugend und 
Weisheit zu zeichnen, und die Staatsglieder auf 
dieser /Bahn zu führen» welchem sie nur unter 
der le2;teren Voraussetzung. genügen, könnten: 
so zufällig aber nur diese Voraussetzung statt 
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Jlpden dürfte , eben so zufällig wäre auch die 
Erreichung jenes Staatszweks. 

§. 107. 
Wäre immer schönere Darstellung der Idee 
der Menschheit Zwek des Staats, sonitiXste man 
postulrren , dafs vorzüglich seine Lenker und 
Führer im Besitze einer richtigen Idee der 
Menschheit seyen; und wären sie nun nicht in 
diesem Besitze, hätten sie wirklich di^ Idee der 
Menscbheiit schief auFgefafst — welcher Sterb» 
Hc^be kann es aber wagen zu behaupten, dafs et 
die Idee der Meh^hlieit vollkommen riclitig 
auFgeÜEifst habe? — »so müfsten sie ihr Volk 
noth wendig auf Abwege fuhren, und ein solcher 
Staat wate selbst das . gröfste Hindernifs der 
Erreichung dessen, waS: durch iim .er:reioht wery 
den sollte : solange jene Idee weder festgestellt, 
und allgem^n, als richtig festgestellt, anerkannt 
ist, noch weniger.^ die «wahren Mittel, lAe zu 
reali^it^n». ausgetnijt^lt sind, solange^! müfsten 
die. Völker sammt ihr^ii Flihrern es dem Ohn- 
g^fahr llberlassen,. pb m^n auf dem rechteon, oder 
a|if, falschem Wege einhergehe, ob man sich dem 
Ziele nähere, oder immer weiter von demselben 
Entferne. 

§. 108. 
Dürften unsere Herrscher alle Handlungen 
und Unterlassungen der ^tirger nach dem Zwecke 
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der Kultur (und diese' ist gewifs zur immer 
schönern Darstellung der Idee der Menschheit 
erforderlich) beurtheilen, prüfen und schätzen t 
befehlen und verbiethen, so stünden auch hier, 
wie beyra Zwecke der Gltikseligkeit, deni t^^ahne 
und Widersinne, der Willkübr und Lächerlichkeit 
Thüre und Thor offen , und der bestgesiYinte 
Fürst könnte mit dem besten Willen zum uner*' 
träglichsten Despoten werden; er dürfte unter 
jener Voraussetzung gnädigst bestimmen ^ wa^ 
den Kindern j und was den Erwachsenen zu 
lehren^ und nicht zu lehren sey, was -in den 
Volks* und auf den hoheki Schulen vorgeti^agen 
werden dürfe, oder nicht; er dürfte Bücher 
erlauben und verbiethen, und bestimmen, 
welcher Glaubens - und welcher Philosopiben- 
sekte' seine Untergebenen naohbeten soUenr 



Er dürfte vorschreiben ^ was im freund- 
schaftlil^hren Zirkel , und wäs^iittuAnge^ichtö de« 
Publikums gesagt und nicht gesagt werden dürft^J 
er könnte die Entdecker neuer , Avenn auch nur 
seiner Überzeugung nach gefährlicher oder ver- 
führerischer, Theoreme tnit Leibes - und Lebens- 
strafe belegen, sie einkerkern, oder wie Land^ 
/ «Jtreicher über die Grenze führen lassen; er 

könnte für irrende sowohl, wie für freymüthige 
Bekennet der Wahrheit Galgen und Scheiter- 
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liaixfen ei^ichten lassen; und so konnte er endlich 
auch» falU'die Essens- und Schlafszeit, wie grofse 
IV^^schenkenner behaupten , für den Moralisten 
so ^ufserst wichtig, i^t, . bey schwerer Strafe 
gebiethen , wann wir zu Mittag oder zu Abend 
zu ^eisep haben , wann wir aufstehen , und 
wann wir uns zti. Bette legen sollen. 

§. HO. 
. Die Erfahrung aller Zeiten hat auch nur zu 
dflulUch gelehrt, da^s überall nur Verkehrtheiten 
li^rauskommen » wo, sich die Regierungen auf 
^irie unmittelbare, unil positive Art iu 
d^n Gang dej KuUur mischen , und diefs müfsteii, 
sie doch, wäre Kultur der Zwek der Staaten* 
Bierin hat die Natur, nach IVIafsgabe ihrer Ein* 
zichtungj alles der eigenen Thätigkeit der ein- 
:;^en selbst übei?lassen » und wctnn gleiofa, wie 
m Sj^inem Orte gezeigt werden wirdr 4i0 Bil*? 
4un§ df r Staatsbürger der Wirksamkeit . das Staats 
nicht gapiz entrukt ist, so kann denn doch.soloho 
lumpiermehr als "^^^Jircir; Zwek des Staats s^bst 
jm^kannt werden. 

§. 111. 

, P%gegen ist eine gegenseitige Verbindung 

de] Menschen zueinander zum Bcihufe ihrer 

Fr^heiit die nneriäfsUch^ Bedingung, — con- 

diltO« .^e ^ua non '— der Möglichkeit des 
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Gebrauchs ihrer Freyheit, wie ihn die Natu»* 
wollte ( §. 82, ) ; dieser Gebrauch der Freyheit 
ist einerley mit der Geltung des Rechts (§.88,), 
und diese ist durch eine* Menschenverbindung 
für jedes in ihr enthaltene Glied ohnle allea 
Zweifel erreichbar. Diejenige Menschenvei^bin* 
düng, die durch öffentliche Gewalt odei* allge- 
meinen Zwang wirkt, trägt den Namen des 
Staats ; Zwang aber ist n u r r e c h t m ä f s i g 
gegen Angriff auf Rechte^ oder als Mittel, RVsciite 
ZVL schützen ; mithin kann der Zwek des dtaatd 
kein anderer seyn, als Schuz der Rechte aller 
seiner Glieder , ihre rechtliche Sicherheit , Gel^ 
fung des Rechts t «oder nur dieser ZWek i^ 
der einzig wahre und richtige Zwek des Staate 
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§. 112. 

' Da die einzelnen Menschen in ihrem Zi> 
Stande Vor dem Staate vorher ihre Freyheit der 
That nach gegeneinander zü behaupten nicht 
vermochten , indem die ufngezügelte Freyheit 
aller sich gegenseitig aufhob, so mufste'n si^ 
einen Verein ihres Willens und ihrer Kräfte dahin 
schliefsen, jeden zu zwingen, jeden andern 
wirklich so freyseyn zu lassen, als er es seyn soll, 
jeden ändern thun zu lassen, was er thun darf; 
das Restdtat dieses Vereins ist der Stas^t, iein 
Zustand gegenseitig gesicherter' Fr eyheSfV* imd 
auf dieses Resultat mufste "die Menschlieit 
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ltt>mii«ri / weil d«r Metisch nur im Zustande 
gleicher gesicherter Freyheit Mensch seyn , d. i. 
Beim Bestimmung, als sinnlich - vernünftiges^ 

Weien, erreichen kann. 

■ , ' , ' ^ y 

ilomerkung. Indem der Zwang Im Staate nur gegen 
^ den Mi fs brauch der Freyheit gerichtet seyn y und 

dutch das ZuriildrSlBgen atler in die rechte Gtenze eid 
• Gliichgewich^ der 'Freyheit bewirken ^öll, so Ter« 
schwindet Ton selbst aller scheinbare Widerspruch in 
dsn Begriffen: Z^^angeanstalt— zum Behufa 
der Freyheit; und dafs hier nicht von dem Äuf« 
cpfern eines Theils der Freyheit , sondern nur von 
iSem Erwerbe wahrer Freyheit diurch das Aufopfern 
vilder WillkUhr die Rede sey, geht hieraus von 
selbst hervor^ , r - 

§. 113. ' 

Denn nur im Zustande allgemeinrgesicherieir 
Freyieit oder Rechte, ist wahrer Aufschwung 
des Menschen im geistigen wie im physischeii 
inög[ich ; nur in ihm wird jedem Menschen sein 
heiliges unverlezliohes Erbe, die Selbstthätig- 
keit der Vernunft zuerkannt , jene Selbstth'ätig- 
keit, #hne welche Wahrheit in deti Erkennt« 
nissenutid Sittlichkeit iii den Handlungen ewig 
unerreichbar ist; nur in ihm ist also dem wahren 
Fortsclreiten in der Ausbildung, den edelsten 
triebet ^ den Trieben der Thätigk^t, des Stre- 
bens,;WVirkens* und Schaffens von innen heraus 
nach. 0ä$ Kräft^nmafs^daS nöUiige Feld geöffnet ; 
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nur in ihm ist Sicherheit der Person und der Ehret 
des Erwerbs und des Gewinns; nur in ihm Itann 
also auch jeder, dureh nichts, als die rechtliche 
Unverlezbarkeit seiner Mitbürger gebunden» 
Frey sich regen und bewegen , Kopf und Hand 
gebrauchen , Kräfte und Eigenthum nach frt yer 
Wahl be^iatzen » und so 9 nach eigner Selbst* ^ 
bestimi^ung, das seiner subjektiven Individualität 
anpassende Wohl erringen, mithin gentig und 
körperlich voUkommner werden. 

§. 114. 
^ Der Staat ihufs also jene Sicherung dar Frey- 

Iieit, jei^e Geltung des Rechts realisirea, soll 

anders durch ihn derMenschheitszwek wirklich 

"befördert, die Idee der Menschheit, als einer 

organischen tlinheit, durch ihn immer ricltiger 

dargestellt werden; aber er mufs seine Tlätig* 

keit einzig auf jenen Zwek der Rechtsgeltung 

beschränken, weil jeder andere Zwek fäi ihn 

nicht nur unerreichbar, sondern auch jedes 

Wirken desselben für andere Zwecke Hindprnifs 

der Menschheit in Erstrebung ihres Zi^ls ist: 

diese wird immer weiter von ihrem Ziele zu* 

tükgehalten, und verschlagen^ jemehr der S^iat 

einem Arbeitshause öder einer Ökonomischen 

Anstalt, einer Schule oder einem Erziehungs- 

in>titute , oder einem Woblfiahrtsbureau f leicht : 

daruto darf auch der Staat wedelr als^ Ed^rbi^t 
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sdch ab Bi^ungs ' 9 noch ab Wohlfahitsanstalt 
beirachtet und behandelt werden^ 

§♦ 116. . ' ' 

Kür als RechtsanstaLt^aufgefafst, pafst 

der Sl:aät in den Orgahisntus des Uni veri:ums > 

'indem er» nur als solche, dem höchsten Zwecloo 

jdar Mens<^^eit entspricht , und dessen Erieir 

chung kräftig erleichtert und befördert ; indem 

er, nur als solche^ die Menschheit als organische 

Einheit in den von der Natur zusammengestellteipi 

Menschen darstellt; indem nur dann , wenn sich 

d^ Staat darauf einschränkt» Ägide dßr Frey- 

heit od^r des Rechts zu seyn» und diese wirklich 

ist» das Wohl jedes einzelnen Menschen mit 

dem Wohle aller Menschen > die Glükseligkeit 

der einen Familie mit der aller übrigen, und 

das^Wobl und die Macht des einen Staats und 

des einen Welttheils nut dem Wohle und der 

JMacht aller Staaten und WeUtheile vereinbar* 

hingegen^ so wie man der Thätigkeit des Staate 

eine andere , oder eine mehrfache Richtung gibt, 

gegenseitigevReibung, Störung und allmähliche 

Yemichtung des einen Staats, um den andern 

unvermeidlich ist. 

§. 116. 
Die Begierangen so aianclier bbhmgtff 

wcirklicheti Staaten schritten leichtsinnig.' über 
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ditrGretize' jenes Zweks hinweg» nn.^iehten sich 
väl'.erlich in alle Angelegenheiten ihrer Büi^er^ 
mafsten sich an» für ihre Bedürfnisse sorgen z'u 
wcillen, erschufen sich Zügel, um den Gang der 
^ Kutltur zu richten^ £u halten » oder anzutreiben , 
griffen ein in das Gebieth der Moralität und 
Religion» uiid nahmen sich in allem £rnste vor 
Schöpfer des Glitks ihtier Untergebenen zu seyn. 
Selbst Verbreitung des Ruhms der Nationen nach 
auffsen, und Vergröfserurig ihrer Mächt und ihres 
Re]Lchthums> entging ihrer Sorfalt nicht: in der 
That viel, sehr viel» alles in allem haben 
Me sich vorgenommen! Haben sie das alles» 
oder auch nur einen geringen Theil davon 
wirklich geleistet» was sie leisten zu können 
wätinten? man sehe doch! 

' §. 117- 

Immer ^Öfsere Verwickelung lind Verwir- 
rung der bürgerlichen und Fatnilienvei^hältnissey 
unendliche Vervielfältigung der Bedürfnisse» mit 
dem peinigenden Gefühle» sie nicht beiriedigi&n 
zu können« zahllose Hindernisse für den Ge- 
weihs -, Kunst -^ und Handelsfleifs» die sinnreich- 
sten und widersinnigsten Systeme- unerschwing- 
licher Abgaben» in der Regel Erlahmung alles 
gei^Jtigen Schwungs» Leben- und kraftloses Kennt* 
Hilfswerk,' Scheu vor Licht und Wahtheit, schel- 
mische List und künstlicher Trug, immer scham- 



— =■ — j i -xj^>r v 



75 

...». ünrfuliohWi., Er«^»g tor Religio«, 
kriechende Schmeicheley und tückische Knecht* 
schart» Falschheit -und allgemeines ge^ensei^ges 
Mifstranen , Eifersucht und' Zwietracht nach 
aufsen» und in deren Gefolge verwüstende 
Kriege, die das Tezte Mark det Völker verzehren, 
nwd sie^vollends^ zur Verzweiflung peitschen! 
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§. 118. 

Diefe sind die, durch die tägliche Erfiihrung * 

bezeugten, theils unmittelbaren, theils mittel^ 
baren Früchte jener alles nmfassendeii 
Geschäfl!igk^t r und beurktinden diese etwa eihe 
Annäherung der Menschheit zti ihrem Ziele-, 
öder ein immer schöneres Darstellen der Idee 
der Menschheit, als einer organischen Einheit, 
in den von Natur vereinigten Menschen? — *• 
Man darf nur erwägen die unendlichen Folgen 
der Unterdrückung der Prefc- und Redefreyheit, 
der Zwdngsvörschriften über Lehrgegensl&nde, 
des Verfölgungsgeistes ktaftvöUer Genie, Aer 
neueren KoA^ktiptiönskünSt« äet eUtschöpf^ndeft 
Abgabensysteme j des Zunft-, Monopol- und 
Zollunwesens u. s« w., und man kann sidi der 
Überzeugung nidht erwehren , dafs die Mensch- 
heit durch Hülfe jener Staaten allenthalben von 
ihrem Ziele verschlagen und zurükgedrüngt 
worden sey. Das Wenige, worin sie vorwsäru 
gekommen seyn ^mag, ist wahrlich nicht Wert 
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iplcher Regierungen 9 e^ondern relnoer , die durch 
l^ztere aufgethiirmten Dämme unaufhaltbar 
durchbrechenden, Naturkraft. 

f 

S. 119. 

Solche Staaten gingen nothwendig unter, 

und . werden nothwendig untergehen., , nicht 

weil, wie manche wähnen > der Organismus 

zerstört , um zu schaffen , sondern weil solche 

Staaten, Krankheiten im Organisnn^f, 4^pb D^^ 
Organisation erzeugte Auswüchse, sind, welche 
die allmächtige. Grundkr^ft der Natur früher 
oder später von sich stofsen ^mufs, weil sie 
nicht dvilden k^n ,, dafs ihr edelstes Geschöpf, 
der Mensch^ in ^täter Fro^fression methodisch 
yeiirüppelt werde ,. weil verpfuschte Organe, iß 
ihr Meisterwerk nicht taugen. 
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§. 120. 
Auch der jenige St;aat , der blofs. die Geltung 
des Rechts seiiier Glieder zum Zwecke hat, 
wirkt mächtig für die Angelegen heitei) und Bei- 
dürfnisse, für den Erwerb und für das Glük 
derselben, indem er, durch Schuz aller^ ihrer 
Bechte, die Grundbedingung re§lisirt, unter 
der nur die Angdlegenheiteii geordnet , die Be- 

dwfnisse befriedigt« möglichst viel erworben, 
und das individuelle Glük errungen werden 
kann: aber d^ Aqordnen selb^ftv das. unmitlel- 
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bare Thäiigsi^yn fßrBefriediguiig, Erwerb ntiä 
Glük ist nur Sache eines jeden Individuums^ ia 
die sich ein solcher Staat nicht mischt. Darum 
gab die Natur jedem fireyen Willen, geistige 
und körperliche Kraft« um sich selbsi mil 
Freyheit Zwetke zu setzen, und^ solche* mft 
eigner Kraft zu verfolgen; aber 'um sich >sel)M 
gegen aHe Störungen seiner Ret^ite und g6*|«^ 
alle Angriffe auf solche zu schätzen und* iÄii 
sichern, dazu sthuf die Nätut den einzelheri 
Wu schwach ; darum ist eine besondere Zwai^s^ 
^imsta1t^±um Schutze des Hechts^ der Staiat,* 
unentbehrlich. ^ . • 



I 



' ^ t 



r 



§• 121: 1 -^ ' /' •' ^*' ' 

' Mächtiger noch wirkt auch der Staat, 9et 
blofse Rechtsanstalt ist, für die Bildung seiner 
Glieder, indem er nicht nur das Recht auPfreye 
Selbstthiltiekeit des Geistes, innerhalb der Sötttan^ 
ken des Rechts selbst^ scbüzt, sondern auch 
Mittel im d Wege schafft, jene BiWmig zu «rleich* 
tarn und zu unterstützen, und also sogar auf 
eine positive Art dafür thätig ist, in der Über- 
Zeugung, dafs geistige und moralische Bildung 
die beste Basis für die Herrschaft; des Rechts 
scy. Bey dieser Überzeugung vergifst er aber 
nie, dafs dieses sein Mitwirken zur Bildung für 
ihn bldfses Mitte! zu Erreichung seines Zweks, 
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der Gtekung des Rechts^ nie aber für ihn selbst 
Zvirek sey^ 

§. 122. ^ 

Je feiner übrigens die Grenzlinie für die^ 
ie Bildung^ als Mittel unterstützende^ 
m^fiir die,, die Bildung, als ^wek bezie- 
(«ende« Thätigkeit ist> je unvermerkter sie 
fiberschritten werden kann , ^und je unvermeid«» 
lieber ihre Überschreitung von Seite des Staat? 
Unheil bringt y stört, hemmt und verbildet^ 
4^((v aufmerk^üfui^r wird er nur diesen Punk^ 
beachten , und sich hüten , je zur Leitung 
der Bildung selbst Zwangsweise mitzusprechen ; 
denn Verbildung^ dessen nothwendige Folge, 
Ifijli.fvii: die Herrschaft des Rechts gefährlicher, 
91^; ungebildete Einfachheit, und das, was Mittel 
für Streichung seines ZWeks seyn sollte, könnte 
leicht ein Hindernifs derselben werden. 

t. Aiiin«rkang« . Oline Reckt ist zwar kcini^ Büdung , und 
^•hiie Bildung dusRcdlt nicht wohl nnSgUch; folglich 
ist Bildung und ^echt wechselseitig Mittel und Z wek 
swar für die Einzelnen; ab^r für den Staat 
ist Bildung seiner Glieder blofses Mittel zu Errei- 
chung seines Zweks, des Rechts, da Bildung derselben 
für ihn ex antecedentibus nicht Zwek 6eyn kann, 
'und wenn gleich hinwiederum, der Staat, als eine 
Rechtsanstalt f tix. dieEinzelnen Mittel zu Errei« 
chung ihrer Bildung scyn mag, to l'ifst sich darum 
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doch keineswegs |)eiiaupteii > dafs Bildung und Keclit 
wechselseitig Mittel undZwek für den Staat seihst 
ieyen« Eben so ist zwar ohne Rec]itsa;eltung kein 
Erwerb > und ohne Erwerb keine Reclitsgeltung mag* 
lieh; aber auch daraus folgt nicht y dafs ^rwejrb 

GtundthStigkeit oder Zwek des Staats seyii mtissu ^ ' ^ 

londern lezterer hat nur ^ aU Re'dktsanstalt , die rechf* 
liehe Ar» des Erwerha und das rechtlich £di*wori)efi# 
zu sichern,» und wi^d. sp Mit^l zum JßvyfpThe,*J,^ 
d i>e E in z e 1 n e n« —* Ist es eben dica^e^^ ^^ 
Nibler unter 9, Bildung und Erwerb unterdet 
Bedingung Äes Kechts'Vals Grundth^tigkeiten 
des Staats verstanden wissen w^olltc, so hat eir sich 
offenbar selbst getäuscht» indem er doch den Staat 
als blofse RechtsanstalC nicht gelten lassen wölket 
Sollte aber, nach seiner Meinung» der Staat selbet 

enf^erben. i|nd bilden» eo ist seine Ansicht d|Arih^|l44 j 

bisher Vorgetragene schpn zur Genüge als irrig dai^g<* 
stellt. — - Die Hauptsache ist» dafö man die Zwecke 
aller einzelnen» welche sie» als einzelne» jedoch ali 
Wesen einer und derselben Gattung» miteinander 
^ gjsmein haben » gehörig unterscheide ron dem beson-* 
dern Mittelzwecke» welchen si#»-ala zu eiftüt h^sotti 
dern Einheit verbunden» und durch die» durch diese 
Verbindung erzeugte , Anstalt verfolgen können und 
wollen.» g^ade so, wie man die Tendenz 4f*^niver- 
«alorganismus von der Mitteltendenz eines » in jeneiA * 

enthaltenen» Partikularorganismus unterscheiden muls^ 

... - < » 

gerade* jenes Nicht uuter scheiden aber ist der Hauptsiz ^ j 

der biUierigen so grbfsen Divergenz der Ansichteii 
des StaatszWeks. . - •• ^ 
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§. lös. 

Auch in demjänigen Staate, dessen Zwek 
blofs das Kecht ist, ist es möglich, dafs die 
Macht selbst, welche schützen soll , gemifs- 
braucht werde , um die Freyheit der Bfirger zu 
anterdcücken , and ihre Rechte zu rauben, für 
Priratvortheile derJVIachthaber; aber esi«tdoch 
nicht zu leugnen, dafs eine solche Entartimg 
nur in der persönlichen Bösartigkeit der Macht- 
haber, nicht aber in der Natur eines solchen 
Staats selbst ihren Grund habe* und es ist nur 
Fehler der Staat s Form, wenn jener mÖglichfiii 
Bösartigkeit durch sie kein möglichst fester 
Damm gesezt ist. — Allein diejenigen Staaten, 
äie das Glük , die Bildung der einzelnen u. dgl. 
zu ihrem unmittelbaren Ziele haben, tragen in 
sich selbst den Keim des Despotismus, und 
ihre Herrscher müssen, je thätiger sie für ihre 
Zwecke seyn wollen, nothwendig desto mehr 
Despoten werden. 

'•■ % 124. ■ ; ■' ■■ 

Wird hingegen der Bürger nicht »ach der 
Laune oder für die Privatzwecke 'der Macht- 
haber,, weder durch ein Gesez noch in dessen 
yolUiehung , sondern .nur für den ly a h r e n 
Zwek des Staats vom Begenten bestimmt, 
wofür bestimmt zu werden, er seine Einwilli- 
gung gab, dann ist er hey, wie er es seiner 
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Natarnaeh seytf'Soll, dann gewähret ^er Staat ^ 
was -er nur' gevraliren bann ond 3oU> und -was 
'der Biirger nothwendig' haben mufs, wenn er 
die Aiuateuer der Nacur zum Behufes seiner, Ber 
Aiimmung soll l>enutzen können, nämlich Schas 
gegen jade ungerechte Behinderung- oder Beein^ 
Irächtigong. .Unter . diesem' Schutz« ' vird - die 
Menschheit öbrigeas aus.eignec.Krairt ihrism 
Ideale näher kommen, der Staat wird seinen 
Zwek in seinen Gliedern, und die Glieder 
■WCTden ihren Zwek im Staate ununterbrochen 
erreichen, und so wird alles im organischen 
Gange den Gesetzen der Natur gemäfs harmo- 
nisch zusammenwirken. 

§. 125. 
Vergebens , haben bisher die Begierungen 
den Grund — warum die meisten ihrer Unter- 
nehmungen mifsglükten;; warum an keiner Ecke 
etwas mehr recht passen wollte — der nur in der 
Richtung ihrer eignen Thätigkeit lagj aufs er 
sich gesucht, und, zur Unterdrückung des 
lezten Bestes bürgerlicher Freyheit, zur Ver- 
scheuchung des lezten Suahls von Aulklärung, 
als dem einzig übrigen Bettuugsmittel , ihre 
Zuflucht nehmen zu müssen geglaubt: eltler 
Wahn! das unterdrükte Menschengeschlecht hat 
am Ende immer den Sieg davongetragen, und 
wird, und mufs ihn auch ferner behaupten. Je 
gröfser derDruk, desto grÖfser der Gegendruk. — 

Belle SUKttkuiut I.Abth- 6 
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Für ne bleibt, um ^icli von dem näher«» oder 
entFerDteren Untergange zu retten, kein anderer 
Aus^^eg übrig, als der, endlich der l])>erzea» 
gung nachzugeben: dafs an die Stelle des bisher 
geltenden der einzig gültige Staatszwek, 
nämlich Sicherung der Rechte aller 
St^atsglieder treten, und alle ihre Thätig- 
keit einzig d.arattf konzentrirt werden müsse« 
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'E i nie i t u n g. 

,.:N^.9Jthwendigkeit ~ Beg^riff.— Z.wek 

einer^ bestimmten St§at>sv^rfiaa- 

^ ^»ng« AUg^mcine Aofortderun» 

^l»n: an dieaetbe. 

• i 

r ■ • - . . 

1. - * ' ^ ' ' 

JLJie <H!eder eiiter Nation » die bisher im Zu* 
aunJb ungebundener Wikikühr, Also ifl einem, 
det Sic&^rheit ihrer RebKte erma^gekiden , Zu« 
attnde koexistirten / bey denen nun* aber^ dutöh 
d^»^ liuf'den höchsten Grad gesteigi^e , ' Geftiht 
des 'Bedürfoisses meiner T'dcfatlichen Ko^$J5tenz«i' 
otdnta^ der fintsdiluCs, leztere äu^ tealisiren , 
gereift i^; oder *die GHeder einet Nation > 
Yrelche, 'nachdem '^e «ihre entartete Koexi.<(tetiz- 
ordnunig z^rtrümnierfey und «ich ila* den 2u9tand 
der Anarchie versezt haben , jezt ztt* "einer neuen 
bes^ren Koeiristenzordnung sich zu einigen , 
aich gedrungen fübl^i, müssen zunächst ^amit 
begim^n , dafs sie die N<M*men'be)stimmeii r 9tld 
die Bedingungen bewerkstelligen , wodurch ihr 
bisbänig^^' ungeregeltes Beysammen^)Hf >^in ein 
fesl&s System rechnlicher lloexi^enz un^geschaf- 
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Fen werde V d. Ji^ ,^^tf^u^^^MA sich hör ^ 
gerlich verfassen. 

§. 127. 

Ohne einen solchen Akt derVerfasking wird 
der Zwek^ ihre Rechte- gegeqsejtig gesichert zu 
sehen, ew}g dem blofsen Zufalle überlassea 
Äieibe1h;*'deiiii wenn gleich aie iNattH',' Welche 
mehrere ' frfeye Wesen - prödAtiite , und* in Ge- 
nieinsdiaft«^stz4:e>y alle gl^ith Arey wollte^ so hat 
sie selbst denpoch das Glsich^wieht* d^ Frei- 
heit durch nichts unmittelbar bewerkstelligt» 
noch gesichert , vielmehr jene Wesen mit einer 
überwiegeilct^ Neigi^ng^ jenes Gle&chgtewi%l;i|. 
s^u stören» ^ftungerüstet : aber sie hat aucdi in ihr 
l^ierßtesiViernaiiftf und , daliiil: eine schöpEeris<^ 
Kraft: g^gtu. die 4aa «u: erschaffen ipsermi^^ 
ivas zqia[\ßi^ufe jenets^Gleichgewidlus idetiFrey^ 
h.ei4: s^n^jioU, und die sie nicht ruhen und» 
i^aslfiiH lä&tf bis« sie ds ^üfser dich und an sidi^ 
^uf die eine oder diä^ andere Weise dargestellt 
haben ; und «ie . hat überdies ixuH ihren .organp* 
^rji^^ Er^dukten eine Menge von Vorbtldiem 
gegebeQyftn.4enen j^ne Wesen lernen können^ und 
sollen, wie zur Erreichung des Gleidigewichts« 
d^r Freyheitf als des häcfasten, von der Natur thoea 
toirgQatekten» Zkla^ aw^eknäfsig zu verfahre» sey^ 

-^ 12o^ '' *• 

Das^ was 2um B^hufe des Gleichgewichte 
der Freyl^^it unt^cuileiL.Mteschan gefcha^n 
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-vvevden sott und nuß^' i^t^ wie in der reinen 
^aaülehr^ bewiesen wurde, der Sta^l; nnd 
in wieferiie die Natur die Menschen beständig 
a»tireibt^ den Staat> wo er noch nicht ist, zu errich« 
tenr iai'iwieferne die Natur die Menschen mit 
der daxu nöthigen sch&pferischen Kraft ausrüstet^ 
und ibn^ zureichende Vorbilder ihres Ve^fah« 
retfö hierunter leiht, in ;io ferne kann aller- 
cUngs der Staat als ein Produkt der Natur 
becracbtet werden. In wieferne es aber' den 
Menschen absolut möglich ist , jene Forderung 
d)er Natur und den Gebrauch jener schöpferischen 
Kraft (freylich nicht ungestraft) zu vernachläfsi- 
gen, eben weil sie fr eye Wesen sind, und in 
wieferae, ohne dafs die Menschen von jener 
acböpferischen Kraft unter der Leitung einer, 
das weise Vorbild der organischen Natur ( mehr 
oder minder richtig) auffassenden und nachah« 
mend^n, Idee# wirklich Gebrauch machten, 
»immermehr der Staat (im wahrenSinne)*wirk* 
lieh werden kann, noch je wirklich geworden ist, 
ii| soferne ist und bleibt die Stiftung, die 
Errichtung und Einrichtung des Staats, 
sa wie seine Forterbaltunc:, Werk der 
freyen Menschenthätigkeit, in soferne 
i^ fllsd die, in den neuesten Zeiten rerbreitete, 
meistens nur um einer gewissen philosophischen 
Aui^enseite willen adoptirte Behai,iptung; dafs 
der Staat auch in der Wirklichkeit durch die 
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Natüü'herrorgebracht sey:.darihaas{iils«k 
und für die Menschheit entehrend, in dem dncok 
sie der wesentlichste Kartier des .Menschen 
seine Freyheit vernichtet, nnd er nun blots 
passiv^eo Werkzeuge der' eisernen Nofthisenil^-« 
iBeit« herabgewürdigt wird*. 

^t'Jinm^r'kAiu^. • Dafs die Men9cbefi;Hi«rhanptlu»:d0tu*e|i^ 
i^t allerding» Werk der -Natu^: : j^yex wie kotmte man, 
daraus folgern, dafs auch die Form ihres^ebea» 
einanderseynS) durch die Natur selbst so, wie sie 
dm'ch d ft Vernunft " in der *Idee ausgebrochen ; t ij ä 1 1 - 
• irt sey?? Wer- möchte daraus, dafs die >NflibrBÜl»c 
iui4 Gold produzirt, folgern, dafs eine iha*,- 3iU>9lr 
oder Gold verfertigte, Uhr durch die Natur selbst 
wirklich realisirt^, ein Produkt der Natur sey? — • 
* * "Mail' gibt zu, dafs 'jene l^otm vcrnunftgem'af» 
(e^yn^oü (m. s. G&nners Yorred« zu den» sehou ange» 
. w f iih^tf n Progi amm ijon N i b 1 e r I8O6. 8* 8 t- 9 ) ; ich. 
frage ^ber, was Ixat denn die Vernunft.—: das .Vermö- 
gen der Freyheit — mit jener Form zu thun, wenn 
.sie schon durch' die Natur an sich bestimmt und 
r« al is ir t ist ? Wie konnte man sich bey dieser Vor- 
, ati8S«|:jQung des Ausdrtiks „vternunf tfi;emjU8^' bedieoeii ? -^ 
Wie mannichfaltig sind nich^ die farmfn äea 
Nebeneinander seyns der Menschen , welche uns das 
Gem'älde der Geschichte, der. Menschheit und der 
Staaten zeigt , und alle diese Formen sollten , * linab* 
^neig'von aller freyen Wahl, lauter Produkte dW 
NaturaQth wendigkeit gewesen seyn? dafa also z« B. 
das französische Volk, nach, den Stürmen s^in^.Hero« 
lution, wieder eine Konstitution erlüelt, und zwar, 
dafs es zuerst unter der Form einer Direktorial-, 
dann unter der Form einer IConsularregierung 
)ioexi9tirtr i und endlich in dk Form ^»er Afo*- 
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nMc8ic»UbfläBgifigyr at^rdÜM 8öllt#, mubMagi^ ron 

aller fif ff A Tbä^gkeu des L;m*Q$UQhen Volks , durdi 

die Natujc selbst realisirt worden seyn? Einem solchen 

Glauben bin ich, beyj mir Raum zu geben , in der 

' Thai 'MiVermogend,-^leich-vv'ie ich nie glauben wer <le^' 

» • däfi't; 9; ^tSfe-^e^enwärtigen' Formen des Neben^irian-- 

r der^ jrni f|er i;ftibc] v?h Staaten, oder der GUeder des Bay e« 

riscken Volks ^ unabhängig von ^^Ikf*. fyeyei^Xb'^Hgk^^ 

des französischen und des bayerischen Kabinets.rein,aus 

den H'ändeii der Natur herrorgegan^n seyen , so gern 

idi Auc£ aüg^be, dafs di^ Auflösung ' Ses teutschen^ 

Reidbs , und die Errichtung • des rheinischen Bcätdes / 

; / ?4?j wie. ^e'.l^f^o^muiig der bay^iüwjh^ Konstitution 

durch die Konkiiprenz ypn Verlwltnissen undUnistän- 

den angeregt oder veranl,afst wojrden sey. 

- , • . ' - • • ■ 

--•■*.§. 120.. ^. 

V. So weit die Geschi^te? x^icbt, liegen^ 
allentbalben die * m e n s c h li c h e n Seh öp*« 
fungsakie Vm", wodurch iifteh eingetretenen: 
Umwälztm^en. die neuen Staaten "gesliltet wuih 
den; ^und dMin ist darüber 'eini^er9tanden>'äa£r 
durch Usurpiloren uiitetj<lokte Völker blbf»^ 
Sklavei^geDOssensdiaften waife»i welche er«t voh^ 
der Zeit an' in die Kategorie eigentlidier Stttaten' 
übergingeli , yio fiie Inhaber der usurpirten 
Gewalt diefe dadurch inr eine rechtmäf^igei 
verwandeken, clafs sie einen (au5drükik4ien> 
oder stilUcfaweigenden) Vertrag mit den Völkfertl^ 
eingingen #^' den wahren Zwek der höchsten 
Gewalt 'anerkannten, und dieselbe vx>h lieli^ 
Nationen'» unter Resignirung auf ihre usurpirte^ 
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eine und der andere > oder melwere ztigleicf 
diesen Walen angenbüklich wieder ändern, unc 
jenem Zwecke gerade zuwider bandeln könnten ? 
8ie tnüssen demnadv, damit die Erreichung 
deeZweks dev Verbindnnig nicht der. Privat will- 
1|üjhi: der Eim^nen pr^ gseg«ben sey, in ein 
aolekes VerhäUnifs uiiter sich gesezk ^^rden» 
welches jeden nöthigt, zum Eratreben des' 
Vereinigungsz wek$ y so viel an ihm ist, tbätig 
mtftzmvirkeni 

-' • • ' y* 131- 

*' * Die nicht blofs für den Anfang « sondern 
auf die Dauer bereehneie, Healisirung^ dieses 
V^erUilltaisses durch eia ausrekbendest, . allen f 
cbircfa' seinen. Sh^ek [^gründeten Atifosderungen 
an dasselbe bnts|>rechendes , «Grundgeses 
(Konstitution) ist sonach die Urbedingung 
dies Gedeihens <lea VeretBs f < der nothwendige 
ers.te Akt, woduirch s^in Zwek praktisch, 
aberkanht, der Verein. selbst ins wirklicke Leben 
euaigefvrfart * wird*, und wodiirch mtr diesen 
IidDi^iil die nöthige* Kraft und Dauer, und die 
JErreiohungi seines ^S^^s hinreichend garantirt 
werden kann« .« -^ i t 

. Aan^^r kling: .I^j^ ^a|^f^$ht den Biawttid b^forg^i^ 

, . zu müssen, daf$ so viele Staaten ohne- alle» oder doch 

ohne zureichende Konstitution bestanden seyen, und 

noch bestehen : ' denn gerade das kümmerliche Be- 

' stehen sc4d)ter Statte» , die N i e kte i* r fe i ck u n g iWe» 

*.jt. Zvrfks, tmd ihn,- aühosL eingetxpUiKrT' oder unver^ 
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meines SUzM, dei eben jeiiüf Staaten, wclcjie «dEiiVf 
gen, sich selbst lu begreifen, den Sic des Übels zu 
erkennen, und sich dessen zu cnuclilagen, iinmef ^ 
■nebt- pralLtiache Gilhigleit gevriönt. E( ist oirrcr- 
Iteni^aTj ^{s Staaten, irelcbe im ersEei^B Falle. li^ 
be£ndeiVi mu.duicb scUeanige AbLUlfe jenes,l!ilai(g«U 
dex di'oLeaden Gelahr tu beg^;nen Termögeo. . - ■ 

5. 132. ■..,■■, 

Die gewählte bestimmte Art des Veccins 
zurGeltuDg.deeRecbts, die Art deccechtlicheD 
Koexistenzordnung einer NiittOD,.gibt uns de« 
Begriff - ein^r bestimmten Staatsformi dtc 
lobegriFF aller der Einrichtungen , wodurch 
eia A g g r e ga t von rethtlos koexistiiftnten 
Menseben . in ein System .rechlich koexlsti- 
center Afenechen verwandelt wird, wodur«^ 
•ine Menge ron-Meuschen den Karabter eine« 
fiürgerve^eins, den Typus. eines Staats erhält« 
nnd die Erreichung :seine,<) Zweks^ verbürgt :^ya 
«oli, hei/iA :d4e. .Verfassung (Kon6titution.) 
eines Staats: .der, Akt. wodurch die Verfassung 
eines Staats bestimmt wird, heifst der Konsti- 
Itutionsakt. und der Inbegriff, der die Ver- 
i^ssung bestimmenden Normen, das Grundge- , 
«eai-, das. konstitutionelle oder orga- 
nische Ge$ez eines Staats. Doch pafst dieser 
hsxtece Ausdruk nur dann, wenn bey derEtrich? 
tuDg und Einrictitung eines Staats. durch aUe.uw 
deS'iG&tiKcn. 'triUea. erforderiichc AUikulmionen 



hmiduTch , in der Impulsirung und Bichtang der 
Thätigkeit aller seiner Glieder, das Verfahren der 
Natur bey Einrichtung ihrer organischen Pro- 
dukte zum Vorbilde genommen , d. h. wenn der 
Staat durch sein Grundgesez so konstniirt ist, dafs 
jedes seiner Glieder, sich gegen sei tig Mittet 
und Zwek , immerfort zur Erhaltung des Ganzen 
mitwirken müsse , und hinwiederum durch das 
Ganze seiner Stelle und Funktion nach bestimmt 
und erhalten werde : denn nur unter' dieser Vor- 
tossetzung ist der Staat wirklich organisirt, 
und sein Gnindgesez in Wahrheit organisclH 

§. 153. ■: - 

Durdi den gegebenen Begriff einer Staats* 
rerfassung ist der Zw ek der tezteren von sölb5t 
ausgesprochen: es soU niinilich durch sie df4 
Einigung des Willens und der Kräfte einet 
bestimmten Menschenmenge zur Geltung dei 
Bechts unter ihr' effektuirt, «nd zwar soeß'ek* 
tuirt werden , dafs sie nicht nur zur Erreichung 
ihres Zweks vollständig qualifizirt , IscMideVn dcäl 
auch durch sie die Erreichung de^s Einigungs^ 
zweks vollkommen gesichert se^ i ■ es «olWil 
dnrch sie, die sich zur Geltung' ihres Recht« 
einigenden, in ein solches Verhältniis geeezt 
werden, welches jedem die zureichende Ge* 
währefür sein Bepht leistet: ef soll durch sis 
die Rechtlichkeit derKoexisteniS einer bestimm- 
isclteMinenge retUairt, nnd dcfca-Dausc 
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garatitirt werben: denn da, wie bewiese» iihirde, 
Geltung des Rechts der einzig wahre Zwek de!s 
Staats ist, so ki^nn und darf auch nur das, wo« 
durch die Rechtsgeltung bewirkt und gesichiett 
wird, diejenige seyn, dessen Vorstellung be^ 
stimmt, den Staat zu verfassen, d. h. Bewir<- 
kang und Sicherung der Geltung desRechti; 
kann nur Zwek der Staatsverfassung seynL 
Hiedurch sind zugleich die allge meinet 
Anforderungen an leztere gegeben. 

§. 134. 
Soll n'ibnlich die Verfassung eines Staats 
ihrem eben oezeichneten Zwecke genügen» so 
mtifs sie nothwendig ausgeben von der Dekbt«- 
rM:ton und Feststellung desZweks des Staats 4 als 
desjenigen Punktes, wonach die Architektonik 
den Organismus des Vereins zu modifiziren-, die 
i^wekmäfsigkeit seiner Ejinrich tutig zu prüfen, 
und das Verfahren des Ganzen wie seiner (Glieder 
zu reguliren hat. Fehlt es an jenerFeststellung» 
so gibt es keine Fundamentalnoriii der organi- 
schen Einrichtung und ihrer Würdigung, 'kein 
regulatives Prinzip der Handlungsweise des^Ver* 
eins selbst und seiner Glieder , wovon Inkonse- 
quenzen , Widerspröche , • allmähliche Entartung 
und Verfall tun ^o unvevtoeidlicbere Folge s^yil 
müsse» f je mehr ohnediefs die Individuen 
geneigt sind, ihre Privatzweoke dem g^m^iti^ 
samen.^iiiigungszwecke onterzii^tbiebelii ^^nil 
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lezt0ten ganz ai^s ibrein Gesichlskrejirifte zu ver* 
' gieren« Damit also der Staat io di^ jL<9gd gesezt 
' y^etdOf jene 0bel vermeiden zu können, mufs 

seine Konstitution mit d^r Be5|ai?)iOuilg ^einc^^ 

Zweks beginnen, und hiedurch den IVtafsstab der 

Einrichtung sein^ss Organismus ^ den RiCbiungs* 

.^ punkt aller Tbätigkeit der Vereinig<e«i>,.das Le* 

« bensprinzip des Vereins, die Ba$is seipe^ Gedei«- 

^ h^nSf und die Bedingung , sich selbst vollkom«* 

men begreifen zu^können, geb^n» *. 

§. 135. 
Die nächste allgemeine Anforderung an 
«ine Staatsverfassung, welche ihrem Zwecke 
genügen soll , ist eine durch die möglichste 
Einfachheit, Bestimmtheit und Kön* 
Sequenz karakterisirte, Yoliständigkeit 
4es Organismus und des Impulses seiner Wirk"* 
3amkeit; das heifst:. es darf in der Konstitutioa 
schlecjiterdings keine Einrichtung und Bestim» 
mung fehlen I dur^h deren Daseyn und Wirk- 
samkeit die Erreichung des Yereinigiingszweks 
bedingt ist, und es müssen in ihr düb Grund- 
prinzipe jener Wirksamkeit mit einer, jeden 
Absprung abschneidenden , Festigkeit gezeichnet 
&eyn.; Aber, so vy^ie jede Lücke, sa ipuls auch 
jede Überladung,: jede Vieldeutigkeit und Inkon«* 
f^^i^p mit gleicher Sorgfalt« vermieden wer- 
den ; .der zureichende Grund dieser Anfoixieruag 
li#gt unv0rk^nnbar:in'd)em (§> 1534. hiasirimmii» 
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Zwecice einer Staatsverfassong, und es begreift 
sich von selbst, dafs nur durch ein, so karakte- 
^'isirtesi vollständige« omanisches Gesez ein 
fitaat zu einem kraftvollen ausdauernden Leben 
gewekt, -und die Erreichung seines Zweks volU 
«tändig bewirkt werden könne, dafs hingegen 
Lücken oder allzukiitlütliche Konip9sitionen * 
Vieldeutigkeiten oder Inkohärenzen in der Be^ 
stimtnung seines Orgaifi.erous, oder in denlmpul- 
sionen seiner Organe, ein kränkelndes, ohnmäcln 
tiges, in seinen einzelnen Funktionen stockendes^ 
und durch sich widerstrebende Thüti^icit and 
Unthätigkeit seiner Organe sich selbst destruii 
rendesLeben desselben, zur nothwendigen Folge 
haben müssen. 

S- 156. 
Es soll aber durch die Konstitution lititiht 
Bar die Erreichbarkeit des wahren Staat»' 
zweks bewirkt, sondern auch seine E rf^i- 
chung gesic hert und verbürgt werden; 
Daraus ergibt sich die dritte aM gemein« 
j^nforderung an die Verfassung einesSuiats dahin! 
dafs durch sie eine solche Wirkung und Gegen* 
Wirkung der organischen Kräfte erzeugt werden 
müsse, vermittelst dier die bezielte Funktion 
des Organismns von der zufälligen Güte oder 
Bösartigkeit der gebrauchten Organe völlig utiab* 
hüngig gemacht, leztere gen5thigt Iverden, nur 
zur Erreichung- d4s''^?«Tei(>igung.'ZWtks- h«nnÖ- 
BehT Smtiiuiwt I, Ab*. 7 
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niscil znsaitiinenznwirkeii ; dafs in die Yerfas^ 
sun^ selbst die zureichende Kraft ihrer Konsi* 
$tepz , die Garantie der Erreichung ibre^ Zwekir 
gelegt, dafs sie durch sich selbst und ihr inneres 
Gleichgewicht festgehalten, pnd jeder Austritt 
aus dem Geleise unmöglich gemacht werde. Es 
ist für sich klar, dafs, wenn dieser Anforderung 
nicht eni^rochen wird , die Geltung des Rechts 
nicht gesichert, somit dem Zwecke der Kon* 
stitodon nicht voUst&ndig genügt, sie selbst 
folglich unnüz sey. Denn sol»ald man die Errei- 
^chung des Vereinigungszweks dem Zufalle über«» 
lassen will , föUt der Grund und Zwek der Konr 
slitutiofi selbst hinweg. — Jede Konstitution ^ 
welche dem Vorwurfe der Zweklosigkeit nicht 
unterliegen soll, mufs demnach so geeigen-^ 
schalet seyn, dafs durch sie die möglichst beste 
Verwaltung des Staats nothwendig» und voq 
dem Wechsel der Gewaltsinhaber ganz unab- 
hängig gemacht sey; dafs die, durch sie realisirte, . 
höchste Gewalt von jedem 9 auch sogar von dem 
schlechtdenkenden , Gewaltinbaber schlechter- 
dings gut und zwekmäfsig verwaltet werden 
müsse; dafs dprch ihre eigne ruhende Kraft die 
Staatsgewalt gegen jeden MiCsbrauch ihrer In- 
haber gesichert sey, und der durch sie produ- 
zirte Organismus überhaupt nur in der festen 
unwandelbaren Richtung auf den wahren Verei- 
'^'g^g-^'zwd^ lylrksaai ^yn , kx> n n e. 



I 



1 




'h' 



Anmerkung. In vrieicme i^i« be$M Form eines Staats 



bewirkt, dafs derselbe am besten vei-waltet :iiverden 
müsse, in so ferne enthält Pope's bekannte' Äufse. 
rimg: „die beste Staatsform ist diejenige, in Welcher 
die hlklute Gewalt ant besten verwaltet wii^ ^^ aller«. 
4lng8 ^Wahrheit : in wiefeme aber ditvsf , Aiifseruim 
wollte, dafs ilie Güte einer Suatsform nur i\^ch der 
Güte der Verwaltung des Staats zu beurtheiJeu, und 
erstere darcli leztere bedingt sey , in so ferne 
enthielte sie wahren Unsinn , nnd ziuitite das PfeiU 
voii hinten auf: denn es ist aÜeräitgi «jnöfgliicli^ 
daCs audi ein schlecht geformter S^at dennoch gu|: 
verwaltet werde ; aber es ist diefs nicht nur nicht 
nothw endig, sondern vielmehr ganz zufällig» 
lind daiiun gibt die GUte eiüer Staatsverwaltung gar 
- i ' ' k«in sicheres Kiriteriiim der GHte sein^t' Fo«ä' ' od^ 
Yerfaaaang , und umnbgUoh ktnn ^ine £kaatsfprm gui 
jgenai^mt werden, weiche, ob d^^Staax gut o4er schleclkC 
verwaltet werde, vom Zufalle abhängen läfst; es 
beurkundet vielmehr gerade dadurch eine Staatsform 
ihre UnnÜtzigkeit. Nur dann ist eine Staatsform gut 
und zwekgemUfs , wenn sie nothwendig .bewirkt » 
dafs der Staat gut verwaltet yyerde^ wenn die gut« 
Verwaltimg eine nothwendige Folge von ilir ist ; 
jede andere Form hat gerade in der Zufälligkeit 
ihrer Wirkung das sicherste Kennzeichen ilirer Zwek- 
mäfsigkeit. Vernünftig liefse sich demnach nur sagen; 
die beste Staatsform ist diejenige, in welcher die 
höchste Gewalt am besten verwaltet w, er den 
mufs; und es bleibt eben darum die Aufßndiing 
einer s olche n Staatsform eben so dringendes Bediirf-r 
nifs, als theoretisch und praktisch gleich wiclitiges 
Problem. 
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i. 137. 
So gewifs nun nicht geleugnet werden kann, 
dafs nur durch eine Staatsverfassung, welche 
den eben bezeichneten drey allgemeinen Anfor- 
derungen entspricht, die Geltung des Rechts, der 
wahre Staatszwek, bewirkt und gesichert 
werden , sonach ihr eigner Zwek erreicht seyn 
müsse , 'SO gewils ist eben hiedurch die Rich- 
tigkeit sowohl als Yollst'ändigkeit jener Anforde- 
rungen selbst bewährt, und wir dürfen sonach 
unmittelbar zu der weiteren Frage übergehen : 
Auf welche Art der deklarirte Zwek des Staats 
zu erreichen , und Jessen Erreichung, zu ver- 
bürgen sey? Welche« der innere Gehalt einer 
Staatsverfassung seyn müsse, die auf den Karakter 
einer durchgängigen Zwekmäfsigkeit Anspruch 
machen darf? * 
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T i t eil. 

Hauptmomente einer Staatsverfassung.— 
Mögliche Arten derselben. — Prü- 
^ fang ilirer Zwekiliäfsigkeit. Dai^'stel- 
" luhg der 2 wekmäfslgst en Staatsver- 
fassung. '. . 
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jUm A\e eben aufgeworfene Frage irichtig zu 
bfAnth/fOften» mufs man nothwendig von der 
Untersuchung ausgehen: Wodurch ist dia 
]^rreichhi|rlceit d^ wahren Staatszweks 
bedingt? Wodurch kann nur die ununter* 
bro^henet Erreichung diesem Zwi^ks g^^si- 
ch^rl yr erden? denn die Qualifikation des 
Staats zur Erreichung seines Zwek3, und die 
Sfgherung dieser Erreichung « sind ja die beyden 
Zwi^ksbe^timmungen der Staatsve^rfas^ung 9 und 
ebeq.jdai^m könne^n nur j[ene Unter^uchungeo 
zur Bestimmung des innern Gehalts ^i^^r i^rem 
Zwecke genügenden Verfassung fuhren.j 

Unverkepnbar ist die allererste Bf diu- , 
gu^ d^r £rreiohl>arkeit des Staat^zwek^: ^afs 
yor aillem 4^S; |te^t .in Beziehung auf die Bxihr 
jektOf welche^ die Glieder des Vereins ^siq^cheiw 
]ioisitif;bestsmi|it$^y:T^iG:;esezgebungi JDenn , 
<e%iis|:,.^^{ch klar, dafis» A^ Geitung deSi Re^^ts 
.$einer QAiejß^^ der widere Zyvek desStaats ist, vor 
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allem das festgestellt! werden, mi|i$se « was durch 
die Wirksamkeit des Staats geltend gemacht 
werden soll. 

Die zweyte Bedingung ist: dafs eine zur 
Geltendmachung des Rechts, wie es bestimmt 
ist, auf jeden Fall zureichende Kraft aufgebracht, 
und für jenen Zwek ununterbrochen im erfor- 
derlichen Grade tliätig sey : — Exekution^ dey 
Gesetze. Denn eben nur durch dasDaseyn einer 
solchen Kraft, und ihre zureichende iPVirk^iti* 
keit für jenen Zwek, kann dem genfigt weröto, 
was jedem Einzelnen bey seiner ünre^mögen- 
heit, seine postulirte Rechtssphäre selbst iii 
sichern, d^n Staat zum dringendsten Bedürfitiiß 
macht. Gesezgebting und Exekution der 
Gesetzie stellen sich demnach , als die beydeä 
Hauptkategorien der Mittel zur Erreichnng* d^ 
Staat^zW^^kis dar; die, beydett gemeinsehaf^' 
Hohe, Bfeditigüng ihrer Unmöglichkeit ist die 
Aufsicht. 

- • ^ ■ §. 140. 
Den Inbegriff der BeJFugnisse, die Mittel 
"zur Erreichung des Staat szweks zu w&hten^ auf- 
zubringen, nti^d für jenen Zwek zu f^erwcnden-, 
Yiennt man die Staatsgewalt^ da^' Subjekt, 
' oder die Subjekte jener Befugnisse, das Staa tsr 
Oberhaupt, den S'^ur^eräin. Di^^ Besttm- 
Äiung jener Befugnisse und ihres äubj^ds J ^mk 
einem Worte: Realisirung- der St^rai*- 
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g^w^lt ist detmiich das erite Ifauptino« 
ment einer Staatsverfassung: denn eben jene 
Realisii^n^ ist M, wöcli^x^h der Slaat %virklich 
ins Da.4eyn geruFen , önd ^eine Lebeiiisthäiigkeit 
angeregt y geleitet und unterhalten wird. 

• $.141. 

Wollen und diirlen jedoch die ztir Geltung 
ihre» Rechts sich Vereinigenden es liicht vom 
blcßi^n Zufalle abhängen lassen, ob der Jedes* 
malige Inhaber der Staatsgewalt sicli der rich- 
ten Mittel für Erreichung des Staat$;i^weks 
^ddein^ny ob er in jeinen defs&llsigen Forde* 
rangenf an die Staatsgtieder die rechte Grenze 
nicht überschreiten, ob er nicht, selbst bey dem 
besten Willen, ihre Freyheit über die Gebühr 
beschränken werde » so müssen die nöthigen 
(^rundpriiixipe festgestellt werden^ wodurch die 
allgemeinen Bedingungen der Mittel, 
derer sich die Staatsgewalt bedienen dürfe, die 
äufserste Schranke ihrer in der Reget zu- 
llassigen.^ Anfor4erungfi^» und ihrer Einwirkung 
ailf die Frey hdit der Stdatsglieder gegeben sind, 
so mfisseij, mit wenig'en Worten, richtige 
und ausreichende Fundamental normen 
für die Ausübung der Staatsgewalt fixirt 
wet^eä. ^ Bestimmung dieser hegula- 
ti¥efät den Gebrauch der Staatsgewalt ist 
sonach das zweyte Hauptmoment einer 
Staatsvefrfassung als das erste * "nnerläfsiiclie 



104 

Mitiel, dteElTftfichniig des Staatszweks xa 
sichern* 

) Anmerkung«^ E» ist aUeviiags aekr sonderbftr , dcf« 
MfUiche .St konstitutionelle Regulirung 
de« Gebraachs der Staatsgewalt , als die frcye Wirk- 
samkeit ihrer Inhaber ziun Behiife des Staatszweks 
nachtheilig beschränkend, rerwerfen wollten. Denn 
eih solcher Na'i^theil könnte nnr aus einer irrigen 
Aegulirung jtnit Art AieCsen, und dafs solche .unrich- 
tige Regulirungen mehr schadeti, als nützen, ist' für' 
eich klar. Wenn aber durch richtige und zu« 
reichende Normen der Ausübung der Staatsge- 
, " wait, wie sie hier von der Konstitution gefordert 
weiden,' ihre Inhaber blofe behindert werd«h sollen^ 
etwas .dem Staatszwecke geßLhrliches zu t|p»teniriuiKn ^ 
innerhalb dieser Schranke aber ihrer IntelH-^ 
gcnz und Wirksamkeit völlig freyer Spielraum ge» 
lassen wird , wenn also durcii Normen^ der unterstell« 
• teil* Art * nur dem M i f sb rauche' der Staatsgewalt 
begegnet wird , welcher VemUnftlge seilte- dajin nock 

;^ j^nen Limitationen, d^rJEi^eichuicig der $tMttacw»k«( 
nachtbeiliee Beschränkimgen der Gcwaltsinhabec 
finden? w^elcher es den Völkern, nach so vielfältigen 
traurigen Erfahrungen , noch znmuthen können, »icf 
' der Gefahr des Mifsbrandis der, aus ihreii eigene« 
Kräften geschaffenen , Gewalt unbbdiagt. su überlie* 
fern? Es ist in der Tliat traurig, jezt noth einei» 
Vnsinn jener Art bekämpfen zu müssen. 

. ,, . \s. 142. ^ .,-. . 

So nothwendig und wirksam aber auf^ 
immer die Aufstellung richtiger und zureich^Q^ 
der Normen für die Ausübung der Sta|||h;walt 
i^ der Kon3l;itution eines Staats für die Sidierung 
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der ErreichuBg ^iües Zweks ^eyn kann , und 
wird , so wenig würfle ein^ Verfasisung , welch« 
sich auf den Gebrauch dieses einzigen Siche^ 
mngsmittels beschränkte^ ihrem Zwecke voU« 
kommen entsprechen; denn üQter jener Vprlin^ 
Setzung würden die Geyralt^inhaber , w^er sie 
auch iimmer seyen, die npthJge KraFt» ^iin4 
könnten Wenigstens $ als Menschen , den Willen 
haben f über: den, immerhin nur todten Buch- 
^aben- ^conatitutioneller Normen fich hinweg* 
zusetzen« 4ißj ihnen gesezten Schranken . :^ii 
erweitem, oder gar umzustofsen , ihren Willen 
über den Willen des Volks zu i^f heben, oder ihre 
Frii^atTiwecke dem Zwecke de^ Vereins zu imtert 
schiebf^n^r-mit. leiüem WoM^i d^6 ihnen anv^i^r 
traute Gewalt' dennoch . eu mifsbrauchei^» 
Solange aber der Mirsbr^uch der $^atsr 
gewalt durch die Verfassung, soviel diefs dtt^h 
menschl^sche^ l^inrichtung^n ausführbar,, niqht 
unmögliich cgjgmacht i^ty ti solange i^t die 
Erreichui^ 4^ Staatszwek^^nipl^ zuri^lcb^d 
gesichert, somit einer der. Ha.opttwecke iieir 
Verfassung nicht vollkommen erfüllt. , * : 

Um selbstdie Möglichkeit einesMifs» 
brau chs der Staatsgewalt» so wie eines » dem 
Staatszwecke gleich gefährlichen Niphtge^ 
brauche derselben, aufzuheben, mufs sonao^ 
die Verfassung auch diejenigen lebendi^ejn 
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Kräfte aufrufen, unä in ThHtigkeit öeteen, welche 
erforderlich sind, um diejeeigen Gewaltsinbaber, 
welche durch einen t dem gemein.^amen entge* 
geu^ezlen, Prlvatwillen geleitet werden könnten, 
sehteckterdings zu nöthigeo, die ibo^n anver- 
traute Macht atäts, im erforderlichen 
&räde, und zwai* nur znt Erreichung 
des wahren Sta^tszweks zu gebrauchen, 
und jedem möglichen Austritte derselben aus 
dem richtigen Geleise der ihnan aufgegebenes 
Kraftäufserung uaaufhalt^m^ zu begegnen«. 

Hieraus ergibt sich ab drittes Haupt- 
tndiAent einer Staaltsverfassung , die Vollen- 
dung des StaaiSorganismus durdh Anordnung 
und Impulsirung eiiltBl:', zur Wirkung der reali* 
Sitten Staatsmacht genau verhalCInfsm^fsigen , 
te^llen un^ lebiefirdigefi Gegenwirkung, wodurch 
jene Staatsmacht, ohne sie in ihrer zwekmäfsi- 
gen Wirksamkeit im mindes^i^ 2fiii fessln, nur 
ktSts ^in ihrer festen tiMd unwandelbaren Rich- 
tung auf deA waln^eiS^SiliaEszwek er heltea werden 
müsse, wodurch, so wie die Staatsgewalt alte 
Glieder des Vereins, ^ur organisch -richtigen 
Funktion bestimmen soll, hinwiederum ^e selbst 
fltu der im Organismus ihr angewiesenen^ Fulik- 
tion bestimmt werde ^ damit auf diese Weise 
yedes Glied des Organismus, dar Idee des 
Gai;^^n gemäfs» seiner Stelle und Funktion 
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nach durchgängig bestimmt, imA der Stue also 
wirklich des Karaicters dw Organismus theil* 

haftig sey. 

' Aamcrkiing. Du die eben pottnline G<grawirliiag mW 
danu (icbSursernloll, iv«bu di«StlUtg*^^t TOnihfcy 

' ' Inul^bei'n entweder nickt genug oder uicltt ricli tig 
ecbi'aiiclit werden wollte oder 'würde, indem sie nurfiir 
den «inen oder den andern dieser beyden Falle berechnet 
itt, tomit ibic Xurgei-ung'rubt, wo keiner dieser FSH« 
cintrin, (o foler von sslbK, dafs durch ihn Anord- 
nung der niireicheud swekiMSIsige .Gebrauch der Stuatt- 
gewalt gar nicht afBsirt, folglich auch nicht gehenunt 
^verden könne. Weil aber, solange wir nicht reine 
Intelligenzen, sondern nur Mensclien all Gewalts inh aber 
erwarten können , der eine odet' der andere }ene»Fdl)« 
mit jedem Au^nbl icke eintrete« kann, so diirCte «neb 
4^1 Ncithw^Ad^keit der Anordnung jener Gegenwir- 
kung nicht geleugnet werden kitnnen, lun durdi ihr 
«Uls Torhandenea Gegengewicbt das Einueten jener 
Pille, welches gav iiicbt atatt findun soll, nnmöglicA 
EU madteit , ' oder doch wenigstens »ogleich wicdn 
aufaiheben. , -. 

§. 145. 

Wen» nun~ sW; bfbar' nur dnfeiiigc Staat, 
desseiV yt^cftts^uitg den, ebed gezeichneten' drey 
Haoptmotnenieit entspricht» anr ErreichlMiriicil 
' 'setn«5' Zivetn >hiHreiohend qtialUuurt seyn > naÜ 
%'ilgleich'räT' die -wirkHohe Erreichung desseHMn 
die genügende Garantie: häb^n kann, so liegt 
trittin £t^1eich das Kennzeichen dra Zwekv 
Aäf^tgkeit «nd VollEländ.igkeit einat; 
tökchen-Vcrfassuög, giblt^wie sich .hii)>iri«r 
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derum eben dadnreh jene drey Hi^uptmometite, all 
die Kriterien der Beurtbeilung der gegebenen 
Staatsverfassungen in Ansehung ihrer Zwek* 
mäfsigkeit und Vollständigkeit, voUkomoien be- 
währen. In sofeme nun alle Verfassungen der 
bestehenden Staaten zwar jenem ersten 
(§. 1400> ^^^^ wenige hingegen jenem zwey- 
ten (§. 141/)« keine aber jenem dritten 
Hauptmomente einer, ihrem Zwecke durch- 
gängig entsprechenden Verfassung (§. 144«) 
genügen, in soferne dürfte auch vorläufig das 
generelle Urtheil hinreichend^begründet ersch^i« 
nen , dafs keiner derselben das Prädikat voll- 
endeter Zwekmäfsigkeit gebühre» obgleich 
sie sich auf sehr verschiedenen Stufen ihrer 
Annäherung oder ^Entfernung hinsichtlich der 
leztern befinden, und dafs eben in jenem Mangel 
der Urgrund ihrer (giröfseren. oder geringeren) 
Schwäche und Unhaltbarkeit zu suchen sey» 

5. 114R 

t ' ^Mk jenen 'drey Momenten: ist ji^doch nur 
TQrfänfig di^ Hauptbasis einer zu koaitctrir^oden 
Staatsi^erfassulig' im Grtaiidris^e gezeichnet 9 und 
Ber df eyfacbe:Bi€htpunbt der ArclfiteJgronik eines 
Staats fixirt. Um. den.Voirwurfein^.Sl^tsver- 
fossüngslehre weiter ku ei^ts^höpf ^n , muCs auph 
das nähere Detail jener KonstruktiiQfir derr;geg^ 
benen Richtpunkten gemäfs, ausgeführt WerdjEpt 
undTEU'dem Ende ^ellfen sich folgende Probjeipn^ 
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znr Lösung dar» In welcher Art mufs: di« 
Staatsgewalt? In welcher Art muü die 
oben (§. 143« 144^) postuürte, organische Ge* 
genwirkung realisirt? Welche Normen 
fiir die Ausübui^g der Staatsgewalt müssen in 
der Konstitution niedergelegt werden, damit 
durch die, dem Staate gegebene, Verfassung die 
Erreichbarkeit seines Zweka bewirkt, i^nd zu- 
gleich dessen Erreichung gesichert scy? — Mir 
scheint |es, dafs die sichelrste und richtigste Auf- 
lösung dieser Probleme , mittelst einer uübefan« 
gepen Entwickelung der Natur unseres Objekts i 
auf dem einfachsten Wege gefunden werden 
könne. 

§. 147. 
Dasjenige Subjekt > weichem $ der Natur der 

Sache nach, ursprünglich nur allein die^ 
Befugnisse, die Mittel zum Staatszwedce zu 
wählen, aufzubiethen und in Anwendung zu 
bringen, inne wohnen können, ist —<' nicht 
etwa das eine oder 8as andere Individuum , mit 
Ausschlufs der übrigen; d^nn es fäfst sich 
ursprünglich bey keinem Individuum eine 
zu Recht beständige Quelle jener Befugnisse für 
dasselbe finden , da leztere weder eine unmittel- 
bare Gabe Gottes noch der Natur seyn könne, -^ 
sondern unstreitig die^ zum Zwecke der Geltung 
ihres Rechts, d. h. die zum Staate sich vereini- 
gende Menge selbst« Denn eben sie, und zwar 
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nur ji# mufs» weil $10 den Zwek.wiU, mhhiI: 
auch die Mittel dazu wollen mufs, nothwe^d^ 
auch befugt seyQ, die* Mittel zu ihren^ Zwecke 
ZiVL wählen, aufzubringen und anzuwenden^ 
indem die Befugnifs zur Wirkfamkeit für einen» 
mitFreyheit gewollten, Zwek nur ein uno^Itteir 
barer Ausflufs des Wolleni^ dieses Zweks $eyn9 
mitbin die IßefugniCs zur Wirksamkeit für einep 
Zwek ursprünglich nur demselben Subjekte» 
welches ihn will, beywohnen kiann, um $0 mehr» 
da auch es selbst nur die ^Mittet dazu herbeyr 
zuschaffen hat« ohne welche derBefugnifs ke^ne 
Realität entspricht« — Da nun d.er Auadrvk; 
„ Staatsgewalt •* den Inbegriff der ßefiignisse,. dif 
Mittel für den Staatsawek zu wählen , aufzu» 
biethen und in Anwendung zu bringen, bezeich- 
net, so tcigt als unleugbares Re$ult^t ; d^fs dfe^ 
einem Staat . konstituire nd^» M^ngf 
selbst das alleinige ursprüngliche SuV 
jekt der Staatsgewalt sey« ,.f 

. ' Wenn aber gleich das Recht der Staatsge- 
walt ursprünglich nnt. an dex Gesammtbeit def 
StaatsgUedf r haftet« ^e folgt jedoch daraus njcht 
nur nicht» dafs auch nur sie selbst zur Ausü- 
bung der Staatsgewalt qualiüzirt sey« sondern 
die beynahe unübersteigiicben HLnderni;^se« 
welche sich der Erreichung ihres Zweks daini 
unverineidlich entgegen^ellen müTsteui ^'V'enn 
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sie seilet die Au^bimg det StMtisgewalt ia 
Händen behielte , machen es ihr 9chlecbterdiny 
nothwendig, diese Ausübung zu übertrap 
gen. Denn n9an darf nur den, bey einer ui»- 
mittelbaren Tbeilnahme aller Staat^glieder a^ 
der Ausübung der Staatsgewalt unvermeidltcheo« 
Einflufs der Privatinteressen und Lf idensckaftoiV 
der Verschiedenheit menschlicher Ansichten, 
qnd des Mangels der nöthigen Einrichten, sp 
vrie die^ mit jener unmittelbaren Theilnahme 
verbundene UnbehorPenheit des Geschäftsganges 
und Störung in Privatgeschäften überdenken^ 
um sofort fiberzetigt zu seyn , dafs die unmittel- 
bare Ausübung der Staatsgewalt von der Gce 
aammtheit der Staatsglieder selbst, aller natür^ 
liehen Bedingungen einer zwekförderlichen Wahi 
und Verwendung der Mittel zum Staatszwecke 
schlechterdings ermangeln müsse. Die nothwen* 
dige Folge hievon ist das ,UrtheU der gAm\iiQheu 
Unzwekmäfsigkeit ;$iOgenannter reiner 
Demokratien, als der j^igen Staatsfoftnen^ m 
welchen die Gesammtheit der Staatsglieder dif 
Staatsgewalt unmittelbar selbst ausübt. 

$. 149- 
Die Ausübung der Staatsgewalt mufs also 
von der Gesammtheit der Staatsglieder über- 
tragen w^den , weil sie selbst nicht verkennen 
kann, dafs sie,^ ihrer ^^c^tur nach, der Bedin- 
gungen einer zwekmäfsigen Ausübung jener 
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Gewalt ennutigle* Diese Übertragung kann auf 
irerschiedene Weise erfolgen. Aber eben jener 
Grund der Nothwendigkeit dieser Übertragung 
enthält zugleich den Richtpunkt, nach welchem 
textere zu bewerkstelligen ist, damit der Zwek 
^er Übertragung erreicht werde. Es mu(s näm- 
lich die Übertragung in derjenigen Art gesche- 
hen, in welcher die zwekmäfsigste Ausübung 
der Staatsgewalt gesichert ist. — Hiedurch 
bestimmt sich unser Problem näher dahin: 
Welches ist die^ die zwekmäfsigste 
Ausübung der Staatsgewalt verbür- 
gende, Art ihrer Übertragung? Ein 
Problem, welches offenbar nur aus der Natur 
der zu übertragenden Wirkungssphäre selbst 
richtig und entschöpfend gelöfst werden kann. 
Zuvor aber scheint es nöthig, die subjektiven 
allgemeinen Bedingungen der zwekmäfsig« 
sten Ausübung der Staatsgewalt za bestimmten. 

§. 150. 
Diese Bedingungen sind: die ausgebreiteste 
tind richtigste Kenntnifs der Subjekte und Ob- 
jekte der Einwirkung des Staats in ihrem ganzen 
Wesen und Umfange, verbunden mit der reifsten 
Beurtheilungskraftf als allgemeine Bedingung 
der Wahl der tauglichsten und sichersten Mittel 
zum Staatszwecke, so wie ihrer rechtlichsten 
und schiklicbsten Aufbringung: dann eine mit 
iiohfr Klugheit, Gi^wandtheit und Festigkeit 



113 

gepaarte Rechtlichkeit und Energie des Karakters, 
als allgemeine Bedingung der zwekdienlichr 
sten Verwendung jener gewählten und in Bereit« 
acbaft gestellten Mittel. Die Bestimmung dieser 
Bedingungen kann keiner iVechtfertigung bedür- 
fen» und es sind damit zugleich die auschliefsenden 
Qualitäten der Subjekte bezeichneti auf welche 
nur die Ausübung der StaaUigewalt, soll anders 
duirch: diese der Staatsswek wirklich < ex'tfeicht 
werden , übertragen werden darf. i . j 

Es ist nur eigne Schuld, der Nationen-; 'vr6nil 
der Zwek ihrer bürgerlidien Vereine mehr ddev 
minder verfehlt jw^ird; aber .es bleibt ümtoiar 
eiä ;&uzurechnender Verrath an dem VercYaeeh 
der Nationen > wenn Personen es wagen >v di4 
Zi^el der Regierung zn , ergreifen , welche sie 
gehörig zu lenken unfähig sind. t li : 
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' Anmerkung. Die weitere subjeltive Bedingung der 
zwelmüfsigsten Au8id>ung der Staatsgewalt, weldt^ 
mancher hier yemüssen dürfte , niimlidi, ein un«* 
— unterbrochenes un^ ungetheiJ^est^qUeji^ 
des Staats zw e k s , muTs. weil sie w«der ^aufserlich 
absolut zu erkennen, noch festzuhalten ist, durch den 
Orgatiismus des Staats Entbehrlich gemacht, das ist ^ 
.es mufs durch ihn bewirkt werden, däfs dteGe#alis»' 
inhaber nur dem J&wefX^ des Suats ' eeotspilechMid 
handeln können; gcsezt, dafs auch |hr{Priyatwilld 
mit dem gemeiusamen Wollen der Vereinigten nicht 
zusammenstimmte. Jene im ^. angcfiilirten Bedin- 
gungen aber sind von der Art, dafs sie durch den 
.Orgfuiismus dca^taMs. weder eraeugt, «loeU «ntbehrlieh 

• Behr Suatskiuist L Abth. 8 
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gemacht Werden iLSmiea» die daHev n6tkweiidig sm 
den w'älübaren Subjekten ßcjiou als vorlianden bewälut 
»eyn müssen. Übrigens i^st es ein entschiedenes Axiom : 
dafs der Organismus eines Staats um eben so viel 
swtkm'ATsiger itt,' um wie viel die Erteidiung des 
Staatszwekf durch ihh von der uifäUtgön^und veraiA. 
derlichen Subjektivität der Gewaltsinhaber itaablmfr 
giger gemacht ist. 

. . ■ §• 151. 

Po6itive Bestimitiu Ag der , itidiviclaelkii 
Bechtssphäre der Staatsglieder durch richtige 
Subsumtion unter das allgemeine Reichtsgesez , 
und Schuz jedes einzelnen Staatsglieds i ^owoHl 
in. der, ihm angewiesenen Reclitssphäre'i aU auch 
des Vereins selbst in seiüer Konsistenz ^ odker 
kür^er^ Gesezgebung und Ex«kutioir 
der Gesetze in ihrer ganzen Ausdehnutig si^idt 
nach §. £59 f die beyden Hauptzweige des 
ganzen Geschäftilumfanges der Staatsgewalt^ 
welche, obgleich die Erreichung des Staa^tszweks 
nur als da^ Resultat ihrer innigsten Konkurrenz; 
erwarte werden kann, dennoch ihrer Natur 
nach spezifisch verschieden sind, so wie das 
Bedingte von seiner Bedingung diff^rirt. ; — In 
^ie^er Hinsicht sind nun zwey Fälle möglich : 
die Gesftinmtheit der Staat^glieder; als die 
ursprüngliche Quelle aller Staaisge'w alt, überträgt 
nämlich die Ausübung der lezleren entweder 
so, dafs der ganze GescbäftsJkreifs dßr Staats- 
gewalt i». seinen beyden Hauptzweigen auf ein 
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»n3 'dasselbe^ ph^Jbtsche 'öder juridi* 

sahen 4' Bub jekt • konsJei^rtrt wird ^ »der aber in 

deri'Art^ dafs sie |ür fedeii'jen^r beydeti Haupt* 

KWeigi ehi Hgeti«9'QrgaA wählte demnack die i 

Stjfotsgievralt<darctt ^^6^*^011 ^inaii<]er ver« 

6cliied«iie^ piiy^iJ^he oderuji^Tidische^ '^ 

Personen ausüben läfst, und durch deren gellieinr 

schaftliches ZusammeUwirken auf den einen 

Ewek ikres Vereins ^dease» ^Err^ohmig behielt. ^i 

• 'tHiedorch sind die , ein zag mÖgliaben b ey^ 
d en' G rn ndf arme » des Staate ge^beq*: ' denn # [ 

da» unter einer bestimmteti Siaat^i-iif, nach 
§; 152t die bestimmte Art deijVereiits zur 
6ekung des Keciits, oder der rechtlichen Koexi^ 
st^nzordniing einet Nation zu r^rstekeu ist, da^ 
Yfe$yBn jener Art äbey in^ der Art dei" Realie 
sifiung ; der Staatsgewalt 1 besteht; indi^tn nut 
dnretDleztere. der Verein qder die Köbxist^nz* \ 

Ordnung pmktisclkes Daseyn uüd Lebfn revhält) 
|ö ist nnwidersprechlioh*^ dafs < nur .in def 
wes^e^.tUck.vöfs^okiedenen Att der ReaU* 
simng der^Staats'gewaU d^f* eigentliche wirkHche ^ 

X^h^ilungagrund der Staatsforiii zu suchen ^ , 

aey^ .Sind nun jfenö \)eydeB im §. 151 angege* 
benen» .'die .einzig, möglichen, wesenjt« 
liehen Griun d^v ^ r s:c h i e d e n h e i t e li der 

AiTl' d^f^ Bealisiruug. der Staatsgewalt, so man«* \ 

Qhe<]l^jf ,£iüan;z,iriiugön ^ iau>(3;k /an beyden . $tatt 
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Anden können, $o folgt iiothMrendig« Idafis e$ 
erstens nur zweiyve.rley Gruttdf Carmen 
des Staata g^be, und «xwey te'n5t>>d^£s;die^ 
nur naek > jenen b e y d • n beztetctmetcm 
wesentlichen Verschiedenheiten: in.djpr A rt 
der Llbertragiing der Smat5gewiilt z.a bestinimea 
^eyen» > i » l^-j . »* * ») j 

Diese -beyden Grandirnm^a. des Staats sind 
die monarchische Lund die düarchische 
Form ; e r s't d r e ist . die KarabterbeÄeicifnung 
desjenigen Staats^ dessen hocbste GewaltsHbuii^ 
ohne Scheidung ihrer .beydien Haupc^weigi^ 
einem Subjekte, es 9ey nun dieses eiiiieinziebied 
Individuum» oderieine juridische Pets4mi anirer^ 
tra^u t ist. JL e :& t e r e drük t . den Karaktrfr; desje«: 
nigeti Staats i^si, dessen hödhste Gew^alcnibun'^ 
nach ibk'en beyden : Haupt ztvrisigeh ^^sondect^ 
und rijB dieser Sonderung zwe^y eu' vb^s^iobijej» 
denen t physischen oder juridischen*, Personei» 
öbertragen« ist. — Jeder Staat ist nochwiendig 
eikweder Monarchie oder DiVa« ö h^i e$ tienn 
es sind nur die zwey Falle' möglich, üafientu^^ 
der die höchste Staatsgewalt zum BebufeiihdeF 
Ausübung auf ein Subjekt konzdntrirt^ oder 
auf zwey .Subjekte vertheiltnist. >t)ie Ein« 
oder Vielgliedrigkeitjeniesi einen Subj(&kt» 
odear. dieser^ zwey Subjekte ist nur elli^'tllillef^ 
Modifikation der. wesemlichen Differeni, ^«ichW 
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kdiglid) in der Ab'theilun^ oäet Ititht-- 
abtheilang der höchsten Gewait«9phär^ 
selbst beruht, 

$. 154. 
Eine Monarchie ist abo d^r 'Sttat'auch 
dann, wenn eint ftus mehreren 'Indivi- 
dnen zusammengeseztes, Subjekt sich im 
Gesammtbesitze der unabgetheilteti höchsten 
Gew^ltssphäre befindet, eben so g«; als 'Wenn 
ein einziges Individuum mit der Handhabung 
der böchiiten Ge^ammtgewalt beauftragt ist: 
denn in beyden Fällen ist die Sphäre der höch- 
sten Gewalt unabgethetlt, und nur eine Person 
Inhaberin dieser iinabgetheilten Sphäre 1 wenn 
gleich dpiese Einheit der Person iiq ersteren Falle 
eine «juridische, im zweyten Falle eine phy- 
aische ist» welche leztere Verschiedenheit aber, 
als eine-äurserwesentliche, keinen zureichenden 
Theiluiigsgrund gibt. -*-^ Hieraus folgt unmit- 
telbar >^fs diejenige Staatsform > die man bisher 
unter der Bezeichnung einer Aristokratie 
der Monarchie entgegensezte, nichts weniger, 
als ein wesentlicher Gegensaz der Monarchie sey, 
sondern vielmehr ihrem Wesen nach mit der 
Monarchie zusammenfalle, indem die mehreren, 
das Korps der Aristokraten konstituirenden Indi* 
viduen, zusammengenommen, dennoch 
nur einen Inhaber der> in sich selbst unabge* 
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theiUM^i 8|5liäre def h(?ohst?en Gewalt bild^ti» 
ijm4 eb^Q in dieser Einheit der Gewaltssphäre 
das Wesen der Monarchie beruht. 

§. 155; 

f- ^S^t(^ .hingegeQ ^die Gescbäftssphäre der 

bödist;q{i5 Staatsgewalt nach ihren beyden Haupts* 

i^weigexi ('meh]?ere Haupte Wdige lassen sicli 

ilber, an jbr; nicht unterscheiden) gesondert» und 

^r j/üdim derselben ein eigenes» physiaches oder 

J4iridi^Ghes » > Personale bestimmt ist, sobald sAso 

die Gesammtheit der S^aatsglieder» als das 

Hrspvlingliche Subjekt des Rechts der: Staatsh 

gewalt^ ^sich zum Bebufe des Gebrauchs dieses 

ihres. Rechts .durch z^wey vdlieinander yersciiie- 

dene', physisch« öder juridische , Personen ver*» 

treten läfst; sobald ist eine Düarchie ihrem 

Wesen nach vorhanden , . als welches, auf . jener 

Sonderbngi der Gewaltssphäre, und auf der wirkr 

lichen Zweyhek der höchsten Gewalt^inhabej^ 

beruht. ^— Da!s biofse Gebundenst yn des. vorhan* 

denen e i n e ii . hihabers der Ge&amnitsphäre 

der höchsten Staatsgewalt an die Mitwirkung 

einer physischen oder juridischen Person, (z.B. 

einer Land- oder Reichsstandschaft, eines Paria* 

ments , oder eines gesezgebenden Raths ) , bebt 

daher das Wesen der Monarchie keineswegs 

auf, und ist unzureichend, den Karakter der 

Düajrchie zu begründen, 
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§. tue. 

Wenn nun das Abgetheilt- oder Ünabge- 
theiltseyn der ^Geschaft.ssphäve der höchsten 
Staat^ewaUy oder die, nach ihren beyden Haupt« 
zweigen gesonderte, oder nngesonderte Über- 
tragung jener Geschäftssphäre als der einzige 
wesentliche DifFerenzpunkt möglicher Staats- 
formen anerkannt werden mnfs^ so ist damit 
die Unrichtigkeit und Grundlosigkeit der bisher 
gebrauchten , nur auf aufserwesentliche Neben* 
beziehungen gestellten Abtheilung der Staats« 
formen in die monarchische und republi- 
kanische, oder in die monarchische, 
aristokratische und demokratische von 
selbst entschieden. — Alle, wirklich vorhan- 
denen, oder möglichen, Staatsformen sind nur 
in soferne wirklich spezifisch verschieden , in 
wieferne sie in die Kategorie der monarchi- 
schen oder der düarchischen Form zu 
reihen sind. 

Anmerkung. Die übrigen göwölinlichen Abtheilungen 
der Staatsforoien in reine und gemischte, in 
beschränkte und unbeschränkte, stellen sich 
bey genauer Analyse der Begriffe als ungereimt 
dar; die Scheidung der Suaten in weltliche und 
geistliche ist aber auf den ersten Anblik läclier- 
Uch. — Die ron den zufälligen Titeln der Gewalts- 
inhaber hergenommenen Benennungen „Kaiser-, Kd« 
nigreich, Herzogthum etc." sind nichts weni^ 
ger als Kar akterbezeichnungea Ton Staats« 
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formen. — Auch der Aiuclriii: „Prcy Staat" ift ^ 
ungereimt : denn es ist nur der Zwek jedes Staats y 
iedes seiner Glieder in der ihm rechtlich gebührenden 
Freyheitssph'äre zu schützen, folglich ist derZus^^: 
„frey** rein pleonastisch , und gibt kein distinktives 
Merkmal. — Der Ausdruk: ,j Republik" ist zu 
unbestimmt , und keineswegs passend zur Bezeichnung 
des Gegensatzes von Monarchie. — Jeder Staat endlich 
ist in s o f e r n e eine Demokratie, als es allent- 
halben die Gesajpmtheit der Glieder eines Staats , oder 
das den Staat konstituirende Volk selbst ist, "welches 
sich vermittelst der von ihm bestellten, oder in seinem 
^amen handelnden, Verwalter der Staatsmacht (ver- 
mittelst des 'Monarchen oder d<r Düarchen) regiert |, 
und es ist also eigentlich die Demokratie ia 
diesem bestimmten Sinne , "welche^ sich in die Mo- 
narchie und Düarchie spezifizirt. Haftet nun 
aber das Recht der Staatsgewalt ursprünglich an der 
Gesammtheit der Staatsglieder ^ ist mithin leztere die 
einzige Quelle , aus der nur den Verwaltern der Staats- 
nlacht (dem Monardien oder den Düarchen) die Be- 
fugiiifs jener Verwaltung zuströmen kann, und das 
Subjekt , in dessen Namen jene Verwalter nur handeln 
können, so folgt unleugbar, dafs jeder Verwalter der 
Staatsmacht ( der Monarch wie die Düarchen ) Man- 
datar und Repräsentant der Gesammtheit der 
Staatsglieder, erster oder oberster Beamter des 
Staats^ dafs somit die Monarchie bisher dem , Vor- 
aiigsweise so benannten, Repr'äsentativsys teme 
irrig ientgegengesezt worden $ey , indem die Aepräsen- 
tantenqualiiUt dem Monarchen in gleichem Mafse inne- 
wolint, 'Wie den gewUhlten Aristoki'aten, öder den 
delegirtcn Demokraten, 
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§. 157. 

' Die Frage, bey der wir oben (§. I49) stehen 
blieben, war die: Welches ist die, die zwek- 
«läfsigste Ausübung der Staatsgewalt verbür- 
gende^ Art ihrer Übertragung ? Jezt, nachdem 
die beyden Urformen, unter welchen die Über- 
tragung der Staatsgewalt möglich ist, ausgemit- 
telt sind , bestimmt sich jene Frage noch näher 
dahin: Durch welche dieser beyden Formen 
wird die z-vrekmäfsigste Verwaltung der Staats* 
gewalt verbürgt ? Durch die IVfonarchie oder 
durch die Düarchie? Sind etwa beyde der 
Erreichung des Staatszweks gleich förderlich, 
oder nicht? Und welche von beyden verdient 
im lezteren Falle den Vorzug? — Um diese Frage 
befriedigend zu beantworten , wird es nöthig 
seyn, Vortheil und N^chtheil, das förderliche 
und Hinderliche, im Einflüsse beyder Formen 
auf die Erreichung des Staatszweks unbefangen 
gegeneinander zu erwägen. 

§. 158. 
Das Wesen der Monarchie besteht in der 
Verwaltung der Staatsgewalt nach ihrer ganzen 
unabgetheilten Sphäre, durch eine und dieselbe, 
physische oder juridische, Peri?on (§. 154 X 
Hienach sind zweyerley Arte n (species) 
der Monarchie möglich,, je nachdem riämKch 
der Monarch ein einzelnes Individuum, 
oder eine, aus mehreren Individuen zusammen« 
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gesezte, d. h. juridische, Person ist^ Wir 
werden sobach die Monarchie in dieser ihrer 
:&Mrey fachen Gestalt aus dem angegebenen 
Gesichtspunkte zu prüfen haben« ^ 

§. 159. 
In einer Monarchie der ersteren Art, das 
ist« in einem Staate, in welchem die Gesammt« 
pphäre der Staatsgewalt auf ein einzeliles Indi« 
viduum übertragen ist, ist es wohl möglich» 
dafs durch des lezteren Impuls die richtigen und 
gerechten Mittel zum Staatszwecke gewählt, 
diese nur in dem erforderlichen Mafse und iti 
der gerechtesten Art aufgebracht, und die so 
aufgebrachten Staatskräfte nur für Erreichung 
des Staatszweks mit entsprechender Thätigkeit 
verwendet werden, dafs gerechte und ausrei* 
chende Gesetze gegeben > und diese mit dem 
erforderlichen Nachdrucke ohne Ausnahme voll* 
zogen werden^ dafs, mit einem Worte, die 
Staatsgewalt vollkommen zwekmäfsig verwaltet 
werde. Dafs der Zwek des Staats durch die ihm 
gegebene monarchische Form der unterstellten 
Art vollständig erreicht werde, ist demnach aller- 
dings >- und zwar um so mehr möglich, je 
vortheilhafter der Einflüfs der, durch jene Fonii 
bezielten , Einheit des Impulses auf alte Theile 
des Organismus y und der, durch diese Einheit 
erleichterten^ Baschheit und Gleichförmigkeit 
des Nachdruks diesem Impulses auf Realisirung 
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i^9 Sthaüsssweks seyn kann. Die Möglichkeit 
der zwekmäfsig^ten Ausübung der Staatsgewalt 
in einer Monarchie der unterstellten Art, wäre 
sonach aufsei: allem Zweifel. 

§. 160. 

Ob nun aber der Monarch ( das Monarchen* 
individuum) von der ihm anvertrauten Staats- 
gewalt nach ihrer ganzen Sphäre denv eben 
bemerkteüt richtigen und vollständigen Gebrauch 
machen werde, hängt lediglich davon ab, -ob 
erstens derselbe im Besitze der> §. 150 postu* 
lirten subjektiven Qualitäten , das ist, ob er mit 
der, dort näher bezeichneten, umfassenden 
Kepntnifs ' und Beurtheilungskraft , mit der , 
durch Klugheit, Gewandtheit und Festigkeit 
Unterstüzten , Redlichkeit und Energie >des Ka« 
rakters ausgerüstet sey; und ob er zweyten^s 
ununterbrochen nur einen > von allen egoisti*- 
sehen Trieben und I^eidensiDhaften unabhängigen^ 
ausschliefsend auf Erreichung des Sraatszweks 
gerichteten, Willen habe> ob $ein Privatwille 
durchaus mit dem WiUen de$ Vereins identiscli 
sey. , 

§. 161* 

Gesezt nun , es fehlt dem Monarchen an 
der geforderten Keniitnifs und Urtheilskraft, 
oder an der geforderten Qualität des Karakters, 
oder an beyden zugleich; (für die Möglich- 
k e i t der unterstellten Mängel sprechen aber 
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Natur der Sache, und Erfahrung 'gl«ich laut); 
^o werden im ersten Falle nicht die richtigen 
und gerechten Mittel für den Stäatszwek gewählt^ 
oder doch diese nicht im erfo]:^eTlichen Mafse 
und in der gerech tev<ten Art aufgebracht werden; 
so^wird im zweyten Falle in der Verwendung 
der aufgebrachten Mittel für Errisichimg des 
Staat<%z.weks vielfältig gefehlt werderi, Zögerung^ 
Schwanken, ^und Schlaffheit an die Stelle der 
Einheit und Raschheit des Impulses treten^ die 
Staatsgewalt entweder gar nicht, wiet&ie sollt 
gebraucht, oder von Ministern 4ind Günstlingen 
usurpirt, und unter der Firma de^ Mooarchea 
miTsbraucht werden, der Staats2;wek also, wo 
nicht ganz, doch grörstentheils,verfi&hlt4>leiben« 
Alle jene Zweklyidrigkeiten olüssen sich im 
dritten Falle zugleich häufen, und die Erreichung 
des Z weks des Staat3 , ja selbst dessen Existenz , 
lediglich dem Zufalle überliefern« 

§. 162. 
Gesezt ferner, der Monarch befinde sich 
Kwar im Besitze jener subjektiven Qualitäten, 
allein, er ermangle des geforderten, ^usschliefsend 
auf Erreichung dea.Staats^weks, gerichteten, 
Willens, dessen Daseyn und vorzüglich dessen 
Unwandelbarkeit durch niclus verbürgt 
werden kann, so hindert ihn nichts, mit gänz^ 
lieber Vemachrälsigung des Staatszweks^ seine 
ganze Thätigkeit blofs , auf per&pplicha oder 
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Familienprivatzw^cke zu. verwenden, diesen 
Rechte and» Freylieit der Untergebenen zu 
opfern >. und die ilnm ftnrertratite Gewalt um $% 
mehr zu milsbrauchen , jeHiehr solche , durclr 
ihre Kcmzentrirun^^ ^tf ihn, allein erhöht, u^ 
seiner Witticühr .überlassen , 'zmn Mifabmueh« 
bis zum- Despotismus und zur Tyranney nur i|% 
einem! ddbto. höheren Mafse qualifizirt ist, 

■'■'■'-§. 163w • ^ • • j 

*^ E^ ist ein r von dem Wesen der Monirphit 
unzer trennli<hes^> ÜbeU dafs, da nichtSi jd^ir 
Willen des Monarchen biiuietf Mund er (Seine 
ganze Thätigkekund Kraft auf ,das verweod^tt 
kann,^ was'^gerade er -wiÜ, der Monarch^ die» 
bey dem vorherrschenden Egot^wiu^ des Mtn:* 
Sehen so äusserst gefährliche , unbedingte Fr«y«i 
heit-hat, liicht nur etwas ganz anderes zu wollen, 
als sein Volk« sondern auch die,* von diesem 
ihm ' geliehene , Macht für jenepr seinen Privai« 
willen zu verscbwendenv ^tail d^yQlkes,I\ed|t# 
und Freyfaeit zu, «^ütziexi , solche, vieimehf. 2^ 
unterdrücken und 2ia. :ven>fchl^> Noru^n» 
die ' mir ^inttini'Fi!kßal;2U8tecke.\tkid0gen , zu Qce-i 
setzeil^ zu evhdbent u^ ^itacli « diesen sesiiHl 
Unterthonen. zu. richten, encUi^-se^n Volk zu 
zwingen^ nach-^ Bedingungen ««deren Bestimm 
mung lediglich i von ihm abhängt, und w.elcJ»9 
also auidli deni^ • Zwecke del Y^eins, und der 
übertragedeü^Sisaatsgewalt zuwiddl^seya kötv^eü^ 
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Da die Vollziehung' deii d^setze, döt 
eine Zweig der höchsten Staatsgewalt,, ihfeni 
Begriffe nach eii>e9 duf ch die ^Ge 5*6 z g e bti n g --^^ 
der andere Zweig jener Sphäre r-i be«litigte 
Funktion ist, ^tvelche nur in ihrer.i&ubordi^ 
fiation unter die Gesezg^bnngein^* Gewahrt 
ihrer Z wekmäfsiglieit haben kann , dtoroh die 
Konzentrirung beydei? Zweige aber in einem 
Subjekte jene Subordination ndes iroillsiebtndeii 
Z'Wtinges unter« die Gesef^e in der»Aeidatät .au%^ 
hoben wird i indem jemes e i n e Subjefet gei^ddi 
das zum Gesetze erheben kami^ .W021I es ^za 
zwingen den Willen hat» so fol^ «othwendig^ 
dafs die Monarchie **^'- deren Wesen 411 jen^r 
Koft^ntrirung beruht , -^ ihrer Natnt nacli alle 
Möglichkeit einer Garantie« für die Z'wekt 
inäfsigkeit der Verwaltung der Staatsgew^alt aus« 
sehliefse; denn:» wife gesagt, derBftonarch kAutf 
-^i^len , vrets* «& ' d^y , wenn auch dem 8taat$r 
trecke noch sb^ ' s^hr > zuwider ,• . er . kaim. -dieseo 
WiMen zum Gefeetae^ erheben, ;m3diilui' vbll^ie? 
b^i;i sein ¥0Uztefa«ngsiretan6gfin. .i^ isopac^ 
mchi; bedingt > ^cht s»l)iDr4iniittv ^«ndfef mangelt 
eben darum aller G e w ä*h i^ e eines yt.dem Staats^ 
z^efcke entspt^cbenden, Gebrau4)h&t Jj^ne Un- 
bedingtbeit kani/t unter Vorauasetsyitigi ainest« 
^^usschliefsend ^auf £iureichung\ des iStal^s^wekii 
gmi^Ivteteor WÜlens desMon^rchieiA» .d^n Verein 






V 



n 



12? 



schnell zum Ziele t sie Ican^ aber auch, bey der 
^ntgeg^tfgesezceti Voraussetzung^ :^Um härtesten 
Despotismus 9 und zur ' schauderhaftes ten Tyranr 
aey fCüiren,« ^i: 

Das Refflitiat von aHem dem i^t: da die 
anterstelke monarchische Form die Zwekmäfisigi- 
keit des^^ebraui^hs der Staatsgewalt^ tmd d^mit 
die Erretchui^ des Staatszweks selbst ^ tedigUch 
von 4er S^ibjektiVität ideis Getraltin habere ab» 
hän^g macht» da sie die beste Staatsverwaltung 
nidit ttur« ni«ht zur niotäw^endigen Fx>Ig< , 

liatf sondern vielmehr dem Mi£$brauehe < der 
Staatsgewalt yölUg &eyeaSpielramn iällkt> und 
dagegen nicht die mindeste Gai;amie jdarbiebbe^; 
eben aber in der gänzikhen Ermangelung einer * 
eolchen^ Garantie das untrügliche Kennzächen 
üiirer iJjnaüängUchkeit an sich trägt, so kam! 
dieser Art 4ii0 Healisirong der Staatsgjswaltf 
welche deren zwekm'alfäigsto Ausübung zwai: 

möglich macht, aluer in> keiner Hinsictitveir«» ^ 

bürgt, nnmpgiicb der Vollzug zueokamift wer? 
den: eine Verfassung also, welche die Staatsge^ 
walt itt der ^untersieUteii: monarchischen Form 
realisirt , läfst eine der Hauptanfprderungep an . 

sie {§.156) völlig uhbef riedigt , nämlich die# ^ 

die Erreichung des Staatiszweks . zu sicliern«! 
und eben^hiedurch ist dis« Urtbeil ihr^r üg^ 
zwekmäXsigk:eit voUkojoiimen begründe V . 
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- Die bitterste» Erfahrungen, monarchtsel» 
regierter VölkeCvbaben auch bar^its ihr Anetv- 
kenntnifs dieses Urtheils, und ihr I)Liog4n . nacb 
einer, jener Anforderung entsprechenden, Ver- 
fassung erzwungen : verschiedep sin4 di^ Aus- 
wege» wekhe bey diesi^an Bingeja eingeschlageiH 
versi^hieden die Mittel, welche. zur äicberüng 
gegen depT Mifsbrauch der McM^arch^gewall: 
ergriffen wurden. . Ob irgend ein richtiger Au^ 
wegr ob irgend ein zureichend^s^ Sicbai?BBg$e- 
mittel der vermif&tenAvt gefunden, woi^nsey? 
zu uniersuchen , diirfte> sich eben $si sehr , der 
Müdie ' Jobaezi ^ als ttdem . Z^^ecke ' gegenwärtiger 
Erörterung «nsagan. ^ .;; ;..;?; . - 

■*:»»"■* '. . .:r; ' ß.^ "-167. - - •• *•*'-. 

.. r.; Bep^eine Theil. wähnte, durch: V^ere r- 
b>ung)der bis dahin wandiSlbateniMonaroheiii- 
gjawalt auf bestimmte FamiUen> und deir4adurcb 
Angeregten Einflufs des iFaiö i li e n i ^ie tj^^^t es 
auf dieiJl^erwendung jener Gewak sid» gegen den 
MiCsbirattch derselben 4)inl:eich4nd gesichert zu 
haben: der' andere Theil j welcher geraide in der 
bisherigen Erblichkeit det Monardiengewalt die 
Hauptquelle des Übel&entdekt zu haben glaubte, 
Itob jene dagegen auf^vindizirte .sich die Wahl 
des jedesmaligen dVIonarchen , und hoffte , disaen 
Kraftäufserüng durch. W a hlkap i tu la t io n en 
in »das rechte Geleifsi ihi^er .Zwekniafsiakeit 
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bannen zu können. Der dritte Tbelt istuchte 
seine Rettung in der (mehr oder minder» nir* 
gends ganz vollständigen) Normirung der Ge« 
waltsübuhg vermittelst konstitutioneller Gesetze ; 
der vierte endlich in dem Binden gewisser 
Funktionen des Monarchen an die Zustimmung^ 
oder doch wenigstens Vernehmung des Aaths 
sogenannter Stände » Parlamente^.. Senate oder 
gesezgebender Versammlungen. 

§. 168. 
Dafs der durch Vererbung der Monarchen* 
gewalt angeregte Einflafs desFamiiieninteresseSi 
die durch jene erwekte Sorge > den Nachkom- 
men ein ungeschmälertes» wohl gesichertes, Erb- 
tbeil zu hinterlassen, dem Nichtgebrauche so 
wie dem Mifsbrauche jener Gewalt in einigen 
Beziehungen entgegenwirken , gewisse Grenzen 
setzen könne , ist allerdings nicht zu verkeimen« 
Aber es ist eben so. w&nig zu verkenneii, dafs 
erstens durch jene Vererbung die, §; loOtpostu«' 
lirte> subjektive Qualifikation des Gewaltsinha- 
bers lediglich dem Spiele der Natur; dem Zu falle 
der Geburt preifs gegeben; dafs es zweyteh» 
dabey eben sdwohl Möglich sey, dafs das wa hr^ 
Familieninteresse desMonarchen, als solchen^ 
ini£gkannt werde, oder eine dem Staatszwecke 
geföhrliche Richtung erhalte, als dafs das wahre 
. Interesse des Staats von jenem Familieninteres.^e 
des Monarchen völlig yerschlMngen , und dieser 

Belir Suatskuust I. Abtli. 9 
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t'erleitet werde * die ihm erblich überUss^ne 
Gewi)lt wie ein persönliches und Familienprivatp» 
eigenthum zu betrachten , und blofs für Frivat* 
zweckc deiner Person und Familie zij. verwenden, 
F dafs demnach jene Erblichkeit der Monarchen* 

gewalt keineswegs als Sicherungsmittel gegen 
deren Mifsbrauch gelten könne , und bisher mit 
um so weniger Grund, als solches» angepriesen 
Vorden sey > je lauter Geschichte und Erfahrung 
den» dem Staatszwecke nachtheiligsten Nicht* 
gebrauch und Mifsbrauch . der Staatsgewalt ia 
so manchen Erbmonarchien beurkunden. Wia 
iiefse sichs auch von einem menschlichen Erb^» 
monarchen erwarten, dafs er, dem auf jeden 
Fall der Besiz der höchsten Gewalt für sich und 
V die Seinigen gesichert ist, mit Unterdrückung 
aller egoistischen Absichten unverrükt nur 
auf den Zwek des Staats hinblicken, und nur 
in dessen Erreichung sein, und der Seinigen Heil 
«uchen werde? > 

§. 169. 
Wohl mag die Bestinunung des jedesmaligen 
Monarchen durch frey^ Wahl ein schiklicheres« 
wenn gleich auch nie untrügliches, Mittel seyn, 
sich der, im §. 150 postulirten, subjektiven 
Qualifikation des Gewaltinhabers zu vergewis- 
sern > und damit wäre allerdings schon viel 
gewonnen« Jedoch ein, von allem Einflüsse 
des Egoismus unabhängiger, ausschlief^nU auf 
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Erreichung des StaaCszweks gerichteter, "Wille 

-vrird eben so wenig in gewählten Monarchen 

durch die Wahlkapitulation, als in Erb- oder 

Wahlnionarchen durch grundgesezlicbe Normi* 

rung der Qewaltsübung erzeugt , noch weniger 

unwandelbar oder entbehrlich geiti^ht; 

denn ob der Monarch die Bedingungen seiner 

Wahl redlich erfüllen, oäer ob er den gesez* 

pichen Schranken seiner GewaUsübung ununier* 

brochen sich fügen werde? sez.t ja eben schon 

das uni;uiterbrochene Daseyn jenes Willems bey 

ihm voraus; und ist nun jener Wille nicht vor^ 

fanden > oder ändert sich derselbe, so steht ihm, 

dem alleinigen Inhaber der höchsten Gewalt, 

keine verhältnifsmäfsige Kraft entgegen , w^lche 

ihn , jenen Bedingungen sich zu fügen, zwingeni 

oder hindern könnte, jene ihm gesezten Schran^ 

ken zu erweitern, oder gi^ i>mzustofien , die^ 

berufenen oder unberufenen j immer aber zu 

Dhi)mächtigen , Wächt;er auf die eine oder die 

andere Art zum Schweügen zu bringen, und 

so seinjer« Frivatwillkühr das »freyeste Feld zu 

sichern. Jene Bedingungen uod Schranken, 

wenn sie allein gebraucht ;y(rerden «. sichern also 

nur, in wieferne der Monarch den Willen hat, 

fleh durch sie biodßl^JW. lassen, schwinden aber 

unmiittelbar niit jenem WiMeu' in \ttvf Phantome 

zurüki Bande der Art tragen in sich selbst das 

KenMoichen ihrex Un^^ulüniglichkeiu 
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Wirklich hat auch bereits die Erfahrung 
hinreichend bewiesen, dafs Wahlverpflichtun- 
gen > oder grundgesezliche Normen allein, 
keineswegs hinlänglich seyen, um dem Mifs- 
brauche der Monarchengewalt einen undurch- 
dringlichen Damm zu setzen, oder den zwek- 
mäfsigsten Gebrauch derselben zu sichern ; denn 
nur geist- und muthlose Schwächlinge, durch 
den Zufall der Geburt oder Umstände auf den 
Thron gehoben, haben Schranken jener Art 
respektirt, aber auch die Sphäre innerhalb der- 
selben unausgefüllt gelassen ; kaum wird man 
hingegen in der Geschichte ein Beyspiel finden» 
dafs ein geist- und kraftvoller Karakter, im Be- 
sitze der Monarchengewalt , in seinem Streben^^ 
nach Unbeschränktheit und Willkühr durch di^ 
mehrbezeichtieten Bande wirklich wäre ge- 
hemmt, von der Gelangung zu diesem egoisti- 
schen Ziele wirklich wäre zurükgedrängt wor<* 
den. Beynahe unerklärbar ist es eben darum ^ 
wie Völker, auch nach dem vielfältigsten Erfiih- 
rungen der Art , jezt noch des Vertrauens filhig 
sind, durch den todten Buchstaben grundgesez* 
lieber Normen allein, welchem man dbclhkanm 
eine höhere Kraft zuschreiben kann , als dem > so 
oft ganz vemachläfsigten, natür Heben, unge» 
schriebenen Codex der Staatsgewalt, sich für di« 
zw ekmäfsigste Verwendung der leztevn^ 'und 'dM 
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Erreicbniig des Staatszweks durch sie getiüglich 
gesiphert zu wähnen? Oder, wenn sie das nicht 
wähnten; worauf stüzt sich sonst ihr Vertrauen, 
den Staatszwek erreichen zu können ? und ihn 
gewifs zu erreichen? 

' $. 171. 

Di^rch die konstitutionelle Aufstellung von 
SlSnden^ Parlamenten, gesezgebenden Versamm- 
lungen u. s. w. und das Binden gewisser, mei- 
Hens der g^zgebenden, Funktionen des Mo- 
narchen an die Einhohlung ihres Beyraths oder 
ihrer Zustimmung, )St allerdings ein ungleich 
wirksamerer Schritt zur Sicherung gegen Mifs- 
brauch der Monarchengewalt geschehen, indem 
dadurch dem Versuche eines Austritts aus den; 
richtig^jir^lSeleise der Kraftäufserung von Seite 
des Monarclien, doöh eine lebendige Kraft 
eiitgegeiigesezt, und zur Gegenwirkung angeregt 
ist. — Man könnte jedoch offenbar diese Anordr 
nnug nur dann für zureichend erkennen, wenn 
die, durph sie in Th^tigkeit gesezte , Kraft und 
Gegenwirkung zur Kr^ff und Wirksamkeit des 
Monarchen im richtigen Verhältnisse stände, 
weil di^ Wirkung einer Kr^ft sehr natürlich nur 
durcKeine gleich starke Gegenkraft in ihren 
re/phten Grenzen gebalten werden kann. Gerade 
«ber an dieser Bedingung ihrer erkleklichen 
Wirksamkeit^ nämlich an dem richtigen V^r- 
4iältniss« der, durch si^ angeregten, Gegenkraft 
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ZU iäem dutch sie auf die richtigen Grenzen zu 
beschränkenden Machtgebrauche des Monarchen 
fehlt es der unterstellten Anordnung. 

§. 172. 
Denn, während dem Monarchen die ganze» 
in^ ihm konzentrirte, Staatsmacht zur Durcfh- 
^etj^un]^ seines Willens zu Gebothe steht, sind 
jene, oben genannten, Korporationen konstituirt 
aus einzelnen Gliedern des Volks, weldie unter- 
t h a n e n , wohl gar von ihm besoldcr|:e J) e a m t e n 
desselben Monarchen sind : dafs nun der EinAufs 
des Unterthänigkeits- und -Dienstverhältnisses 
die Kraft der durch jene bezielten Gegenwirkung 
in eitlem hohen Mafse lähmen müsise, ist fär 
sich einleuchtend, und' was den geritogei^ l^est 
der Kraft für eine zwekmäfsige Gegeriwirkung 
vollends tödtet, ist di^ zwekwidrige, meistens 
auf gewisse* Klassen von Ständet beschränkt^ ; 
Besetzungsart jener Korporationen , wodurch 
fliese, als blofse Organe des überwitigendett 
Kastellgeistes 9 eines reinen unbefangenen Stre* 
bens auf den Zwek des Staats , und eitler dem 
Entsprechenden Inßuenz auf den.Ge!^ra«ch d^r 
Staatsgewalt an sich unfähig sind. Daß&u kömmt» 
däfs es meistens der WiUkühr des Mööal^chett 
»y^iberlassen ist,^ was er der Berathung jenef 
Korporationen unterstellen will, oder dtffs mir 
einzelne Zweige der Gesezgebung> ttieistens 
iäer'Finanzgesezg^bun^g, als ob darauf das«* 
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-ganze Heil Aes Staats allein bernhc. durch die - 
Konstitution, aU der Berathung zu uateistellen» 
ansgehoben sind. 

S. 175. 
Geseilt jedoch auch jener Fehler in der 
Bcsetzungsart der untertteltten Korporationen 
wäre glüklich beseitigt, nnd ihre -Glieder wür- 
den aus allen Klassen von Stände« frey viom 
Volke gewählt, gesezt auch, der Monarch wäre 
grutadge^ezlich angewiesen, alle von ihm aus- 
gehenden Gesetzesentwürfe, ohne Ausnahme, 
vor ihrer Gelangung zur verbindenden Ktaft, ihre» 
Berathung undZustimmung zu unterstellen, als 
der Bedingung ihrer ge^ezliehen Gültigkeit, — 
aber ein leidenscbaftlicher, eigensinnig -kühner 
Monarch wollte durch Drohungen, Für deren Hea- 
llsining erWillen und Macht genug besizt,''}ene 
Zustimmung ertrotzen, oder er kehrtfe'sieb nicht 
an ihren Bath, und vollzöge straks nur seinen 
Willen, oder er lielse zwar' der Berathung ihren 
Lauf, unterliefse aber nachher den Vollzug eines, 
wider seinen Willen roodifizirten , ' Gesetzes ; 
wo wäre dann bey jenen KorporJitioneti die 
Kraft, welche vermögend wäre, dem Resultate 
Ihrer Verhandlungen wider des Monarchen' 
Wille» Effekt zu versdiaffen , • dpa leztern aus 
ihren Schranken tretende Gewalt in die rechte 
fi^b Xtirübxud-rängen ? ? 
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§. .174. 
Nur allein die Kraft der Gesammtheit 
der Staatsglieder wäre es, welche decMa^t des 
Monarchen das Gegengewicht zu halten ver- 
möchte, welche dessen !Wirkwng verhältnifs- 
mäTsig entgegenwirken könnte: die Gesammt- 
heit / d«t >fitaa|sglieder müfste also durch die 
Kon^tituäoii /selbst aufeef ordert und auktorißirt 
seyn, füjr.den unag^bleiblichen Effekt des Be- 
schlo^s^es jei^r von ihr gewählten Korporatioii . 
^inmittelbar mit ihrer gesammten Kraft einzuste- 
hen. — ^* Allein bis zu dijeser Ergänzung der kon- 
stitutiotiellen. Lücke hat noch kein monarchisch- 
regiertes Volk »je den Schritt gewagt,und so würde 
jeder Yersvch des Volks , der durch die Konsti- 
tution , }n , der Anordnung jener Korporationen 
bezieltf^i; Gfgj^i^wirkung Realität zugebeo^^als 
ßeb.etUioni ^pgesehen u^d bestraft. Da(s aber 
die Moiaarchen; selbst jener Geg^nwirkui^ durch 
konstitutionelleAufforderung de3 Volks zur£ffek* 
iuirupg;derBieschUisse seiner Repräsentantep die 
nöth^ Realität hätten verschaffen sollen • .U^&e 
sich rVin^ ßo weniger erwarten, je weniger bey 
ihnep der Wille, sicH selbst die Händ^^zu, bin- 
den,, Kcielmehr das Strebei), die ihnen gesQzte^ 
Schranl&en ^u er weiten^» vprauszusetz^i^ ist. . 

: ... ., y* 175# • , - . r, i- 'v . 

Die konstitutionelle Anor^d^ung Jepfr^JQpii^ 
porationen, und das Binden gewisser Funktionen 
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des Monarchen an di^ Einhohlmig ihres Beyraths 
oder ihrer Zustimmung, ist demnach ebenmäfsig 
keine zAireichende Schuzwehre gegen dei^ 
JMifsbrauch der Staatsgewalt, keine Garantie iüt 
die zwekmäfsigste Ausübung derselben; denn, 
die eigene Kraft jener Korporationen allein # 
steht aufser allem Verhältnisse mit der durcli 
sie zu bekämpfenden Gegenkraft > und es bleibt 
also auch hier lediglich dem Monarchen über« 
4assen, ob er sidh durch jene Kraft vom IVIirs* 
brauche seiner Gewalt abhalten lassen will? 
Hat er diesen Willen nicht ^ so schlägt er jenen , 
im Verhältnisse zu der ihm. anvertrauten Macht 
immer ohnmächtigen, Widerstand ohne Zweifel 
'nieder,,ttnd wird ungehindert Despot. — - Di^ 
-von der Normirung der Ausübung der Monar«- 
chen^ewalt durch Grundgesetze > und von det 
konstitutionellen Anordnung jener Korporation 
i>en, im- einzelnen nachgewiesene Unzur 
längUihkeit für Sicherung gegen den MüGs- 
brauch der Staatsgewalt, wird auch tiicht gehaben 
durch den vereinten G^raudh beyder Mittel 
zugleich, indem durch diese ihre Verbindung 
der eigientlicbe. . Grund , der Unz^ulängUchkeit 
tjedes ein^eliien keineswegs hinweggeräumt^ 
und jedMi von ihnen die, zur zwekdienlicben' 
Gegenwirkung .erforderliche, ihm aber erj!nati« 
gelnde^ .Kraft au$ der Verbindung ipit dem 
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andern t und dessen Mitwirkung allein keines- 
wegs zuwächst oder ersezt wird. 

§. 176. 
^ Wenn nun nicht verkannt werden kann.^ 
dafs keiner der^ bisher zur Sicherung gegen 
den Mifisbrauch der Monarcheügewalt ergriffe- 
nen, Auswege dem Zwecke» wozu er einge* 
ablagen worden ist, voUkommen enftspt^che; 
dals ferner die konstilutionelle JEürmachtigung 
^es Volks, vermittelst des Gebrauchs seines 
Gesammtkraft der, durch Anordnung zur gesez- 
gebenden Funktion des Monarchen mitwirkender 
Korporationen bezielten , Gegenwirkung die 
a&ureichende Stärke zu verschaffen, ndit dem 
Wesen der Monarchie, als solcher, unveD- 
erinbar sey, indem dadurch ein Zweig det 
höchsten Gewaltsspbäre , nämlich, dieGesezge* 
i)ung, ihrem Wesen nach in die Hände jener 
Korporation gelegt, also von der Sphäre des 
-Motiaiichen abgesonllert, eben dadurch aber die 
Monarchie ihrem Wesen nach aufgelöfst 
würde; dafs es ^Onist endlich keinen weiteren 
Ausweg gebe , der , ohne dem Wesen der Mo- 
liarchie zu nahe zu treten, dennoch gegen den 
Mifsbrauch der M^narchengewalt hinlänglich 
zu sichern vermöchte, so steht . wohl die 
Schlufißfolge unumstöfslich fest, dafs eine Ver- 
fassung | durch weiche die Staatsgewalt ia der 
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hier tinterstelUen monarchischen Form , unter 
welchen^ mit ihrem WesMi. vereinbatUchen ^ 
Modifikätioneti es auch siey, realisirt wird; in 
demselben Grade unzwekmäfsig uiid unvoUstttn«» 
dig sey, in welchem sie der, durch ihren Zwek 
geheischten , Garantie der zwekm'äTsigsten Aus* 
Übung der Staatsgewalt ermangelte und ihrer 
Natur nach ermangeln mufs. 

§. 177. 
NSblit nur in demselben, sondern noch in 
einem ungleich höheren Grade unzwekmäfsig 
ist diejenige Verfassung, durch welche die (nach 
ihren beyden Zweigen unabgesonderte) Ge* 
sammtsphäre der höchsten Staatsgewalt auf meh^ 
rere Individuen, welche in ihrer Einheit^ als 
|uridisdi«Pei<son, den Monarchen bilden, über^ 
tragen ist: denn die monarchische Form von 
dieser 2;weyten Art ist nicht nur mit den^, 
von derKonzentrirung beyd er Hauptzweige der 
Gewafltsspfa'äre auf ein Subjekt ^ oder von dem 
Wesen der Monarchie überhaupt unzertrenn« 

liehen, Mängeln unvermeidlich behaftete son- 

* 

dern es ist auch in ihr die, nicht zu beseitigende, 
Gefahr ^es Mifsbrauchs der Staatsgewalt noch 
ungleich gröfser, und es gesellen sich dazu ganz 
eigene Hindernisse 'der zwekmjafsigsten Aus- 
übung der Staatsgewalt. '^— Wahrscheinlicli 
mag öftere Erfahrung eines drückenden Mifs* 
braüchs der Monarchengewalt der e rS t-e r en 
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Art die Völker auf diese Modifikation der 
monarchischen For^i geleitet haben , indem sie 
den, Siz des Übels , welcher eigentlich nur in 
,deir Konzentrirnng der höchsten Gewaltssphäre 
30lbst fufete , blofs in der physischen Individua* 
lit^lL der Monarchenperson zu finden glaubten^ 
4aher durch Substituirung mehrerer Inaividuen 
an des Einen Stelle das Übel zu beseitigen 
wähnten , in diesem Irrthume aber dasselbe im 
Grunde. nur erhöhten und vervielfäUigteB. 

§. 178, 
Zwar ist es ebenfalls nicht unmöglich, 
dafs die, in einer monarchischen Fo|:«i der 
unterstellten zweyten Art realisirte, Staatsge« 
walt zwekmäfsig verwaltet, und der^Zwek de3 
Sldats .durch sie erreicht werde; dei?n es ist 
wohl, gedenkbar f da(s durch die vereinigte 
Thätigkeit der mehreren Theilhaber der Staats- 
getwalt die richtigen Mittel zur Erreichung dea 
Staatszw^ks gewählt , . auf gerechten Wegen auf- 
gebracht > und. durphgängig zwekgemäfs ver- 
wendet werden : -^ allein die Bedingung jener 
M4>glichkeit ist von der Art, daTs sie unter 
Menschen kaum erreichbar zu seyn scheint; 
denn es wird dtou nichts geringeres erfordert, 
als » dafs erstens^ mmtliche Theilhaber der 
Monarchengewalt die;, §. 150 bezeichneten, 
subjektiven Qualitäjten an sich tragen, wodurch 
allein der Beruf jind, Anspruch zur Theilnahme 
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An der höchsten Gewalt vor dem Tribunale der 
Vernunft gehör^ doknmentirt seyn kann; nnd 
dafs zweytens nicht nur jeder einzelne 
▼on ihnen einen, von allem £influv<tse einet 
Frivatabsicht unabhängigen > ausschliefsend aitf 
Erreichung-desStaatszweks gerichteten, Witten 
habe, sondern dafs sie auch drittens alH 
mit eiaer ununterbrochenen Harmonie 
einzig auf die Realisiritng jenes Objekts ihr^ 
gemeinsamen Willens hinwirken. 

§. 179. 
IDie Theilnahme an der Monarcbengewalt 
wird nun entweder vererbt, oder durch 
Wählder übrigen Theilhaber, oder des 
Volks selbst vergeben: im ersten und zweyten 
Falle hängt die subjektive Qualifikation der 
Monarchenglieder (der sogenannten Aristo- 
k raten) vom Spiele der Natur, vom Zufalle 
der Geburt, oder von den, unter Menschen 
unvermeidlichen, Einwirkungen des Nepotis-, 
mus, im dritten Falle , einzig von der Stufe ab, 
worauf das Volk, in Hinsicht seiner staatsrecht- 
lichen Kultur, sich befindet. Steht nun das 
Volk auf einer niederen Stufe dieser Kultur — 
und diefs ist in Gefolge der bisherigen Verfassün« 
geh selbst gewifs die Regel — so werden bey 
jener Wahl blofse Scheinvorzüga , die, nur für 
ihren Reiz eitipfänglichen , Augen des grofsen 
Haufens auf sich ziehen, und so, statt der 
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wesentlichen HerrscherqualitäteA , nur Alter, 
Reichthum und eingebildeter Adel der Geburt f 
welche aufser aller Beziehung zur Fähigkeit 
einer zweknaüfsigen Staatsverwaltung stehen, 
den ausschlieCsenden Besiz der Herrschergewalt 
usurpiren, wie diefs alles die Erfahrung längst 
bewiesen hat. -— . In je;dem jener drey Fälle ist 
die gänzliche Zufälligkeit einer zwekmäfsigea 
Ausübung der Staatsgewalt, und die höchste 
Gefahr ihres Mifsbrauchs entschieden. 

§. 180. 
Gesezt aber auch das Volk, wesentliche 
Vorzüge von blofsen Sehe in Vorzügen zu unter- 
scheiden fällig, im deutlichen Erkenntnisse 
sei^ies höchsten Interesses und der darauf gegrünt 
deten Wichtigkeit jener Wahl, würde bey der- 
selben einzig durch die Rüksicht auf wesent«* 
liehe Herrscher qualitäten geleitet^ wo w^ro 
dann doch die geringste Bürgschaft £ur das Da^ 
seyn und die Unwandelbarkeit des, durch dif 
unterstellte , Form keineswegs entbehrlich g«^ 
machten , ausschlielsend auf Reojlisix^uog de^ 
wahren Staatszweks gerichteten, Willens jedes 
ein^lnen Theilhäbers der Monarchengewalt? -^ 
Doch wohl nicht gerade selbst i^n der Mehr ^ 
heit" dieser Theilhaber? — Denn, was könuto 
diese hindern, sich zur Substitpitupg persön- 
licher Frivatzwecke , und zur Unterdrückung 
des Volks gemeinschaftlich ;&u vereinigen? Oder, 
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\^enn anc^ ein Theil dieser Gewaltsinhaber 
fleiner Pestimmung treu bliebe > während der 
andere Theil sich davon entfernte, könnte nicht 
der leztere Theil f vielleicht der überwiegende; 
jenen ersteren mit dem Volke zugleich nnter« 
-Jochen? Oder» wenn auch> wegen Gleichheit 
der Fartheyen ein sich nie entscheidender Kampf 
unter ihnen erhöbe, müfste nicht eben dieser 
Kampf den gröfsten Theil der subjektiven Herr"- 
Scherkraft dem Streben auf Realisirung des 
Staatszweks entziehen, und dadurch den Zwek 
der Anordnung der Staatsgewalt selbst gröfsten* 
theils vereiteln ? -— Unmöglich kann aber der 
ZufalU ob jedesmal die absolut überwiegende 
Mehrheit jener Theilhaber ausschliefsend für 
den Zwek des Staats sich erklären, und jede3 
Entgegenstreben ihrer übrigen Gewaltsgenossen 
sofort niederschlagen werde, für eine zurei* 
chende Bürgschaft der geforderten Art pder auch 
nur für ein zureichendes Mittel , jenen Willea 
entbehrlich zu machen, anerkannt werden; denn 
gerade in der Zufälligkeit der Wirkung odet 
des Daseyns einer Bürgschaft liegt an sich schon 
das Kennzeichen ihrer Unzulänglichkeit^ 

§. 181. 
Wenn nun jener Zufall nicht eintritt , viel- 
mehr die gröfsere Mehrheit, oder gar die Ge* 
sammtheit der Gewaltsiiihaber etwas von dem 
Staatszwecke verschiedenes will 9 so hat sie« 
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deren Wille durch nichts gebunden ist, die 
unbedingte Freyheit , die Fostulate ihres Prival- 
willens zum Gesetze zu erbeben, ihre ganze 
Thätigkeit und die ihr zu Gebothe gestellte 
Macht zur Durchsetzung jenes ihres Privat« 
willens zu verwenden, und so das Volk zu 
richten und zu zwingen, nach Bestimmuogeii 
und Bedingungen, welche lediglich von ihrer 
Privatwillkühr diktirt und aufgestellt sind, mit- 
hin die ihr übertragene Staatsgewalt nach Will- 
kühr zu mifsbrauchen ; denn es exlstirt in der 
unterstellten Form nichts, wodurch nothwendig 
bewirket würde, dafs die Gewaltsinhaber gar 
keinen andern Privatwillen haben könnten, aU 
den gemeinsamen Willen, oder »dafs sie wenig- 
stens nur so handeln könnten > als ob nur der 
gemeinsam^ Wille wirklich ihr Privatwille w'äre» 
und es exi^tirt in ihr nichts > wodurch äas Voll- 
ziehungsvermögen dem gemeinsamen Willen 
wirklich subordinirt, d« i. wodurch dieGewaks« 
Inhaber genöthigt wären , die ihnen anvertraute 
Macht nur für Erreichung des wahren Staats- 
zweks^zu gebrauchen. 

§. 182. 
^esezt endlich auch, alle Theilhaber der 
MonarjcheifgewaU stimmten , ( was eben so 
aufserst zufällig ist) im Wollen des wahren 
Staatszweks wirklich ununterbrochen zusam* 
men ; allein es herrschte «unter ihnen # was kdum 
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vemieidlich'ist»' üb^r die zu wählenden Mittel 
zum Staatszwecke 9 über die Art, sie auf2;ubriii* 
gen und anzuwenden # eine we^entlicbe Ver- 
scbiedenheit der durch verschiedene Grundsatze 
und Erfahrungen motivirten Ansichten, welche 
von jeder Farthey nur mit einigem Na^drucke 
v^rtheidigt würde , so wäre die davto ÜRzerf> 
trennliche Folge eine, dem Ganzen auf jedeti 
Fall höchst nachtheilige, oft sehr gefährliche 
Langsamkeit, JUn.sicherheit, oft selbst Stockung 
des Geschäftsganges und des obersten Impulses 
aller Kraftäufserung > die sich natürlich dem 
ganzen Organismus tnittheilen, und dessen Le* 
bensthätigkeit u^ so mehr »erschlaffen mülste, 
je mehr die mittelbar 2^u impulsirent^n ^^rgane 
von der Urquelle des Impulses entfernt' sind. 
Unverkennbar ist aber die Gröfse dieses, von 
dem Wesen der unterstellten Form unz^rtrenn"^, 
liehen, Hindernisses einer zwekmäfsigen Aus* 
Übung der Staatsgewalt ; welches i da eine wirk«* 
Uche Theilung der Gewaltssphäre tiach ihfen 
beyden Hanptitweigen unter den mehreren 
Inhabern derselben mit dem Wesen der unter» 
stellten Form unvereinbar ist^ durch jede 
andere Geschäftsvertheilung eher erhöht, al$ 
gemindert wird. 

§. 185. 
' Das Resultat ist: auch die monarchische 
Faräi der unterstellten^ xwdy toft Art ba^lt ih'e 
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die ZwekmSfsigkeit der Ausübung der Staat«» 
gewalt, und damit die Erreichung des Staate» 
zweks selbst, lediglich auf den unsicheren Grund 
der zufälligen Subjektivität der Gewältsinhaber, 
macht oder läCst also erstere selbst, und zwar ia 
dem Grade ztifalliger, in welchem das juridische 
Subjekt der Monarchengewalt vielgliedrig ist» 
trägt überdiefs in sich selbst das Prinzip der 
Schwerfälligkeit und Unbeholfenheit in der Lei<» 
tung und Verwaltung des Staats, ist d^rQefahc 
einer feindseligen Spaltung des Oberhaupts ia 
seinen eigenen Gliedern ausgesezt, und biethet 
weder für den vollständigen Gebrauch der Staats* 
macht, noch gegen deren Mifsbrauch irgend 
eine befriedigende Sicherheit dar: dafs aber 
auch hier, die, mit dem Wesen der untersteUtea 
Forin, einzig verträglichen, Hülfsmittel, nämlich 
die grundgesezliche Normirung der Gewalts- 
Übung, und die Zugabe eigener, auf die Zwek« 
natäfsigkeit der Gesezgebung einzuwirken hem 
stimmter!, Korporationen die geforderte Sicher* 
heit nicht gewähren können, wird, wege« 
völliger Gleichheit der Gründe und Verhältnisse» 
kaum einer wiederhohlten Ausführung bedär« 
fen. — Hiemit wäre aber auch zugleich dat 
Urtheil der Unvolh^tändig- und Unzweftmälsigr 
keit einer Verfassung ausgesprochen und begrün*^ 
det« .welche die Staatsgewalt in der hier unter- 
stellten Form realisirte^' da durch sie einer -dw*^ 
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§. 156 bewiesenen > Hauptatiforderungen an sie^ 
die zwekmäfsigste Ausübung der Staatsgewalt« 
tand damit di^ Erreichung des Staatszweks selbst 
zu i^erbürgen, ebemnäfsig nicht genügt wfod, 

§. I84. 
Mehr als zureichende Bestätigung Andet 
dieses Urtheil, in der Erfahrung» nänalicb in der 
Geschichte der sogenannten Aristokratie» 
Nirgends existirt auch liur ein Beyspiel , dafs bejr 
der Wahl der sogenannten Aristokraten den 
wese nt liehen Herrscherqualitäten ausschliel^ 
send oder auch nur vorzüglich gehuldigt j» da£i 
wirklich die zur zwekmäfsigen Ausübung der 
Staatsgewalt fähigsten, die Besten («;<^oi) in 
diesem Sinne, gewählt worden wären; allent* 
halben sieht man vielmehr den Beichthum und 
werthlosen Adel der Geburt vorgezogen , dann 
aber auch bald von diesen Vermögens* und 
Adelskreaturen die Wahlfreyheit des Vdlks ver^ 
nichtet, die Theilnahme an der Gewaltsubung 
in ihren Familien vererbt , die gesezten Bedin*- 
gungen und Schranken der ersteren erweitert 
und umgestofsen , den herrschenden Theil von 
dem Wahne bethört, er herrsche, weil er 
reich, adlicher Geburt, jeder andere ibüsse 
gehorchen, weil er nicht reich, bürgerliche! 
Geburt sey, in Gefolge dessen die Herrschaä 
selbst als persönliche Eigenschaft, als persona 
liches Eigenthum betrachtet, und zu seihen 
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persönlichen Zwecken benuzt, dadnrch den 
Staauzwek verrükt und vergessen, und einen 
Geist des Despotismus begründet , welcher dem 
.Volke um so lästiger werden mufste, zu je viel- 
fältigeren , oft sich geradezu durchkreuzenden , 
Privatzwecken dasselbe als Mittel gebraucht 
wurde, endlich nicht nur, durch eben diese 
üngleichartigkeit der Zwecke, die vereinigte 
Wirksamkeit zur Erreichung des Staatszweks 
aufgehoben, sondern auch die Flamme der Eifer« 
sucht und Zwietracht unter den Aristokraten 
selbst entzündet, welche nur dann sich legte» 
wenn es darauf ankam ^ das Gegenstreben des 
Volks gemeinschaftlich niederzuschlagen, nach 
gelungener Unterjochung des leztern aber mit 
erhöhter Heftigkeit hervorbrach, bis sie mit 
der Begründung einer Oligarchie sich endigte , 
welche es gerne geschehen liefs, dafs die, ihrer 
rechtmäfsigen Theilnahme an der hödisten Ge- 
walt in der That beraubten , sich durch gelegen^^ 
heitliche Tyrannisirung der Geringeren entschä« 
digten , aber auch endlich das Volk , der Sklave-, 
rey müde^ und zum BeMufstseyn seines ur- 
sprünglichen Rechts der Souverainität zurükge- 
führt, in seiner Gesammtkraft sich erhob, mit 
gerechtem Ingrimme den Hochverrath der ent- 
arteten Verwalter seiner Macht zur gebührenden 
Strafe zog , und seiner Mächtäufserung durch 
veränderte Organe eine veränderte JFomugab^. — 
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Dlets ^as gedrängte BiM des Ganges , welchen 
die dnrch' eine juridische Person besezte, 
Monarchie (sonst Aristokratie^ genannt) der 
Erfahrung nach genommen hat, und ihrer^atur 
nach. nehmen mufstle, und welches wohl zu« 
reichen wird » jeden Zweifel zu tilgen $ dafs 
dieser Form der Realisirung der Staatsgewalt 
|inmögUch der Vorzug eingeräumt wei'den 
könne. 

§. 185. 
Diejenige Form , welche man bisher als 
eine» auf: Repräsentation gegründete, 
Demokratie bezeichnete, fällt, in soFerne 
die Gesaniimtsphäre der Staatsgewalt einem ein- 
zeihen Korps von Repräsentanten vom Volke 
kommiitirt ist, ihrem Wesen nach mit der so 
eben gewürdigten monarchischen Form der 
zweyten Art zusammen , und es gilt im wesent« 
liehen das nämliche voh der ersteren , wasT von 
der lezteren bemerkt worden ist^ Denn, dai 
wie- voraus (§. I47) bewiesen wurde, in jedem 
Staate da^ Recht der Staatsgewalt seinem Ur« 
spiruog^ nach, an der Gesammtheit der Staalfsglie* 
der hafteC» mithin in jedem Staate das zur 
i^L^fSrfibung der Staatsgewalt befugte, physisch« 
ödex Juridische, Subjal^ nur im Namen und 
aus Auftrag jener Gesjimititheit, oder des Vt)lks 
handeln kann, so kann der Umstand, dafs in 
der sogenannten Repräsentativdemokratie, die 
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Repräsentanten ausdrfiklich im Namen' des 
Volks bandeln f und dieses jene au^drüküch 
bevollmächtigt, keinen wesentlichen Unter- 
schied begründen, indem auch dem Monarchen 
nnd den Aristokraten die Befugnifs zur Gewalts* 
tibung nur aus einem, wenn gleich stillschwei- 
genden, Auftrage des Volks zuströmen kanni 
eben defswegen ist es auch in beyden' Arten de{ 
Monarchie das Volk selbst, welches sich 
vermittelst der, ausdrüklich (durch die Wahl) 
oder stillschweigend von ihm bevollmächtigten, 
physischen oder juridischen Person des Mo- 
narchen regiert, und es beruht auf einer blofsen 
Täuschung, dafs nur in einer sogenannten 
Repräsentativdemc^ratie das Volk sich s^bsc 
regiere, indem die Wahl und Bevollmächtigung 
der Rsprä6entanten für Ausübung der Staatsge- 
walt eben so gewifs einen ünterwerfungsvertrag 
des Volks in sich scbliefsen mufs , als die Wahl 
oder der sonstige Bestimmungsakt, und die 
damit verbundene Bevollmächtigung der, phy- 
sischen oder juridischen, Person des Monarchen^ 
welcher aus dem oben angeführten- Gründet 
ebenmäfsig Repräsentant, und, als sotch«r (ob 
man diefs gleich bis^ jezt vergessen zu haben 
Scheint), der Gesammtheit der Staatsglieder, als 
dem ursprünglichen Subjekte des Rechts der 
Staatsgewalt, welches er repräsentirt, derNatuir 
der Sache- nach noth wendig in gleichem Grade 
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verantwoFtlicfa ist >* ai^iir einer Be]^il9ei)tatiw 
demokratie die deiägkten ;Verwaher der Staats»- 
wacht, RepräWiitoötmi, und dem .ie. dalegi- 
i'enten Volke verantwortlich sind/ f . * . ' 

'Es wpirdefeddch dieiunterstelltrRepr&en» 
tativdemokratie nur unter der V brausset^img , 
dai$ die Gesa mm t sp h är e )' der Staatsgesvialt 
einem Korps von BepräsentMifei» ^ üfaertrag^ 
sey f unter dieser Vorajassetzung aber mit 
Becht- in die Katego^i^ der monarchischen 
Form eingereiht , und gleicher Verurtlietlüng i 
wie leztere, tmtfer'v^orf^ifi ; weil, wie §• 152— 
154 bewiesen worden , in der Konzentrirung 
der gäns^en ( nach ihren bi^yden Maüplzweigen 
tJtnabgfSDnderten) Sphäre der Staatsgewalt imf 
ein, physisches oder jtiridisches, Subjekt daj 
Wesen der Monarchie berukt> mithin jene 
Repr&sentativdeniokratie den wesentn^beia Ka« 
sakter der Monarchie ön sich trägt ^ aber gerade 
defswegen auch mit den --* von <fem Wesen dej? 
BAenarohie unzertrennlichen;»^ aus deriNicfaisub» 
Ordination des Tollz^iehting^verm5gensr. in iht 
unter V ^on demselben Subjekte unabhängige t 
Gesetze nothwendig entspringepden — wesent* 
liehen; ^Mängeln und Gefabren belntftet^ iseyn 
timfsK n^r alsdann würden diese M&ngel. und 
GeCaJiren. gemindert, der' Repräseivtativd^mo« 
kratle sonach ein relativer Vorzug^^nill^t 
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«b^ulspfecbeii: seybf» wenn d9$'yolk seiiie' dete- 
girten MachtverwalCer ^ni^dcül^ich vor fieinem 
Tribunale^ veräntwortUoh leddärt, in £o£erne 
dieser Vorbehält, vreon ihn anders das Volk 
nicht zur leeren FQrmfel herabsinken läfst, un- 
^rerkenubas : ' leinen . Jtarken . Daaim gegen den 
JVtilsbrauob. des VolUiebung^vernnög^ns üb risn 
Händen der !Kilgleich jg^sezgebenden Repr'äsbnr 
tanfetii zu t bilden vermag.: .. ' -. * 

i • » "■- ■'.■>■ ^ , , §. »IST. ■ ■ - '■ 
:: .. Sdlte hingegen in der sogenannten Reprä^ 
^entativden¥>krati0 4i^ Spbijirq der Staatsgewalt 
bey , ihrer Übertragung h nach ihren, beyden 
Hau^tziAreigen, der,,Ge;5j9zgebung und Volljüie- 
hung n%nili^}^' .gespndertt.nnd^ in dieser Spnd^ 
irung Tzwey i verschiedenen Korps von Repräsen^ 
tatiteiä übe|:trage]Q seyn, so, dafs das eine, sich 
aus^chUefsend mit det Oesezgebung , das nndere 
ausschUefsend mit der Vollziehung zunb6$idiä& 
tigen hätte,, dann, würde die so beschaffene 
Reprasenlätivdemokratie in^die Kategorie ddr 
Düax.chie gehören;,. Iröh.derjsogleich .die Rede 
kommen .wird. Zuvor, soheint es mir niir noch 
poj^hwendig » auf gewisse Bemerkungen wieder* 
höhlt* die Aufmerksamkeit z^n richten ^ und mir 
die Überzeugung derer, ßir. die ich. Schreibe , 
Von , der Wahrheit derselben.» zu sichern,, ilveii 
von ihrer Wahrheit die Wahi^heit des fo%endea 
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, §. 188. 

Die erste dieser Bemerkungeii ist: dafs 
darch die Verfassung , vrelcihe man dem 'Staate 
gibt, wenn anders diese einen vernünftigetf 
Zwek haben soll f die Erreichung des Staats« 
zweks. g!e si^ckert , somit die Zlnrckmäfsigkeiit 
der Ausübuug der Staatsgewalt von der zuf&Mi«* 
gen Subjektiirität, d. i. von dem guten Willen 
des Gewaltinhaber«., .auf dessen Daseyn' und 
Unwandelbarkeit man nie mit Sichetheit 

* 

rechneir kann , unabhängig gemacht werden 
müsse : denn da der Staat tibethaupt nur daruni 
nothwendig ist , weil die Menschäen die Geltung 
ihres^ Kechts- nicht auf gegenseitige Treue und 
Glauben bauen wollen und können , so wäre ea 
eine offenbare Thorheit> deu<Gebrauch de^^ 
zur Bechtsgellung erricht^:en> Zwangsmachl 
dennoch wieder auf blofse Treue uh4 Glaoben 
zu überlassen ^ vtnd aMo die > Erreichung* deft 
Zweks einer, lediglich dn^cOi den Mangel, deä 
gegenieidgeni ^Vertrauens modihrten t Anstalt 
dennoch VrieAir auf ein sdlches Vertrauen ledigJ 
lieh zu gründen. Je weniger diefs wird g^eug* 
net werden können, «diesto deutlicher mufs es 
fre jrlich' . einleuehten , Aäh der ^gröEsere Thöil 
der Menschheit« indcaU'^ bisher die Zwek* 
m^fsigfeeit des Gebrauchs der Staatsgewalt einzig 
imf Trfeue und' Glauben' an deif guten Wilteii 
einzelner Glieder aus seiner Mitte stelUev mit 
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seinem, dnrch Bealkirüng des Staats und der 
Staätsgew^t abgelegten, unzweydeutigen Ge- 
sländnisse d^s Mangels^ an gegeliseitigem Ver* 
trauefti im offenbaren Widers|>niche gehandelt 
babe# und dafs es sonach die Würde der Mensch* 
heit erfordere y. dieses Widerspruchs sich zuent- 
scMagen. 

§i • 189. 
J V Die zweyte dieser Bemerluingeii ist: da(s 
eine •Sicherung der eben geforderten Art 
nicht, zu erwarten sey von dem blofsen todten 
BuchMaben grundg^setlicher Normen , sondern 
liur von diem Daseyn und der Thatigkeit einer 
lebendigen, und zwar verhältnifsmäs* 
«Igen Gegenwirkung: denn ans demselben 
Grunde, aus welchem die blofse Gesezgebung 
im Staate für us»zureichend » und das Hinzu» 
treten einer, die Gesetze effektuirenjlen, Zwangs* 
macht fiir unembehrlicb anerkannt ist , um sich 
der gesezmä£sig^en Handlungsweise derStaatsglie-* 
^er Stt vergewisf^rn-^ mufs auch die ]gfaindgesez* 
liehe Bestimmung desGebrauchs derStaatsgewalt 
allein für unzureichend , und das Hinzutreten 
einer, jene Grundgesetze . eCfektmrenlen » zur 
Staatsmacht ^erhaltnüsmäfstgen Kr^ftäufserung 
iiir unentbebrllich anerkannt werdend » utn sich 
des,, den Grundgesetzen ent^predienden , Ge» 
braucbs derlStaatsmacht von Seite, ihrer Iiihaber 
£u . veiigewiöserai , >fl^U jener Grund auf der 
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Ndtnr des Menschen überhaupt « nnA der durch 
diese erzwungenen Überzeugung beruhte äaü 
maii sich nicht daratuf verlassen dürfe ^dafi 
M enscheü durch die Uafse Vorstellung det 
Gesetze zu derer ausnahmlosen Befolgung be» 
stimmt werden , und dafs man sich darum ihrM 
durchgängig gesezmäfsigen Handlungsweise msr 
durch eine mit der Vorstellung (d* i. mit der 
Verbindlichkeit aus der subjektiven. Nötbi» 
gung) der Gesetze verbundene objektir« 
Nöthigung versichern kthme. So lange wir 
also nur Men sehen die Verwalhmg der Sumt» 
inacht übertragen können , kann atich hinsieht«* 
lieh defGewaltsinhabei: Hie Überzeugung von der 
NothwendSgkeit der Verbindung ein^ pbjek^ 
tiven Nöthigung mit der subjektiven Ndib& 
gung srus der blofsen Vorstellung der Grundg^ 
setze des Staats ju, um sieh der ausnahmiosea 
Geltung der leztern zu versiehem , ohne Unver- 
stand oder knechtische Siihmeiehelejr ^ )aiclil 
verleugnet werden. r: 

§. 190- . /^ I. 

Durth did postiiUne flic^hertmg, ist dl« 
dritte Bemerkung, duroh' die mit der aubjel&- 
tiven P^öthigung aus Aet blofsen Vorstellung »der, 
den Gebrauch der iStaatsmach't normirenten, ^e- }4 
setze zu verbindende objektive Nöthigung soll 
bewirkt i und zwar so, dafs man mit absoltttet 
Sicherheir^ darauf rechnen könne , bewirkt 
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werden, dafs nur das Geses herrschen 
mfisse^ also durch das V^ollziehungsvermögeii 
des-G^wiEdtinhahers nicht das Ob jj^kt sejjnes Fri-r 
vatwillens, soadem^ nur das Objekl des, ini 
Gesetze niedergelegten , gern eins amen Wil- 
fensy JHir da^, .was alle Staatsg^ieder wollen 
aaässei^t reali$irt werden . könne : die& kann 
aber nicht bewirkt werden > sohin.dietpQstalirte 
Sicherung. garnichtPlaz finden^ sölal^e das Voll« 
!(iebung3ve£mögen des Staats der Gesezgebung 
ni^ht wirklich und re^ll subordinirt ist; denn 
es ist für sich klar , dafs ohne diese reelle Sub« 
Ordination der Inhaher ^er exekutiven Macht 
vicht gehindert sey» leztere statt zur Effek- 
tüir\ing des gemeinsamen Willens» zur Durch- 
«etzung seineSwFrivatwillens zu gebrauchen, daCi 
fp^Uch ohne jene Subordinatiob , statt des Ge* 
aetzes^ die Privatwillkühr herrschen könne« 
£bei;i so sehirrtst abe^ auch an siph klar.» dafs 
4tl^^ i^ief KoDzentrirung der Gesammtspbäre der 
Staatsgewalt» der Gesezgebuqg und d^^^^^^u* 
tivvermögens , auf ein, physisches oder juridi- 
idies, ' Subjekt blU Möglichkeit einer reellen 
Subordination der geforderten Art ausge$chlo$en 
^f^ » indem ein .Subjekt überhaupt nicht sich 
^i selbst subordinirt w^i'den^ dor zug^ich gesez« 
gebende VoUziehext,; oder der zugleich yollzie- 
{le^nde Gesezgeber , ^eipen Pr^vatwi^ep , um ihn 
FPU^&iehen Z|U l^n^ei^^ d^r Form wegen zum 
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Gesetze erheben » oder das, was^ er volliiebt» 
als Gesez gelten . lassen , überhaupt die Bedin» 
gun^en des Gebrauchs seines VoUziehungsver^ 
inögens nach Willkühr sich selbst setzen , untet 
jerier Voraussetzung also, die Möglichkeitt 
dafs, statt des gemeinsamen Willens, die Privat* 
willkühr herrsche , schlechterdings nicht aufge« 
hoben werdeit kann. 

s §• 191. 
Da nun, ist die, in Ansehung ihrer Folge«, 

rungen wichtige, Schlufsbemerkung, das 
Wesen der Monarchie in jeder ihrer Arten in 
der Konzentrirung der GesammCsphäre der Staats« 
gewalt auf ein Subjekt beruht^ dufch diese Kon» 
zentrirung die Möglichkeit einer reellen Subor* 
dination des Vollziehungsvermögens unter das 
Gesez aufgehoben, aber eben durch diese Sub* 
Ordination die sichere Befestigung der Herrschaft 
des Gesetzes, und durch diese Befestigung hin* 
wiederum die Zwekmäfsigkeit der Staatsverwal« 
tung und die Erreichung des Staatszw^ks. selbst 
bedingt ist, so folgte dafs die Verfassung eines 
Staats, welche die Staatsgewalt in der monarr 
chischen Form, in welcher ihrer Arten es auch 
sey, realisirt, d. h. welche die Gesammtsphäre 
der Staatsgewalt auf ein, physisches oder juridi- 
sches, Subjekt konzentrirt, sich selbst dieMÖg« 
lichkeit der Erreichung ihres Zwekä, nämlich 
die zwekmäfsigste Ausübung der Staatsgewalt, 
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ottd damit die Erreichung ies Staatszweks selbst 
SU verbärgen, verschUefse, dafs sonach die 
Verfassung -— ist die unmittelbare weitere 
Folge -r— um diesem ihrem Zwecke genügen zu 
können, die Sphäre der Staatsgewalt 
« nach ihren beyden Hauptzweigen son« 

dem, und in dieser ihrer Sonderung 
auf zwey von einander verschiedene 
Subjekte übertragen müsse, welche, 
obgleich analytisch geschienen, dennoch 
^ ^ in synthetischer Vereinigung wirkend» 

' die Sphäre der Staatsgewalt nach ihrem ganzen 

Umfange dem Zwecke gemäfs auszufüllen be* 
stimmt, und einer Garantie für diese zwek* 
maCsige Ausfüllung empfänglich sind. 

§. 192. 
In dem Vertheiltseyn der beyden Haupt» 
a^weige der Sphäre der Staatsgewalt auf zwey 
von einande|r verschiedene, physische oder juri<» 
dische, Subjekte > oder in der, den beyden im 
Begriffe der Staatsgewalt enthaltenen Gliedern 
entsprechenden, zweygliedrigen Perso* 
nifikation der Staatsgewalt beruht, nach 
$• 155, das Wesen der Düarchie: die Noth« 
wendigkeit des Vorzugs der düarchischen 
Form ist sonach die konsequente Folge aus 
jenen, durch ihre Gründe, wie ich glaabei 
vollkommen bewäl;irten Prämissen. 
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§. 193. 
Es ist jeclocfa, wa$ mir ausdrüklich zu 
bemerken notb wendig scheint, der düarchi« 
sehen Fogn jener Vorzug keineswegs in der 
Ausdehnung eingeräumt, als ob durch Realisk» 
rang der StaatvSgewalt in der düarchischen Form 
an si^ und aliein , das Geschäft der Staatsver« 
fassung schon vollkommen geschlossen,ihr Zwek 
^hon vollständig ausgefüllt wäre; — diefs ist 
schon darum unmöglich , weil es auf den ersten 
Anblik einleuchtet, dafs, wenn die Verfassung 
bejr der Vertheilung der beyden Zweige det 
Gewaltssphäre auf zwey verschiedene Subjekte 
stehen bliebe, auch hier so wenig, wie bey der 
monarchischen Form, die Vollziehung der Gesez- 
gebung wirklich subordinirt, die Zwekmäfsig- 
keit des Machtgebrauchs von dem guten Willen 
ihres Inhabers unabhängig gemacht, die Herr* 
Schaft des Gesetzes, und. die Erreichung /^ de« 
Staatszweks wirklich gesichert wäre; sondern 
lediglich in soferne ist der Vorzug der düar^ 
chischen Form zuerkannt, als nur untet 
Voraussetzung dieser Fofm, der Verfassung für 
Anordnung und Anregung der zu ihrem Zwecke 
erforderlichen , Sicherungsmittel , insbesondere 
der, zum Behüfe der oben postulirten objek- 
tiven Nöthignng erforderlichen > lebendigen 
Gegenwirkung der nöthige Kaum bleibt. Denn 
es kann nicht verkannt werden i dafs 4ie Ver« 
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theilung der Gesezgebong und Vollziehung auf 
«wey, wirklich verschiedene. Subjekte die 
unumgängliche Bedingung sey, m,ter deren 
Voraussetzung nur die reelle Suboniination der 
Vollziehung unter die Gesezgebung, dadurch die 
Sicherung der Herrschaft des Gesetzes, die ünab- 
hangigkeit der Zwekmäfsigkeit der Gewalteübung 
von der Subjektivität oder den, guten Willen des 
Machtinhabers, und überhaupt eine feste Garantie 
für Erreichnng.des Staatszweks möglich ist — 
Was, um diese Möglichkeit in Wirklich 
fceit zu verwandeln, an die Verfassung eines 
Staats weiter zu fordern sey? wird sich später 
zeigen» '^ 

5- 194. 

Damit also die Zwekmäfsigkeit der Staats- 
verwaltung und die Erreichung des Staatszwek. 
mcht zufahg sey. sondern verbürgt werden 
könne, mufs die Staatsgewalt durch z wey ver- 
*chiedene Subjekte dargestellt und personifi. 
zirt auf jene die Sphäre der lezteren nach ihre» 
b.yden Hauptzweigen - i„ der Art nämlich! 
dafs dem Einen die reine Funktion der GesezI 
göbung, die ausschliefsende Beftignifs, dieMittel 
zum Staatszwecke zu bestimmen, dem Anderen 

IVT^ '^'''° ^'' Vollziehung, ,die aus- 

chhefsende BefugniTs. jene bestimmten Mittel 

«ufzubnngen und dem Zwecke gemäfs zu ver- 

wenden, übertragen werde- verth^iU. die 
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Vollzieliuiig , wie es ihr Begriff seihst mit sich 
bringt, der Gesezgebung ; untergeordnet, und 
beyden Subjekten zur Pflicht gemacht werden, 
sich einander, als (analytisch geschiedene, aber 
durch die Einhei^ ihres Zweks synthfrtisch ver- 
bundene) Organe einer utod derselben 
Gewalt zur Erfüllung desjenigen, was die Idee 
der Staatsgewalt zu realisiren ^ge^iethet , wech- 
selseitig zu stützen, und, ohne dafs «eines in die 
Sphäre des andern eingreife, jedes aber die 
Grenzen seiner Sphäre ausfülle, die Vollständig- 
keit der Funktion der Staatsgewalt zu bewirken, 

§. 195. 
Es soll und darf im Staate nichts vollzogen 
werden , als was das Gesez , der Ausdruk des 
gemeinsamen Willens, vollzogen haben will: 
eben darum ist die Vollziehung ihrer Natuir 
nach bedingt durch die Gesezgebung, .uild 
mufs von der leztern die Bestimm untg der Objekte 
und der Richtung ihrer Thätigk^it erhalten, 
folglich dieser untergeordnet seyn^ Eben des- 
wegen darf aber auch weder die Ges^zgebung 
und Vollziehung in einem Subjekte konzen- 
jtrirt, noch d^m gesezgebenden Subjekte, selbst 
auch zu vollziehen, noch dem vollzieh endei^ 
Subjekte, selbst auch die Gesetze, zu .geben, 
oder siqh nur auf irgend eine Weise in die Ge- 
sezgebung zu mischen, gestattet seyn, weil in^ 
lezt^ren, wie im ersteren, entgegengesezte^ 

Behr Staatskunst I. Abth. 11 
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Falle ä^s 'Bedingt- und Untergeordnetseyn der 
Vollziehung, zwar immerhin im Begriffe 
bliebe» der That nach aber wirklich nicht 
fltatt Pände^ vielmehrnachWillkührhinwegfiele; 
indem die, wenn auch dem Begriffe nach be- 
dingte, Funktion eines Subjekts f dennoch nicht 
reell bedingt ist, wenn das Subjekt die Bedin- 
gung dieser Funktion sich selbst setzen , oder 
auch nur auf die Bestimmung jener Bedingung 
wirksam einfliefseu kann« — Damit also dem , 
was die Staatsgewalt in ihrem Begriffe selbst 
postulirt» auch in ihrer Darstellung wirklich 
entsprochen werde, das ist, damit der, seinem 
Begriffe und seiner Natur nach bedingte, nämlich 
der vollziehende Theil der Staatsgewalt, auch in 
der Darstellung und Realität bedingt sey^ 
müfs Gesezgebung und Vollziehung verschie- 
denen Subjekten übertragen, und das vollzie- 
hende Subjekt ohne Gestattung eines Einflüsse« 
desselben auf die Gesezgebung, diesen unter- 
geordnet werden. Die Erfahrung lehrt auch nur 
zu deutlich , dafs allenthalben da , wo auch^or 
dem vollziehenden Subjekte ein Eihfiufs auf die 
Gesezgebung gestattet ist, mehr oder weniger 
die Frivatwillkühr, keineswegs aber nur das 
Gesezj der gemeinsame Wille herrsche. 

^. 196. 
Kaum scheint es nöthig, dem Einwände 7#u 
begegnen , als ob durch Realisirung der Staats- 
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ffewalt In der Form einer Düarchie, zwey 
Staatsgewalten geschaffen, und einander 
gegenüber gestellt, und das für eine zwekoiäfsige 
Verwaltung des Staats nöthige Prinzip der Ein- 
heit n^chtheilig gestört würde. Denn dieser i 
Einwand kann durch einige Reflexion über den 
Begriff der. Staatsgewalt unmittelbar entkräftet ^' 
werden. Dieser Begriff nämlich f^st nicht nur 
die Befugnifs , Gesetze zu geben , die Mittel für 

den $taatszw^k zu bestimmen ^ sondern auch "^ 

dieBefugnifs, die gegebenen Gesetze zu vollzie*- 

hen, die bestimmten Mittel für den Staatszwek w,i 

^aufzubringen und zu verwenden, in sich; nicht 
die Befugnifs zur Gesezgebung allein, und 

nicht die Befugnifs zur ypl]ziehung allein, . I 

sondern nur beyde Befugnisse in ihrer V er- ^] 

einigung bilden den. Begriff der StAaj:.<?gewalt. 
So wio also nur aus der Verbindung beyder 
Glieder der vollständigie Begriff der Staatsgewalt 
erwächst, so erwächst auch in derer Darstellung 
aus.diE^n beyden, den beyden Glieden^^o» j^griffe 
entsprechenden, Subjekten, nämlich dem gesez- # ^ 

gebenden und deih vollziehenden, zusam/ ^ 

mengenommen die Kealität einer Staats- 
gewalt« Nicht in dem gjesezgebenden Subjekte ^ 
alleiUfUnd nicht in dem vollziehenden $ub* 
jekte allein, sondern in beyden zugleich^ 
nur in der synthetischen Einheit beyder haftet 
die eine Staatsgewalt. Falich ist demnach die 
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Behanptung , dafs durch Reaüsirung der Staats^ 
gewalt in der Form einer Düarchie, zwey 
Staatsgewalten gescliafFen , und einander gegen- 
über gestellt würden , und jiene Behauptung 
könnte nur jene Verfassung treffen, durch welche 
die Sphäre der Staatsgewalt zwar auf zwey Sub- 
jekte vertheilt, aber jedem zugleich ein Theil 
der Funktion des andern zugeschieden , mithin 
weder eine reine Monarchie, noch eine reine 
Düarchie, sondern ein wahrer Zwitter von 
beyden prodüzirt wäre. 

§. 197. 
Eben so wenig kann mit Grund behauptet 
werden, dAfs durch die Wahl der düarchi« 
sehen Forni das Prinzip der Einheit gestört, 
oder eine, der Staatsverwaltung nachtbeilige , 
Trennung etablirt würde: denn erstens ist 
die zweygliedrige Personifikation der Staatsge* 
walt, nach §. 195, durch die eigenthümliche 
Natur der beyden Glieder ihres Begriffs selbst 
gebothen und begründet ; was aber in der Dar- 
Stellung der Staatsgewalt ihrem* Begriffe selbst 
entspricht , kann unmöglich dem Zwecke 
der lezteren nachtheilig oder hinderlich seyn. 
Zweytens ist unverkennbar das alleinige , 
eigentlich oberste Prinzip aller Staatsverwaltung 
•'die Gesezgebung, und die Effektuirung der 
Gesetze, desseh, was nach der Gesezgebung 
sreyn und geschehen soll, hat eben, weil sie 
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£ffektttiriing derselben Gesetze seyn soll, 
ebenfalls nur ihr Prinzip in der Gesezgebung, 
und ist eine, dieser untergeordnete, Funktion; 
indem. nun aber nur dadurch, dafs die Vollzie- 
hung.eineniy von dem.gesezgebendert, Verschie- 
denen Suhiekte übertragen wird, jene Unter- 
ordnung realisirt> und nur durch diese reelle 
Unlterordnung nicht nur der Einflufs der Privat- 
wilU^hr ^uf die Gesezgebung entfernt, sondern 
auch die Funktion der Vollziehung selbst auf 
ihre ununterbrochene Angemessenheit zu ihrem 
Frinzipe beschränkt werden kann, so ist wohl 
. tiicht zu leugnen, dafs jene Zweygliedrigkeit 
^er Personifikation der Staatsgewalt das Prinzip 
der Einheit nicht nur nicht störe, sondern viel* 
mehr gerade dazu diene , dasselbe von hetero^ 
genefu Einflüsse rein und ungetrübt zu erhalten, 
und der Gefahr eines Abfalls von demselben • 
der Adoptirung eines heterogenen Prinzips vor» 
zubeugen. 

§. 198. 
Mit Grund kann auch endlich nicht behaup- 
tet werden, dafs das ausschliefsend mit der 
Vollziehung belauftragte Subjekt durch seine 
Ui^terordnung unter die Gesezgebung aufhören 
püssei selbsständiges Glied der Staats« 
gewarlt zu seyn, und zur Qualität eines blofsen 
Organs oder Beamten des Gesezgebers erniedrigt 
würde : denn , wenn gleich der Vollzieher, weil 
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nur die , ohne sein Zuthun gegebenen , Gesetze 
vollzogen werden sollen , und damit nur diese 
vollzogen werden, also selbst, vernl6ffe der 
eigenthümlichen Natur seiner Funktion, dei^ 
Freyheit der Selbstbestiihmung in söferne 
ermatigelt, als er di^ Bestimmung derObjekte 
und der Richtung seiner Thätigkeit von dei* 
Gesezgebung, also von einem, aufser ihm lie* 
genden, Prinzipe empfangen mufs, was durch, 
seine Unterordnung nürbezwekt wird, so hört 
er doch darum nicht auf, selbstständiges GHiöd 
der Staatsgewalt zu seyn, theils^ weil dasselbe 
Prinzip, welches die Gesezgebüng belebt, auch 
sein eigner, durch seine Vernunft selbst motf* 
virter, Wille seyn, und er mit dem Bewiifst-^ 
seyn handeln soll, dafs seine Funktion um dc^t 
Geltung des Rechts willen angeordnet sey, theils 
lind vorzüglich, weil doch nur ihm das, zixt 
Ergänzung tifad Vollständigkeit der Staatsge- 
walt erforderliche, Vollziehungsvermögen inne» 
wohnt, somit ohne ihn die Staatsgewalt, gleich- 
wie die Vollziehung ein wesentliches Glied ihres 
Begriffs ausmacht, auch in der Darstellung nii^ht 
wirklich Staatsgewalt wäre, und wril endlich 
überdiefs , jener Unterordnung ungeachtet ^ der 
Gebrauch seines Vollziehungsvermögens dennoch 
in Ansehung der Art, wie die Gesetze effektuirt, 
wie ^ie gewählten Mittel aufgebracht, und» z-ur 
Realisirung de« Staatszweks verwendet wetdei^^ 
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ganz ron seiner freyen Selbstbestimmung 
abhängig bleibt. 

A&s denselben Gründen folgt zugleich, daCi 
der Vollzieher keineswegs blofser Beamter der 
G^aezgebers > sey, indem, wenn gleich des 
erster en Funktion mir niti der Geltung des Ge- 
setzes willen nothwendig und angeordnet ist, 
dennoch die Bevollmächtigung desselben zur 
Vollziehung überhaupt nicht vom Gesezgeber, 
sondern unmittelbar von der Gesammtheit der 
Stadtsglieder :^ selbst ausgeht, er also, gleich 
depaGese^geber, den K^rakter eines unmit" 
telbaren Agenten des Staats an sieh trägt» 
l^nd » als solcher , die Idee seiner Funktion , 
wenn gleich deren innere Sanktion auf ihrer 
^^ge^essenheit zu dem Gesetze beruht, dennoch 
mit frey^r Selbstbestimmung aus eignem Rechte 
u^4 eigner Auktorit^t realisirt. — 

Anmerkung. Die in den lezteren 6 j«» entlialtenen Bc« 
Stimmungen des wahren Gesichtspunkts , ans -welchem, 
die postiUirte Sonderung der Sphäre der Staatsgewalt 
^ *■ bey ihrer Realisirung zu beurtheilen ist, werdeit ohne 
' Zweifel zureichend $^yn, den nadidei^kendon Leser 

luden Stand, zu setzen, die von andern bisher über 
jene Sonderung und deren Folgen , meistens ohne alle 
Riiksicht auf den Begiiff und das Wesen der Staatsg«* 
walt, leichtsinnig geftihrten Raisonneitients gebUhrond 
%vt wtirdigen. 

§. 199. 
Ist nun die Nothweiacligkeit der Realisirung 
jder Staatsgewalt in der Form einer Däarchie« 
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um die Herrschaft d«s Gesetzes sichern xu kön- 
nen ,. aus dem Begriffe und Wesen der Staatsge* 
walt selbst hinreichend begründet 5 so entsteht 
unmittelbar die weitere Frage: Ob es dem, oft 
erinnerten, Zwecke der Verßassung mehr susage, 
die Gesezgebhng und Vollziehung zwey ein- 
zelnen Individuen*, oAei aber zwey, aus 
mehreren Individuen lusammengesezten, d. h* 
juridischen Subjekten zu übertragen? 

' §. 200. 

Um diese Frage befriedigend zu löfsen> 

mufs die Wgenthümliche Kat-ur -jeder jener 

unterstell teuf beyden Funktionen zu Rathe gezo^ 

gen, und iftit Rüksicht darauf, von welohemi 

j'ener beydcfn Auswege die gröfste Zwekmftfsig- 

keit der einen und der aridem* mit Gruiid zu 

gewärtigen $fey? die Wahl des einen oder des 

andern Auswegs entschieden werden. — E^ist 

aber für sich einleuchtend, dafs~ die gröfste 

Zwekmäfsigkelt der Gesezgebung vorzü- 

lich durch , die umfassendste Wissensch^ des 

allgemeinen Rechts nach allen seinen Theilen , 

die individuellste Kenn tnifs aller in einem Staate 

gegebenen, unter das allgemeine Rechtsgesez 

in der po^^iiiven Gesezgebung zu subsumirenten 

Verhältnisse > und hohe Reife der Vernunft und 

Überlegung, — die gröfste Zwekmäfsigkeit der 

Vollziehung hingegen durch einen hohen 

Grad von Scharfsinnt Raschheit des Ent^hlusses^ 
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Einheit des Impulses, und gleichförmige Energie 
des Nachdruks vorzüglich bedingt sey: und 
wenn nun unverkennbar die Bedingungen der 
^rsteren Art ungleich eher nur von eineuif aus 
mehrereq Individuen bestehenden « Kollegium » 
die Bedingungen der lezteren Art aber ungleich 
zütersichtlidher nur von einem einzelnen Indi- 
viduum erwartet werden kÖiinen , überdiefs 
auch d^r mögliche Widerstand eines einzelnen 
Menschen t der allein die ganze Oefahr der 
Veränt\*örtung über die Zwekmälsigkeit der 
Kraftverwendung auf sich nimmt, ungleich 
weniger ^^fährlich ist, als der Widerstand eines | 
ganzen iKollegivtnfis, so dürfte, es. kaum^ einer 
weiteren Rechtfertigung bedürfen > wenn ioh 
die Behauptung aufhelle: daß die Verfassung 
eines Staats, Welche ihrem, Zwecke genügen 
will , für die Funktion der Gesezgebung ein, 
aus mehi^etött Individueii * ÄöWttimengeseiztes , . 
afeo eih juridisches » ^^u^j^ekt, für , die 
Ftmktiob* 'der Voll ä ieh ui^ * - hingegen* ein 
einz,elnes In^Lvidufüm* pöstuii^en müsset i 
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j^nmerltung. E^imge Reflexion über diesen 5- wird "zur 
Überzeugung Tliiiren , dfifs der bisber'fast all^meineii 
Behaixptang ' de& * Vcwzugs/ deu * fil i na r ch i e im! ge* 

ti^ge Riik^iclit auf die BediMgungeu einer möglichst; 

zwekmUfsigen V o 1 1 z i e J; un g , mit Hintansetzung der 

Bediuo-ungeu einer gleich zWekniaßigen Gesezgebung'; 

. devlBehkuptüng desVoifzitgi'^^iei' Ibg^iixit»!! A^> 
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stokrktie hin^^tgkn die überwiegende einseitig« 

f Riiksicht aoT die Bedingungen einer oio^iohst zwek- 

mäfsigen Gesezgebung, mit Vernachlafsigung der 

Bedingungen einer gleich zwekm'äfsigen Vollziehung, 

' ' tix Grunde gelegen sey ; dafs das , durch faktische Ver- 

hlltnisse * oder den Zeitgeist gesteigerte , Gewicht V 

-welches man entweder auf die Vollziehung oder auf 

< die Gesezgebung legen zu inüssen glaubte » auf |en^ 

oder diese Einseitigkeit geführt haben möge, und dafs 

der Beweis der Nothwendigkeit der DUarchie eben 

durch diesen Umstand erglilzt werde-, dafs nur in ihr 

|ene Einseitigkeit rcrmieden , die np^hige Anksicht auf 

. 4ie Bedifigungen der Z wekmäfsi^eit b e y de x » sowohl 

. der Gesezgebung als« der Vollziehung, gleich gewahrt t 

P um so das unerlafsliche Gleichgewicht der Zwek- 

mäfsigkeit beyder hergestellt und erhalten werden 

' - ^ ' kökme. Nnr hüte man sich,* der hier von mir bestim« 

(' ten Ansicht dei* t)iiarchie idckt durdl-diei Phantasie 

das Bild der , in der Ersoheinuiig gegebenen y im $. 196 

bereits berUh^'ten Zwiiterfornien unterschieben 

zu lassen. 

. §. '201. ... 
Es mtifsidemnaofa koosUtiitionelles Gesez 
<äe9 Staats seyn>\jäat!s die Funk tion ^^riGesez- 
gebung im Staater ^ioeta^ au^ tac^jreren 
Personen konstiftttirten, Kjoileginin zu 
libertra^en, und jene Personen.— deren Zahl 
nicht sowohl zur Gröfse der Volksmenge, als 
viehhehrzum Umfange des Geschäfte in einem 
richtigen VcrliÄltnisie stehen mufs — von der 
Gesammth^it der Staatsglieder zu 
wählen und zu bevollmächtigen seyeif: denn 
das' Recht der Staatsgewalt überhaupt haftet 
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nr5?prüt^tidi an Aer Gesammtheit der St^at^gUedet 
(§* 147)9 somit kann auch nur diese Gesamme^ 
heit zur Ausübung Wittes Zweigs der Staats* 
gewalt gültig bevollmächtigen. ÜberiHeCs so^ 
durch did G^sezgebung die Norm alles Heohts^ im 
Staate , alles dessen , was geschehen oder unter- 
bleiben soll, bestimmt werden, diese Norm 
soll für die Gesamnltbeit verbindend , und ^% 
soll unmöglich seyn , dafs durch das Gesez ßßlb^ 
jemanden Unrecht geschehe. Nttn kann^ ^ks^v^ 
sprünglicfr kein einzelner Privatwille übet 
andere zu verfügen, die Befiigilifs hat, die 
Gesammtheit riür durch sich selbst, durch ihrea 
gemeinsamen Willen verbunden werden, und 
nur dann, Wenn dieser die Ge«etze gibt^ ist 
es unmöglich, dafs durch diese irgend jemandem 
im Staate Unrecht geschehe 5 denn der^Ville def 
Gesamrhtheit ist nur gemein«iam iin Wollen d^ 
Kechts, uÄd dieser gemeinsame Wille kann do^^ 
wohl nicht Von sich selbst abweichen , . und auf 
seinem eignen Wesen herausgehen; zudem: ist 
der Wille "^'edes EinTielnen im GesammtwilWn 
enthalten , und was dieser über alte beschlieC^t^"' 
beschliefst auch jeder Einzelne über sich selbstj^ 
nun kann doch offenbar keiner in dem^ was c;r 
selbst über sich beschliefst , sich selbst Unreofal: 
thun, folglich kann auqh ihm kein Unrescht 
geschehen in dem, was der gemein.<am« Wille 
über ihn b^scWiefst, au wöIcIi^äi der^ein^. 
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pathetisch vereinigt ist««— Es kann folglich die 
Befognifs zu einer, die Gesammtheit verbin- 
denden , Gesezgebaug nur von der Gesammt- 
h^ '3elb3t alisgeben , und die Absicht einer 
(vretiigstens in Ansehung ihrer Form) nothwen« 
dig gerechten Gesezgebung nur dadurch erreicht 
werden f dafe leztere.in die Häpde. von der Ge* 
sarafttitheit gewählter . und bevollmächtigter , 
4ie Gesammtheit, repräsentirender Organe gelegt 
^td, durch welche die Gesammtheit selbst 
jnittelbarüber siqh beschlie£st« 'nachdem sie 
den -unmittelbaren Gebrauch ihres Rechts 
äet Gesezgebung für unzwekmäfsig erkannt hat» 
r • .-. . §. 202. 

^ »Eben , darum . darf dieser Bevollmächtigung 
der gewählten Organe zmn Akte der Gesezgebung 
jhur die Absicht, leztere zur Ausübung der 
Gesezgebung Nam^ens der Gesammtheit zu aukto- 
i/i^reo, keineswegs aber die Absicht unterstellt 
weräeö , - sich des Re c h t s der Gesezgebung 
Selbst zu begvb^n, und diese$.a^f jene Organe 
^\x übertragen: ,denp:;eine solohß Veräufse- 
r'dng -der Autokratie selbst würde nichi; pur die 
<}«sammtheit der Geffahr, dafs ihr Unrecht gethan 
Verden könne, in gesezUcher Form Preis geben, 
l^ondern auch ihre Freyheit und Persönlichkeit 
dcjm Wesen nach vernichten. Kein Einzelner 
darf sich aber seiner Freyheit und Persönlichkeit 
v^prgoben, folglich auch nicht ein ganzes Volk, 
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als die Einheit der in ihm verbundenen freyen 
Personen. . — Dafs übrigens die Geltung det 

Stimmenmehrheit sowohl bey der Wahl 

« 

jener Organe, als auch bey den Verhandlungen 
dieser Organe ^selbst über die Gesezgebung, aj^ 
das unumgängliche Mittel, jener Wahl und diesen 
Verhandlungen Effekt zu sichern, vom Ge^atHmtp 
willen zum Gesetze erhoben werdea müsse, ver- 
steht sich wohl von selbst. 

(Die nähere Bestimmung der Funktion des 
zum Akte der Gesezgebung delegirten Korps,' 
vindizirt sich das Gebieth der Staatsverwal- 
tungslehre). 

§• 203. 

Es mufs femer konstitutionelles Gesez de« 
Staats seyn: dafs die Funktion der VoUzie- 
hung der' Gesetze, die oberste Leitung der 
Aufbringung und Verwendung der bestinimten 
Mittel zum Staatszwecke einem einzelnen 
Individuum zu übertragen, und dieses von 
der Gesammtheit der. Staatsglieder 
ebenmäfsig zu wählen und zli bevollmächtigen 
sey: denn die Vollmacht zui» Ausübung 
auch dieses Zweigs der Gewaltssphäre kann 
nur von demjenigen Subjekte ausgehen, welches 
diese Funktion, als Mittel für seinen Zwek, 
wollen, sonach auch zu deren Realisirung das 
ursprüngliche Recht haben mufs, — das ist, 
t'on der Gesammtheit der Staatsgliededer; und 
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da die Zwekiuäfsigkeit jener Funktion unleugbar 
bedingt ist, durch eine bestininite subjektive 
Qualifikation des Individuums, durch ivelches 
«ie realisirt werden soll, so mufs auch die Ge* 
sammtheit berechtigt seyn , dieses Individuum 
Z.U wählen; denn nur auf diesem Wege bleibt 
es^hr möglich I sich der Bedingung jener 
Zwekmafsigkeit der erforderlichen Qualifikation 
des Subjekts zu versichern , dessen Händen der 
'Gebrauch der Staatsmacht anvertraut seyn soll, 
jund ihr zumuthen, dieses Wahlrechts sich zu 
-begeben, he ifst unleugbar nichts anders > als ihr 
zumuthen, die Zwekmäf^igkeit des Gebrauchs 
der Staatsmacht, und damit die Erreichbarkeit 
ides $taatszweks selbst, dem Zufalle, und sich 
selbst der Gefahr zu überliefern, dafs die zur 
Geltung ihres Rechtß, zum Schutze ihrer Frey- 
Jlji^it bestimmte Macht zur Unterdrückung ihres 
flechts, zui^ Vernichtung ihrer Freyheit mifs« 
jbraught werde« 

§. 204. 
Gegen di;eses Resultat einer \mbefangenen 
ü^heorie macht ^ine, durch Erfahrung geleitete, 
jRüksicht sehr nachdrüklichen Einspruch: durch 
4ie Sterblichkeit des Individuums, sagt man, 
wird die Wiedeihohlung der Wahl von Zeit zu 
Zeit notbwendig gemacht, und der Sta^t ist, 
nicht nur in der Zwischenzeit den Gräueln^ de^ 
Anarchie, sondern auch den, pft verderblichen, 



I 



- - - ^- 



175 

Folgend einer Entzweyung bey der Wahl selbst 
aosgesezt# und selten ist em Volk fähig, der 
wahren Absicht seiner Wahl zu entsprechen » 
das ist, das am meisten qualifizirte Subjekt zu 
vrählen : aller jener Gefahr wird aber das Volk 
überhoben durch Vererbung des exekutiven 
Zweigs der Staatsgewalt , und, obgleich die in 
der Vererbung liegende Gefahr nicht mifskannt 
werden kann , so ist sie dennoch , als unter 
zweyen Übeln das kleinere, unstreitig vorzu- 
ziehen. — Wäre diese leztere Unterstellung 
wirklich so entschieden wahr, wofür sie gemei* 
niglich ausgegeben wird: Wer sollte ihr dann 
nicht unbedingt beypAichten müssen? Aber 
man prüfe doch einmal genauer! 

' §. 205. 
Zuförderst ist nicht zu leugnen , dafs der 
Gefahr einer Anarchie für die bemerkte Zwi* 
schenzeit auf dem natürlichsten Wege vorg^ 
beugt werden könne durch die konstitutionelle 
Bestimmung eines Subjekts^ welches in jedem 
Falle für die Dauer jener Zwischenzeit die Zü^l 
der exekutiven Gewalt zu übernehmen hätte. 
(Vielleicht dürfte es am zwekmäfsigsten seyn, 
hiefür ein, durch Stimmenmehrheit zu wählen- 
des, Glied des gesezgebenden Korps zu bezeich- 
nen , welches für jene Zeit aus lezterem •auszu- 
•treten hätte, und dessen Wiederaufnahme in 
jenes Korps durch die Zwekmäf^igkeit seiner 
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Interims Verwaltung zu bedingen wäre.)— Eben 
so wirksam könnte die Entwickelung der, Lei- 
denschaft und des Faktionsgeisces, und dadurch 
einer Entzweyung bey der Wahl selbst begegnet 
werden durch ein konstitutionelles Gesez, 
welches die imterstellte Zwischenzeit möglichst 
beengte, jede Bewerbung um die Wahl unter- 
sagte^ und jedem Bewerber die Fähigkeit gewählt 
zu werden, auch im Falle einer mittelbaren 
-Bewerbung unbedingt entzöge. 

§. 206. 
Gesezt aber auch , die Gefahr einer Zwie- 
spalt der Wahl und ihrer bedenklichen Folgen, 
könnte söhlechterdings nicht gänzlich beseitigt 
werden, so ist denn doch die, unter jenen Vor- 
aussetzungen gewifs sehr entfernte und seltene, 
Gefahr auf jeden Fall nur momentan > und ihrer 
Natur nach schnell vorübergehend, während die» 
aus der Vererbung der Staatsmacht ent^ringende, 
Gefahr oft über mehrere Jahrhunderte ausge* 
dehnt und bleibend ist; und mufs man *— wenn 
-man die Resultate der Vergangenheit (denn es 
ist von Erfahrung die Bede) nicht einseitig 
auffassen und geltend machen daif *- nicht in 
gleichem Mafse darüber reflektiren» wie viele 
Despoten und Tyrannen, oder wenigstens, 
ungeschikte Macht Verwalter die Erblichkeit 
der exekutiven Gewalt geliefert habe ? Und wer 
möchte nun so leichtgläubig seyn^ das durch 
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jdne , unmittielbar und mittelbar , bewirkte Übel 
mit allen seinen iinb^rechbaren Folgen /wirklich 
für das kleinere zu halten, weil dasselbe viel- 
leicht minder grell in die Augen springt^ als da^ 
durch» bey zwiespaltijgen Volkswahlen ausge* 
brochene , Krjege vefanlafsteübel? dürfte nicht 
vielmehr das durch Kriege der le^tern Art ver- 
ursachte Übel allein schon überwogeä w^den 
von dem, durch Successionskriege erzeug« 
ten? — Unbefangene Vergleichungen der Art 
scheinen es mir unmöglich zu machen, dafs man 
die §. 204 bemerkte Unterstellung als wahr 
annehmen, und der Yererbuhg der exekutiven 
Gewalt den Vorzug einräumen könne, wenn mati 
anders nicht die gegebenen Erscheinungen^^ mit 
Vernachläfsigung ihrer tiefer liegenden Wirkun« 
gen blofs nach ihrer Aufsenseite beurtheilen will! 

§. 207. 
Was endlich 'die Wahlfähigfceit der 
Völker selbst betrifft, so läfst sich hierüber > 
wie mir scheint, aus der Vergangenheit unfl der 
gegenwärtigen Ldge der Dinge kein bindeijder 
Schlufs für die Zukunft ziehen ; denn gerhd^ 
bey , der , bisher meistens statt gefundenen, 
Vererbung der Staatsgewalt mufste es eines der 
ersten Interessen der erblichen Machtinhaber 
seyn, die Völker, der|en siaatsrechtliche Reife 
ihrem Vererbungsrechle höchst gefährlich hätte 
werden müssen , fortwährend in siaatsrecliL- 

Belir Sfaatskumt I.Abtl^. 12 
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Ucher Unmündigkeit zu erhalten > usdiie mehr 
di^fs bewirkt worden • ist ^ in desto ihöherea 
Mafse müssen freylich die Völker zu j^rten.WfkU 
unfähig erscheinen. Man räuoie aber nur eini- 
mal den Grund dieser ihr^i^ Unfähigkeit» dia 
Hindernisse ihrer stadtsrechtiich^ Kuliur hiii^> 
weg, man gebe, ihnen ihre Wahlrechte und die 
übrigen Befugnisse wieder, welche natür.ltcb« 
Ausflüsse ihres ursprünglichen Rechts derS4:aats^ 
gewalt sindy und ihnen nie. hätten entzogen 
i^i^rden sollen» und sie werden sich bahl aus 
jenem Zustande ihrer Unmündigkeit emporar« 
beiten# dann aber auch in gleichen Fortschritten 
fähiger werden » dem Zwecke der Gewaltsübung 
zu entsprechen geschikte Subjekte zu wählen» 
und sich den Wahlakten selbst mit einer« dem 
hohen Grade ihrer Wichtigkeit vollkommen 
angemessenen, Besonnenheit und Würde unter- 
ziehen»dQrch welche an sich jede Besorgnifs einer 
gefährlichen Entzweyung vernichtet wird. — ^ 
Pie Vererbung der Staatsgewalt als nothwendig 
ausgeben , weil die Völker eines^ zwekmäisigen 
Gebrauchs ihres Wahlrechts unfähig -vrären, 
heifst.alsO/. diese ihr^.Unfähigkeit selbst begrün- 
den und forterhalten > und dem Bildungsgange 
der Natur einen künstlichen Damm entgegen- 
setzen, welchen sie jedoch über kurz od^j^ ilang^ 
siegend durchbrechen ^ird. s " 
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Alles reif erwogen , steht also die Behaup- 
tung; fest: d^s das .für den Akt der Vcyllziehung 
im Staate zu bevQllmMcfatigende ^ Individuum, 
gleiiD^b' den Gliedern des gesezgebenden Kolle- 
gitnns/inr durch den Weg der Wahl zu bestirnt 
ttc&tk sey: sehr getne trete ich zwar dem, >on 
Chr. D.'Vofs (in seinem vortrefflichen Hand- 
buebe der Staatswissenschaft , ThU II. , Abschr. 
IIE, §. 11 fS. 257 und folgende) aufgestellten, 
hinreichend begründeten Vorschl^e bey: „das 
Wahlrecht einer besonderen Wählerkörpo- 
ration zu überlassen , welche von allem Korpo- 
ration^geiste des Adels und des Klerus rein zu 
Erhalten V übrig^hS' afeery ohne' weitere Bestim- 
mung des Alters, oder der Abkunft, oder der 
äufseren Verhältnisse überhaupt, jedem Bürger 
zugänglich wäre, welcher den erforderlichen 
Grad der Aufklärung und des Gemeingeistes als 
sein Eigenthumlegitimiren könnte ** t ehe und 
bevor, öder bis die Völker den * zu einem 
zwekmäßigen Gebrauch ihres Wahlteihts erfor- 
derlichen Grad der staatsrechtlichen Kultur er- 
reicht haben werden; denn so lange besteht 
der(?rund, ihr Wahlrecht "durch ♦ einen, die 
Gesammtheit vertretenden , Ausschufs jener Art 
ausüben zu lassen« Sobald hingegen jene 
Stufe der bezeichneten Kultur erreicht ist, — 
das' unexiafsliche Mittel , diefs zu bewirken > 
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wir3 itti nachsftn Titel axigegeben werden — 
und ein Yölb'Sein Wahlriecht unmittelbaif Selbst 
Ausüben zu wollen erklärt., sobald kann die 
Theilnahmci an der unt^rsbelltetn Wahl kein eni 
wirklichen StaatsgU^de ohne Reohtsvd1> 
letzung vorenthalten werden, tVeil dß^^Wahl-» 
recht überhaupt an der Gesammtheit der Staats« 
glieder , an dem Staatsganzen haftet , leztetes 
fius allen seinen einzelnen Gliedern erwächst, 
darum keines mehi} oder weniger integtir^r^dei? 
Theil desselben 75t, sonach, da der Grund dea 
Rechts bey allen gleich ist, auch das Recht 
selbst i als das begründete, in seiner Realisation 
bey allen gleich seyn mufs, und die Bedingung 
der Fähigkeit zur Theilnabme derVoraqssetz^ung 
nach berichtigt ist. f 

§. 209. 
Auch die Fähigkeit, gewählt zu werden^ 
darf durch eine zwekmäfsige Verfassung schlecht 
terdings nicht an äüfsere Verhältnisse, 
z. B. der Geburt, des Standes, des Vermögens 
oder djes Alters , sondern allein an d^n legitimir« 
ten Besiz , der , in den §. §. 150 und 200 näher 
bezeichneten , subjektiven Qualitäten , ohna 
weiteren Unterschied, wer ihr Besitzer iVnmer 
seyn möge , gebunden werden ; denn die 
unterstellten Wahlen sollen durch die aus* 
schliefsend^ Rüksioht auf Begründung der mög- 
lich gröfsten Zwekmäfsigkeit der Gewaitsübung 
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g\^tettet werden ; Cfben diese Zwclcwlfifeigkeit ist 

a^bergäffii alleio dureh die bezogenen sobjek» 

tiren QöÄlitäten des gewählten bedingt , und 

tron-'-VeibältiiisseBF der ersteren Artnidit nur 

v8ilig»i unabhängig , sondern sogar durdi did ' 

HöksiQjil auf solche mannich faltig gefährdet» -^ 

Die ?w5i«derhohIting der Wahl der Glieder des 

gesezJgßbcfeÄen^Korps darf durch- die Ver- 

ft«^#!^ Wi^ar ±a lang^ atV^gesezt^ noch im enge s^ 

b«St:hvänfet werden , w^l im ersteren Palie der 

Vörtheil einer imilgerön Bekanntschaft mit den 

©ökbafte» i^erlor^ giw^^ ♦ """^ im-z^eyten 

dre^G^ih^ eiöet Erscblafftmg und: eines Zurttk- 

bte6bt!Wliititer*4eii Fori^öhrftten derktthur uÄd 

atifi^G^Äe der ®efa ieintrete. Nur diev'dürcih 

da^IiOiBtshnirbestidmiende) Hälft^^ jener GKeder 

datfi «arcteAblauf der f e$tge«ezteli Zeit ' jedesmal 

ÄMÄr »lfetr>^n»d jäxadb :i4i* x » neue yVahl ergänz* 

^rei^^env'unti Zusa^mfifhhang und 1Cl>n^$eqüetit 

dtof^^Ä«ezgeb»Dg"aiP8l€l«Brn. -** l :• ^ 

;^i !,'®{^* wählende und »Itevollmätifcllgödde (5ei- 
s il^ Yif^h *i r ielbst r * «iftw Theite • * — ^' «nd -die 
M^f^tti^n und %txm Akte der Gesezgebiing oder 
Vdit^iehüng b^viillmäclttTgten Subjekte^ andern 
TheiU, verhalten s^ich, wie aus der Natur 
der^Saohe unwidetsprechlich herroiig^ht, wie 
der llep r ä se^n tijrt e und seihe He prä- 
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sent^nten^ wie der Matidant.r^nid'TtSeio« 
Man.da tar ien. pingegen führt die Viollinacht 
Äur. Gesezigebiing und Vollziehung^ eben so u<i* 
wider^prechli/qh nach der. Hatitr diesier'FuiiHtior^ 
wen und ^ihre^ Zweks'die Folge mit sich> duf^ 
die einzelnen Blieder - jertor GGsamtfith^Hi 
fils ei^it^elDje/ zw j6tieH rtevollniächprigtei> 
&^bjek£«n< sieh verhalten y wie g e h o r^c h e n d e 
s&u d^n gebii^tlien^den, wie Unter th^iHeiA 
zu ihren^ Oberhaupte.-— Als integriteaf 
des Glied der Gesaninatheit ist also. jeder 
Bürger T k e i l h a b e r rdes iirsptüQgllchegQ 
Becfats der Staatsgewalt r als der Ge(«1^adg^e^ 
bung und VolUiehi^og» »itteri^brfft^^.l 
Individuum hingegen* ÜÄjterthanials.no^ 
der Ges^mmtheit. z^ur G^oexgebung und^VoU^ti^ 
hungdelegir.te Fe^pneik siöd jene^.gi^ählif;A 
^ubjekle^ II e{) rjäf&en ft ärn tre IL /Ma »d/irt«]? i ^^^ 
als G ^«^z g e be r und VO'lljti ^h e« hi^:i^^g^|.| 

sind sie Theilhaber dei^;dur€Jx.isie^per#|>nj£T 
zirten, einen Statatsgewalt, welche durch 

devWiUeQ. aller Eum Sebufe ^hoer. AuisäHHig in 
ihre Hilfide» niedergelegt Mu **- . Es? ist »durcb^iiis 
BÖtbig^ dieses zweyftcbe'in «leineu FoIgenUlgc^ 
äu£|er^ wichtige, Verhältnifs in der Yei^f^ung^ 

7 

Urkunde namentlich zu bestiiuiuen tind aus^sti^ 
drücken , um den St^tid^punlct:! w^lclien> jed^ 
an seinem Theiie im^Qi^ani^mus d^^^* (jjana^n 
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emnmtmt , tm wrrukt xn. erlmlteri, und Am 
stite» Be^iifetseyn «enier verschiedeoefn Bezie^ 
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* 'H II m'e t k rt n g. Die Ridlitigkeit* jenes angegebenen zwey- 

fech?u Verli^ltnissealyy'jaril JQilem Zwelfei. «nd^oben^ 

, . . wenn, man erwägt^ dafs^der Ma^daAff an« ^^ HiM^df 

langen seines Mandatars , wozu er ihfi bevojlmäclitigl: 

hat, gebunden sey, dafs aber binwiederum aucb jeder 

Mandatar, als sold^eV, ^On seinem Mandikten at&ingig , 

• sey«' "— Auch' die e t b 1 i c h e n^ MachiäUhaber '( d«^ 

.• Eibnijci»a|:|3]!^> (^ieSlrba^tistokraten) st^he94tt.ihrenY<>]* 

., t kjqvn in ^ gleichen y^erliältnissen, weil in dej;.urjBnr.U|ig> 

liehen Bestimmung ihres Erbrechts die vprräuüge Wahl 

und Bevollmächtigung derselben enthalten ist, -und 

'die Wefugnifs^ kli 'deiVolkesstatt die -ÖtiaitgeiÄ!t 

> ^ sAit^avIbe^^iiUift* ei«uig0^ Objekc dei.'' V^reiian^m^ 

"?*4^ir' Aiicj[|,«e iij:iwl. 4bQ ^.^pfjip.e^n^^n^^y 

Mandatarien in ein^r« und OberhÄupter ia 

der andern Hinsicht. 

Ge«ptz^ — dereil näb^^s» £ktiailK!JMiVrJ9 t:der. 

9eliörlt.iuJiv«rkemäte^a ;9u^h die ge#e§qNl(^ig^ 
,5j6blUdit^g der unteips idimStimi^glied^ro; ^wa 
cafoffhefideii ..BeDlltsHrjeiltgkekenai. dbnn Mß 
Gm^cliiSL der . le|5*effi» Anfateht ijii^^c^tlifli^li^ 
UKxdeiliA It .Wendung ^es:: r6cl|tan Ge^^t^es toif 
dseiM^>l4owaiei3den jjtreiMg«!! Fall^ »W^ g^t^ör j , 
ak Bjedipgüng der ^e^e;^vollsie|iiu}g^ t^uic Sphära 
dasfeiLtesU^ren Futd^tioo.. Jeve Anwettdimg nun 
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AoF glieiche 

. in AiUtHitt- 

uldigten- fVer* 

aiit demUnter- 

I Perjoneä nicht 

»erlassen wAden 



mnaoh inder Ver? 

;i-deai dafs'in jedem 

.echtsströits>Tot) rden 

e ■laijedstn Falle-eines 

ameaenlt^rbrecbensMori 

^timnite AnaatiL voofwf. 

i;d aitfsoforidej-n sey» vreMti* 

.rer.Bücgerpflicht untyei^c-, 

lung^ der., • ^len. :b«^i«B^ 

in£erai«heii»^>.Dnd: daü-ResuIiaC 

-lUDgt' binneti ; ein^r verhätbii£ft 

ätztondcn Zek-jn- de»i; xur GeseA 

YJalLnpäoht^tenAganllts d«834ßaU> 

Ffindio StstlV«rtMter vortaiilegto 

AäatBB ntiü.iaty das Gesez .danauf 

die>SchIafs(Dlge als Sentenz axA 

1 ^erenT.Effekt'.im^isbleibliifhiizaii 

Icbn.nur .auf diesem Wega-vj/t «b 

s > Uopartheylichkeft in Eriiirui^ 

itsachen, und daduiob daa "Recht 
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lidni:^ anter ¥otMiS9etzttns <uier> ihremZwe«^« 
entsptteobenden , Gesetzgebung , vreäer etHer 
Schwierigkeit noch der Gefahr .einer FartbeyUch* 
keit^^n^erU^en^ so^iald nm: die streitige Tbat« 
Sache Vollkommen richtig^ und unpartheyisch 
aiwrgemitteFf ist : ab^ 'eben diese Aüsöiittlung 
icrinn seür schwierig seyui und es Hegt den> zur 
Geltjung i,]^r;^s.i\epj:)ts vereinigten alles daran, dafa 
di e s e. Funktion schlechthin u n pä r t*b^y i seh 
verrichte« werde, und dafs sie davon die absolute 
Übe^zeugting örhdteu. Diese Überzeugung kann 
nur dadurcii gewährt \verden, d^I&in iedem strei* 
tige^ JFajle den Parl^h^ jrep? ,^lb?t gestaifetet , wird , 
diejen^n Personeii^ zu wählen, durch welche 
j^iSi'IAii^hiittlüä^ ^i^tg^h söU; denn nur unter 
dieser ^ Voraussetzung kann hierunter den Par- 
theyen kein UnrechLgeschehen, weil sie in diese 
Art der Ausmittlung^ kelbse^ eingewilligt haben , 
i^ slß^^dül^i^^ iieseil B^sMili^' üls^silttir Aielbst 
dnhh 4^icU^hivkmk UHref^ht thun kömen: Jewiä 
YerfilAttdflg^^ ^lich äüiranl^ utn^ $0 isotiiw^mi iger^ 
je ' weni^'^eleügnet ^etden- kamr; :jdafs '. Ate 
Aü^mitld^dktg^eiiket' uti^^iA Thatsache» kWmd 
W^cli« - Iteiif Ein^ufi der IMadit Btatt ^fitukn^ 
^ä^f^'^lckiiglich' Sache' der streitenden Fartheymff 
5etbst äey V ^ und däfs erst dafzu# damit 'aii£ 
di^ 'Au^^gemitielte Thabaebe das rechte Oe^eii 
MgeMreAdbt^, Mid dieses unausbleiblich ^flfek« v 
tuirt -we^de y die Wirk^mkeit der ejcekiuirtn 
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S%R1ikuön^ angesfiraicheii -y^et^. ^ Ani 
Weise zaiifk die Unpaitbeylicbk^it in Au4»q»!?» 
luDg der Thatsache eines angeschnldigtea. f^er^ 
brechens gesichert werden/ nur mit dem Unter- 
schied)e , da£s Jiier die Wahl^er Beivonaetf nicht 
dem Angeschuldigten selbst JüberlasSsen "wrcldini 

^> i ' At»dtüUich nmfs daesennUKdi undet^lter^ 
fessni^surkttiide statuirt wBvdea» dais in jbdiHxi 
Fall^; .^i»£jt jcstiobenfin'v.Rci^htsstreits: von Tden 
Pariheyen« siebst« «o 'f^ v1ai|e^m Falle. :eino$^ 
^ur UnUMBe)Hiüig«§ekommfiüen5$^bredb^ .vmi 
4er JSt^höcde > ^eiiie ^ b^stiiadin te Anzahl von ^ w€ 
soneo^zn .dtnäkri^ und aufeulosdern a6y> wekhj^ 
si«h I iniiGf foig^ il^dr: fifli:g)erpAich t unwoi^i^ 
lieb» . der^IAqKimitüting. devL» J äftuea. J^^lioMi^ 
YOKziilegemde0»i strdAigeii.iad^ciogefidiuldi^t^eit; 
TlmtsaoU&.jiau^ iinliiei^ai«faea^>Aind: daä^ResDlftaS 
ilixerjUotwrs^QbilQg»' bimieii:etii^ nerhÜbiiüt 
MiMsigi f bstfciiiiAgJpniolpn Z^x^it^d^n^imr jGeaojä^- 
vottsifibmig ;lfeirUbf^Qbti;^teii Agenl^ d«s S«uk4 
oder ^tesedfit^bffinden 8ttUl^«ttv«tiar vorsu^fen 
babisnyli dessen *Aitot'Qs A^nkJkä^ dais Gesez. daiiaa£ 
äii^ww^todsesi^iAeiSchlofsfiolge Als S'enteni^ anfr - 
2btteUentt>l«0d lierentiBffekt'OinaiuJsblieibtä^ifisib 
bewirk^ib < Dean. nur ^auf diesem Wega-Üt eb 
BTögliJßb^i idis :> Unpartfaeyliehlcdlk in- Ertiirun^ 
streitiger Thatsachen, und daducob deia {lechtr 
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decSti^tfgKeder aelbstzu sichern , und idas Volk 
gegen. Mach tsprücbSe seines Gewalunkabers zu 

••r'i • r ;. ■• 1 "^ §.• 213. : • . » 

) (Wenn das ^pr« 6e5ezg<el>ni).g, }>evoU* 
mäciitigte Korps» beschränkt auf das reine Ge- 
bieth der Gesezgebung, der Idee dieser Funk* 
tion entspricht, in der Bestimmung der nöthigen 
Milf el zum'£täats2rvfedde keine Lücke^iA&f> und^ 
bey der Auswahl ^ener Mittel den Bedingtingeii 
ihrer Recht a* und. Z»wekmä£sigkck geniigti f— 
tr^enn das miii'i^ej.Voilzi^htirn'^ beaufitragtd 
Individuum / ohrne Eingriffe in dieiGeMi&gebung 
%u*^agen « dietron jenem Korpä ausg^giäiigenenf 
6%set:to richtig* an Wandet, und <iid'föitf'^a%rer* 
ti<a^ Macht au^htier^n^ itur 4ctip Vi^%iehung 
^^mm^ Gesetze üuid ,2nb iVealisirong /des ^wabi^eii 
Stamaw^ g^bühicend > aMrend^i: ^ ^>f o;',ik: «kv 
Suiitawekfn'äßigi verwaltet i «d«« Ai]f ordferaUgeii 
an/ die Staac^cbralt tentspri^oheav isOmlt der 
Z3^ek ifaser Bttalisirtlii|fi cuiliQlrida^bKdi^lrSwek 
d^Scäati stlbco^s^ naHstllhdiig; iatt jd? ^gmakcMAn:* 
^eh^ möglich i^erfidi^bt^' «^^^Diifijiiher'ddas eine 
und das anderj^ "vtoirklish ^esokfehe:^^/ sbll xniöht 
dbr Wiükühr - icier gc(vräfalt>^^^Bubj«U^fwjiiebt 
dxemi^ä^ufälfe uberlasstii! bleibe»^ liMriffimidiMicfa 
die ilJejffassung'ir eil bärgt werdet; denn nnif 
^len dazu bedarf es* eigentUob einbr bestammt 
t5ch' Verfassung. v' ■ -. ::t; • v u. ,. . wC'y % - 
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Ab <^e«*2u «eben «K^Hjexn.^Bsbufe von Aüt 
Architektonik des Staatis nothwendig zu gebrftc^ 

che«den> Mittel ^i»d bereits -(§• 14^ "** *4^ 
im allgemeiiienJ bea^cbnet n^orden : erstens 
die ^grundge&ezliche Nortnimog der Ausilbnng 
der Staatsgewalt in einer gewiscienüinsicht ; und 
zweytefas; die A^rdimng und: IinpiiJ»iruag 
einer , rmt Wirkung ddr .re^Usirien StaatsmacUt 
verhaltni£nnäfsigefi , redien \ nnd lebendigeli 
Gegenwirkung^ w%>diirob ^eSMatsmacbiy.ohn^ 
s&e^ iü.tihrer z w ek mä fsige^tWiiksanlkeit^ ixä 
mindesten <zu fef^^Ui. , imt . ^täts» iw ihner festen 
und unlnrandelbai^ii Riohtupg^ f|nf .deh^wabnen 
. Staatszwek eKha£tien .werden suiysei. r^i^^fi lUm 
sieben w4r 'auf 'drnn Puilkte(>iSenderiZ'^ .^ft^cha^ 
l^nhQititnd.B^tand die^affiMif^cfiabttt^e^tiiiir 
men zil/,'«m^^$)M^! »■ *; «f if^»v^,'i«J/ j^«{»fi^'/yiJitKi 

,.. , Dorc^i^die po^tHÜr^ grn^dgs^iesdM}« Bi&lt? 
inirwögid» G^¥r§|tsi»butog ^^llrr^rw^ ini«ifM4^ 
bohlt: «y^b^meri^en>.n^ 
keineswegs £'ormi und Itohalf dif grfnz«»;(Gf» 

scbäftss^bä^>die]&Staat^g^vii^ »bM^öpSen^gm 
zeichnet > und die ganze Thätigkcttider/JVfaHoli^ 
Verwalter einzig dariatC be^hränkt werden r — 
denn dieß *biefae /die FreyJfieif iiHild ^elbstih'ätig- 
keit der lezl»ei:en: vernichten 'jun& aufiiebein ^ isio 
7M bloTsen Maschinen »b^sab^ürdigenj. undäfi 
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die Verfassung selbst itnen mächtigen Reiz zum 
Widerstände uKd xnr Brechung der angelegten 
Fesseln legen, weloh^r nur mit der Energie der 
4jre5;iraltsinl|aft)eif verhältnirsmäfsig gesteigert wer- 
den, und zu leinem,^ dem Zwecke, jener Normen 
gerade entgegeogesssten Zielen füllen müfste« 
Solchen Fesseln: wöfdcn kraftvolle Subjekte^ 
nur um .so. mehr widerstreben, je Mfter sie 
dnicken, und im Ringeii nach Ungelnnidenbeii 
den Staatszwdk selbst crns den A ugeiive^iier eti. ^^ 
Es* sollen TielBteBr) IIB; der Konstilüi^dn nur dia 
2£el{)unkte deifStaat^ewalt überhauptr.ündider 
taxxzAnen Zwejga ihrer* Funktionen^ «die ^enen 
n^^ .Bedingungen, die wesentii "faen^Mom^te 
irakllBee^ndtheile '.iÜrex Thätigkeit ffat*'>Grtuid%> 
ride g&^thnbt; Uhd dkd * äufser^^teti^venzitniei^ 
ihMl^'^Mlirkutigs^yirfr», deren> ÜjbteliwIiiiiitMtg . 
notb wendig Mifsbrauch der SUMiK^ewalV^ ^ytf^ 
müfste, endlich die^^lblgeri eines Mi£sbrauchs 
ddef Ni^lj^bi^imb^: der' Staätlg%i^ali^4&r^ ihre 
^6iirah^^f^be5Cimdit/,die> j^M^^^ (Beickliuii^ 
entsj^ebi^iideilalimföttiing^ der ' a&gegtenzten 
S^'^e^aber d& lij^Uigenz; und'jSdibs^>^tim'i 
m^ngvi d^r geträlilMeit/ Subjekte foctiglidi über-^ 
kasDBiiV werden. * T « u , 

/ S'olche Normen sind unvetkeninbar ge^g^ 
net „ der Einsicht der Gewaltsinhaber eine feste 
Basis zu Jeiben, dem Schwanken in der Rieh* 
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tong ihres WilUns zu begegnen» und ihrier 
Abweichung von der rechten Bahn entgegen zm 
wirken : solche Normen biethen , "" oh»e' «u 
belästigen, vielmehr eine sehr zwekmäfsige 
Stütze t und den Beherrschern sowohl, als den 
Behei^rschten sichere Kriterien dar> nach welchen 
jene ihr Verfahren zwekmäCEig einzurichten , 
und diese die Becht- und Z^ekttiUfsigkeit der 
Gewaltsübung richtig zu beurtheilen in den 
Stand geseilt werden; solche Normen geben 
daher der öffentlichen Meinung die rechte 
Richtung, und ermuntern eben dadprch den 
gutgesinnten Machtinhaber in gleichem Mafse/ 
als sie in d^m bösgesinnten diejenige Scheue» 
erwecken, welidie die Natur einem jeden iils 
Selbsterfaaltinigsmittel eingepflanzt hat : s o 1 cb e 
Normen setzen endlich dem Machtgebrauche nur 
diejenigen zwekmäfsJgen Schranken , welche 
im Begriffe und Zwecke der Staatsgewalt selhsh 
liegen, welche daher nothwendig respektirft 
werden müssen, wenn nicbt durch den Staat 
selbst gerade da«: Gegentheil seines ^Zw^ks be^ 
wirkt werden soll, welchen sonach auch jeder 
Machtinhaber sich unterziehen mufs^ und durch 
deren Überschreitung er den Miisbrauch seiner 
Vollmacht unmittelbar beurkundet, sonach zur 
Zurüknahme der lezteren selbst die bevollmäch- 
tigende Gesammtheit aufruft. , Schranken dieser 
Art nicht positir gesezt wissen wollen , heifst 
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offenbar eben bq viel, aU dem . Despociwn^s 
&eye Bahn posltilireti* ^ 

r A nmerktiivg. • Dex nähere Inhalt |en^\* geforderten Kom- 
men kann 'nur ans der ge8anin\t|^nS^ta.a tsver waX* 
tung sichre abstrahirt werden, und ich mufs mich 
daher gegenwärtig darauf beschranken ,' Tendenz und 
' ' Beschaffenheit jener Nornren - UbefhärtJ)t bestimmt 7.a 
, , . . haben, übrigens aber a4if die Staatsref^altniigslek»^ 
. . tu verwie^d^ wo d^Os Materialien au^drii^idv w^ei) 
angegeben werden. 
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§. 217. 
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Je deutlicher indessen die Un^ulänglichkeie 
des ansschliefsenden Gebraiichs. dieses einen 
Sichdrungsmittels einer zwekmäfsigen Gewalts* 
öbungin-^ die Augen springt y und selbst voraus 
( §i 142« 169. 170. 189 ) nachgewiesen worden 
ist, je weniger unter Menschen der subjektiven 
Nöthigung aus der blofsen Vorstellung grundge-* 
setlicher Nonnen allein vertraut werden kann, 
desto unerlal^licher ist die , beirfeita anerkannte \ 
Forderung an die yer&ssung'eine^ Staats, auch 
die, die Wirksamkeit jener subjektiven NöthiA 
gung ergänzende^ objektive Nöthigurt^ zU r^- 
lisiren^ mittelst Organisirung der, irii §. 214 
wiederbohlt bezeichheten, lebendigen Gegen«' 
Wirkung. — Dieses anabweisliebe Problem der 
Verfassungslehre kann nur dann richtig gelöfst, 
und dessen Lösung richtig bSenrtheik' werden, 
wenn man der Vorurth-eiie, welche ^ie 
Erscheinungen d^r wirklichen Welt im LauFe 
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mehrerer Jahrhunderte eb^n 90 allgemein veth 
bteitet als tief .eingewnnuslt: 'haben , sieh ganz* 
lieh 2U enlt^hlagen, idle w^bre Natbr deh 
Verhältnisses' zwischen ideo.^Beherrschten uQd 
ihren Beherrschern ünVdnrükt im Auge 2rU behal- 
ten, und- den Weisungen 9 auf tf^lchedieNatttr 
dieses Verhältnisses- zur Lösung jenes Problems 
in kunstloser Bahn hinleitet^ mit festete Schritte 

zu folgen vermag. - * » » 

§• 218... s. .^: ,\ .1 

Bey diesem Beginnen fi<;heint es mir nc^thr 
:vy:eiidig , vorerst den Zwek 4es eben geforderteil 
Organiismus A und danach ^^e Hauptmooaenter » 
MTodurch die :^wekmäf«igkeit jenes Org^msmM? 
bedingt ist> abgeben sp viele 9 bey Lösung des 
v^rlie^n^Un rFjcpblems festzuhakende, Haupt- 
räksichten 9 auszuheben ju)d festzustellen. — ?* 
Der Zwek des jgeforderten Organismus bestellt 
einzig .^prmV zu der $i\bjektiven NÖthigung 
aus der bl9|s^ Vorstellung der, in der Konsti«* 
lution für die^Ausübuiig der Staatsgewalt aufgor 
> stellten, Kormen , die, zur unausbleiblichen G^lf 
tung dieser Normen erforderliche, objektive 
Nöthigung: hinzuzufügen , und daiiurch dena 
Staate diejenige zureichende Garantie zu ver- 
achaffen^ ohne welche seine Verfassung ihrem 
Zwecke nicht genügen würde ^ nämlich die 
Garantie, dhfs die, dep zur Gewaltsübung be- 
stimmten Subjekten ausgestellte, Vollmacht 
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weder übetscb,rit£eUt noch uiivollzogem 
gelassen werden könne« — Hieraus fliefsen 
folgende Regulative ilir die Bealüirui^ des 
geforderten Organismus ^ äurch weiche dessen 
Zwelcmäfsigkeit schlechterdings, bedingt , und 
deren Befolgung^daherjunerlarslich ist. 
§. . 219. 
' Erstens darf durch den beziehen > Orga- 
nismus, nach der Natur seines Zvveks, diQ 
zwekmäfsige Wirksamkeit der Gewaltsinha- 
ber nicht im geringsten gestört und gelithmc, 
tnufs demnach derselbe so modi&zirt werden^ 
dats der Intelligenz und Selbstthätigkeit de^ 
lezteren, innerhalb der durch die Konstitu- 
tion gezeichneten Sphäre, und zur AusFiäiiing 
derselben völlig freyer SpielraHÄi bleibe. ES 
soll'Zweytens durch den bezielten Organismus 
nur die unzwek'mäfsige Wirksamkeit der 
Gewahsinhftber liehindert und ^ehÜMiAt, es 
mufs demnach derselbe nur darau^ahgelegt' wer- 
den , dafs dnrch ihn jedem Auitritte aus jenier 
Sphäre, also jedem Mifsbräuche^ tftidjedem 
Zurükbleiben innerhalb jener Sphäre, also jedem 
Nichtgebrauche der anvertntutftn "Gewalt 
entgegenwirkt, 'also derselbe nur dann in sicht- 
bare Thätigkeit gesezt werde, wenn Ge&hr des 
Mifs- oder Nichtgebrauchs der Staatsgewalt.ein- 
tritt. Es mufs drittens die Kraft der durch 
jenen Organismus bezielten Gegenwirkung im- 
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Verhältnisse stehen zu der Stärke der, durch 
sie auf die Grenzen ihrer Sphäre zu beschrän- 
kenden i' oder zur Ausfülhmg dieser Sphäre zu 
bestimmenden Wirkung, vielmehr leztere zu 
überwiegen vermögen, um in jedem Falle zur 
Beseitigung der bezeichneten Gefahr, und zur 
Erreichung ihres Zweks ohne alle Ausnahm« 
erkleklich zu seyn. -— Hiemit sind zugleich 
die Kriterien gegeben^ nach welchen die 
folgende Lösung des unterstellten Problems zii 
Würdigen ist. 

f 220. 
Unleugbar ist es , dafs das Recht der Staats« 
gewalt an der Gesammtheit der Staatsgliöder 
selbst hafte, dafs leztere die einzige Quelle sey, 
aus welcher die Befugnifs .zur Ausübung der 
Staatsgewalt bestimmten Subjekten zuströmen 
kann (§. 147)# und dafs keine Veräufserung 
jenes Rechts» sondern nur eine Bevollmächtigung 
i^ur Ausübung der Staatsgewalt Namens der Ge- 
sammtheit statt finde ( §. 202. 205 ). Eben so 
unleugbar «ist es, dafs die mit der Ausübung der 
Staatsgewalt beauftragten Subjekte zu der Ge» 
sammtheit der Staatsglieder sich verhalten , wie 
Bevollmächtigte zu den Bevollmächtigenden, wie 
Repräsentanten zu dem» den sie repräseniiren 
(§• 210): denn die£s is^eine noth wendige Folge 
aus jener unbestreitbaren Prämisse. — Nun ist 
eigentlidi die Frage: Wie kanh die Gesammt« 

Belir Staatskunst I. Abtli. 13 
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heit der Staatj(glieder, als das bevolliiiächtigend^ 
Subjekt, ohn^ sich in ^ie Ge/schäfuFuhrtiiig jener 
ihrer Mandatarien unmittelbar selbst tn mischen« 
dafür gesichert werden, dafs lextere die, ihnen 
gegebene» n or mir te Vollmacht sur Ausübung 
der Staatsgewalt weder ü b e r s Cih r e i t e n noch 
anvolizogen lassen können? 

§♦ 221. 
Je weniger geleugnet werden kann, daCs 
die Frage wirklich so habe gestdk werden 
müssen, desto weniger wird auch geleugnet 
werden können , dafs eine unbefangene Ansicht 
der wahren Natiu des in jener Frage alisge- 
drükten Verhältnisses unmittelbar zu der Ant- 
wort führe : dafs die geforderte Sicherung nur 
dadurch erreichbar sey, dafs die, zur Ausübung 
der Staatsgewalt bevollmächtigten, Subjekte für 
den richtigen und vollständigen Gebrauch ihrer 
Vollmacht verantwortlich, und diese ihre 
Verantwortlichkeit in jedem ihre Wirksamkeit 
erheischenden Falle mit dem erforderlichen Nach» 
drucke geltend gemacht werde : diese Verant» 
wortlichkeit fliefst unmittelbar aus der Natur des 
Verhältnisses zwischen bevollmächtigten, und 
bevollmächtigenden Subjekten , und ist , sobald 
sie nur unter allen Umstanden mit überwiegeii- 
dem Nachdrucke geltend gemacht werden kann, 
unverkennbar das zureichende Mittel, jeder 
Überschreitung der Vollmacht, so wie jedem 
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zwekvHdrigen Nl€btg;ebrauch6 derselbisn etklefe* 

lieh zubegegtien*^-^ Die Idee den V«r^nt'>rort- 

lichkeit der Verwalter der Staatsgewalt: 

ist deanach das Fripzip der naph d^r Forderung 

des §^ 217 zu prganiare»ten Gegenwirkung, ^ 

4essetiRichtigkeit duirch seine Prüfiing pach den ' 

§. 21$ aufi^est^Ulen Kriterien vollkaaunen be» 

währt wird. 

' §. 222* 
Denn es ist für sich klar, :da(s. erstens 
durch die Verantwortiichkeitserklärung der Ger 
waltsinhaber die z w e k m ä f s i g e Wirksamkeit 
der lezteren nicht im mindesten gestört und 
gehemmt, vielmehr dabey ihrer lÄteüigenz und 
Selbstständigkeit innerhalb der .durch die Kon- 
stitution gezeichneten Sphäre;», .voUig .freyer 
Kielraum gelassen werde , indem k^ine Verant- 
wortlichkeit zu befiirohten steht, so lange ihre 
Thätigkeit dem Zwecke der Staatsgewalt entr 
spricht. Weil aber die Veranjt3y9(^icbkeit mit * 
ihren Folgen unmittelbar in Wirjcung tritt, 
sobald eine Überschreitung der Vollmacht gewagt 
werden wollte, oder eine, dem Zwecke des 
Staats nachtheilige, Uhthätigkeit eint|:eter sp 
ist eben so für sich klar, dafs zweytens durch 
jene Verantwortlichkeitserklärung dem ÜVlifsi' 
brauche, so wie dem Nichtgebrauche der anver/« 
trautei) Gewalt .ei^tgeg^n gewirkt werde; denn 
es kaiui mit voller ^PK^rsicht behauptet werdea. 



,- \ 



t * 



196 

dafs d^ Interesse der Gewaksinhaber, imftesltz^ 
der anvertrauten Macht zu bleiben^ alle aidereiN 
etwa möglichen , Privatinteressen der^lben 
bey weitem überwiege, und dafs demnat^h ihre 
ganze Sinnlichkeit nicht stärker, gefesselt n^erden 
könne» als durch die Gefahr, des Besitzes ihres 
Gewaltantheiis entsezt zu werden: weiln nun 
ihre Verantwortlichkeit der Natur der Sache nach 
auf den Fall eines Mils- oder Nichtgebrauchs der 
anvertrauten Gewalt jene Gefahr unmittelbar mit: 
sich fuhrt, so läfst 'sich auch mit Gewifsheit 
darauf rechnen , dafs durch ihre Verantwortlich** 
keitserklärung jener, in ihr bezielte, Zwek 
unausbleiblich müsse erreicht werden» wenn nur 
Bär Bealisirung jener Verantwortlichkeit und 
ihr^r Folgen eine 4 die möglichen Versuche des 
Widerstandes von Seite der zur Verantwortung 
gezogenen auf jeden Fall überwiegende , Kraft 
vorhanden ist, welche ein er Hoffnung des Gelin- 
gens^ eines Widerstandes schlechterdings keinen 
Baum läfst. 

§. 223. 
Eine Kraft, wie die geforderte, zu finde», 
]bedarf keiner sonderlichen Umsicht : sie liegt 
unstreitig in den Händen des, die Gewaltsin- 
haber bevollmächtigenden , Subjekts selbst , 
welches, eben aU bevollmächtigendes Subjekt, 
unleugbar berechtigt ist, seine Mandatarien 
oder Repräsentanten in deni einen, oder dem 
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mfleren der unter^c^^ii Fälle ^Mr Vetantwor- 
tmg zru ziehen, — nämlich,, in den Händen 
^r Gesammtheu der Staatsglieder; .dafs die 
fota^kraft der lezteren die möglichen Wider- 
^and versuche vQn Seitd der GeWaltsinbaber 
unter allen Umstöiidieja zxi überwiegen f und jede 
JHoffaiung eines Gelingens des Widerstandes nie^ 
Veranschlagen vermöge ^ kann keinem Zweifel 
twtcrliegen, da die« den Gewalt^nhabern zu 
Cebothe stehende , Macht auf jeden Fall nur ein 
Iheil der Gesafmmtkraft, somit eines ernst- 
Ichen Widerstandes g^gen leztem. absplnt unl^« 
ig ist. ' So gewifs nun die Gesammtheit der 
itaatsgUeder sich gegen jeden Mifs- oder Nicht» 
peibrai^ch der, 2Ur CieUung ihres Rechte reali« 
k4en^, Staatsmacht gesichert wissen wall, so 
^ev^ils mufs sie auch das unumgängliche Mittel 
iur Erreichung^ dieses Zur ^ks wollei^ , ;sa gewifs 
nofs ^e also auch stäl$ entschlossen und bereit 
!eyn , jedem VersoiDbe eines Mifs - oder Nichtge- 
»raucbs.d^ Staatsgewalt ][]|iit ihrer Gesammtkraft 
,ti bi^gegiien, u^d jeden, dem entgegengesezten» 
iTiderstand unfehlbar miederzuschlagf n* 

Nichts ist dqrch Erfahrung und Men^chen- 
kenntnifs mehr entschieden, als dafs die Gewalts- 
inhaber gewifs immer den Willen haben werden, 
im Besitze der ihnen anvertrauten Macht sich 
XU erhalten : damit aber die Staatsgewalt durch 
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5ie durchgÄngig zwekg"ÄttÄfs i^erwaltet wercö^ 
ist absolut erforderlich, dafs übrigens ihr Wite 
tinausgesezt mit dem gemeinsamen Willen dr 
Vereinigten tibereinstimmend > dafs er ununtei 
brochen nnd ausscHliefsend auf Erreichung ded 
lvahre»Staötszw6ks gerichtet sef-, oder dai^ sie^ 
weniestens so 'handeln y-als-ob-' j^ie nur diesenr 
Willen ^hätten :* geradd aber ^as ist zweifelhafty 
ob sie j6nen erf^tScterlichen Willen immer faakei, 
oder ob sie Si^erngstd^s- immer- so , als ob sie ihi 
hätten, handeln vrerdeur-^ ^da& sie tiun stäs 
den WiBfhreni Stafatszwefc wirlclich wollen, odc 
wenigstens so, als ob sie ihn wollten, handelt 
kann nicht Weherer bewi At werden, als dadurcl 
dafs dife'^tefreichurig die* Zwiöks, den $ie gan( 
gewifs tiäben, nämlich d^ Besiz der Staatsg« 
walr zu'^^haüpten, becliligt wird durch ib 
stätcs mid ausschliefen des Streben auf Errei - 
chung' des^ Staate weks; dfrnn tinter dieser tot 
aussetzttbg sehen sie sieü,* vielleicht wider ihrei 
Willen > genöthigt, stäts^ deil Staats« wek zt 
wollen, oder wenigstens so tu handeln, ab o\ 
sie nur ihn \W)ttten, weil ohne diefs ihr gewiC 
vorhandener Wille , sich im Machtbesitze zu 
erhalten , 'zlicht erreicht werden Icann. 

§. '225. 
Eben dmch die Verantwortlichmachung 
der Gewalt^iiihaber ^^d ihre nothwendige Folge 
wird jener bey ihnen ganz gewil^ vorhandene 
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WilTe auf die angezeigte Art wirklicB KeKÄgt, 
indem 6nrh dieselbe die Erreichung dieses 
Willen^ ^thängig gemacht wird von ihrem 
State« Wirken auf Erreichung des Staatszweks , 
Weil im entgegenge«ezten Falle ihre Öe$i£ent« 
Setzung unausbleiblich erfolgt. Indem der 
Gewaltsinbaber vorher5icht, er wei<de imi Falle 
eines Mifsbrauchs oder eines Nichtgebrauchs der 
i^m anvertrauten Gewalt unausbleiblich zur 
Verantwortung gezogen , und seiner Gewalt 
beraubt werden , sieht er sich , vielleicht wider 
seineti Willen ^ genötbigt» die ihm bezeichnete 
Sphäre nie zu überschreitenr» wird er gehindettf 
den sich etwa in ihm regenden , staatszwekwi* 
dHgen Willen in Handlungen ausbrechen zu 
lassen » weil das Gegentheil seines vorherr- 
schenden ^Wünschest im Besitze seiner Macht 
til' bleiben \ davon die unzertrennliche Folge 
^yn wurde , sieht er sich gezwungen , für die 
pürictUehe Vollziehung seiner Vollmacht dieselbe 
Soige 2u tragen, welche er dafür trägt, sich 
im Besitze seiner Macht zu behaupten , weil 
unv^ ]eit«v Voraussetzung die lezte Sorge jene 
^rsie Bdth wendig in si^h schliefst. 
. : §-226, 

Dadörch , dafs die Gewaltsinhaber in An« 
sehN^ ' ihj^r Geschäftsführung, wie sie iiinen 
i^bertragei^ ist, verantwortlich gemacht werden, 
tf ird also in ihnen der , zu einer zweknoäfeigen 
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Staatsverwaltung erforderliche , Wille, entwe^er^ 
wirklich hervorgebracht, und in s^ner aas- 
schliefsenden Richtung auf den vrahret Staats- . 
zwek erhalten t oder doch wenigstens für Krr?i- 
chung des lezteren entbehrlich gemacht tinden^ 
«iet ilM^P. etwaigen Staats twekwidrigen Willen 
in Handlungen ausbrechen zu lassen , durch 
jene Veranstaltung gehindert, demnach zu dem^ 
selben Zwicke geleitet werden , als wenn der 
erforderliche f dem Staatszwecke entsprechende, 
Wille vorhanden wäret indem sie durch jene 
Veranstaltung genö th igt werden »stäts, nur dem 
Staatszwecke entspreph^nd zu handeln, gesezt, 
dafs auch ihr Wille dem Staatszwecke 'Wirklich 
nicht entsgfäche« —- Jene Veranstaltung mufs 
dem allem nach durch die Verfassung # mrelcfae 
man einem Staate gibt # und die iht^ Zwecke 
genügen soll, getroffen werden; debn der 
Zwek der Verfassung ist , die Zwekmäfsigkeit 
der Staatsverwaltung , und dadurch die Errei- 
chung des Staatszweks zu sichern; in jedem 
Bürger die feste Überzeugung zu bewirken, daft 
es unpiögUch sey,.da(s die durch meinen eignen 
Beytrag geschaffene Staatsmacht je gemilsbraocht, 
oder ungebraucht gelassen Werden könne : jener 
Zwek und diese Überzeugung kann aber alein 
nur durch jene Veranstaltung realisict . und be- 
.wirkt \'vr erden, so, dafs man mit Sicherheit darati ^ 
rechnen könne ; mithin liegt die Aufgabe , jeni 
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Veranstaltung tu trefTeUf uni^itielbar im Zwedc« 
der Verfassung » und ist durchaus unerlafeUcfa. 

5. 227. 
Die Fr^yheit desjenigen Gewaltinhabecs i 

dessen YtTiUe 'mrklich stäls und ausschtiefserid 

auf Erreichung des Staatszweks gerichtet ist-, 

bleibt durch jene Veranstaltung ganz unange« 

tastet, .und in ihrer vollen Würde; denn so 

gewifs ein solcher imnuer nur fiir den Staatszwdk 

und z^^ar im erforderlichen Ma(se# aus eignem 

inneren Alitriebe thätig' se3m will, so gewi(s ^t* 

steht in ihm gar kein staätszwekwidriger yiTillef 

und so gewifs ermangelt er nie des , zur Aus- 

Füllung se^iner Vollmacht erfordeij^pheui Wjillens : 

nui^ ist die Verantwortlichkeit d«r Gewalts- 

^haber ledi^ich auf den möglichen ^aatnwek- 
^drigen Willen, und auf den möglichen Mangel ^ 

«^.^erforderlichen Willens berechnet, weil nur ^ 

in dtn einen oder dem andern Falld eine Ver- 
antwortung statt finden kann und soll ; in allen 
Fällen daher, wo kein staatszwekwidriger 
Wille, iA^ei y^Q der, zur Ausfüllung der Sphäre 
erforderliche, Wille wirklich vorhand^p ist, 
wirkt die ^'erantwortlichkeit nicht, n% sie, > 

in Absicht de&Willens , völlig aufgehoben , tind ^ 

wird sie tfin Motiv, weil das', was sie be^rken 
soll, schon dunch ein inneres Motiv hecvjirge» * 
bracht ist, Teiches von allem Zwange des äufseren 
]JIotiva g^zlich befreyt. Der gute Wille wird 
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daher "Snrch sie ni^lit im minclesteii beengt 
«ondern nur dem Leichtsinne der nöthige Zaum 
angelegt, der Unthätigkeit das erforderliche 
Beizkmttel I dem Despotismus lind der Tyrann ey 
ein zureichender Damm entgegengei^ezt. Kein 
Staat kann sonach der unterstellten Veransitaltung 
entbehren» ohne unvermeidlich der grölsten 
Gefahr Preis gegeben zu seyn. Sie ist die, 
einzig mögliche, ztureicbende Garantie einer 
«wekmäfsigen Ausübung der Staatsgewillt. 

Anmerknng. . Anffaüend imd gewagt könnte die Focde- 

*X>^g»» <^i^ (je"\5i^a^tsiuliabcr unter Verantwortung zu 

setzen, höchstens solchen Personen erscheinen, welche 

durch State Angew:öhnung an unbedingte Unterwür- 

figkeit zu tief gebeugt, und durch' den Glanz, in 

* - ''den sieh die Maolidiaber zu hüllen wulsten', 'zu sehr 

.1 ' ' ^^eblendet sind« ale dtfs sich ihr BUk je l^it suir Einai<^ 

*t in die wahre Natur des Verhältnisses zwischen H/'* 

.tchern und BeheiTSchtcn hUite erheben können. —•***- 
dienen sich doch die Gewaltsiuhaber selbst der V^***^'- 
wortlichkeit, als des' einzigen Mittels,' sich *irie ^euen 
Geschjlftsrühmng der von iluaen bestellten B*^^^>^ ^^ 

., . , "sichern: warum sollten sich die Völker nia^^^^^^^^» 
Mittels bedienen djirfen, um. sich einertreuen und 
zwekmäfsigen Staatsverwaltung, durch -*® '^o*> innen 

' ' hiezu bevollmächtigten, Agenten d^r Staatsgewalt zu 

iidhern? 

J: '.I ... • §• 228. 

Wenn nun aber auch die NothvFendigkeit, 
iir- tder Verfassungsurkuh de die ,Gevaiksinhaber 
in Ansehung ihrer Geschäftsführung fürlverant- 
Wordich zu erklären» aulser Zweifelgestellt ist» 
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SO stellt sich doch nun erst die ; tfngteich schwi«^ 
rigere, Fi*age zur Lösung dar: In \telcher' Alt 
jener Idee der Verantwortlichkeit Realil^t ztL 
verschaffen , wie die ,• auf das Prinzip der Vel> 
antwortKcbkeit der Gewaltsinhabet zu bauende # 
Gegen wiikung ins wirkliche Leben einzufitbreni 
durch welche^ Organismus sie ins^' D^eyri zu 
itrfen sey? * 



§. 229. 



• • ' ' » 



Die tiaturlichen Bedingungen und MomenTe 
der geforderten Realität sind: er stens, unuki^ 
terbrochene Beobachtung der GeschäftsfübruDg 
der Gewältsinhaber ; und zweytens, wirkliche 
ßechens^haftsäbnahme in deii unterstellten Fällen 
ihrfes Bedarfs,^ — ^ Dafs das Re cht zu beyden an 
der Gesammtheit der Staatsglieder ^ als dem , dio 
Gewaltsitihaber* bevollmächtigenden! Subjekte 
selbst hafte , * leidet keinen ZWeifel : aber ebeü 
so wenige dafs diese nicht geeignet *sey, jeHetr 
Recht in seinem ganzen (Tmiang^ selbst ausz u- 
üben: sie mufs demnach lEhidfr'die Aüsübttng 
dieses Riechts, in soweit sie nicht selbst dä'ztr 
geeignet isty übertragen; und hier eben ist 
es, wo die/ ^um voraus als n^othwe^idig 
deduzirte d'üaröliische Form dfch auch von 
ihrer vortheilhaftfen Seite 'bewährt. 
' ' ' ^: §. 250. 

Der Gefahr eines Mifsbrattdis oder Nichts 
g^biauch^ 4^t uftiverkenfibat^ bey* Veitem^ ai|i 
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Hiei9ten aasgesezt die gegebene Vollniacht zur 
Anwendung und Vi^Uiehnng der Gesetze, zur 
Aufbringung und Verwendung der von der Ge- 
sezgebnng bestimmten Mittel zum Staatszwecke» 
mit einem Worte* der Gebrauch der exeku- 
tiven Mac^t: diese nute* die geforderte Auf- 
siebt und Beurtheilung zu nehmen, ist die 
Gesammtheit der Staatsglieder darum nicht 
geeignet, weil die Einzelnen, wielche jene Ge- 
sanmtheit büdea, immerhin -die^ durch die 
VoUziehungsakte s^bst getroffisn^, Parthey aus* 
machen, somit die, ihrer Seits. übernommene, 
Aufsicht und Beurtheilung der anexlafslichsten, ~ 
Bedingung, nämlich des Karakteis der Unpar*: 
theytichkeit. ermangeln,' und überdie£s die 
naohtbeiligste Störung in Privatgeschäften zur 
unrermeidlich^n Folge haben würde. Die Ver- 
richtung jener Funktionen mufs demnach von 
Aep Gesammtheit, und zwar av^ datijeuige Sub- 
jekti übertragen werden, ^velches dazu voll- 
kommen qualiBsirtist.. Eben diese Qualifikation 
Iteruht aber iji.der Fähigkeit zur geforderten 
Beurtheilung i in dem ungetheilten Interesse an 
einem durchgängig zwekgemäf&en Gebrauche 
des Vollziehungsvermögens, und in der noth- 
wendtgen Identität des Privatwille^s bierunter 
mit dem gemeinsamen Willen, welcher kein 
anderer seyn kann , als dafs die - gegebenen Ge- . 



. 2ß5 

unansbleiblich vollzogen« di^ gewählten Miüfl 
zum Staatszwecke richtig aufgebracht, und fuv 
diesen Zwek verwendet werden. 

§• 251. 
Als das so qualiiizirte Subjekt stellt steh aui9^ 
schliefsend dar das, zur Gesezgebung bevoll« 
m^htigte, Korps: denn es leuchtet wohl von 
selbst ein, dafs eben dieses am meisten fähig 
seyn müsse, zu beurtheileh^ ob die von ihm 
ausgegangenen Gesetze und gewählten Mittel, 
deren Sinn und Zwek , Umfang und Bestimmung 
es* wohl am besten kennen muls, richtig ange« 
wendet und vollzogen, aufgebracht und ver- 
wendet werden* Und eben so ist für sich klar, 
dafs dasselbe bey der Art des Gebrauchs des Voll- 
Ziehungsvermögens im höchsten Grade inter« 
essirt seyn müsse , und gar keinen anderen Pri- 
vatvvillen haben könne f als den vorhin bestimm- 
ten , gemeinsamen Willen ; denn . jeder MiCs- 
brauch oder Nichtgebrauch des Vollziebungsver- 
mögens würde eine Verachtung der Gesezgebung 
ausdrücken , den von ihr bezielten Effekt hem- 
men , sie darum in ihrem eigentlichsten Wesen 
angreifen, und -ihre Realität zu vernichten dro- 
hen; und jeder andere Wille, als der vorhiti 
bestimmte , würde noth wendig die Glieder Aes 
gesezgebenden Korps mit sich selbst in Wider- 
spruch setzen, weil sie nur Gesetze geben kön- 
nen, um solche richtig angewendet und voll- 
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l^og^n zu $^h€ii9 und solche Gesetze ge^^if^ nicht 
geben würden > die sie nicht angewendet und 
vollzogen wissen wollten. So gewifs sie also 
Gesetze geben, und zwar mit Effekt Gesetze 
geben , und ihre Würde und Realität behaupten 
wollen« so gewils müssen sie dabey im höchsten 
Gr^e intereasirt seyn» dafs jene auch richtig 
angewendet und vollzogen werden, und so 
gewifs können sie gar keinen andern Privat- 
willen haben t al^ dafs diefs geschehen solle, so 
gewiCs ist alsa auch eine Parthey lichkeit auf 
ihrer Seite bey der Untersuchung hierüber 
- , unmöglich, 

§. 232. 

"*" Je entschiedener demnach die Qualifikation 

des gesezgebenden Korps für zwekmäfsige Verr 
richtung der unterstellten Funktionen, und j« 
weniger aufser ihm ein, gleich qualilizirtes, Sub- 

\^ jekt zu treffen ist« desto enischjiedener ist das 

Resultat : da(s das gesezgebende Korps, ohne ihm 
jedoch die mii)^este Einmischung in die V0II7 
Ziehung selbst zu gestatten/zur Aufsichtsführung 
und allenfalls erforderlichen rechtlichen Unter* 
. "^ suchung der Geschäftsführung des ,«^ur Vollzie*; 

hung bevollmächtigten , Individuiiu^s zu bevoll- 
mächtigen, l^zteres dem ersteren« Namens der 
' Gesammtheit der Staatsglieder, für verantwort- 

lich zu erklären, und dadurch die, zum voraus 
aus dem Begriffe der Vollziehung als nothwendig 
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deduzlrte, reell» Subordination derselben' ant^r 
die Gesezgebnng zxx bewerkstelligen sey. 

Anmerkung. Eben darin liegt der Grund de^Yorzitgtf^ 
und der Vortheil der diiarc bischen Form, daff 
nur in ihr y "was in der monarchischen Form schlecht- 
hin unausführbar ist, die Vollziehung der Gesezge- 
bung reell untergeordnet werden kann, ohne welche 
Unteordnong die Herrschaft des Gesetzes durchaus nioht 

gesichert zu werden yei*mag. Weil aber diese Unter« ' 

Ordnung statt finden mufs , so darf dem gesezgebenden 
Korps nidit die mindeste Einmischung in die Funk- 
tionen der Vollziehung selbst , und dem vollziehenden 
Individuum nicht die mindeste Einwirkung auf die 
Gesezgelmng selbst gestattet werden, indem jeneÜntet- 
Ordnung in demselben Grade wieder vereitelt, in 
welchem eine Einmischung jener Art gestattet würde, 
*- Dafs die Vererbung der exekutiven Macht mit der 
Verantwortlichkeit ihres Inhabers kaiun 'vereinbar 
sey, braucht wohl nur erinnert zu werded. — Hoch- 
stens dürfte dos vollziehende Individuum verpflichtet 
werden, dam gesezgebenden Korps die, bey seiner 
Gesch'äftsfUlirung entdekten Lücke der Gesezgebung, 
desgleichen den jedesmaligen Staatsbedarf anzuzeigen , 
ohne sich jedoch die Beyfiigung eines Vorsclxlags zu 
erlauben, also ohne ihm die Initiative der Gesetze 
einzuräumen. 

%. 235. / * 

Um dem gesezgebenden Koi^s die» ihm 
iübertragene , Aufsicht auf die Funktionen des 
rollziehenden Individuums, in Ansehung ihres 
bestimmten Zweks zu erleichtern , mufs in der 
Verfassungsurkunde jedem Gliede des Staats ver« 
stattet werden, das» was es von den Verfü{^ungeii 
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d« exekutiven MachCi nachdem es be^hr 
selbst seine Gegenvorstellung eingereicht« und 
darauf Entschlietsung erhalten hat, dennoch für 
Unrecht gegen sich oder das Gemeinwesen hJik, 
mittelst einfacher Angabe der Thatsache und 
'ihrer Umstände, so wie der Gründe seiner Über- 
zeugung, in einem ausschlielsend hiezu be- 
stimmten Blatte Öffentlich bekannt zu machen; 
muGs aber auch , um jedem Mißbrauche dieser 
Verstattung zu begegnen, jede falsche oder grund- 
lose Angabe, jede Verschvreigting relevanter Um- 
ständetso wie jede Verletzung der schuldigen Ehr- 
furcht im. Ausdrucke mit der Strafe des Verbre-. 
chens der beleidigten Majestät bedroht werden. 

Anmerkung. Diege konititutV'nelle Elmichtting bt« 
neben dem ichon angegebenen, und einem noch anzu- 
rührenden, Motive, auch daium nodivrendig , 'neii 
nuE durch sie dem Bürger die Überzeugung, iah ibia 
vrenigatens nieUnrcchtgellun werden solle, gewSlirt 
vrerden kann, welche ihm, wenn man ihm jene 
Kundmachung verwehrte, nie werden könnte, und 
weil nur unter Vorauisetaung jener Einrichtung ein, 
im Geiste der Freyheit zu leistender Gehorsam 
■' " möglich ist, wie ei' noi' in einem wohl organisiiten 
Staate statt finden soll. Unter allen Umsilnden ist 
dalier die Versagung der im §. postulirten modifi- 
zirten Befugnifs unzweydeiitiges Symptom eines vor- 
betrschendeu Geistes des Despoiismug. Gerade die- 
jenige Regie nuig, welche jenes Palladium der recht, 
liehen Freyheit ihres Volks heilig achtet, kann von 
seinem Gebrauche nichts zu bcfnrcliten liaben, und 
wird sich dadurch am vreuiSsteii beuutiihist Guden. 
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§. 234. 

Iq Gefolge dessen w^re das gesezgebende 
Korps in dev Verfassüngaurlcuxide zu verpflich- 
tet!), jede, gesezmäfsig^iogerichtete, öffentliche 
Angabe der bemerkten Art zu prüfen , und im 
Falle/seiner unmittelbaren Überzeugung von der 
Reciitlichkeit des ,in Frage 'gez^^ni^ ypllzie- 
hungsakts, seine, bündig zu itiotivirende, Defi- 
nitiverklärung in demselben Blatte kund zu 
fU9oKen, im entgegengesezten Falle ' aber das 
ryll^ehende Individuum (den Regen^tefn) zur 
sehritidiehen Angabe iind (nöthigenfalls) Beschei-^ 
Iligvtng der, sein fragliches Verfahren motivi- 
M^denr, faktischen Umstände einzuladen, ürnA 
ifremi sich hiedurch die Beschwerde befWefli- 
gend erledigt findet« auch äieses Resultifit in. der 
bemerkten Art zur Kunde des Piibllküms zu 
bringen; übri^ns so oft es, auch aufser dem 
Fälle einer öffentlichen Anzöge, einen Mifs- 
bratich der exekutiven Macht, oder eine gesefc- 
ividrige Unthätigkeit' derselben entdecken sollte^ 
auf äieselbe Weise zu verfahren. ' 

'Anmeirlcurig^ Der OrÜnd'dfer hier postulirVen Publi- 
kationen -v^rird sich an* der Folge zeigen, — Übri- 
gens erwarte icli kfiuen Einwand d^* ünaiisfuhrbar- 
Jteit dieses Vorschlags wegen Menge der hiedurch 
veranlafsten Geschäfte t denn Wehe dem Staate! in 
welchem die ]$I ü h e' der Ausrdhi'uns für hiiireichen- 
d^' Or and gilt y irgend eine unerlafsliche Bedingung 
der Erreichung seines Zwelis ainerfüUt zu Jisfen, In 

B c- h r Staatskuust I. Abtlu 14 
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•inaniy nach dem vorliegeoclen Plane organisirtea, 
Staate würden überdiefs die liier bezielten, Gesch'ifte 
sicher nie einen Umfang erreichen, welchem das gesez« 
gebende Korps , naehdcm die Hanptbasis der Gese^ 
gebung vollendet ist, nicht fiiglich gewadwen "scyn 

, sollte, und dem Regenten 9 in dessen cigf^ei: Oewalt o« 
gröfstentheils steht, jene Geschäfte, so viel sie ihn 
hetrefTen , nicht häufen zu lassen , steht es frey , sich 

* d^r hi^u flilthigen HHlfsorgane zu bedienen. 

§. 235. 
Auf den Fall hi^egent wenn der iuFtagß 
gekommene VoUziebungfakl djirch die abjpgpr 
bene ErkläKxmg de$ Regenten nicht. fCfCicli^'^* 
tiget, )edpch durch» unteir Menschefinieg^^if 
verpieidUchen , Imhum oder ^eine Ut3i|(:uf]i4#, 4^ 
Art entschuldigt würde w^ra das gesezgeb^nd^ 
Korps. zvL ermächtigen » Naipens der Ge<4mmir 
heft unverzüglich auf Reparation des iini^iK^tki 
mäfsigen oder widerrechtlichen Aktes za driii« 
gen» und den Erfolg hierpn ebenm^fsig znv 
öfffntlichen Kenntnifs.zu bringen; wenn a^er 
Fälle jener Art häufig, ;ppd dadurch Spurei^ 
einery der öffentlichen Sicherheit gefährlichen « 
Sorglosigkeit eintreten, oder wenn die gefor- 
derte Erklärung vom Regenten verweigert, oder 
d^s Volk im Gebrauche seiner konstitutionellen 
Befiignifs (§♦ 233) durch Drohung oder wirk- 
liehen ZwatJg gehindert würde, (als worin nicht 
minder eignes Eingeständnifs der Schuld, als 
gefälnrliches Attentat gegen die Konstitution 
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1- kdnstitutioDeUe Freyheit des Vblks enthalten 
iväre); oder,. im Falle sich die Absicht eines 
Mifsbrauchs der exekutiven Macht, und damit 
^in Austritt des Willens des Regenten aus der, 
ihm durch den Zwek des Staats und die konsti- 
tutionellen Normen vorgezeichneten, Richtung , 
oder eine, den Staatszwek vernachläfsigende, 
Unthätigkeit derselben veroffenbarte, — alsdenn 
die Suspension des Inhabers der exekutiven 
Macht mitA:ngabe ihrer Gründe öffentlich an»i^ 
kündigen, lu gleicher Zeit, um jeder augenr 
Uiklichen Anarchie >xu begegnen>, . provisorisch 
einen Verwalter jener Macht zu prokkmftreni 
xsßA dessen exekutive Befehle als von Stund an 
allein verbindlich ^u erkläien^ nöthigenfalU 
der Person des Suspendirten sich cu sichern, 
die Untersuchung dcir, dielG» Verfahren veranlas* 
senden t Thatsachen und Umstände' öffentlich 
za verhandeln , und das Resultat hieven dem 
Suspendirten zur Vertheidigung. vorzuleben, 

Anmerkung* Das geseegebende^ Korps wird sich ein 
liesonderes Verdienst um den Staat erwerben ^ wenn es 
durch ernstliche Vorstellungen an den Regeilten die 
Nothw^ndigkeit jener Suspension zu verhüten sich 
bestrebt : mulste aber, weil jene Vorstellungen fruchtlos 
waren, die Suspension verhUngt werden > so befindet 
sich der Staat in einem aufserordentlichen Zustande , 
der, wenn er gliiklich vorübergehen soll, einer beson- 
deren Theilnahme des Volks an dieser wichtigen Ange* 
legenheit des Gemeinwesens, und einer eignen erhöhten 
Aufnierksamkeii} d^solben auf Erhaltung seiner öffent* 
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lidieii Ralie bewarf, fiin ^ in jeder Hinsicht nliülfclie# 
Mittel fUr Erregung jener Tlieünalune und dieser Auf- 
merksamkeit diiifte dasGeboth einer allgemeinen Volks- 
trauer durch Enthidtung Ton allen öffentlichen Vergnii- 
gtmgen,und selbst von allen eigenmächtigen öirentlichent 
Versammlungen für die Dauer jenes Zustandet seyn, 
fiir dessen^ pünktlichste Befolgung die Vorstlnde aller 
Gemeinen besonders verantwortlich zu machen wHren. 

§. 236. 
Mit' der öfFentlichen Ankündigung: jener 
Suspension des Regenten , mu£s die Konstitiitioil 
gebiethen, zu verbinden die Androhung »dec 
Strafe der Rehellion gegen« alle die jenigen^iveeldici 
irgend eine Widersezrlichkeit zu Gunstenr diea 
Suspendirten zu versuchen wagen würden » und- 
die, Aufforderujng des gesammten Volks / bereit 
zu seyn, um auf den ersten Wink des^ prokiaf^ 
mirten Verwalters der exekutiven Macht, uni 
nach dessen Anordnung den etwaigen Widersez< 
lichkeitsversuchen mit der erforderlicheh abso« 
luten Übermacht zu begegnen. • ; 

Anmetknng. Ein Volk « welches sich nach ^genwSür- 
tigem Vorschlage verfaüst hätte , würde auoii einer 
Anforderung der . lezteren Art . unfehlbar enuprechen , 
und jeden Versuch der Widersezlichkeit unaufhaltsam 
niederschlagen. Aber eben, wo diefs zu erwarten ist» 
l'afst sich ein 9 von aller Hof&iung des Gelingens 
entUöfster, Versuch jeuer Art kaum als möglich 
gedenken y und eben liiedurch wäre der Zwek jener 
Veranstaltungen erreicht; deuu sie alle sollen nicht 
getroffen werden , um zur reellen Wirksamkeit au 
kommen, sondexn vielmehr» um die Füüe uivht ein- 
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.^ . . P«^ wo sie getroffen sipd^ werdeji sier von seltene« 
^ Anwendung seyn , und nur .da f wo, sie nj.cht g^trqffen 
tind^ *wird liian ihre Wirksamkeit vermissen. 

• §; 257. •• ■' ■''■*^--'' A 

*" *Dic von Seite des SÜ5pen3irten ieitipekbmi ^ 

inen'e Värtheidigung ist *-^ so mufe ti die Rori- 
ätitütioh trerordneti -^In einer ö Ff^ t rriWe li 
Sitzung des gesezgebenddü Rorps 'VolUtShdfg 
arorzutir^gen , ni\d eben so öffeatlich /ist 
darüber * abzustimmen : spricht der , • nach 

deV^ Sttmmenmelirheit gefafste , Beschliifs das * ^ ^ 

„ Ni c h t s c h u 1 d i ff ** aus , ^o ist die Suspension 
p^l^n^tUch mit Angabe der Gründe zii^rükzu- .^^ 

nehmen 9 der Suspendirte in den Besiz der exe- 
kutiven Gewalt wieder' einzusetzen» n^d der 
Tag seinei" Wiedereinsetzung durch ein allgei^ ., 
meines Volksfest zu feyern, damit der.. fcewä KV ^ 
;(en Bech^li^chkeit der gebühr^ndj^ Loh^ ii^ ^^^ , 
«öFCentlicheii Meiming gesichert w^rde^ 
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'lA. tküx er Luag. Da da« gesezgeliende Korps durd»^^ Kiter- 
' ' ' X «sse irdr seine idigeile .-WHrAs g«hi|dti»>iä-v^li.^ die 

> Siispckslon de»Regeiitdä ji> oluie ^ui^c&<|^eaden Crrimd ^ 

2U verhangen y und ej< Wlbsi dem ^iice dafitt: verant- 
■ Wörclxdi ist ^ so dürfte /ein Ausoaii^ dl^ hier unter« ^ ^ 

stallten Art meht • leicht eiiitreteu. 

Spricht hingegen dferBe.^chlufs des' gesez- 
geben^en Korps über äen äuspendirten das 
^Schnjdig*' aus, ^ann ;is^ vermittelst Siibsum- 
tian onter die, in der >Vrei:fassung$urkünde nach 
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$."215 etitfaahenr, Be^sdmttiQt^ der FoigM eines 

IVTißbräüchs oder Nichtgebrauchs der Staatsge- 
walt für deren Inhaber, das Endurtheil Festzu- 
Stellen^ dieses dem Administrator der exekti* 
livjejfM^c^t ?jir Vollziehung zu übergebeA, und 
^^ y^.Öc/ 9y V^^^^öfftiung üepes ürtheils un4 seiner 
pr^cje, fjZurVu^gejj^umteja W eine^ neuen 
JVeg^nten auf?iur«fen. . . : .,. 

- A vt m*^ 1* M Brii'gw Mir scheint dieser , in den ^ : %i ^30 -^258 

i •' f^^f g^eicluietc, Organismusfzur ReaUsirimg det J^?^ <l*jir 

, . r Veramwortlichkeitdes, mit der Yoll^iehims beauf- 

tracten. Individuums der natUrlich&te, u,nd dem Zw^j[^e 

jener Verantwortlichkeit am meisten entsprechende zu 

eeyn ; * so Wenig ich indessen die M <5 gl i c h' k e i l 

• 'l^Ägii^n ^ill , dafs ein besserer Organisdiii^ zur Rea^ 

!. ' si^'ung |f ^ei }IdeQ gej&mden Ve<^d^ii konne^ ca fest 'mul^ 

^**yt , j j 'i<^ j^xx^L^x. Behauptung beharren , dafs die Vera »t^ 

'*U t wortlichkeii^ des Regenten , ( des z\u' Vollziehuna 

^\ bevollmächtigten Jndividtiimis) die einzig zureichende, 

;> i'Yirtdr dknim tmerlafslichc Oäfaniie eiAdr tWekimtug^^ 

; Staäihtt-üiilf&hiingl Und der Erleichung id^ Btaitszweka 

..y ^äulrdusiesey : maai sage, was man imamel:TwiU>l 4|ars 

.dM^V^^^ 'der Pxivatwülkühr ihrer H«rri(^r, und 

( ^ sömi^ der« i&efalbi> des Despotismus umtd«: "Pyranney 

^, . Pt«is fitfrC^d sind und Meibeu,, so laii^e leztere nicht 

* .ijM. jXiir dwi ße^i'Afch der ihnen Ubevtrageneti Macht ver- 

antwortlich gemättht « sind ^ ist! eine zti helLlsuchtende 
Wahrheit, als d^'lje n«ln noch, auch durch das 
. ^künf^lidiste Blendwerk, jVor gesunden Ai^c;n, ^erhiült 
zu werden yermöclite. Dafs weder ,Gewiisen und 
Interesse der Regenten, noch Grundgesetze und Stände 
' ;^ • die Stelle j6ner geffei-ti^infea/^Wö genil^rfti 'ci'setzeli, 
* •' .ww'-wtftt^^däsniclil^lfsBtlfelÄÄng^«^ ©^Ö^e^^ 



* 



t> f l i H^ ''Äiit Will Mh$t^^ Mb je^^l^Üe hkM iiÜwH^iiSiU^ ^ 



1»I*M 



die Fajl^., worin sip. zur Verantwortimg gezogen wer- 

den miilsteny gar ni^t eintreten sollten , damit die 

-'" ' ;ßtaabg*lvalt Wede< fe gÄttiftlrraüch^, iftröB tt^eörkuShll 

*]i^ ^'pihtietk werde:' diftialwr dkse' V^irkang ^JitrcK.dk. 

rhiex |>e8chriebene4^|^e4idi||ey und «w«r ver^k'l^lt-* 

nifsmäfsise. Gegenwirkuno; unfehlbar . hervor- 

gebracht werden müsse, glaube ich in den $. $. 224'-*' 226 

befriedigend dargethaif zu^liaben. 

^'-•rrff'.: '^-r' - •^ •'^§,^ 239. '.: /'--J 

;i- - ^Öock! niöfct etv¥ti tour daf iur Vt^ltÄi«- 
li'tttt^l^evollniÄchtigt^ItidividiiüÄ', sönt^Vn die 
^el aftülnt 6, ä|k¥di ßeVo]hnk£ht]gi9ilf^i4^aiyfrtey 
StäatsgefWalt , iolgtich ätich das ges^^gelyetide 
K*0 r f) 34^ gleichfalls ' ^ncch Delegat ioti' 'gdl>ililbt f 
m^fäf «nciör VeraßtWortHfchkeit ges«dUt»V' wmit 
mitW Aufiiicht g^iiöirimen werd^ni/' *^^*J^ at&fe€i> 

ftii^i ^^glMAteit / düTs • das gesezgebeirdcf'KorpÄ 
•tlt#liae^ die , i)ini in B^zi^bttng aitf'deii4\^W 
ti^tt^^u^^sieffte, Vollmacht d«ifch^f«fcertÄäfsig6 
i^tt^iige ttiifsl^rafücher , ■ ' oder nictil ^feh^ii^ ^^^ 
braucii^ , daiisr d^A MiCtbtaiibK^od^ f^iolitg^ 
Inraüc^ dcflr exekmiviäii Mächt ftnl Nlichisicht 
iibeu^efaer^cb wohl gar )?el1^t ütit d^irleft^ea 
tiWtUnterdirübkiiiig des Volks verifitiige; theite 
du« Möglichkeit einer 41» vollständigen und 
zwekwidrigen Gesezgebung selbst aitsge.s^^t 
wärei somit für eine durchgängige Zwekmäfsig- 
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keit deciStaalrsverwiltnng« und ummsbleäiHche 
Erreichung Aes Staats^weks noeh immer keine 
volliendet'e Sicherheit hätte. Damit aUo die 
StaatsverFassung diesem, ihrem höchsten und 
l^ztenZwf^okß vollkommen genüge, und dadurch 
sich selbst vollende y mufs' auch die Venintwort- 
lichkeit' des gesezg^betideti Korps döVch sie 
rf^lisirt werden. 

Dafs zu den, zum Behuf e dieser Realisirung 
erfpr4f r^i/cb^Uy Funktio^ep, d^r^Aufj^ich^sßurlfrung 
iijiyerid^s.jges^jgieliei^e.JCorps u|>d der ^l^eivIft^Ls 
^rFw^i:)icl^ii»r4 JEVeciteod^cha^^abjDahme , die G^ 
^0m«9tb9irt:4er Sia^tsgüeder ^betafaUs ein drittes 
Subjöfet^ l)WlSUmäch«&g0 ,j:;i«t nminVkmgj^. v nicht 
nnnoda^nü^rMeil dl^wch, 4er OrganisnMiS' ded 
^ Staft9 . t% ^qmpUsi^t , . lolglifiU . in ^ifeh selbst 
l^|isiCih9K/9^firilf?i^nd^R«UfDhi w^ildani^ doch 
jene^^dr^Ml^ Subjekt selj^^t^^fed^ ein^ Amfsicbl; 
bed|ir^fl)i9i4 Vf^^ möchte damit footscbr^^eii » 

denniH^idie ^^^mmtheit Si^tb^ der lezten und 
h^h^M Atlfsioht $uih mohk entschlagen könnte/ 
ohnei^-ibi; Bwc4lDaächtigiiQg$K^rhältiii£s idufz«i4 
g9beii'»lund^ ihr fVeckt, der Staät^gewal^t eü 
veiilinr8«it!n# w^ aber, ihre ' PetfsimUchkeit 
' jand Selbstständigkeit > du«, ist ^ sich ^IlJft ntaS 

.Dichten, hl ^ü^i^« .i;i;.'.- .*v^') r. . '.Im.-«»/*- 

T , , , • ■ 1 ' 
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setzen, und anzunehmen , dafs den Y öl|Lei*n . ilu: « ^aut 
der Bevollmächtigung, noih^wendig fliefsendes , Kcclit 
der Aufsicht über Vkie Bev^UmHchtigten zwar vorbe- 
^i^^ih^, Ab'^AusIlBij^g^s^aRn'a'ber ^ lang« 
: rulmi^bis^dirYblier^^(iti'^ij^er.Atiaji)xu]igte3j^^ 
d^^lifh^R^fe^er staauif cht}iche{}^i4()fe exv(^^c\^.\9i\egß. 
werden. Sie in dieser Reife hindere • spricht deutlid» 
1 aus, ihnen denGebraucii jenes ihres Hecht» 
Igiir'*r{>i^iuerftlialiW.' -' JMe i^ra^' sül^ii: 
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den Willen aus, ihnen den Gebrauch jenes ihres Hecht» 
>alkx\ ttaeh den Recht sgrith^d der %Mtilieiidea^^S^t^ 
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. ,Anm«rl;un^4.. iii d^;ioeutei» der .lie»tehen^.Staate» 
^.^ sie^pifip freyj^ die V q 1 k e r behandelt^ aU pb 9ie;ihic 

; , , It e c h ^ ^r StjiatJgewalt wiry ich ^er'äufsert hätten ; 

4*^^ '^if^^^nids icntd^k t man da Spnren.i h r e r Persönlich« 

lieit, ihrer Autonomie und Selbstständigkeit, sondern 

iniMT Beweise, der blofsen , P « s 8 i ri & ä t und I n*h 'i r e n s 

sehr Schwer, einen Rechtsgjr,^n4 der bestehenden 

Staatsgewalt aufzuiii^den; denn einseitige eigenmäch- 

tisraAnmafsunfir^der Staatsgewalt (Usurpation) ist doch 

offenbar lolbi' iCechtsgrund«' äer Glaube an den i 

'' ' 'gtJtilUüen Auftrag hatifich Siigst verloren, *üiÄ 

-i: ii... ein^^'vie'tcragy wodntDlfi die Vi^l^ ihr ftectbüdet 

:$taat^^W&^, yer'ä(u(^je-]*jt h^tten^^kann nie^t nnt»]^ 

• stellt werden, weil die Mögliclikeit und Verbindlich» 

ieit jedes Vertrags durch dasDa$eyn und die Fortdauer 

der Freybeit* nhd^ Selbstständigkeit Bey der pazisiirdite^ 

' meire bedingt'ist , tuCd^daS»,^^ Was^öie Bedii^uttg^^OUi 

'\ r Vertrags ist, nicht duxcb^fWöiv' Vertrag n^hk^uwaif 

, ^ , gehoben werden kann« ^ovf^% , pMu Vf rtrag : jener J^^ ^ 
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pvMt dhrfte nicht ohne die gr^fste Gtithx tHt lesterv 
•l^ewiesen 'vrerden können ; denn dardi diese Abwei- 
sung würde das Veih^tnifs zwischen Regenten iind 
Unterchanen lediglich auf das Obei^jewicht dA physi- 
schen Macht y somit seine Beständigkeit auf den ui>si^ 
ehern Grund des Zufalls gebant , ob die VÄlker früher 
oder später ztun ToUen Bewufstieyn' ihrer Kräfte 
^ gelangen werden. /' '^ '- 

§.; 241. 
Die Gesammtheit der Staatanlieder tnrxts 
^enin^ch die Aur^cht.auf die ^wf yfaphe Fimk- 
lionen des gese£gebenden KcHrps 1 und^ die allen- 
falls erforderliohe Revision derselben y ds das 
natürliche Band zwischen sich und^^eneh ihren 
]Reprä5entanten, als solchen, und als da3 sicherste 
Miittel, in df^n Ij^zteren das. jB^Mnu&tseyn ihres 
flaanditarischen Verhältnisses skSLis rege zu erhai- 
teii , selbst in Händen behalten utid ausüben , 
und zwar um so mehr , je <Je,utlicher.^ fs sich 
bey näherer Pri|.&ing zeigt, da{s ;|i\ir an ihr die* 
jiefciigen Qualitälrat zu finden .seyen,, wodurch 
die Zwekmäfsigkeit jenet Aufeidit UKid Revision 
b^di%'i^t. - 

, §. 242. , . , ,, 

Denn, j^s ler^tieiPS di^, Funktion der 
G«9e z geb.u n^ri betrifft, s<3 berQhtrdie'i n n er e 
Sanktion äüet Gesetze eines Staats züobetst auf 
'der Möglichkeit der Zusammehsf immung des 
ganzen Volks zu ihnen # und o^ nun die^ vom 
g63!^gebendeii Korps ßUsg^ngeneA » . Geseue^ 
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nur dile !6%saitiititheit der >£taatsgUedor lolbn 
dsfimiiv; .^uihI twchu^^filig eiilsoh^idep '^., nMoü 
jedes an^ci^c Subjekt aufser ihr>räit der Uaterst^ 
luog jener Möglichkcnt irren kann: zudem kann, 
^lie Wn^. SOii^cfcehen:h«benfflDr djcGesVteinit- 
heit jielbsc über sitdi selbst rerbhidead bcsfchliolr 
een (was an^ der Grund fener ' gefiordsctcB 
SaMctkH» -:^t)fj sät besohbefsixabcf übeC'itiich 
selbsti'WenndiS'GtoecnBroli «nbem, durckiJif 
dazu lOTYitlmitcfatigten Korp^ also mit nnd^ durch 
ihFen-Wäldn-^gebeil 'irerdenj «n«) sie^'S'elb'rt 
Über -iHbs^^Gesezgebung die Alifaichr Mkrit 
den» unter diescv Voraussetzung' liegt in' ihtek 
Sbruhi^nng' bey <den gtigebfeiien Gesetaen^'d^ 
stiltscähweigende l&rklänin^ ^hi^ Übereinftäihk 
mtiog «lit ilcwiEeJb^n, tin^ laa«« '^e die Zdrtilb 
«ahme Äd«r ModlAkatipa-' derjenigen -6ttS«!a 
bewii^e%^^ia 'dem GesaifittttWiUen ui«ht' eKt^ 
s^echefa'l • mit durch' jehfe^' AüfeichtfefKhhrrfg 
«rbäU utvd Üu^C sie dtn-fM-hirährenden Besi^ 
ihrer Aii«^ra^> derer- sisiicll öicüt b^^ebeÄ 
<^rf C^E ■^67.9 Auch Ale ZwekmäfsigWfc «nd 
Volistaädigk^iv'tikr Ge^^^Utag ' ist' äie"G«^ 
sämmtlifaiti selbst am tidit^ite» ^nbeiirth^BeA 
föh!g,.,w«il>sie «sist,' welche i« ih^^i Gliftdem 
die K«tefaglHiKiraen odär z«r«kfri<drfgen Wivkuii* 
Igen' dariGiiet^tbHng ,'^ ilsrcr. ßterladorig oder 
laickeii) 4p'il^<>üiganzeii:lIixiEange wie iv-ihiäB 
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speifielbten Detivt! ^^empßndisi^ Solglic&ratis dem 
Resultate der Benlerkjikiigen ihrer ^Keder d^ 
befidedigehdste Unheil über jene Punkte erwai> 
tet werden kttnn« *r -„ ' :- 

"^ «^^iWaszwcyten« die geforderte >Au|bif€ht auf 

^ieridem ge^ezgebetfden Korps in Anseb'iluig des 

l Gißbr^iichs.:der exekutiven Macht :öbectcagene> 

tunktton^ bettifftv i9ci wäre es bey jedMn Sub* 
yakti^ii^nf^ec idkcD iGesacximthdi^i<niQg^ dafs 
dassdlbef tentwed^c iür das gesezgebeiidelCQrpa» 
nndi tg.e ^ e b . i den j I^tff^wiUmr voder ! £ fi/r den 
Pe^m)3nf und;geg.eii das geses^b^düKprps 
i^aarit^hiey' nähme » wonach ia^ eineoa; .wie in 
•d.^m[ia»dereii Falle die Absicht <»j^nei?i Aufsicht 
, moht nur verettölt/ sonderni a\<eb daa j&egenr 
l^U '^dieaer Abheilt fcfüirirkt würde si^idie Ge- 
jiamni^eU , der, Staai^Ueder; selbst; j^ingegen 
kwn ; ü4i|iQgK^b j^io anderes: Jnfiüre^se haben , 
aU daC$ ; je^e^ Aufsicht unpartheyi^di und püokt* 
Uch gÄÜ^hrt [w^i^^Ü ! 4enj^ jfd^. > .Pa^tbeylich^ 
keit s hierin > f M U . rfas gesezgebj&fjdißT 'J&9P^ odöt 
föff dienf {l$p»ten ^w*» upth we^idig: J^rtheyr 
liobk^il^ g e g ^ifi; die. €e^mn;ithi$i(^ - :find jede 
^^hlä&igkeit in.)jener.HAu£sicht'iwürdi6t.notIi» 
iwetidig die G^afbmtlfeitr der Gelahr eih^ girafäCeil 
Kacht^iU bk)fs»gebem^ So gewlfs^^ct die Ge^ 
^fiinmtheit nichtt gegea sich aelb^dt iPiurlhey 
nelmieii kann » und sajgewÜB sie besorgt ^t » sich 
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selbst kein«« Nachtlieil ftuzilfögen / sor gfewi^l 
mufs sid die unterstdlte lA.uf«icJit.eben ab ptipai^ . 
theyi$€h^ als pönkdich führen > \%Bd n u if (Jami 
weon sie se&st^ese Aufeicht übemimmti äst iflkv 
Begent g^gen jede Paytheylichkeit in «eintet ;)^etH 
atntwortlichkeit gegen das gaeezgebende Ktnr pa# 
und lezteres gegen ]eäe ^^taaheyliciaimt.iA^'M^ 
Beurtheilung seiner ffunktion^n >voll)E^aren 
sicher gestellt i aber auch ig bejizdenr die r*f este 
Überzeugung bewirkt, dafs die angeordnete Aitf'«' 
sieht über ihre Handlungsweise pünktlich werde 
g^hrt, und' sie sonach^ im Falle eines -IMirs* 
brauch» oder Nichtgebrauchs^ dei^ ihnen ansge»* 
«teilten Votlmacht nnausbleiblicii zur Veratith 
würtung werden gezögen wärdeÄ: niir.lilntet 
tolchen Voraussetzungen wird aber auch diei 
angeordnete Verantwortlichkeit das^ was Isie^sol^ 
unfehlbar bewirken. ""•»«**]' I> 

'§,^ 244. . 
Denazufolge ist in der Verfassnngsurkunde 
ausdrüklich zu erklären^ dais Has;gesezgebeiidji» 
Korps in Ansehung d^r zweyfachen , ihm liber«^ 
trageheil 9 Funktion, der Gesammtheit derStaatsn 
gUeder selbst verantwortlich, und lezterer Avo 
Aufsicht über jene Funktion und deren Revision 
Vorbehalten sey. — Je weniger indessen , nach 
Mafsgabe der individuellen Kulturstufe eines 
Volks in staatsrechtlicher Hinsicht , theits die 

für den Zwek dieser Aufsicht nöthige nuunter«» 

i 
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■ §. 246. - 

•' Erleichtert vriH äexn Volke 3ie U'ilterfltellt«? 
AnfSicht durch die konstilutioneHe'Atrordnung 
der Zusamineristelluhg aller Gesetze in ein- 
fcigenes, ausschliefäend ihnen besliiUnrtfes,'Büt* 
letin; durch die, im §.233' (urjedes Glied des 
Staats po<>tulirte i Vetfiattiing der Kundmachung 
aH«S' dessen» vtbs es von den Verfiigung«n der 
exekutiven Macht' hii Unrecht gegen -sich oder 
das Gemeinwesen hält, in einem besonders hieza 
bestimmten Blatte; und durch die, im §. 254 
und folg. postuliite Publizität aller ^er Akte, 
welche das geeeegebende Korps in Beziehung 
airf die'ihm übertragene Aufsicht auf den Ge- 
brauch der exekutiven Macht vornehmen könnte; 
4ennieneZusammen8teIlung der Gesetze erleich- 
tert die Übersicht und dieBeurthetli^pg derKou- 
sequeaz und Vollständigkeit derselben ; jene 
Verstattung sichert kräftig gegen die -Verborgen- 
heit eines Mifsbrauchs oder Nichtgebrauchs der 
exekutiven Macht j und jene Publizität in Ver- 
bindung mit jener Verstattung sezt in den Stand, 
die Art , wie das ^esezgebende Korps seinem Auf- 
trage der Aufsicht auf den Gebrauch der exeku- 
tiven Macht entspreche, vollkommen richtig 
beurtheilen zu können. — Als Grundlage und 
begrenzendes Begulativ jener und dieser Beur- 
theilung sind die, nach der Forderung des §. 215 
in der Verfasfung^-uikunde aufgestellten, grund- 
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gesezlichen Normen der Gewaltsübung zxx be- 
zeichnen« 

$. 247. 
Aufgefordert durch die Vorstellung der 
PÄicht, ermuntert durch die Reize der ver- 
heifsenen Belohnung (§. 245) und unterstüzt 
durch die eben bemerkten Hülfsmittel (§. 246), 
wird der gebildetere Theil des Volks zuver- 
sichtlich eine stäts wachsame, und eben so zwek- 
mäfsige als zureichende i Kontrolle dfer Gewalts- 
tibung bilden > und durch seine Bemühungen 
und öffentliche Mittheilungen die GesammtheiC 
in die Lage setzen» über die Vollziehung der^ 
dem gesezgebenden Korps ausgestellten^ Voll« 
machten auf dem Grunde der Resultate jener 
Mittheilungen das gerechteste Urtheil föUen zu 
können. — Das unumgängliche Mittelf jene 
Resultate vermittelst eines Beschlusses, welcher 
nothw endig der richtige Ausdruk des gemein- 
samen Willens wäre, ziehen zu können » ist 
die Veranstaltung einer — regelmäfsig n»^ch 
gewissen schikliphen Zwischenräumen, aus- 
nahmsweise aber, so oft' es ein gefähr* 
lieber Mifsbrauch der, dem gesezgebenden 
Korps ausgestellten , Vollmachten noth wen- 
dig machen sollte — 2u wiederholi|enden Ver- 
sammlung des Volks, und es mufs sonach, 
sowohl für jene regelmäfsigen Zeitpunkte als 
auch für jene aufserordentllche Fälle, die Kon- 
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vokation des Volks zur Gemeine zum voraus 
durch die Verfassun^surkunde, als den 
Depositar des sich konstituirenden, gemeinsamen 
Willens, avisgesprochen werden, weit das Volk, 
so lange es nicht wirklich als Gemeine konstituirt 
ist, ein blofses Aggregat von Unterthanen aas- 
macht, deren keiner das Volk wider den Willen 
der bevollmächtigten Gewaltsinhaber zur Ver- 
sammlung aufrufen könnte, ohne sich des Ver- 
brechens der Empörung schuldig zu machen, 
somit allein jener Ausweg zur gültigen Konvo- 
kation des Volks für den unterstellten Zwek übrig 
bleibt, welcher eben, weil er durch den Konsti- 
tutionsakt des gemeinsamen Willens gewählt ist^ 
seine Sanktion in sich: selbst hat. ^ 

Anmerkung. Freylich dürften diese VolksTersamm- 
liingeh ohne alle Beeinträchtigung der Privatgeschäfte 
kaum möglich seyn; wenn aber emschieden das Ge- 
deihen aller Privatgeschäfte durch <^ie rechtliche Sicher- 
heit der .Beschäftigten 9 , und diese ihre^ rechtliche 
Sicherheit durch jene Versammlungen bedingt i«t, so 
ist jenes Opfer, als unerlafsliches Mittel zum Zwecke, 
nothwendig, und im Verhältnisse zu dem, durch • 
dasselbe zu erzielenden, Gewinn sehr Unbedeutend, 
besonder« , wenn, was mir zureichend scheint, jene 
regelmäfsigen V^'samml ungen nur alle 25 Jahre 
einmal .eeheischt wUrden. Widersinnig wäre e^voQ 
Seite der Völker, deii wichtigsten ilirer Zwecke ohne*' 
eigne Anstrengung zu wollen, ohne welche doch 
dessen Erreichung schlechterdings nicht gesichert 
werden kann- ~ Übrigens hängt von der Stufe 4cr 
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8taatsif«cht!ichett Kultui', auf der das Volk im Ganzeii 
steht, die Bestimmung ab, ob es ratbsamer sey, in 
der Konstitution die Versammlung des ganzen Volks, 
d. i. aller Glieder des Staats, wie sich von selbsC 
versteht, nach gewissen Abtheil ungen ; oder aber nur 
die Versammlung -^on Dpputirten zu fordern, welche^ 
voii allen gewählt und bevollmächtigt, zu einem 
Nationalkouvente 'vereinigt, mit dem Willert Aller 
die Stelle Aller zu vertreten hatten? Im lezten Falle 
mlifste die Zahl d^r Deputirten mit der ganzen Simime 
aller wirklichen Staatsbürger im VerhUl tnifs 
«tehcn, und dürfte kein w^irklicher Staatsbürger , 
welches Standes er inmierssey , weder von der Theil* 
nähme an der Wahl, noch von der Fähigkeit, gewählt 
2u werden, ausgeschlossen werden; denn nur unter 
solchen Voraussetzungen lafst sich erwarten, dafs das 
Übergewicht eines , dem Zwecke jener Versamm- 
lungen fremden , Interesses besQiiderer' Stände 
entfernt bleiben, dahingegen das, eltnzig erwünschte, 
Übergewicht der, jenem Zwecke entsprechenden^ 
Urtheilsfähigkeit werde gesichert werden. Da£s, die . 
Gewählten von denen, die sie gewählt haben, füi* Zeit- 
verlust und Arbeit zu entschädigen seyeii, bedarf kauifl 
einer Erinnerung« * 

§. 248. 

Die Versammelten (sämmtlichen Glieder des 
Staats > und zwar in jeder ihrer Abtheilungen, 
cwJer die gewählten Nationaldieputirten), unter 
deneoi da hier jeder bjiofs in der , allen gleichen, 
Eigenschaft als Staatsbürger erscheint, kein 
Vdtzug des Ranges , sondern nur der des Alters 
statt findet f wären in der Verfassungsürkunde - 
dahin anzuweisen^ vor allem' einen Ausschufs 
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aus ihrer Mitte zu wählen^ welcher die, in den 
voraus zur Publizität gekommenen Bemerkun- 
gen upd Erinnerungen zur Sprache gebrachten, 
Punkte zusammenzustellen, daraus den Vortrag 
zu machen , und die Leitung der Verhandlungen 
zu besorgen hätte, demnach die in Vortrag 
gebrachten , einzelnen , oder in natürlicher Ver- 
bindung stehenden , Punkte zu debattiren , nach 
entschöpfter Verhandlung und allenfalls erforder- 
licher Untersuchung , einzeln darüber abzustim- 
men ^ mit stäter Rüksicht auf die vorhandenen 
grundgesezlichen Normen, und nach der Stim- 
menmehrheit den Deiinitivbeschlufs zu fassen. 
Beschlüsse der Art, welche eine Modifikation 
oder Ergänzung der bestehenden Gesezgebung 
bewirkten, wären, als Nationalbeschlüsse, in 
das bestehende Gesezbulletin . einzutragen. Be- 
schlüsse hingegen, welche einen Mangel oder 
Mifsbrauch der, dem gesezgebenden Korps über- 
tragenen, Aufsicht auf die Funktionen der, exeku- 
tiven Macht beträfen, wären, als Entscheidungen 
der höchsten Na tionalinstänz, besonders zu public 
ziren , und erforderlichen Falls mittelst Aufrufs 
der Gesammtkraft der Nation unausbleiblich zum 
Vollzüge zu bringen. Nur erst mit Vollendung 
dieses Vollzugs , und Zuerkennung der, in der 
Verfassungsurkunde versprochenen, Belohnung 
für diejenigen, welche sich auf dem, im §. 24a 
bemerkten, Wege ausgezeichnete Verdienste um 
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ieti Staat erworben haben, wäre das Geschäft 
der Versammlung als beendigt anzusehen» 

Anmerkung. Sehr zwekmäfsig könnte , wie mir sclicint, 
dem Ressort dieser Versammlungen auch die Walil 
— aljer Glieder des "gesezgebcnden Korps , im F^lle 
, dieses Wegen eines Mil^brauch» der ihm Übertragenen 

Aufsicht ganz aufgelöfst worden wäre — . oder doch 
wenigstens der, nach J. 209 zu erneuernden, Hillfte 
dieser Glieder , imd die Revision und all^enfalls erfor- 
derliche Modißkation der Verfassung selbst ziige- 
theilt werden, als welche Modifikation in den aufser- 
wesentUcheh Punkten wegen Veränderung der Ver- 
hältnisse und besonders der staatsrechtlichen Kultur 
des Volks, dringend nothwendig, daher ohne den 
grUfsten Nachtheil des Ganzen nicht unterlassen wer- 
den, dennoch aber auf jeden Fall nur vqn dem Gc- 
sammtwillen des Volks selbst ausgehen kann. jSchon 
um deswillen wären periodisch zu w^icderhohlende Ver« 
Sammlungen der Gesammtlieit durchaus unerlafslich, 

§• 249. 

Ausnahmsweise ist, nach §^247» das 
Volk, sich zu versammeln^ durch die Ver- 
fassungsurkunde selbst aufgeriifien, so 
oft ein gefährlicher MifsbVauch der, dem ges^rz- 
gebenden Korps ausgestellten, Vollmachten seine 
Versammlung erheischt. Ob ein Mifsbrauch der 
Art einzureilsen drohe, oder wirklich statt finde, 
>vird.-*^tey der, im §• 245 postulirten, konsti» 
tationeUen-V^ipAichtutig des gebildeten Theils 
dei Volkif die Thättgkeit des gesezgebenden 
Korps in ihrer zw eyfaclien Richtung ttxit ununter» 
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brachener Aufmerksamkeit zu beobachten, und 
die^ aus dem Gesichtspunkte de;; Staatsganzen 
ihm nöthig scheinenden , Bemerkungen über 
jene zurKenntnifs des Publikums zu bringen—^ 
dem Volke unmöglich verborgen bleiben können; 
iuch riiufs, im Falle sich daraus das Stattfinden^ 
der Bedingung jenes konstitutionellen Aufrufs 
ergibt, jedes Glied des Staats berechtigt seyn, 
das VcXk zu erinnern » dafs es jenem konstitu- 
tionellen Aufrufe entspreche: denn was nur auf 
Geltung des Rechts, und Erfüllung eines konsti- 
tutionellen Geboths abzielt, kann unmöglich 
widerrechtlich, kann nie Verbrechen seyn* — 
Ob nun aber das Volk diesem Rufe zufolge sich 
funmittelbar selbst, oder durch Depiitirte) so- 
gleich ver5ammeln, o4er den Zeitpunkt seiner 
regelmäfsigen Versammlung erwarten wolle, 
hängt lediglich von ihm selbst ab ; denn was das 
Volk (aüsdrüklich oder* stillschweigend) über 
sich selbst beschliefst, ist nothwendig recht. 
Volenti non fit injuria. Mit Gewifsheit läfsi 
sich iiber von einem Volke, welches sich auf 
diei hier vorgeschlagene, Art wirklich konsti-» 
tuirt hätte , erwarten , dafs es sich in jedem 
Falle der unterstellten Art ohne Veraug ver» 
sammeln,, mit der, für die regelmäfsigen^ Ver» 
Sammlungen vorgeschlagenen, Verfahrungsw^se. 
den in Frage gebrachten. Mifshtaupiift'unteir-r 
sucbepjr unpartbeyiscb richte »^ und^di^ifcrrsohftft 
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^e^ Hechts unwiderstehlich zu sichern wisset 
•w^de. 

' §. 250. 
Die-Funktion des j(regelmäfsig, oder aufser- 
CTrddtitlichj unmittelbar selbst, oder dur<)h De- 
viputirte) versammelten Volts ist dei^jenige Akt, 
wodurch der i in der Gesammtheit der 
.Staatsglieder residirende, eigentliche Sou verain 
erscheint» und sich unmittelbar selbst dar« 
$10llt, um die Geschäftsführung seiner Reprä- 
sentanten zu richten; derjenige Akt, wo» 
duch die Theilnahme jedes Bürgers, als eines 
i/itegrirenden Glieds der Gesammtheit, an dem 
ursprünglichen Rechte der Staatsgewalt 
ßich werkthätig äufsert, wodurch am Unterthane 
4r Karakter seines Begriffe nseyns im Subjekte 
cbr Souveränität hervortritt. — Kaum läfst 
sfh sonach irgend etwas gedenken , was die 
ginze Aufmerksamkeit und würdevolle Haltung 
Ar Bürger in einem hohem Grade anspräche, 
afe eben jener Akt. — Jene Versammlungen sind 
de höchsten und heiligsten Feste des Staats, 
reiche durch Störung der öffentlichen Ruhe und 
Drdnung, durch irgend eine "Widerrechtliche 
leit zu entweihen, nur das verworfenste Volk 
ler Erde fähig seyn kÖLnnte. Ausschweifungen 
^ssen sich nur von^esezlos zusammengerottelen 
"^olkshaufen, nicht aber von einem, unter und 
iach finem Gesetze sich versammelnden, und 
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in bestimmter Form über die angezeigten Gegen- 
stände berathscblairenden » Volke mit Gnnd 
befürchten ; wohl aber iä£st sich von einem , so 
versammelten, Volke erwarten, dafs es^ im 
lebendigen Gefühle der erhabenen Würde' und 
3estinunung seiner Versammlung , für die Sicher-^ 
heit dieser, auch ohne besonderen Aufruf , mii 
seiner Oesanimtkraft einstehen, und jeden Ver- 
such der exekutiven Macht, jene zu hindern 
oder zu stören, unverzüglich niederzuschlagen 
bereit seyn werde, 

A n m e r k u ü g. Nur auf diesem Wege — nümlich nur duioh 
konstitutionelle Anordnung, periodisch zu wiede*. 

^ holender, legaler Versammlungen der Völker zu dem 
angezeigten Zwecke — ist es mögUch , endlich dli# 
Menschheit gegen die erschreklichen Gr'äuel der Revo- 
lutionen gänzlich zu sichern: denn Revolutionfn 
find gewaltsame Explosio nen des natiiL*licIi<a 
Souver'änitätsgefUlils der Völker, welches, durih 
firenzenlosen Mifsbrauch der Staajtsmacht im höclistoi 
Grade angeregt , aber jedes gesezlichen Weges , sich :u 
äiiTsern, beraubt, endlich im wilden Tumulte gewat- 
sam den, ihm gesezten, Damm durchbricht, und nm 
in zügelloser Wuth, seinen eigentlichen Zwek v^- 
ges&end , das Gute mit dem Schlechten niederschläg\, 
bis es, auf der lezten Stufe seiner EntkräTtung, mu 
gerade da, sein wahres Interesse mit Besonnenheit unc 
Finei^gjiß zu sichern , am wenigsten fähig , die nächste 
Aussicht zur Ridxe ergreift, wenn gleich diese nähe: 
oder entfernter demselben Kreifslaufe zuführt. Gih 
man hingegen jenem Gefühle, welches nie vertilgba^ 
ist, im Geg^utheile diuch jedes Mittel, w z4 uniea^ 
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drücken > nur gereizt wird> durc^ die Konstitution die 
gehör ifi;e Richtung, und öffnet ihm regelmäfsige Wege, 
sich in dieser Richtung zu Uufsern , ^so werden Grund 
lind Bedingung gewaltsamer Explosionen desselben hin« 
weggerSiunt , und damit sie selbst unmöglich gemacht. 
Gibt man den Völkern Gelegenheit, dem drohenden 
Mifsbrauche der, von ihnen übertragenen, Staatsmacjit 
zu rechter Zeit imd in bestimmter Form zu begegnen ^ 
so wird kein Despotismus und keine Tyranney mehr 
möglich seyn , welclie zu zertrümmern die Völker mit 
ihrer Grundkraft regellos sich zu erheben brauchten. 
L'äfst naan« die Völker sich gesezmäfsig versam- 
meln , um ihre unverHufserlichen Rechte in gesezlicher 
Ordnimg zu wahren , - so werden sie keinen Grund 
mehr haben , sich zusammenzurotten , uAi mit wilder 
Kriegsgewalt entrissene Rechte wieder zu erobern. Gibt 
man endlich den Völkern Gelegenheit , ihre Verfasaulig 
dem Zeitgeiste, ihrer Kultur und den Verhältnissen 
gemäfs, mit gesezlicher Auktoritat zu reformiren , so 
wird in ihnen kein Gedanke mehr an gewaltsame 
Umwälzung der bestehenden Formen möglich seyn. — 
Ein anderer zureichender Ausweg zur Erreichung 
des oben ang^benen Zweks ist schlechterdings nicht 
zu finden. Der Anstrich des Fürchterlichen und. 
Gefährlichen, welc^ies j e z t Volksversammlungen 
zu haben scheinen, mUfste sich nothwendig in dem 
Mafse verlieren, in welchem sie aufliörten, unge- 
wöhnlich und unregelmäfsig zu seyn. 

§. 251. 

Die Gesammtheit der Slaatsglieder 

selbst kann nicht unter Aufsicht stehen $ noch 

verantwortlich seyn ; eine Aufsicht über sie, als 

Gesammtheit'j 'vt^äre eben so z;welclos, als iinaus^ 
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führbar: denn 5 Was die Gesammtheit will , und 
über sich selbst bescbliefst, ist noth wendig Allan 
recht» well der ^jTillfe jedes Einzelnen im Ge» 
sammtwillen enthalten ist, und Niemand sich 
selbst Unrecht thun kann. Hier ist also nichts 
unter Aufsicht zu nehmen ; und eben so wenig 
ist ein Subjekt für diese ' Aufsicht erfindlich : 
denn ein Subjekt, welches selbst Glied dieser 
Gesammtheit wäre, konnte unmöglich über sie 
etwas veteiögen : wohl kann ein.Theil dem 
Ganzen , aber nicht das Ganze dem Theile mit 
Wirksamkeit verantwortlich seyn: für ein Sub- 
jekt aber, welches^gar nicht zu dieser Gesammt- 
heit gehörte , kann schlechterdings kein Rechts- 
grund der Befugnife gedacht werden, jene in 
Beziehung auf sich selbst unter Aufsicht , und 
Verantwortung zu nehmen. — Die Gresammt- 
beit der Staatsglieder ist die Quelle aller Staats- 
gewalt; ihr sind alle, von ihr Bevollmächtigten 
( mittelbar oder unmittelbar ) verantwortlich ; 
sie selbst aber kann Niemanden verantwortlich 
geyn. Darum gebührt auch nur ihr das Prädi- 
kat der Souveränität: die von ihr zur Ge- 
waltsübung Bevollmächtigten sind lediglich Re- 
[Xräsentanten der Souveränität. 

Anmerkung. Z lir Verliütiing aUer Mifsverstaudnisse 
scheint es mir nötlüg , ausdrüklicli zu bemerken : dafs 
mit den eben aufgestellten Sätzen die Führung -der 
Aufsicht der Machtinliaber über alle Einzelnen der 
Gesammtheit, als Einzelne, ^o wie die Veranu 
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woxdichkeit der Gesammtheie eines Staats in Bezie* ^ 
iiung. auf ihre Wechselwirkung mit .anderen Staaten 
^ Tollkommen vereinbatlich sey. 

§. 253. 
Mit der Realisirung jener AuEsiclit der Ge- 
sapimtheit auf die zweyfachen Funktionen des 
gesezgebenden Korps ist demnach der Orga- 
nismus des Staats geschlossen, und ein auf die 
bisher beschriebene Weise verfafster, Staat 
^ann mitR«cht organisirir^t und sich selbst 
Organ isirend» genannt werden j denn in 
ihm wirken alle seine Glieder , sich gegenseitig 
zu einander verhaltend wie Mittel und I^wek, 
in der That nach organischen Gesetzen. ^ 
Keiner seiner Theile kann wollen, dafs irgend 
einer seiner Theile, welcher es sey, verlezt 
werde, weil bey der Verletzung eines jeden er 
selbst nothwendig mit leiden würde: jedes seiner 
Glieder mufs» so gewifs es seine Selbsterhaltung 
will, die Erhaltung des Ganzen wollen. Weil 
seine eigene Erhaltung nur unter dieser Bedin- 
gung möglich ist. Seine Thätigkeit ist lediglich 
ein Produkt von der Selbstthätigkeit seiner 
Theile, in einer Wechselwirkung lebendiger, 
sich gegenseitig anregender, aber auch im 
Gleichgewicht erhaltender, Kräfte: die zwek- 
mäfsige Thätigkeit seiner Staatsgewalt im Ganzen 
ist no|:h wendige Folge aus der nothwendig 
zwekmäfsigen Thätigkeit ihrer Theilhaber , 
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wovon je^er, SO wie er ein für alle anderen nnent* 
behrliches G^lied ist, hinwiederum aus eignem 
Interesse dem Zwecke des Ganzen entsprechen 
mufs. In einem so verfafsten Staate wird jeder 
seiner Theile, seiner Stelle und Funktion nach , 
durch das Ganze bestimmt; jeder derselben 
wirkt an seinem Theile znr Erhaltung des Ganzen 
mit, und, indem hinwiederum das Ganze jeden 
seiner Theile in diesem bestimmten Stande 
erhält, kehrt es in sich selbst zurüki und erhält 
sich selbst. 

Anmerkung. Der Staat in der Wirklichkeit tragt mei- 
stens nicht den Karakter eines organisirten, son- 
dern den eines mechanisch ziisammengesezten 
Körpers; denn in ihm geht der Impuls aller seiner 
Th'ätigkeit von einem Einzigen aus , und seine Glieder 
werden als blofse Werkzeuge zu den beliebigen 
Zwecken jenes Einen beliebig gebraucht : ob und wie 
die Maschine im Gange erhalten, und welches Produkt 
erzielt werde? hängt daher lediglich von der zufäl- 
ligen Subjektivität jenes Einen ab: den Vortheil der 
Einfachheit liat nun freylich dieses Maschinenwerk, 
und es kann damit dem Rechte, wenn es gewollt 
wird, und die erforderliche Kunst, die Maschine 
dahin zu leiten, vorlianden ist, aufs schnellste und 
nachdriiklichste sein Effekt verschafft , aber auch , 
wenn jener Wille und jene Kunst fehlt, der scheufg- 
lichste Despotismus durchgeführt werden. Gerade 
aber auf dieser Zufall io;keit beruht dieVerwerfliclikeit 
jener Maschinerie, weil in der Gründung und Erhal- 
tung eines Staats nichts auf Hypothesen gestellt werr 
^tn darf, und jene Einfachheit ist. darum ^radezu 
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verJainmlUIi , weil sie auf die Vernichtung derSellMC- 
tcäiidiglceit der VöILet , auf die scliniUliliclie Herab' 
Würdigung dersclbea zur blofaen Passivität und Inläfi- 
leni gebaut iit. 

§. 253. 
Durch Realtsiruog der Staatsgewalt in dec 
Form einer Düarchie, das ist, durch Verthei' 
lung der beyden Hauptzweige der Sphäre der 
Staatsgewalt zum BehuFe ihrer Ailisübnng 
auf zwey verschiedene Subjekte C§- 191 — 
199), nnd zwar durch Übertragung der reinen 
Funktion der Gesezgebung auFein, aus gewähl- 
ten mehreren Personen könstituirtes, Kolle-i. 
glum, und Übertragung der aussc hl iefs en- 
den Funktion der Vollziehung auFein einziges, 
ebenmäfsig gewähltes, Individuuin(§. 200 — 
209); durch Feststellung des richtigen Verhält» 
nisses zwischen diesen bevollmächtigten Ge- 
waluinhabern und der sie bevollmächti- 
genden Gesammtheit (§. 210); durch Siche- 
rung der Unpartheylichkeit der , unter 
der Vollziehung begriFFenen, richterlichen 
Funktion (§. 211 und 212); durch grundgesez- 
liche Regulative der Gewaltsübung (§. 215und 
216); endlich durch Anordnung der Verant- 
wortlichkeit der bevollmächtigten Gewalts- 
inhaber vermittelst gesezticher Unterordnung 
des vollziehenden Individuums unter die AuF- 
sicht des gesezgebenden Korps^ und Unterord- 
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wung des lezteren unter die Aufeicht der Ge- 
sammtheit (§. 221 — 250) -^ ist die Notwendig- 
keit ^iner durchgängig guten Staatsverwaltung, 
und deren Unabhängigkeit von dem guten Willen 
der Gewaltsinhaber fest begründet» die Zwek- 
mäfsigkeit derGesezgebnng, und die ausschlies* 
sende Herrschaft des Gesetzes , somit die zwek- 
mäfsigste Ausübung der Staatsgewalt gesichert, 
jedem M|(sbrauche oder Nich (gebrauche dersel- 
ben kräftig vorgebeugt, und so die Erreichung 
des Staatszweks nicht nur möglich gemacht, 
sondern auch, und zwar auf der Grundlage der 
Selbstständigkeit und Autonomie der Gesammt« 
heit der Staatsglieder,v^rbürgt, — somit den uner« 
lafsUchen Anforderungen an die Grundverfassung 
eines Staats in möglichster Einfachheit voll« 
kommen genügt, daher das Geschäft derselben 
vollendet. 

Anmerkung. Die Bestimmung des speziellen Organis- 
mus des Verwaltnngsdetail ( z. B. die Anordnung der 
nothigen verschiedenen Ministerien und Verwaltungs- 
behörden, deren Bey - und Unterordnung) gehört 
nicht zum Ressort der G r u n d v e r f a s s u n g des 
Staats 9 sondern ist ein untergeordnetes Objekt 
der Thätiglceit des gesezgebenden Korps und des voll- 
ziehenden Individuiuns : die Grundlage dazu mufs 
in diGriy im %* 215 postulirten, grundgesezlichen 
Regulativen der Gewaltsübung entliahcn seyn ; gemUfa 
dieser Grundlage hat dann das gesezgebende Korps die 
allgenrcinen Grundsätze über die Form des Verwal- 
tuugrsdetail und Besetsungsarc der Staatsämter über* 
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. hanpt ^csezlich aufzustellen , und das vollziehend© 
Individuum diese Gesetze auszuführen, das ist^ die Mini- 
sterien und Verwaltungsbehörden jei^n Grundsätzen 
gcmiifs wirklich zu organisireu, und die Staatsämter 
zu besetzen, aber, auch die Gesez^näfsigkeit dieses» 
Zweiges der VoUzieliung zu verantworten. — Durch 
Aufnahme jener speziellen Bestimmung in die Konsti- 
tutionsurkunde selbst wird nur die Aufinerksamkeit 
der Völker von den wesentlichen Momenten der Ver- 
fassung abgeleitet , und deren gewöhnliche Lücke und 
Blöfse in Hinsieht der wesentlichen Anforäerun^n an 
sie überkleistert und bedekt. 
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Titel II. 

Bedingungen der Ausführbarkeit der, 
als allein zwekgenügend, deduzirten 
Staatsverfassung, und der Annähe- 
rung zu derselben in den bestehen« 
den Staaten. 

§. 254. 
vV^nn CS entschieden ist, dafs die Ausführbar- 
keit oder Unausführbarkeit einer Idee, eines Vor- 
schlags lediglich davon abhänge, in wieferue sie 
auf Wahrheit oderirrthum beruhen, dafs nur das« 
was in sich selbst ungereimt, unrichtig und wider- 
sprechend ist,als vollkommen unausführbar zu ver- 
werfen, jeder richtigen Theorie aber derKarakter 
der Ausfüjirbarkeit wesentlich eigen sey, so dürfte 
die Möglichkeit, jenfe in den §.§.191 — 250 
deduzirte,' Staatsverfassung wirklich auszufüh- 
i:en, keinem Zweifel unterliegen; denn die Kon- 
sequenz und Zwekmäfsigkeit dieser Staatsver- 
fassung in allen Ihren Theilen'ist aus Gründen , 
welche aus dem Wesen und Zwecke des Staats 
und seiner Verfassung selbst folgerichtig abge- 
leitet sind, vollkommen bewährt. Das unver- 
meidliche Nebeneinanderseyn der Menschen 
macht es ihnen nothwendig, zum Behufe der 
Möglichkeit und Sicherung ihrer Koexistenz, 
als gleich freyer Wesen, zur Geltung ihres Rechts, 
den Staat zu stiften , und die Vernunft nöthigt 



\\ 



241 

ihnen die Überzeugung ab, daCs nur dann, wenn 
der Staat auf die angezeigte Art wirklich verFafst 
ist, sein Zwek- vollständig erreichbar sey: so , 
gewifs also die Verfassung des Staats nichts 
anders bezielen kann» als die Erreichbarkeit 
seines Zweks tn begründen , und dessen Errei- 
chung zu verbürgen , und so gewifs die Vernunft 
dem Menschen kein Gesez auflegt , dem er nicht 
zu genügen vermöchte, so gewifs mnfs es 
möglich seyn, dafs jene unterstellte Verfassung 
des Staats von Menschen wirklich ausgeführt 
werde. Wäre sie schlechthin unausführbar, 
so müfste man sich unbedenklich zu dem Rathe 
berechtigt halten , den Zwek des Staats , folglich 
diesen selbst aufzugeben. ^ ( 

§. 265. 
So fest ich jedoch aus den angegebenen 
Gründen auf der Behauptung beharre , dafs die 
vorgeschlagene Verfassung des Staats einzig dem 
Zwecke der Verfassung entspreche, und eben 
wegen ihrer theoretischen Richtig- und Halt- 
barkeit auch praktisch ausführbar sey, so wenig • 
läfst mich auch nur der Süchtigste Buk auf die 
gegenwärtige Lage der Dinge miCskennen , dafs 
Umstände und Verhältnisse mancher Art statt 
finden, welche der Ausführung jenes Vorschlags 
in den Weg treten, ihr wesentliche Hindernisse 
legen, sie äufserst erschweren, und nothwendig 
so weit hinausrücken, bis jene Umstände und 

Bekr Suaukun»t I.AbtU. 16 



»I 



1 



.j«S. 



- f 



242 

Verhältnisse beseitigt seyn werdet). — Allein Be» 
schwernisse 9 und selbst das etwaige Mifsiingexi 
der ersten Versuche berechtigen auch nicht 
einmal, eine technische Absicht, deren Errei- 
chung nur nicht demonstrativ unmöglich ist, 
vielweniger einen solchen Zw^ aufzugeben, 
dessen Erstreben uns durch die Natur zur unaus^ 
weichbaren Nothwendigkeit, und durch die Ver- 
nunft zur unerlafslichen Pflicht gemacht ist: jene 
Hufs er en Sdiiwierigkeiten und Hindernisse der 
Ausführung der vorgeschlagenen Staatsverfassung 
dürfen daher, ohne eine bedaurungswürdige 
Schwäche blofs zu geben, jener Behauptung ihrer 
Ausführbarkeit nicht entgegengestellt, sondern 
höchstens der Forderung zum Grunde gelegt wer- 
den, die Möglichkeit nachzuweisen, dafs jene 
Schwierigkeiten zu überwinden, und jene Hin- 
dernisse zu beseitigen seyen, um jene Behauptung 
zu rechtfertigen* Lehrt doch die Geschichte der 
Menschheit überhaupt, und die Geschichte der 
Verfassungen und Verwaltungen der Staaten ins- 
besondere, dafs es dem ernsten und kräftigen 
Willen, Schwierigkeiten In Ausführung des, 
als wahr, gut und nothwendig Erkannten zu 
überwinden, gelungen sey, so vieles wirklich 
zu machen, was in früheren Zeiten unter die 
Unmöglichkeiten gerechnet worden war! Nur 
einem , uns im Verhältnisse zur Vorwelt herab- 
würdigenden , Mangel an Ernst und Kraft wäre 



\ 



243 

demnach die Nichtausführung einer, als zwek« 
mäfsig und nothwendig erkannten, Verfassung 
des Staats zuzuschreiben, deren Realisirung 
wir nicht unter die Unmöglichkeiten rechnen 
können« ' 

§. 256. 
Weit also davon entfernt, um jener äufse- 
ren Schwierigkeiten und Hindernisse willen der 
Ausführbarkeit jener vorgeschlagenen Staatsver- 
fassung zu entsagen, müssen /yvir vielmehr ,- 
emporstrebender Menschheit würdig , dem Rufe 
folgen, jene Schwierigkeiten und Hindemisse 
zu untei;siichen , und die Wesje und Mittel zu 
erforschen, durch welche jene überwunden,, 
und die Forderungen der Natur und Vernunft 
befriedigt zu werden vermögen. Bescheiden wir 
uns dabey auch gerne, dafs bey dem Beginnes 
nicht nur nie zugleich Vollkommenheit und Voll- 
endung erreichbar sey, sondern dafs vielmehr 
kein menschliches Institut seinem Ideale je voll- 
kommen entsprechen werde, so sind wir dennoch 
nicht .minder der Verpflichtung der Menschen 
bewu£st, in allen dem, was Natur und Vernunft 
gebiethen, so viel zu thun, als sie immer können, 
und keine beliebige Grenze anzunehmen, über 
welche nicht noch eine Erhebung und weitere 
Annäherung zum Ideale möglich wäre. 

Anmerkung. Nur kleinliclie Seelen sind der sdiimpf« 
liehen Schwäche rähig> nicJits für ausfuhibar £14 
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halten y alt was bereiu ausgeführt worden ist, oder 
alles als unausführbar zu verwerfen, w^as mehrere oder 
wenigere Reformen, Aufopferungen und Anstrengun- 
gen erfordert. Nur von solchen dürfte daher über 
unsereVorgcschlagene Staatsverfassung dasUrdieil ilirer 
Unausführbarkeit gerillt w^erden können: doch auf 
solche Menschen "stüzt sich auch "wahrkaft unser Ver- 
trauen nicht, dafs unser Vorschlag je zur Realität 
gedeihen könne: durch sie würde keines der vielen^ 
wirklich bestehenden , vortreffliclien Institute , die 
früher nie bestanden, und, der Reformen und Opfer 
viele kosten i , je ins Daseyn geiufen worden , und die 
Menschheit nie um einen Schritt weiter gekommen 
seyn« Worauf sich jenes uiüer Vertrauen gründet , ist 
lediglich die zu allen Zeiten bestätigte, Erfahrung^ « 
dafs auch die Mehrzahl schwacher und kleiiuiiüthigex 
Menschen wider ihren Willen durch, wenn gleich selt- 
nere, Energie, Geistes,- und Seelengröfse zum Besseren 
geleitet, unwiderstehlich fortgerissen werden könne. 

§. 257. 
Das, was d^r Ausführung jener, als zwek« 
mäfsig deduzirten, Sitaatsverfassung von aufsen 
noch zur Zeit im Wege steht, ist theils nega- 
tiver, theils positiver Art, ist nämlich 
theils das Nichldaseyn dessen, wodurch die 
Realisirung jener Verfassung ihrer Natur nach 
bedingt ist, theils das Daseyn solcher Verhält- 
nisse, welche dem Geiste jener Verfassung wider- 
streben, und darum ihre Einführung positiv 
behindern: damit jene Verfassung wirklich ein- 
geführt werden könne , müfsie also jenem 
iiyiangel der Bedingung dieser Einführung abge- , 
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holfeii, tind müfsten diese positiven Hindernisse 
beseitigt A/rerden« Hiedurch ist denn unsere » 
durch denOÖegriff und Zwek einer angewand- 
ten allgemeinen Staatsverfas^ungslehre diktirte» 
Aufgabe dahin bestimmt, zu zeigen; Erstens: 
•wodurch die wirkliche Einführung der vorge- 
5chlagenen Staatsverfassung bedingt, und wie 
diese, noch z^ur Zeit ermangelnde, Bedingung 
zu bewerkstelligen sey? Zweytens: 
welche der bestehende Verhältnisse der Ten« 
denz jener Verfassung wesentlich wider- 
streben> und in welcher^ den Anforderun« 
gen der Gerechtigkeit wie der Klugheit gleich 
entsprechenden , Art diese positiven Hinder- 
nisse zu beseitigen seyen. ? — Ohne Zwei- 
fel mufs sich die praktische Brauchbarkeit 
unseres Vorschlags in demselben Grade bewährt 
linden , in welcihem es uns gelingen wird , jene 
Aufgabe befriedigend zu lösen. 

§. 1?58. 

Pie wesentlichen Momente der, im vori£:en 
Titel gezeichneten, Staatsverfassung, — in 
wieferne diese von den bestehenden Verfassung 
gen sich wesentlich unterscheidet, denii 
nur in sofern e kann ihre äufsere Ausführbarkeit 
einer Nachweisung bedürfen — bestehen darin ^ 
da(s das Recht der Staatsgewalt, seiner Natur 
nach, an der Gesammtheit der Staatsglieder 
unzertrennlich haftend, nicht an eine gewisse 
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Familie, tv\m i-ererbbarenPrivatelgenthiime der- 
selben, veräufsert, sondern nur die Befugnifs | 
seiner Aimibiing nach bestimmten Normen von 
jener Gesammtheit durch Wahl und Bevollmäch- 
tigung übertragen werde, dafs, um die, ihrem 
Begriffe zufolge, den Gesetzen subordinirte , 
Funktion der Vollziehung, auch w^irklich der 
Gesezgebung unterordnen zu können » die Ge- 

* 

waltsübun^ nach ihren beyden Haupt'zWeigen 
auf zwey verschiedene Subjekte vertheilt werde; 
dafs dieZwekmäfsigkeit der Gewaltsübung nicht 
der Willkühr der Bevollmächtigten , also dem 
Zufalle überlassen, sondern durch Verantwort- 
lichkeit der lezteren gesichert werde; dafs end- 
lich die Gesammtheit der Staatsglieder, als das 
bevollmächtigende Subjekt, da^, nach der Natur 
der Bevollmächtigung ihr zuständige. Recht 
der obersten Aufsicht über die Art des Vollzugs 
ihrer Vollmacht geltend mache, und dadurch 
ihre unveräufserlichen Rechte, ihre Selbsstän- 
digkeit und Souverainität behaupte, — daß an 
die Stelle der bisherigen mechanischen 
Komposition des Staats eine > der Menschheit 
würdige, organische Konstruktion des- 
selben trete. Leicht kann hieraus jederman 
abstrahiren, dafs eine solche Verfassung ihren 
Anfangs- und Endpunkt in der Gesammtheit der 
Staatsglieder habe, dafs in einem so verfafsten 
Staate das ganze Leben desselben , so wie die 
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bestimmte Richtung seiner Lebensthätigkeit, 
ton der Gesainmtheit de^Staat5iglieder ausgehen 
jniisse^ und von ihr ebenmäfsig die Sicherung 
und Garantie der Erreichung seines Zweks und 
seiner Be^ändigkeit selbst zu erwarten sey» 
Und dafs-es so seyn müsse , wenn der Staat e^n 
organisches», nnd sich selbst organisirendes 
Ganzes seyn soll , fliefst unmittelbar aus dem 
Begriffe und Wesen des Organismus. 

§. 259. 
Sollte demnach ein Staate nach jenen orga- 
nischen Gesetzen mit Wirksamkeit verfafst wer^ 
den können, so müfste vor allem die Gesammt- 
heit seiner Glieder dem Geiste jener Gesetze zu 
entsprechen fähig $eynj sie müfste fähig seyn, 
um die taViglichsten Subjekte zur Auspbung der 
Staatsgewalt wählen zu können, die Qualifika- 
tion zur Gewaltsübung, und, um ihr Recht zur 
Aufsicht geltend machen zu können , die Funk- 
tionen ihrer Bevollmächtigten , die Zwekmäfsig- 
fceit de.r Staatsverwaltung 'richtig zu beurtheilen* 
Da2iu würde aber nichts geringeres, jedoch 
auch nichts höheres, Erfordert, als^ dafs sie 
den Zwek ihres Vereins unverrükt in einem 
lebendigen Bewufstseyn hätte, die allgemeinen 
.Bedingungen der Mittel , jenen Zwek zu errei- 
chen, kentite, imd von dem besonderen Mittel- 
zwecke , dem Umfange und den Grenzen jedes 
einzelnen Zweigs der Staatsverwaltung unter- 
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richtet wäre: — dieses Wissen, unterstikt 
4 durch eine Festigkeit jenes Be wufstsey ns , und 
ein , zu einem gewissen , Takte gediehenes, 
Rechtsgefühl, ist es, was ich st aa tsrecht*' 
liehe Ktiltur nenne« — Die erste, allge- 
meinste, und zugleich alle übrigen in sich 
schliefsende , Bedingung der Ausführbarkeit der 
unterstellten Staatsverfassung für ein Volk, ißt 
also seine staatsrechtliche KuUun 

§. 260. 
Wenn eine Menge vernünftiger Wesen 
sich zum gemeinschaftlichen Erstreben eines 
bestimmten Zweks vereinigt hat, %o bringt es 
doch wohl die Natur der Sache mit sich , dafs 
jene Menge den Zwek ihres Vereins unverrükt 
im Auge behalte, und kaum etwas angelegen t«* 
lieberes müsse kennen können, als» sich um die 
Mittel derErreichbarkeit ihres Zweks zu bektim- 
mern , und das , was zur Erreichung desselben 
wirklich geschieht^und geschehen mnfs,oder nicht 
geschehen darf, mit stäter Theilnahm^ und Auf- 
merksamkeit zu verfolgen. Demnach sollte man 
glauben, dafs die, im vorigen §. ausgedrükte, For- 
derung an eine, zur Geltung ihres Rechts verei- 
nigte, das ist, zum Staate konstitüirte, Menschen- 
menge in einem so hohen Grade natürlich und 
gerecht sey, dafs, ohne einen gänzlichen Aus- 
tritt der Menschen aus ihrer vernünftigen Natur 
vorauszusetzen, auch nicht der geringste Zweifel 
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Statt finden könne, ob jedes , znm Staate kon« 
stituirte, Volk jener Forderung wirklicih ent- 
spreche : — dennoch zeigt die Erfahrung leider ! 
nur zu deutlich, dafs der gröfste Theil der, in 
Staaten vereinigten, Menschheit jener Forde- 
rung nicht nur wirklich nicht genüge, sondern 
3ogar bis zu der ^Tiefe gesunken sfey, welche 
Grund genug darbiethet , zu befürchten , dafs 
$ie sogar jeiie Forderung auf den ersten Anblik 
als übertrieben und unerfüllbar von sich weisen 
dürfte. 

§. 261. 
Nicht etwa nur dem grofsen Hamfen der 
Unterthanen in den meisten Staaten, sondern 
auch , man darf es kühn behaupten , Ser Mehr- 
zahl von Staatsbeamten selbst^ sind die Begriffe 
vom Staate und dessen Zwecke, von Rechten 
und Pflichten eines Staatsbürgers und Beamten , 
als solchen, von dem Werthe, der Nothwen- 
digkeit und Bestimmung einer Staatsgewalt, 
und nvß so mehr von allen dem, wodurch ein 
gesundes Urtheil über Staatsverwaltung bedingt 
i^t, völlig fremde Dinge, welch^ sich anzueig- 
nen, ihnen nie in den Sinn gekommen ist. 
Ohne/ Erkenntnifs und EmpEndung dessen , was 
der Staat ihm, und er dem Staate ist, unwissend 
und theilnahmslos an allen dem, was den Staat 
betrifft, thnt der ünterthan wie der Beamte 
maschinenartig für den Staat höchstens das. 
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wozu er mit Gf^walt getrieben wird, achtet 
aber auch alles das für rein verloren, was er 
dem Staate thun und geben mufs', ohne daraus 
einen handgreiflichen Vortheil unmittelbar für 
sich erwachsen zu sehen, und murret wie ein 
gefesseltes Tbier, wenn ihm eine ungewöhn- 
liche Anstrengung abgezwungen wird. Ob der 
Staat gut oder schlecht verwaltet werde? 
schleppt er nur sich und die Seinigen mühselig 
durch , ist ihm die gleichgültigste Sache : kennt . 
er doch kaum den Namen „Staats Verwaltung, •• 
wie viel weniger die Sache selbst. Mit Weni- 
gern! die Staatsglieder sind der Mehrzahl nach, 
in Beziehung auf den Staat, lebendige zwar, 
aber ^inn - und empfindungslose Maschinen, 
blofs passive Lastträger, die aller staatsrecht- 
lichen Kultur crmangeln. — Und eben^ dieser 
Mangel ist es, was vor allem der Ausführung 
der vorgeschlagenen Staatsverfassung noch zur 
Zeit im Wege steht. 

§. 262. 
Solchen Menschen ein staätsbürcherliches 
Leb^ und ^ewufstseyn einzuhauchen , ein 
warmes Interesse für den Staat in ihnen zu 
erwecken und^u erhalten, sie zur Würde akti- 
ver Glieder des Staats und geschikter Theilneh- 
mer der Souveränität , zur . UrtheilsPähigkeit 
über Staatsverfassung und Verwaltung zu erhe- 
ben, ist, man mufs es gestehen » eine sehr 
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schwierige Aufgabe, ein, grofse Anstrengung 
erheischendes, — jedoch keineswegs uneireich- 
bares,- Ziel. Jener gegenwärtige Zustand der, 
in Staaten vereinigten, Menschheit ist unver- 
kennbar ihrer vernünftigen Natur widerspre- 
chend , somit widernatürlich ; jede widematür- 
liehe Erscheinung an der Menschheit aber ist 
entweder durch Verwahrlosigkeit oder absicht- 
lich^ Hemnmng der Vernunftaufserung künstlich 
erzeugt, und wirklich fällt beydes^der bisherigen 
mechanischen Einrichtung des Staats selbst 
zur Last, aus welcher allein* die unterstellte 
Erscheinung befriedigend erklärt werden kann« 
Denn jener Einrichtung natürliche Folge war 
die Behandlung der Staatsgewalt, als eines ange- 
bohrnen , privativ - eigen thümlichen Rechts » 
und die willkührliche Ausübung derselben , die 
Forderung eines , ^Ues Geistes der Freyheit 
beraubten, unbedingten Gehorsams > und nicht 
nur die Ausschliefsung aller thätigen Mitwirkung 
der Bürger zur Besorgung dessen, was doch 
nach dem Begriffe des Staats gemeinschaftliche 
Angelegenheit aller ist, sondern auch die klein- 
lichste Geheimnifskrämerey selbst in der inneren 
Verwaltung des Staats, damit keine Einsicht in 
die Leitung der Maschine möglich sey , und 
endlich sogar Unterdrückung jedes lauten, wenn 
auch noch so unbefangenen , ürtheils über die 
Akte der Staatsgewalt. — Hiedurch mufste 
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dann aber auch hinwiederum nothwendig der 
Glaube an angebohrne unbedingte Unterwürfig- 
keit, und daraus ein knechtischer Sinn erzeugt ^ 
der Widerwille gegen alle Leistungen an den 
Staat erwekt, alles Bewufstseyn des Staatsz\rek5 
und alles Wissen um^ den Staat überhaupt aus 
den Köpfen > alle Theilnahme an dem Wohle des 
Staats aus den Herzen der Bürger verscheucht, 
jede Neigung, den Gang der Staatsverwaltung zu 
beachten, vernichtet, und so jene geschilderte 
thierisch • mechanische Stumpfsinnigkeit über 
alles, was den Staat angeht > fast allgemein ver- 
breitet werden. Sobald des Regenten Person 
allein, und ihr Privatzwek an die Stelle des 
Staats und des Staatszweks getreten war, un3 
seitdem der Staat nicht mehr, als um der Staats* 
glieder willen vorhanden , sondern lediglich als 
Maschine des Regenten^ und die $taatsglieder 
lediglich als Maschinentheile ohne Selbstzwek , 
behandelt wurden, seitdem inuCste an dea 
Staatsgliedern die Staatsbürgereigenschaft ihrem 
Wesen nach bis auf die lezteSpur verschwinden, 
und nur eine, thierisch - mechanische Unterthä* 
nigkeit übrig bleiben. 

§. 263. 

Es ist in demselben Grade leichter, eine nicht 

unheilbare Krankheit wirksam zu bekämpfen , 

in welchem man ihrer Quelle gewifs ist: je 

weniger also verkannt werden kann, dafs die. 
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durch jene Entartung des Staats veranlafste, 
absichtliche Unterdrückung des vernunftgemäfsen 
Karakters der in S(;aaten vereinigten Menschheit, 
nämlich ihrer staatsbürgerlichen Freyheit und 
Selbstständigkeit, und die daraus hervorgegan- 
gene gänzliche Yernachläfsigung aller staats- 
rechtlichen Kultur der Volker , die wahre Quelle 
jenes, derRealisirung der zwekmäfsigsten Staats* 
Verfassung entgegenstehenden , Mangels aus- 
mache, desto mehr sind wir in den Stand ge- 
sezt, die untrüglichen Mittel, wodurch jenem 
Mangel abgeholfen zu werden vermöge > zu 
bestimmen. 

• §. 264, 

Wäre das Bewufstseyn des wahren Staats- 
zweks, eine richtige Kenntnifs des Wesens und 
der Verrichtungen des Staats i und eine innige 
Theilnahme an dem Wohle des Staats bey der 
Mehrheit der ^aatsglieder wirklich vorhan- 
den, aber nur deren zwekmäfsige Äufserung 
durch die bisherige Anlage des Staats gefesselt, 
dann könnte es wohl weiter nichts bedürfen, 
als dafs diese Fesseln gelüftet würden; und dieis 
könnte nicht füglicher, als durch Vertauschung 
der bisherigen mechanischen Einrichtung des 
Staats mit jener vorgeschlagenen organischen 
Konstruktion desselben geschehen. Die durch 
diese Vertauschung bewirkte Wiedereinsetzung 
der Gesammtheit der Staat5glieder in den Besiz 






\ 



\ 






254 

der ihr zuständigen 9 aber bis dahin widerrecht- 
lich roremhaltenen » Rechte würde auch sicher 
die herrlichsten Früchte bringen; denn das Volk 
würde unter jener Voraussetzung fähig seyn, 
dem Geiste jener organischen Konstruktion zu 
entsprechen , und würde demselben In der ThaC 
um so gewisser entsprechen, je fester jenes 
Bewufstseyn, je gründlicher jene Kenntnifs^ 
und je lebendiger jene Theilnahnie wäre. — 
Da jedoch, nach dem lauten Zeugnisse der 
Erfahrung , durch die bisherige Mechanik des 
Staats selbst bey der Mehrheit der Staatsglieder 
jenes BewuCstseyn rein erloschen, jene Kennt- 
nifs ihr völlig entfremdet, und an dk| Stelle 
jener Theilnahme die kälteste Gleichgiiltigkeit 

• 

getreten ist , so könnte die Wiedereinsetzung 
der vorher bemerkten Art, die organische Kon- 
struktion des Staats^ ohne weiters durchgeführt^ 
zwar dem strengen Recht^ aber, durchaus 
nicht der Klugheit entsprechen; denn das Volk 
würde die, ihm plözlich wiedergegebene, Frey- 
heit und Selbstständigkeit, bey jener faktisch*- 
wahren Voraussetzung eines zwekpiafsigen Ge- 
brauchs derselben unfähig,bis zur Zügellosigkeit 
mifsbrauchen, und, statt die Herrschaft des Rechts 
zu befestigen, im wilden Austritte aus allen 
Schranken des Rechts und der Ordnung, den Staat 
zertrümmern, in den |ieillosesten Zustand der 
Anarchie und RecbLslosi^kelt zurüksinken. — 
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§. 265. 
Mit je >schreklicheren Zügen die Wahrheit 
dieses Erfolgs in den Jahrbüchern der Geschichte 
sich bestätigt findet, desto weniger kann es 
einem vernünftigen Menschen in den Sinn kom« ^ 
men, die plözliche Vertauschung der mecha«- 
nischen Anlage des Staats mit jener vorgeschla« 
genen organischen Konstruktion desselben hei« 
scheu zu wollen. Allein dieselbe Geschichta 
liefert auch die sprechendsten Beweise^ dafs es 
in gleichem Grade gefährlich sey, auf der mecha- 
nischen Anlage des Staats beharren, und den 
Völkern ihre unveräufserlichen Bechte, den 
Gliedern der Staai-jn ihre staatsbürgerliche Frey- 
heit und Selbstständigkeit hartni^ckig vorent* 
halten , uud sie in ewiger Unmündigkeit nieder- 
halten zu wollen. (Mari sehe die Anmerkung 
zum §• 250. ) Darum kann auch kein unbefan- 
gener vernünftiger Mensch rathen^ es bey dem 
gegenwärtigen, der näheren oder entfernteren', 
sicher aber einmal unvermeidlichen Gefahr der 
Bevolution ausgesezten, mechanischen Zustande 
der Staaten ohne weiteres bewenden zu lassen. — • 
Einige Beflexion über diese zweyfachen Besül- 
tate der Geschichte und Erfahrung mufs zu der 
Überzeugung von der absoluten Nothwendigkeit 
führen, dafs ein, , den Forderungen der Gerechtig- 
keit wie der Klugheit gleich lentsprechender, Ausr 
weg ohne längeren Verzug eingeschlagen werde. 



\ 



^ 



* X 



256 

§. 266. 
Die Gerechtigkeit fordert, dafs den> 
zu Staaten konstitiürten , Yölkera, als solchen, 
die ihnen vorenthaltenen Rechte , ihre politische 
Selbstständigkeit und Freyheit, wiedergegeben 
werden, und dieser Forderung mufs, so gewifs 
sie eine Forderung der Gerechtigkeit ist, und 
die Befestigung der Herrschaft des Rechts zuv 
Endabsicht hat» ohne Widerrede genügt wer- 
den, um so mehr, weil aufserdem die Gefahr 
einer gewaltsamen Wiedereroberung unvermeid- 
lich ist. — « Die Klugheit fordert, dafs jene 
Wiedereinsetzung der Völker in den Besiz ihrer 
Rechte nicht eher erfolge > als bis jene, diese 
ihre Rechte «zwekmäfsig zu gebrauchen verste« 
hen; und dieser ihrer Forderung darf, ohne die 
gröfste Gefahr für das Recht selbst, nicht ent« 
gegen gehandelt werden* — ym nun jener erste- 
ren Forderung, ohne Gefahr, das ist, ohne Verstofs 
gegen die leztere , genügen zu können , befiehlt 
die Vernunft, als die gemeinschaftliche Quelle 
der Ansprüche des Rechts wie der Klugheit , vo^ 
allem , die Völker auf einen , dem Zwecke des 
Staats entsprechenden, Gebrauch jener* ihrer 
Rechte vorzubereiten* Die Möglichkeit, 
dafs ein zum Staate kon3tituirtes Volk «eine 
Rechte, als solches, dem Zwecke des Staats 
entsprechend gebrauche, ist, nach §. 259, 
seine staatsrechtliche Kultur in dem dort 
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bestimmten Sinne; diese staatsrechtliche Kultur 
der Völker ist es also, welche vo^ allem bewirkt 
werden mufsi und auf deren Realisirung die 
Begenten ein um so gröfseres Mafs von Kraft zu 
verwenden verpflichtet sind, je mehr jene ver* 
nachläfsigt ist, und je mehr auf ihren Vätern 
die Sünde haftet, jene Verwahrlosung der Völker 
in der angegebenen Hinsicht durch ihre Kegie- 
rungsweise verschuldet zu haben* 

§. 267. . 
Die staatsrechtliche Kultur beruht auf der 
innigen Überzeugung von der Nothwendigkeit 
des Staats, auf der geläuterten und reifen Kennt* 
nifs seiner Bestimmung, seines Wesens und der 
Mittel zur Erreichung seines Zweks, verbunden 
mit einer habituell gewordenen ErapfängliclH 
keit und Theilnahme des Gefühls für alles, was 
den Staat, als solchen, näher oder entfernter 
berührt. Jene Überzeugung und Kenntnifs, so 
wie diese habituelle Stimmung des Gemüths 
müssen, da sie offenbar dem Menschen nicht 
angeboren sind, so wie jede andere positive 
Kenntnifs und solide Richtung des Gemüth^ 
erworben und angeeignet werden; unstreitig 
aber hatiiie Natur den Menschen mit den Anlagen^ 
und Kräften hiezu, wie für jeden durch die 
Vernunft ihm vorgestekten Zwek, ausgerüstet. 
Das längst gekannte Mittel, uip die von der 
Natur den Menschen mitgegebenen Anlagen d^ 

Be lir Suatskunat I. Abtlu 17 / ' ' 
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Geistes und der Seele zu entwickeln , und sie 
zur Erreichung vernünftiger Zwecke auszubil- 
den, ist die Erziehung, welche in verschie- 
dene Branchen zerfällt, je nach den verschie- 
denen besonderen Zwecken > für welche jene 
Anlagen entwickelt und ausgebildet werden. Die 
Entwickelung der Anlagen des Geistes und der 
Seele für den Zwek des Staats > die Ausbildung 
derselben zur Geschiklichkeit für Mitwirkung 
zur Erreichung dieses Zweks, gibt uns nun eben- 
mäfsig eine besondere Branche der Erziehung , 
nämlich die der Erziehung für den Staat. 
Diese , als planm^fsige Vorbereitung des IVten- 
schen, um seiner Bestimmung im Staate voll- 
kommen genügen zu können, als Herausbildung 
der Staatsbürgerqualifikation aus der Individua- 
lität des Menschen , als Bildung des Menschen 
zu einem- brauchbaren Organe des Staatsganzen , 
die^e Erziehung, deren Tendenz mit dem 
Zwecke des Staats zusammenfällt, und welche 
die geforderte staatsrechtliche Kultur ^als Produkt 
gibtf ist sonach das natürlichste und unerlafs- 
liehe, Mittel, die höchste und umfassendste 
Bedingung der A^isführbarkeit der postulirten 
organischen Konstruktion des Staats zu realisiren, 

§. 268. 
Je länger bereits die Überzeugung von 'der 
Wichtigkeit und Nothwendigkeit der Erziehung 
.d^s Mensphen ^ als solchen » so wie der Entwik- 
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kelung und Ausbildnng^ seiner AnTagen ' zum 
Behufe seiner speziellen Bestimmungen zur 
Reife gediehen ist» und je länger bereits der 
Staat seine Yerpflichtung^ die Erziehung in 
ihrer allgemeinen sowohl , als besonderen Rich- 
tung zu unterstützen, praktisch anerkannt hat^ 
desto aufFallender mufs.es seyn, die Erziehung f 
in beynahe allen ihren übrigen Richtungen, 
nur gerade nicht in derjenigen , in welcher sie 
den Staat selbst zunächst angeht, und durch 
welche seine eigne Vervollkommnung zu oberst 
bedingt ist, vom Staat gepflegt, die Erziehmig 
für den Staat vom Staate vielmehif gänzlich ver- 
nachläfsigt zu sehen. Freylich mag die staats- 
rechtliche Kultur der Volker im oben bestimm- 
ten Sinne nicht ganz in den bisherigei;i Plan der 
Herrscher gepafst haben, und daraus wird es 
zum Theile erklärbar > warum dieses Mittel 
zum Zwecke jener Kultur aufser Acht geblieben 
Bey: in soferne jedoch die rohen Materialien 
wenigstens einiger bestimmten Zurichtung be- 
dürfen ,. um als tauglii^he Bestandtheile einer be- 
stimmten Maschine gebraucht werden zu kön- 
nen , in soferne die Menschen ohne alle Erzie*- 
hung jener bestimmten Art selbst bey der gegen- 
wärtigen Einrichtung des Staats unmöglich gute 
und geschikte Bürger seyn können, in soferne 
bleibt die Erscheinung jener gänzlichen Ver- 
nachläfsigun^ doch immer nocn in einem hohen 
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Grade auffallend: denn, wenn auch nicht von 
Rechten des Bürgers gegen den Staat die Rede 
seyn soU,^woher sollte dann dem Menschen, 
auch nur die Kenntnifsi und vorzüglich die 
^Überzeugung von den Pflichten des Bürgers 
in Beziehung auf den Staat kommen ? Und dafs 
derjenige Staat in einer mifslicheir Lage sey, 
dessen Glieder, blofs aus Zwang und Furcht, 
und nicht aus eigner innerer Überzeugung ihre 
Bürgerpflichten erfüllen» wer sollte das nicht 
aus der Erfahrung wissen? 

§• 269. 
Doch! was früher, in der Periode der 
Kindheit des Staats, der Mangel an Erkenntnifs 
der zwekmäfsigsten Mittel zur Vervollkomm- 
nung des Staats selbst hinreichend entschul- 
digen konnte, das würde jezt, nachdem jene 
Erkenntnifs sich beträchtlich erweitert n hat p 
nur Mangel an gutem Willen verrathen ; denn , 
t^ nachdem die Überzeugung von der Nothwen- 

digkeit der Reform des Staats, von der Noth- 
wendigkeit , der staatsrechtlichen Kultur der 
Völker, und ihrer Erziehung für den Staat, als 
des unumgänglichen Mittels für jene Zwecke, 
zur Reife gediehen ist , würde die fernere Ver- 
nachläfsigung dieser Erziehung nur erklärbar 
seyn, durch Voraussetzung des rechtswidrigen 
Willens, die Völker nie in den Besiz ihrer 
Rechte wieder einzusetzen, sie nie zur Staats- 
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bürgerlichen Freyhelt und Selbstständigkeit 
gelangen zu lassen , sie in ewiger Unmündigkeit 
nieder zu halten. Sollen dejnnach die Völker 
nicht genöthigt Peyn 9 ihren Regenten diesen 
Willen zuzuschreiben, und wollen die Regenten 
jnicht mit Hintansetzimg des höchsten Interesses 
der Völker, zugleich ihre eigne Sicherheit der 
gröfsten Gefahr blofs geben , so mufs die Erzie- 
hung der Völker für den Staat fortan ihre ange- 
legentlichste Sorge werden. v 

Anmerkung, Ein Hauptgegenstand , welchen bisher 
, manche Regierung ihrer Aufmerks'amlLeit , und selbst 
einiges Aufwandes würdigte, und wofür sie ott durch 
die lautesten Lobeserhebungen belohnt wurde , ist die 
Erziehung der 'Burger . zu manclierley körperlichen 
Oewerbs - und Künstfertigkeiten , zur Industrie über- 
haupt. Allein > so wenig die Wohltliätigkeit dieser 
Erziehung fiir die Menschen in Hinsicht ihrer physi« 
sdien Existenz y und mittelbar auch Tur die Kassen, 
des Staats, als worin die Haupttriebfeder jener Auf- 
merksamkeit zu suchen ist, mifskannt werden kann," 
so w^nig läfst sich leugnen, dafs mit blofsen Industrie- 
^ maschinen dem Staate noch laxige nicht geholfen ^eyl 
Es können die Bürger eines Staats sehr industriös, und 
die Kassen eines Staats stäts genillt seyn, während 
deimoch sein eigentlicher Zwek ganz verfehlt bleibt. 
Gerade in jener Obsorge der Regierung für die Erzie- 
hung zur Industrie, während dem sie die eigentliche 
Erziehung für den Staat ganz vernachläfsigt , spricht 
sich das nachtheilige Übergewicht des finanziellen 
Eigennutzes über das wahre nM höchste Interesse de» 
Staats am deutlichsten aus. Die Regierung gleicht in 
dieser Hinsicht einem geizigen Menschen, der, indem 
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er nur seine physische Subsistcnz zu sichern ba- 
miiht ist, die Bedingungen um seiner höheren 
Bestimmung, als Mensch , genügen zu können , ganz 
aufser Atht läfst. 

§. 270, 

Die staatsrechtliche Kultur, als Produkt 

der Erziehung für den Staate beruht, wie wir 

gesehen haben , auF bestimmten Kenntnissen , 

und deren natürlichen Einflusre auf die Stirn» 

mung Sits Gemüths : das Hauptgeschäft der 

Erziehung für den Staat wird demnach' bestehen 

müssen in dem, allen künftigen Bürgern delb 

Staats zu ertheilenden , Unterrichte, in jenen 

Kenntnissen, das ist, in der Anregung und 

Entwickelung derjenigen Vorstellungen und 

Begriffe; woraus jene Kenntnisse erwachsen, 

und in der Steigerung dieser Erkenntnisse bis 

zu dem Grade der Klanheit^ Überzeugtmg und 

Gewandtheit, wodurch die Herrschaft derselben 

über das Gemüth bedingt und gesichert ist. 

Die Hauptgegenstände dieses Unterrichts sind: 

die Regel des Rechts, und die Bedingungen, 

ihrer Gattung, die Noth wendigkeit, der Zwek 

und Nutzen des Staats, Nothwendi^keit und 

Bestimmung der Staatsgewalt^ und einer, jener 

Bestimmung entsprechenden^ Unterthänigkeit, 

Bedingungen der Mittel zur Erreichung des 

Staatszweks, Mittelzwecke, Umfang undGren- 

zen der einzelnen, spezifisch verschiedenen, 

Yerrichamgen der Staatsgewalt, und die daraus 
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entspringenden Rechts- und Fflichtsbeziehungeln 
der Bürger 1 überhaupt alles das, wodurch die 
JVIöglichkeit , die Lebens'äufserungen des Staats 
vernünftig beürtheilen, und aus freyer Selbst* 
bestimmung ein guter Staatsbürger, ein tüch- 
tiges Glied des Staatsganzen seyn zu können, 
bc^dingt ist« 

§. 271. 
An einem Unterrichte der Art, an einer 
solchen unmittelbaren Erziehung der künftigen 
Bürger f(ir den Staat hat es bis jezt gänzlich 
gefehlt, und wenn auch die Tendenz der bis- 
herigen Erziehung in einzelnen Modifikationen 
aufzwecke im St!aate ging, so war sie doch nie 
unmittelbar auf den Zwek des Staats^ selbst 
gerichtet^ wjenn man auch die Vorbereitung 
einzelner Klassen von Subjekten auf ihre Be« 
Stimmung im Staate vor Augen hatte, so ver- 
sperrten dennoch wieder bey dieser Bestimmung 
persönliche Zwecke meistens die Hinsicht auf 
den Zwek des Staats. Bürgerschulen gaben den 
Zöglingen nüzliche Kenntnisse zur Beförderung 
der Industrie, damit sie es für sich einst 
weiter darin bringen, ihr Gewerbe mit mehrerem 
Nutzen für sich betreiben sollen: üniversi* 
täten -unterrichteten die Jünglinge in der Theo- 
Ic^ie, lurisprudenz > Medizia u. s. w. , damit 
sie fähig seyen, Ämter ^zu erlangen, und durch 
dieselben für sich Versorgungen zu erhalten. 
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Vergebens aber sucht man Erziehnngs ^ oder 
Lehrinstitute 9 worin man Rüksicht nähme auf 
das , was die Zöglinge einst , nicht sowohl sich 
selbsr, als dem Staate werden sollen: über ihr 
Verhältnifs und ihre Verpflichtung zu diesem 
läfst man ihre Köpfe meistens so unwissend , als 
ihre Herzen kalt und theilnahmlos an allein, 
was dessen VervoUk^ommnung erfordert, ohne 
für sie unmittelbare persönliche Vortheiie zu 
gewähren. 

§. 272. 
Wenn man nun aber erkennen mufste t : dafs^ 
die Erziehung das Mittel sey^ um den Menschen 
nicht nur zum Menschen y sondern auch zum 
geschikten Gewerbsmann und Künstfer^ zum 
Gelehrten, zum Militär, zum Handelsmann 
u« s. w. zu bilden, durch Mittheilung derjeni- 
gen Kenntnisse und Gesinnungen, deren er 
für diese Bestimmungen bedarf > warum spUte 
man nicht endlich auch der Überzeugung 
sich hingebeA , dafs Erziehung ebenmäfsig das 
Mittel sey, den Menschen zum Staatsbürger 
zu bilden, durch Mittheilung desjenigen Kennt- 
nisse und Gesinnungen, welche ihm in diesem 
Verhältnisse, nach den verschiedenen näheren 
Beziehungen desselben , Bedürfnifs sind ? «^ 
Wenn man jezt, ohne gänzliche Blindheit zU 
verrathen, nicht mehr leugnen kann, da£^, um 
ein guter Staatsbürger ». ein gesohiktes Glied im 
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Ganzen des Staats — • Tromrfter Freylich etwas 
anderes zu verstehen ist» als ein mechanisches 
Lastthier— seyn zu können t ein sehr bedeu* 
tender Umfang von Erkenntnissen gefordert 
werde, dafs achter Bürgersinn keine Chimäre 
jeyt so läfst sich auch nicht mehr mifskennen, 
dafs jene und dieser erworben werden müssen » 
dafs diese Erwerbung einen eigenen, darauf 
gerichteten, Unterricht erheische, und dafs die 
Bewirkung dieses Unterrichts ungleich mehr» 
als die irgend eines andern, Gegenstand der 
unmittelbaren Staatsobsorge sey, da kein anderer 
Zweig des Unterrichts das unmittelbare B^dürf- 
nifs des Staats in gleichem Gr^de und in gleicher 
Ausdehnung zum Grunde haben kann. 

, §. 273. 
Die Bealisirung des geforderten Unterrichts 
kann unter den gegenwärtigen Umständen kei- 
nen bedeutenden Schwierigkeiten unterliegen « 
da es nicht eigener, jenem Zwecke ausschliefsend 
-gewidmeter Institute , sondern blofs einer Erwei- 
terung und Modifikation der bestehenden Ii^sti- 
tute, wodurch diese fähig gemacht werden^ dem 
unterstellten Bedürfnisse abzuhelfen , bedarfv 
Landschulen > Bürgerschulen und gelehrte Schu- 
len von jedem Grade können eigene Klassen oder 
.Unterrichtsabtbeilungen erhalten ,1. in welchen 
mah den Schüler auf seine Bestimnwng im Staate 
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Übung fähig sind, kanb* selbst die 5 so unter- 
riditete, Gattin durch ihren natürlichen Einflufs 
auf den Gatten , und die Mutter^ welche', vom 
Hebten Staatsbürgersinn durchdrungen» dem künf- 
tigen Staatsbürger die erste Entwickelung seiner 
Körper - und Geisteskräfte gewährt , dem Stallte 
kaum berechenbare Vortheile bringen. 

§. 275. 
Um dem postulirten Unterrichte die gehö- 
rige Richtung zu geben, und seine Zwekmäfsig« 
keit möglichst zu sichern , mufs der Staat dafür 
sorgen, dafe für jede Stufe jenes Unterrichts 
passende Lehrbücher vorhanden seyen, nach 
deren Anleitung die Staatsbürgerqualifikation 
entwickelt werde. Ein Katechismus für den 
Staat sey in den Händen jedjes künftigen Staats- 
glieds, wie ein Katechismus für die Kirche sich 
in den Händenr jedes künftigen Kirchenglieds 
befindet. Es werde kein Lehrer angestellte der 
«icht^zuvor seine Lehr fähigkeit hinsichtlich des 
ihm obliegenden Staat Aürgerunterrichts, es 
werde Niemand /zum . Bürger \des Staats aufge- 
nommen, der nicht zuvor seine Qualifikation 
zum Staatsbürger, hinlänglich erprobt habe« Oder 
sollte es ferner möglich seyn , dafs ein Staat es 
für minder nothwendig erachtete , sich selbst in 
Ansehung der Fähigkeit der Staatsgeno^sen sicher 
zu stellen, als er es bisher für nothwendig hielt, 
die Zünfte in Ansehung der Fähigkeit der Zunft« 
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genossen zu sichern? Müfste man sich dann ^ 

nicht der traurigen Überzeugung hingeben, dafo 
dem Staate die Erreichung seines Zweks völlig 
gleichgültig sey? — Soll der Begriff des Staats 
Healität haben> so mufs man in ihm die Gesammt^ ; 

heit seiner Glieder umfassen : die Glieder eines 
Staats für den Staat erziehen , heifst sonach , den 
Staat selbst zur Erreichung seines Zweks qualiii« , « 

ziren, und diese seine Qualifikation ist ohne jene 
Erziehung schlechthin unerreichbar. Vernach- 
läfsigung der lezteren ist daher auch nothwendig > 

Vernachläfsigung des Staatszweks selbst. — Ist 
aber nur einmal eine Generation zwekmafsig für- 
den Staat erzogen, dann wird diese ai^ch auf die ^ 

folgende wieder planmäfsig fortwirken, selbst 
durch die Privaterziehung jener öffentlichen^ 
Wirksamkeit in die Hände arbeiten, und sobald ' 

den erwünschlichen Grad der staatsrechtlichen 
Kultur herbeyführen. \ 

§• 276. 
Sollte aber nicht die Beförderung der Staats* 
rechtlichen Kultur der Völker auf dem bezeich- 
neten Wege mehr nachtheilig als vortheilhaft, 
mehr gefährdend als Gefahrverhütend seyn? •^-* 
Noch gibt es, leider! eine sehr bevölkerte Klassa 
von Menschen, welche sich ein Geschäft daraus 
macht, jenes Beginnen als^ gefährlich füt die 
Buhe und Sicherheit der Staaten und ihrer Be- 
herrscher zu verschreyen , e$ sogar für Eingriffe 
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in die Rechte der Herrscher zu erklären , Mrenn 
diejenigen, welche im Gegensatze von jenen, i!bit 
dem Namen , Unterthanen , bezeichnet werden , 
•nch ai^F den Staat und dessen Verwaltung ihre 
Aufmerksamkeit richteten , und zu behaupten i 
da£5 denjenigen, welchen die Pflicht obläge, zu 
gehorchen f kein Recht zustehe t sich um die 
Gründe und Beschaffenheit der Staatsgewalt und 
ihre Thätigkeit zu bekümmern; und wirklich 
hat der Erfolg gezeigt f dafs dergleichen Insinua- 
tionen wirksamen Eingang fanden. — So lange 
freylich, als die Regenten solchem vorurtheil- 
rollen Einflüstern mehr, als den Stimmen laute- 
rer Wahrheit Gehör geben wollten , dürfte die 
Ausführung imseres Vorschlags Frommer Wunsch, 
dürfte aber auch wahr bleiben, was ein ach* 
tungswürdiger Schriftsteller sagte: dafs die voti 
ihren. Höflingen vielgeliebten Monarchen , mei- 
stens in den Herzen ihrer Unterthanen die viel 
gehafsten, und in der Schätzung Europens die 
viel verachteten seyen, dürfte also eben hiedurch 
sich bewähren, dafs die Befolgung jener Maxincie 
zu einem, dem vorgegebenen gerade entgegen* 
gesezten, Ziele führe. — Je weniger sich 
jedoch im festen Vertrauen auf den sicheren 
Gang der Natur bezweifeln läfst, dafs die Stimme 
unbeEangener Wahrheit über jenes Geschrey des 
Irrthums endlich doch den Sieg erringen müsse , 
desto stärker muCs man ^ich aufgefordert fülilen. 
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t 
durch den Beweis der Nothwendiglceit jener 

Erziehung für den Staat, und der grofsen Vor« 

theile der staatsrechtlichen Kultur der Völk^ 

gl&rade in der gegenwärtigen Lage der Dinge der 

Wahrheit den Sieg bereiten zu helfen. . 

§. 277. 
Abgesehen davon , dafs, da eine Regierungf 
welche sich der redlichen Erfüllung ihrer Be* 
Stimmung bewufst ist^ von der staatsrechtlichen 
kultur des Volks nicht nur nichts zu befürchtet, 
sondern nur Gewinn zu erwarten haben Jkann, 
die yernachläfsigung jener Kultur für ein sehr 
unzweydeutiges Bekenntnifs eines« bösen Be« 
wiifstseyns genommen werden dürfte, und 
wirklich dafür genommen werde , was denn 
doch dem Zwecke der Regierung unmöglich 
zuträglich seyn kann , «— ist die Thatsache nicht 
zu leugnen > d^fs die Lichtf^nken, welche dia 
neueste Reyolutionsflamme ausgofs , sich allent* 
halben hin verbreitet > und in Millionen von 
Köpfen , in welchen vorher dichte Finsternib 
herrschte , #ine Art von Dämmerung herbeyge* 
fuhrt haben. Begriffe von Rechten der Menschen 
und der Bürger , vom Zwecke des Staats , von 
den* Pflichten , und der Verantwortlichkeit der 
Gewaltsinhaber, von Gleichheit in der Freyheit 
wie im Zwange für alle Staatsglieder, sind in 
Umlauf gekommen , aber gröfstentheils unvoU- ^ 
endetf ungeordnet und unbefestigt geblieben; 






\ 



4 



,j%i 

t'4 



T 



272 

unter der Masse jedes Volks sind die mannichfal- 
tigsten, abgerissenen, halb wahren, i'-er^tüm« 
mellen , ganz verkehrten Ideen vom Wesen de« 
Staats und seiner Verwaltung erwacht und ver- 
breitet, eine Are von Halb wisserey, weit gefähr* 
lieber, ,als gänzliche Unwissenheit. Laut äufserl: 
sich das Streben na^h dem Genüsse gleicher 
Staatsbtirgerrechte , noch lauter die Anmafsung 
eines absprechenden Urtheils über alles, was die 
Begierung will> befiehlt und thut: leichtsinnig, 
ob wohl selten, wird Lob gespendet, meistens 
aber rasch mit Tadel zugefahren, sicher aber 
beydes grofstentheils am unrechten Orte. Ein 
dumpfes Murren der Unzufriedenheit, eine halb« 
verbissene Klage über despotischen Druk gährt 
mehr und weniger unter allen Völkern. Selbst 
über die äufseren Angelegenheiten der Staatea 
wird in den öffentlichen und Privatgesellschaften 
aller Stände mit gröfserem Eifer und Parthey* 
geiste debattirt« als es je in einem Kabinette 
der Fall seyn mag. Kurz! alle Symptomen sind 
vorhanden , dafs in allen Völkern dai Bedtirf nifs 
ihrer Einwirkung auf den Staat erwacht, dafs 
das Souveränitätsgefühl der Völker in einem 
hohen Grade gespannt sey: — wohin kann — • 
wird — mufs diese Spannung führen , wenn ihr 
nicht zeitlich durch ^wekmäfsige Maf^* 
regeln begegnet wird? 
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§. 278. 
Jenes Chaos von Begriffen nnd Ideen sich 
selbst zu überlassen, dürfte offenbar eben so 
gefahrvoll seyn^ als es utimöglich ist, jienes 
einmal angeregt;e Streben der Kräfte und des 
Gefühls wieder gänzlich nieder zu schlagen; 
denn, wer möchte dafür bürgen, dafs nicht im 
ersten Falle der leiseste Anstofs eine Reibung 
jener sich durchkreuzenden Vorstellungen er- 
zeugen, irgend einLuftgebild in jener Dämme- 
ning die Phantasie erhitzen, .und bis zur 
Schwärmerey hinreifsen könnte, welche der 
untrügliche Vorbote gewaltsamer 'Explosionen 
ist ? Und Zwangsmittel zum Behufe der lezteren 
Absicht würden nur sicher vermehren, was sie^ 
vermindern sollten ; Gewalt und i Strafen , als 
Dämme gegen Aufklärung und gespanntes Be*^ 
dürfnifsgefübl gebraucht, haben sücK von jeher 
vielmehr als erhöhte Reizmittel bewährt, sobald 
das Streben nach Befriedigung einmal rege und 
kräftig geworden war: auch dec Prefszwang 
oder die Zansur^renge kömmt in unsern Tagen 
yrenigstens zu spät> nachdem seit Jahren alles 
sogar, was nur Revolutionäres gesagt werden 
konnte, unt^r allen Volksklassen verbi^eitet ist, 
und nie verhindert vf erden kann> das weitere/ 
.für Kontrebande erklärte, Ideen eingeführtr 
werden <,r. welche keine Mauth in der Welt zu 
entdecken nnd zu koh&sziren vermag« Alle 
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übrigen , bisher gebraucKten , Polizeyverfü- 
gungen müssen ebenfalls. das Übel nur vermeh- 
ren, in soferne sie mehr oder weniger , immer 
aber einiges Mifstranen gegen die Gesinnungen 
der Unterthanen verrathen ; denn nichts macht 
^ sehr geneigt zum Widerstreben, als Mils- 
trauen» und die dadurch bewirkte Entfernung 
der Gemüther; dafs aber eine Erhöhung des 
Reizes zum Widerstreben gar nicht geeignet 
sey, jeneGeEarhr in dem. gegenwärtigen Zustande 
zu bekämpfen, kann keines Beweises bedürfen. 

§. 279. 
Die einzig zwekmafsige Maxime einer 

klugen Politik befiehlt*: die Irrthümer zu ver- 
scheuchen» und Wahrheit zu befördern, wo 
man Erkenntnifsi wenn auch nicht gerne sieht, 
doch nicht mehr verhindern kann : jene'Begriffe 
tind Ideen, in Beziehung auf den Staat, sind 
allgemein verbreitet, und unvertilgbar einge- 
wurzelt, liegen aber halb erhellt, halb im 
Dunkeln verworren untereinander. Was daher 
zufolge jener Maxime geschehen kann und mufs, 
ist: was chaotisch untereinander geworfen ist, 
auizuhellen , zu ordnen und zu berichtigen ; zu 
sorgen, dafs aus dem Chaos eine neue wohlthä- 
tige Schöpfung , dafs aus jen^Jr Revolution der 
Ge^inirimgen. eine neue zwekmafsige Ordnupg 
der 'Dit?ge hervorgehe.: das einzig ./wirksame 
Mittel für diesen Zwlek ist:^ Aa&läfung, in 
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Bezaehutig auf dien Staate zu befördern, und 

einen ächten Staatsbürgersinn über alle Verhältp \ 

mss6 und unter allen Ständen im Staate zu I 

erwecken und zu beleben; denn das Übel ist / 

■* 
allgemein, und bedarf sonach auch eines allge* 

meinen Heilmittels» Was auf jenem Wege her- 
-vorgebracht wird, ist das zuverläfsigste Heil* 

mittel gegen jene zwekwidrige und verderbliche \ 

Entwickelung , und umfafst alks , was in der 

unterstellten Rüksicht wirksam erfunden werden ] 

kann ; denn es bleibt ewig wahr , dafs jede aus 
Vorurtheil und Irrthum enlspringende, Gefahr 
nur dadurch kräftig und sicher bekämpft werden 
könne > dafs man ihre Quelle selbst unmittelbar 
rerstopft -r- durch Erweiterung und Berichti- 
gung der Einsicht 1 durch Beförderung dei^ 
Wahrheit. Einsicht und Wahi:heit können ab^r 

nur dem Bösen , nie dem Guten nachtheilig ^ 

werden. Jenes Mittel allein entspricht denl 
Bedürfnisse unserer Zeit, und athmet den Geist 
ächter Humanität, ist also auch ailein wahrev 
Regentenweisheit würdig. x * 

§. 280. 
Wo die Glieder eines Staats nicht mehr 
einer , riiierischen Unwissenheit hingegeben i 
über auch über das Wesen des Staats noch nicht 
kinlitoglich ^aufgeklärt sind, wo sie den Druk 
V;:ei'alteter Formeny und das Bedürfnifs der Ver- 
besserung und Vervollkomi^inung der Sia^at^vcc-* ^ 
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waltung einpRodeD, aber beine Neignng und 
Teranstaltung dazu von oben her wahrnehmeD ; 
wo sich die Unthätigkeit des Regenten, und die 
Selbstsucht und mechanische Verfahrungsart, der 
Staatsdiener ihrem^ freylicli jezt geschärfteren. 
Blicke aufdringen, und wo sie auf alles die.<ie$, 
durch Beweise von Mifstraueo und Entfernung, 
von Seite der Begieruug noch mehr aufmerksam 
gemacht, durch dasselbe zu einer gegenseitigen 
Empßndlichkeit und Unlust gereizt werden : — 
da ist allerdings für die bestehende Staatsfonn 
und die Sicherheit des Regenten viel zu fürchten. 
Wo hingegen der Regent seine Bestimmung 
kennt, und sie zu erreichen strebt« wo alte 
Zweige der Staatsverwaltung der Vollkommen- 
heit naher gebracht, und die Unterthanen fähiger 
gemacht werden, die Vortheile derselben, so 
wie jenes Bestreben, zu erkennen, und selbst 
möglichst zu erleichtern ; wo der Regent die 
Kräfte zu entwickeln und zu leiten versteht, 
die er nicht unterdrücken kann, auch nicht 
unterdrücken würde, wenn er es gleich ver- 
möchte; wo er den Menschen in seinen Unter- 
thanen noch deutlicher, als sie selbst, erkennt, 
noch höher, als sie selbst, achtet, ihre Ein- 
nchten schäzt, und ihre Wünsche ehrt; auf 
das Bedürfnifs der Zeit achtet, und diesem in 
dem Geiste der Zeit abzuhelfen sucht : da werden 
die Bemühungen des Regenten von seinen 
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Unterthanen auch richtig anerkaimt, und willig 
linterstüzt, ihre ganze wohl thätige Wirksamkeit 
erlangen» da sind Regent und Volk durch das Band 
der berichtigten Einsicht, des belebten Bürger- 
ßinnes und der veredelten Humanität auf das 
ionigste verknüpft, und gegen jede GeFahr zer- 
störender Grundsätze unerschütterlich gesichert. 

§. 281. 
Welchem Regenten, der für seine eigene 
Sicherheit nur einigeSorge trägt> sollte demnach 
nicht die unumgängliche Noth wendigkeit, 
die .staatsrechtliche Kultur seines Volks aus allen 
Kräften zu befördern , bis zur höchsten Evident 
einleuchten müssen ? — Dafs ^^te die eigene 
Sicherheit der Herrscher von der sta^rechtlichen 
Kultur ihrer Völker abhängig madite, ist das un« 
fehlj;>are Mittel > dessen sich die Natur bediente, 
um die Herrscher zu nötfaigen, unverzüglich an 
die Erziehung ihrer Völker für den Staat Hand zu 
legen, und dadurch die Vervollkommnung des 
Staats zn bewirken, welche vielleicht aufser dem 
Plane der Herrscher liegen könnte y sicher aber 
von derNatui^beabwchtigt ist. Wo der Herrscher 
diesen Wink der Natur verachtet, ihre Tendenz 
zu unterdrücken veisucht, — was wird er da 
nicht fürchten -müssen?« Wo er hingegen jeneti\ 
Winke folgt, dem Gange der Natur in die Hände 
arbeitet ~ was kann er da zu fürchten , was 
mufft er vielmehr zu hoffen haben ? 
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§. Ö82; 

Wenn der Unterthan , d^r nun einmal 
«rfahren hat, düfs er Staatsbürger i^c* aach 
lernt, was er als Staatsbürger sev, zn erwartep 
lind zu leisten habe , wenn er erkennt nnd 
empfindet, Wa$ der Staat ihm, und er deta 
Staate i$t, wenn die berichtigte und veredelt« 
Einsicht dann in seinem Busen ein reines kräf- 
tiges Staatsbürgergefühl erwekt; dann müssen 
die meisten Hindernisse, welche die Regierungen 
bisher in ihrer Wirksamkeit bey ihren UnterthfH 
nen fanden , um so schneller schwinden , je 
gewisser sie in der Unwissenheit tind dem 
Mangel an Theilnahme der lezteren an dem 
Wohle des Staat« ihren Grund hatten ; dann wird 
die gröfste Behutsamkeit und eine schonende 
Diskretion im UrtheÜen an die Stelle des unber 
connenen Frevels treten ; dann wird es -nie mehr 
einer Mafsregel bedürfen, -um ruhestörende 
Gesinnungen nnd revolutiotäre- Grundsätze zu 
unterdrücken und unwirksam zu machen ; dentt 
dann werden gleich gerinnte Fürsten und Unter- 
thanen zu der schÖnEten Harmonie einander di« 
Hände bieth^n, und aus dieser Einheit mufs dia 
edelste und kräftigste Wirksamkeit der Staaten/, 
ihre unerschütterliche Festigkeit hervorgeben. 
§. 283. 
Der, von der Besbmmnng, der Nothwäo- 
digkeit und dem Wesen des Staats unterrichtete. 
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Bürger wird einsehan , da(s Gehorsam gegen 
Gesez und Regierung seine wesentlichste Ver- 
pflichtung im Staate :, iind vrarum ^ es sey; 
er wild seine Fordeffnngctn mäfsigenr imd'imBe- 
wufstseynvdafs er einGHLed des Ganzen sey> auch 
nur für das Ganze Ansprüche an die Begienmg 
machen: sein/ durch jeaien Unterricht ange- 
regtes, Interesse für dasGanzre wird ihn geneigt 
maehen, sein Schibsal mit jenem desGanzen zu 
verbinden, sein Wohl und Wehe in dem Wohl 
«cmd Wehe des Ganzen. > zu' ^mpfin^en , dem 
Zwecke des Ganzen Kräfte zu widmen, und 
Opfer dafür zu bringen* Ehrfurcht und Bereit^ 
Willigkeit für jeden zwekgem^fsen Akt der Staats- 
gewalt werden den bisherigen Unwillen ver« 
dingen* Auch die Staatsbeamten,, durch einen 
gleichen Staatsbürgenmtierricht auch gleicher 
Staatsbthrgergesinnungen tlieilhaftig, werdeti mit 
ihren Untergebenen und allen Staatsgliedern aller 
St^ide dieselben Gegenstände aus denselben Ge- 
sichtspunkten ansehen , und mit erhöhter Theil- 
nahme und Zwekmälsigkeit genauer und kräf- 
tiger zu der Bestimmung des Ganzen zusammen 
wirken. 

§. 284i 

Solche herrlichen Früchte sind e^, welche 

die Erziehung der Völker für den Staat schon in 

ihrer ersten Epoche verspricht, und wir freuen 

uns, zur Bestätigung dessen uns selbst auf die 
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Errahning berufen' zu können; denn die kntti- 
vlrtesWn Suaten waren auch immer die mäch-> 
tigsten, die ««Ibstständigsten , die blühendsten» 
ihre Thronen die sichersten ; je unkultivirter 
hingegen ein Staat war* desto schwächer und 
unbedeutender war. er auch: Bestimmung von 
Aufsen.'her, Unruhe im Innemt endlich Zer» 
stüc^celung war d&t unvermeidliche Ende seiner 
erbärmlichen Rolle. Und dafs es so kommen 
mufste, liegt unverkennbar nothwendig in der 
Natur der Sache: denn, so wiä die Menschen- 
geselUchaft nur durch Erziehung für die Zwecke 
der Mensdiheit das werden kann, was sie wer- 
den soll, und im Laufe der Zeit, je nach dem 
Grade -der- Beförderung oder Vernachlafsigung 
dieserErziehung, sich ihrem Ziele näherte oder' 
davon entfernte , so kann ebenfalb die Staats- 
^esellschaft nur durch Erziehung für den Staat 
ihrer Vollendung genähert werden, und mufste 
-daher in demselben Verhältnisse von diesem 
Ziele verschlagen werden, in welchem die Erzie- 
hung für den Staat vernachläfsigt wurde. Nuk 
durch diese Erziehung ist es möglich, aber auch 
gewifä durch j ie möglich , für die Zukunft eine 
Generation von Regenten, Staatsdienern und 
Bürgern zu bilden, die in der zwekmäfsigsten 
barmonischenWirksamkeitfürdenwahrenStaats« 
zwek ein Wohlseyn geniefsen werden, dessen 
Bild für die Gegenwart nur rein ide^isch ist, 
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§. 285. 
Wie dringend in den Zeiten der Anai^chie 
und desFaiistrechts der Regent mannhafte Fäuste 
und scharfe Schwerter um seinen Thron her, 
selbst zur Sicherheit im Innern bedurfte i eben 
so notfawendig sind ihm jezt kenntnifsreichfe ^ 

Köpfe» uud gehörig gebildete und gerichtete 
Gesinnnngen der Bürger : und eben das »] was 
den Staaten jes^t am meisten Noth ist» kann allein 
diie Beförderung der staatsrechtlichen Kultur 
gewähren. Ihr allein ist die grofse , die wohl- 
thätige Wirksamkeit vorbehalten, den Thronen 
Sicherheit, den Staaten Ruhe, Zufriedenheit und 
Kraft in ihren innern , Vertrauen , Achtung und 
FriedenÜn ihren äufsern Verhältnissen , und so - 

die ungehinderte Erreichung il^res Zweks zu ^ f 

gewähren« Aus dieser edlen Pflanze entwickeln 
sich nach dem Gange der Natur , durch ihre 
eigene Triebkraft , jene herrlichen Früchte, die 
auf keinem andern Wege , durch keine andere 
Kunst und Anstrengung, je erzeugt werden 
können. Erziehung und Unterricht für den 
Zwek des Staats allein können diesen zur Stufe 
ächter politischer Weisheit emporheben, wie* 
sie die Menschheit der Barbarey und Geistes«- 
knechtschaft entrissen , und von der Verblendung 
des religiösen Fanatismus geheilt haben. Und 
welcher Regent sollte nicht diese Mittel für 
seiner würdig, und seiner edelsten Bestimmung 
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entsprechend finden, sich n)cht in der Wirfc- 
^mkeit eines Erzieher» weit gröfser fühlen t als 
in der Gewalt eines Gebiethers der Volker ? 

§. 286. 
Das, was von ungebildeten Unterthanen nur 
dnrch Zwang« und selbst durch diesen nur sehr 
unvollständig erlangt werden kann', wird frey- 
willigy und zwar weit besser geleistet von ünter- 
thanen» dieZwek und Werth des Staats erken- 
nen, sich als ihm angehörig betrachten, und 
"durch diese Erkenntnifs ihrer Pflichten und einen 
kräftigen Bürgersinn zur Befolgung der Gesetze 
sich bewogen fühlen. Auf dem Wege der Staats- 
rechtlichen Kultur der Völker kann also jezt 
Tinendlich mehr bewirkt werden, als je durch 
die Forderung eines blofsen blinden^ Gehorstois 
möglich war, und da dessen Epoche, vorüber 
ist, so müssen die Regenten bey dieser Meta- 
morphose nur um so mehr gewinnen, je. emsiger 
sie jenen Weg betreten. Die Begriffe uron bürger- 
Kclier Frey hei t und Gleichheit, und dec Wünsch 
nach ihnen sind nun nicht mehr wa. vertilgen ; 
um diesen in (den gehörigen Schranken zu erhal- 
ten, mufs man jene berichtigen, und den 
Bürger dahin bringen , dafs er die Nothwendig- 
keit und Vortheile einer Regierung eben so deut- 
lich erkennen , als er jenen Wunsch nur iitimer 
empfinden .kann. .Denn je mehr der Geist von 
seinen Fesseln befreyt wird, desto kräftigere 
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Schranken seist /«r selbst dem Willen. Dauer 
haben si^h die auf^klärtesten Unterthanen andi 
imcner als die folgsamsten bevdesen , so wie die 
tofgeklärtesten Regenten stäts die besten und 
menschlichsten ^ Omaren. 

§. 287. 
Eine durchans zwekmäfsige Erziehung fär 
den Staat ist jezt eben so ausführbar, als sie hijihes 
und dringendes Bedtirfniis ist: denn die Erzieh 
hang hat bereits den Menschen, als Menschen» 
so weit gebracht, dafs nun auch auf eine nähere 
Vorbereitung zu seiner Besimmun^ im Staate^ er 
cey Regent oder^Staatsdiener, od^r Unter than , 
Büksicht genommen werden kann: und nie 
hatten die Staaten eine höhere und mannichfal^ 
tigere Kraft ihrer Bürger bedurft » als eben jezt. 
Nichts könnte aber Fähiger seyn, dieselbe im 
erforderlichen Grade zu gewähren, als eine dafaiii 
^e^ichtete Erziehung. — Wer sollte demnach 
nicht die Hoffnung mit uns theileli , dafs» sobald 
das Geschäft des allgemeinen Friedens beebdigt 
seyn wird, das grofse Werk der Erziehung JFär 
den Staat allgemein an die Tagesordnung kommelt 
möge. Wernicht mit inniger Erhebung dieseti 
Zeitpunkt mit allen seinen wohlthätigen Fcdgefl 
sich herannahen sehen ? Ein edlerer Geist wird 
dann durch alle Klassen unserer Staatsbürger 
wehen; di^ eigentliche und ächte Gleichheit 
— -- in der Erkenntnifs der Staatsburgerrechte tmd 
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pflichten , and dem' Bestreben , lersterer würdig 
zu seyn , und den lexteren Genüge zu leisten -** 
wird dann in allen Verhältnissen der Bürger- 
gesetUch^ft anerkannt und herrschend seyn, und 
die Staaten werden von der staatsrechtlichen 
Kultur geleitet, mit eben so sicherem Schritte 
ilurem Ziele und der Vollendung ihres Wesens 
entgegengehen^ als die Menschengeseliscfaaft^ 
irielche der Leitung der Sittlichkeit folgt. 

(Man vergleiche Dr. Christ, Dan. Vofs 
Versuch über^die Erziehung für den Staat, 2 Thle 
Halle 17999 ^dessen detaillirten Vorschlägen jeder 
Menschenfreund eine reellere Rüksicht wün- 
schen muCs , als ihnen bisher geworden zu seyn 
scheint). 

§, 288. 

So wesentlich die Geschäfte der Regierun- 
gen für die Gegenwart durch die vorgeschlagene 
Srziehung der Bürger für den Staat erleichtert 
werden müXsten , eben so wesentlich würde 
liürch leztere der Ausführbarkeit der, im vorigen 
^tel dednzirten, Staatsverfassung vorgearbeitet: 
denn die höchste und allgemeinste Bedinguner 
dieser Ausführbarkeit ist , wie wir gesehen 
haben, die staatsrechtliche Kultur der Völker, 
und deren gegenwärtiger Mangel das erste und 
allgemeinste Hindernifs der ersteren ; eben dieses 
Hindernifs wird aber in demselben Grade besei- 
tigt» in welchem die Erziehung für den Staat 
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befördert wird, weil sich, als deren unfehlbare« 
Produkt 9 die staatsrechtliche Kultur der Völker 
von selbst ankündigt. Unverkennbar ist übri- 
gens» dafa dieses zur Beseitigung jenes Hinder- 
nisses gewählte, Mittel den Forderungen d«r Ge- 
rechtigkeit wie der Klugkeit in gleichem Mafse 
entspreche > indem dasselbe der künftigen Ein» 
fübrung einer, die Herrschaft des Rechts durch- 
gängig .sichernden, Staatsverfassung den Weg 
bahnt, und in seiner un verzögerten Anwendung, 
nicht nur in keiner Hinsicht selbst gefährdend 
ist, sondern vielmehr die in den gegenwärtigen 
Verhältnissen liegende Gefahr am sichersten 
bekämpft, und noch überdiefs der Gegenwart di^ 
reeisten Vortheile mancher Art gewährt« 

§. 289. 
>^enn nun aber auch das, in der subjektiven 
Beschaffenheit der Völker, in dem Mangel ihrer 
staatsrechtlichen Kultur liegende, subjektive 
Hindernifs der Ausfiihrung»jenerj als allein ihrem 
Zwecke entsprechend deduzirten» Staatsverfas- 
sung 'durch das angezeigte Mittel vollständig 
beseitigt zu werden vermag, so ist dennoch 
damit unsere Aufgabe, jene Ausführbarkeit nach- 
zuweisen, noch keineswegs entschöpft: denn es 
zeigt sich uns von der anderen Seite in dem 
Bestände der gegenwärtigen Staatsverfassungen 
selbst ein weiteres objektives Hindernifs, welches 
zu überwinden um so schwijengqr scheint, je 
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wesentlicher die meisten der bestehenden Staats^ 
formen von jener, von uns vorgeschlagenen; 
Stsats^orm differiren. Die Vernuft, wie gezeigt 
wurde, befiehlt die Adoption der dliarchi- 
tehen St^atsform, das ist, die Vertheilung der 
Staatsgewalt nach ihren beyden Hauptzweigen 
ftof zwey verschiedene Subjekte, und deren 
Verantwortlichkeit über die Art des Gebrauchs 
der ihnen anvertrauten Macht, weit nur auf 
di«8e Weise die Herrschaft des Kechts vollständig 
gesichert zu werden vermag: die bestehende 
Staatsform ist hingegen in der Hegel, rein 
monarchisch, das ist , die Cesammtsphäre 
der Staatsgewalt ist, in derßege), in den Händen 
eines Einzigen konzentrirt, 'Frey von aller Vert 
antwortlichkeit seiner Willkühr anheim gegeben. 
Wer müfste eben hierin nicht die gröfste Schwie- 
rigkeit der RealisiruDg jenes Vernunftgeboths 
erkennen ? 

5. 290, 
Dafs die Monarchen, nach erfolgter Bealisl-^ 
mng der staatsrechtlichen Kiiluit der' Völker, 
frey willig diesen die gesezgebende Gewalt zu- 
Tükgeben , sich selbst auf den Besiz der exekui 
tiven Macht beschränken i und der postulirten 
Verantwortlichkeit in An-sehong ihces Gebrauch* 
sieh unterziehen soLlten« Vifst sich noch zurZeit 
von Menschen menschlich nicht erwarten, Ge- 
valtsam aber,- nach dem unterstellten Eintritte , 
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dKe bestehende Staatsform geradezu iTinztisto&ent 
und den Regenten seines Besitzes gänzlich 2u 
entsetzen , oder auch nur auf die Verwaltung der 
exekutiven Macht, unter der Bedingung seines 
Verantwortlichkeit zunlkzudrängen , dürfte , 
wenn auch Eaktisch absolutausführbar, dennoch 
mit grofser Gefahr verbunden, und wie jede 
gewaltsame MafsregeU in Ansehung der Art des 
Erfolgs äu&erst unsicher seyn , kann auch ^bea 
darum vernünftig nicht gewollt werden, und 
zwar um ao weniger, je weniger mit Zuversichfi 
darauf sich rechnen liefse, dafs ein, wenn gleich) 
theoVetisch für den Staat erzogenes und gebil«^ 
detes, Volk sofort auch praktisch dem Geiste der 
organischen^^ Konstruktion des Staats vollständige 
tu entsprechen vermögen werde, 

§. 291. 
Dafs der Staat endlich in diejenige Form 
gebtächt werde, wodurch die, bis jezt blofa 
zufällige, Herrschaft des Bechts voUkommea 
gesichert sey, ist unableiigbare Forderung der 
Gerechtigkeit, -daher unabweisliches Pflicht-^ 
geboth. Allein die, der Rechtsidee zinsbare, 
Klugheit erinnert auch hier, den Zwek nicht 
übereilter Wei^e mit Gewalt herbey zuziehen, 
sondern sich ihm nach Beschaffenheit der gün- 
stigen Umstände nur unablässig zu nähern. Der 
ächte Politiker, der Gesetze der Gerechtigkeit 
wie der Klugheit gleich vollkommen bewufst, 
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vrird also zwar die Mängel dex besteliedden 
StaatsverfossuDg nicht mit Ungestüm abändern , 
wohl eingedenk, da(s die Zerreil^ang eines 
Bandes der staatsbürgerlichen Vereinigung, ehe 
noch eine bessere Verfiassung, welche an die 
Stelle der gebrechlichen trete, vollständig vor* 
bereitet ist, aller wahren Staatsklugheit zuwider 
aey : aber die Maxime einer solchen Abänderung 
nnd' ihrer Nothwendigkeit wird ihm innigst bey- 
wohnen, um in beständiger Annäherung zu der, 
nach Recht^gesetzen besten V^erfassung zu blei« 
^ ben , und er wird es sich demnach zum Grund- 

sätze machen : Getreu dem weisen Vorbilde der 
Natur, welche, mit sichtbarer Vermeidung jedes 
Sprungs , nur Stufenweise ihrem Ziele entgegen- 
geht, den Übergang des Staats von seiner mecha- 
^ »lachen Komposition zn seiner organischen Kon- 
struktion durch Fortschreitende firiedtiche Refor- 
men und Modifikationen des Bestehenden so voU- 
atändig vorzubereiten, dafs endlich die postulirte 
Palingenesie , ohne Gefahr nicht nur, sondern 
auch mit völliger Sicherheit des bezwekten 
Erfolgs bewirkt zu werden vermöge^ 

§. 292. 
Um die Tendenz und Beschaffenheit jener, 
{ zur Erreichung des unierstellten Zweks der 

Staatsklugheit erforderlichen, Refcnrmen und 
Modifikationen des Bestehenden b^timmen zu 
können, müssen wir zuvor auf einen Unterschied 



il^M 



289 

ttuSmericsain machen. -^ Die Form eines Staat« 
drükt die bestimmte Art und Weise aus, in 
welcher das äufsere , reelle Lebensprinzip eines 
Staats personißzirt. seyn, 'und seine, auf den 
Zwek des Staats gerichtete , 'thätigkeit aufsern 
solh Die beyden möglicheti Griund formen 
4es Staats sind, wie bewiesen worden, die 
motiarchischej und die däarchisehe. — « 
Etwas^ von der Form des Staats, als dem äuf^ern, 
anschaulichen Gewände seines Lebens, zu untere 
{scheidendes ist das ideelle Ftinz^ip, welches 
diesem Leben zum Grunde liegt , gleichsam die 
Seele der Form, der Geist der Regierung des 
Staats, seine Begierungsart« Leztere ist 
entweder republikanisch oder despotisch, 
je nachdem nur der vernünftige Ge^amttitwille 
der Staatsglieder — öder ein von dem öesammt» 
willen abweichender, blofsepPrivatwitle <— zum 
Gesetze erhoben wird, und als solches lierr seht | 
je nachdem nur der wahre Zwek ^des- Vereins 
Selbst, oder der, davon verschiediene ,' Privat» 
zwek eines Individuums die Thifitigkeit des Staats 
belebt« Republikanismüs undDespotis« 
mus sind al^o keineswegs Bezeichnungen ver* 
schiedener Staatsformen, sondern Karakter- 
bezeichnungen entgegengesezter Regierungs» 
arten, und nur in wiefertie die bisherigen 
Staatsformen dem republikanischexi, oder dem 
despotischen Karakter der Regierung mehr 

Behr Staatskimst I^Abtli. 19 
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gimstig waren , theilte man erstere selbst , wia-> 
Vohl sehr irrige in die republikanische und 
despotische. 

§. 293. > 

Kaum wird jemand verkennen können« dab 
die düarchifeche Form des Staats, udd s^ine 
organische Konstruktion zunächst 4^rauf 
berechnet und angelegt seyen , durch sit «allen 
Despotismus abzuhalten« und dagegen eine 
republikanische Regierqngsart zu gründen und zu 
sichern, durch die Trennung der Vollziehung 
von der Gesezgebungydurch die Unterordnung der 
erstereuy und ihre Verantwortlichkeit; dafö.hinr 
gegen durch die i[nonarchische Form des Staats 
und seine mechanische Komposition der 
Despotismus, wo nicht notb wendig, doch aller- 
dings möglich gemacht sey, indem es lediglich 
von der Willkühr des Monarchen abhängt, seinen 
Frivatwillen an die Stelle des gemeinsamen Wil* 
lens treten zu lassen, seine Frivatzwecke, anstatt 
. des wahren Staatszweks, zu verfolgen; dafs end- 
lich eben diese , Ansicht beyder Formen den 
Yonwg der düarchisehen , und das Unheil der 
Unzwekmäfsigkeit der monarclüschen Form. be- 
stimmt habe. Wenn es nun bey Einführung 
jener düarchisehen Form des Staats und seiner 
organischen Konstruktion einzig darauf abge- 
sehen ist, den wahren Geist der Regierung zu • 
begründen und festzuhalten, zu bewirken, daf« 
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nur der verntinftige Getömmtwille der Staats* 
glieder zum Gesetze erhoben '>Vei:deii ,köiin«f 
Amd dafs dieses ausscbliefsend herrsche $ so kann 
ei vfohl keines Beweises bedürfen , dafs die 
bezieile Hinwegr'aumung des, hier* unterstellten, 
objektiven Hindernisses jener Einfuhi^ung. nicht 
xnrekmälsjger und wirksamer vorbereitet wer- 
den könne, als durch solche Vorkehrungen * 
welche, während dem sie die bestehende äufsere 
Form des Staats noch zur Zeit unangetastet lassen^ 
vorzüglich dahin gefrichtet sind^ vorläufig den 
wahren Geist der Regierung zu erwecken « eine 
Gesezgebung, wie sie die Idee des Staats 
^erheischt, und: die ausschliefsende Herrsehafn 
des Gesetzes, so viel thunlich, zu begründen 
und zu^ sichern. 

§. 204. 
Vorkehrungen der Art «sind mit dem Wesen 
dtv bestehenden Scaatafonnen wohl vereinbar« 
lieh; denn die monatchische Staatsform (in ihrer 
zweyfachen Art) ob -siei gleich dem Despotismus 
freyen. S|>ielraum Hfst^. schliefe' dennoch den 
Geist des Bepublikanismus in der Regieifung 
keineswegs, als mit ihf: unverträglich, norh- 
wendig aus : denn warum sollte ein Monarch (er 
#ey nunt ein Monokrate oder ein Korps von 
Aristokraten) nicht der Einsicht , dafs nur denn 
ein Gesez gerecht sey, wenn es den ufiöglichen 
BeschUifs des aligenieinen Volkswillens ausdrükt , 
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und warum sollte er nicht des Willens fähig seyn, 
nur so qualifi2^rte Gesetze aufzustellen, nur 
solchen Gesetzen , aber auch ihnen allenthalbaa 
Effekt zu verschaffen , und frey willig dem Volke 
von der Zwekmärsigkeit seiner Staatsverwaltung 
Rechenschaft abzulegen? — * Geschieht nua 
dieses, so ist die Regierung im ächten Sinne 
republikanisch , wenn gleich die Form des Staats 
noch monarchisch seyn sollte ; denn^es herrscht 
nur das gerechte Gesez. Diese Form kann fort- 
dauern, bis das Volk der Idee der alleinigen 
Auktorität des Gesetzes, gleich als ob es die 
physische Gewalt besäfse» Fähig» und sonach zur 
eignen' Gesezgebung tüchtig befunden wird: 
denn gerade der von der Herrschergewalt aus- 
gehende Geist der Regierung , . der Republika* 
nismus dem Geiste nach, ist es, welcher das 
Volk zur Autonomie leitet, wenn gleich der Buch« 
Stabe der Verfassung ihr noch nicht günstig seya 
sollte. . , 

§. 295, 
Wo einmal jener Geist herrscht , da wird er 
auch mit der Zeit bewirken , dafs die bisherigen 
statutarischen Formen, welche nur als einlei- 
tende und einstweilige Veranstaltungen zum 
absolut rechtlichen, bleibenden, und völli<;e 
Sicherheit . gewährenden Zustande betrachtet 
werden können, sich allmählich in die eigentlich 
rationale > und vor dem Rechte allein gültige 
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Verfassung auflösen, nnd sich seibist dal^in 
führen; dafs das System der Monokratie über« 
haupt, wo alle Gewalt in^nem einzigen (phy- 
sischen oder juridischen) Personale residirt» in 
das System einer duokratischen Repräsentation « 
wo die Gewaltszweige getrennt sind, und jeder 
in einer eignen Persönlichkeit und mit Verant- 
wortlichkeit handelt» übergehen» eine blei- 
bende Staats ver Fassung, wo nur dasGesez selbst« 
herrschend ist, und anlieiner bestimmten Person 
hängt , emporkommen , und so der Zwek alles 
öffentlichen Rechts, nämlich ein Zustand gedei- 
hen wird, in welchem allein jedem das Seine 
peremtorisch (mit Sicherheit unter einer öfFent« 
liehen Garantie) zugetheilt werden kann. — So 
wie demnach die Staatsklugheit gebiethet, die 
bestehende Staatsform so lange beharren zu 
lassen, his ihre postularte Umwandlung ohne 
augenscheinliche Gefahr der Anarchie, erzielt 
werden kann , welche Anarchie die unausbleib- 
lichefplge übereilter Reformen seyn würde, so 
befiehlt sie auch , jenePalingenesie durch fried- 
liche und zwekmäfsige Mittel ihrer Reife näher 
zu bringen, und die Tendenz dieser Mit£el mufs 
dahin ^ehen,< in der Regierungsart der Staaten 
den Geist des Republikanismus anzuregen , und 
}ene% wenn diefs nicht auf einmal geschehen 
kann, allmählich und kontinuirlich dahin zu 
verändern, dafs sie mit der einzig rechtmäfsigen 
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VerfassQDw , wenn gleich nicht sofort äexn Bnch- 
stabeo und Aet physischen Personifizirung nach , 
so doch dem Geiste und der Wirkung nach* 
so viel möglich zusammenstimmen. 
5. 296. 
Um mm die Frage zu beantworten; weUihes 
diese mit der bestehenden StaatsForm verträg- 
lichen Mittel zu dem unterstellten Zwecke 
.«eyen? muls man von den Bedingungen einer 
republikanischen Begierungsan ausgehen. Das 
We^en der lezteren beruht auf der au&schliefsen- 
den Herrschaft des gehörig qualilizirten Gesetzes, 
das ist, eines Gesetzes, welches, unabhängig 
von dem Privätwillen und den Privatzwecken 
des gesezgebenden Subjekts, nur den vemünf* 
tigen C^sanimtwillen der Staatsglieder ausdrükt, 
vtnd die Erreichung ^des wahretiStaatszweks zum 
alleihigcnn Objekte hat. Bedingt ist also die 
TepubKkanische Begierungsart einer Monarchie 
erstens dadurch, dafs der Monarch nur so 
«Ji!alifiifrte Gesetze gebe; und zweytens, 
dafs erviHr'soIche Gesetze, aber auch sie allent- 
halben, voltziehe, dafs er die ganze Staatsmacht 
nur darauf -verwende , solchen Gesetzen unaus- 
bleibHchen Effekt zu verschaffen. ' — Das natür- 
lichste Mittel nun, die erstere dieser Bedin- 
gungen zu renlisiren, ist die konstitutionelle 
Verbindlichkeit: dafs der Monarch stäts die Idee 
des allgemein unter dem-Bechtsgesetze vecei- 
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'S. 

niEfteT) Vollcswillengf zur Norm der von Ihm xu 
verfassenden, Gesetze nehme, und sich durch 
Einhohhmg des Gutachtens von Delegirten des 
Volks, von dessen Zusammen- oder Nichtznsam- 
menstimmung mit seinem Gesetzesentwurfe; 
ehfs er ihn als wirkliches Gesez aufstellt , die 4 
nähere Überzeugung verschaffen müsse. 

§. 297. 
Die nothwendige Folge davon wäre der 
Aufruf eines, von der Gesammtheit der Staats- 
glieder (ohne Ausnahme irgend einer Klasse) zu 
wählenden, und sie vertretenden Korp^ — man 
nenne es übrigens gesezgebendes Korps, oder 
«tändische Versammlung, oder Parlament — mit 
der Bestimmung, alle vom Monarchen ausge« 
henden, Gesetzesvorschläge in Berathung zu 
nehmen, und ihn von der Möglichkeit oder 
Unmöglichkeit der Zusammenstimmung aller 
Staatsglieder, als vernünftiger Wesen, zu dem 
projektirten Gesetze zu unterrichten, ' — Dafs 
^iBS^, eben postulirtej konstitutionelle Einrich- 
tung mit dem Wesen der Monarchie vollkommen^ 
verträglich sey, lehrt nicht nur die Natur der 
Sache; •— denn, der Nothwendigkeit , die Er- 
klärung von der Uberein - oder Nichtüberein- 
stimmung des Volks mit jedem Gesetzesentwurfe 
einzuhohlen, ungeachtet, bleibt der Monarch, die 
alleinige und ungetheilte äufsere (Quelle 
aUer Gesetze, und des Zwanges nach denselben 
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zugleith, — sondern ist auch durch dleErfabmng 
aller Zeiten , und die noch gegenwärtige- That- 
sache in mehreren monarchisch geformten 
Staaten auf^er allen Zweifel gestellt. 

Anmevkung. Manch«' dilrrte sich vieUeicht wundern* 
liiei ein Mittel zur Begiiindung einev republ ilan i sehen. 
Repieriingsart von mir yorgescIJagen zu sehen, 
welches doch nach allei- bisheiigeii Erfahrung seinem 
Zwecke so -wenig eiit«prochen habe ; man bedenk« 
■bei' nur, daft die Gründe dieicr Bricheinung iinvei' 
kennhar gelegen seyen, liheils 1) in der fehlerhaften 
Orgauiiaiion des geEezgebenden oder stündiscbea 
Korps — indem das R^cht der Theil nähme daran, zum 
IM^tunpole des Cutshcsitzes , der Geburt, odev einzel- 
ner Klassen vom Ständen herabgewürdigt, mit Eeyseit« 
»e tz 11 nv «einet eigcotlicLen Zwelci blofi zum FriTab 
vorihe^e der Fenonen und Kasten seiner Iniubei 
geniiCsbraitcht werden kounte; tlieil» 2) in der zwei- 
widrigen Besclir^inkiuig; ihres Wirkungskreifses auf die 
. alleinigen Ste.iergesetze; thcils endlich 5), ml 
Ewat vovz liglich , in dem gänzlichen Mangel aller 
»taautechtlichen Kitltiir derVi^lkerg indem »nter dieser 
Voraussetzung weder eine awekmafsige Walil , noch 
eine, ihrer Bestimmung entsprechende, Funktion der 
Gewählten mSglidh war. — Man bedenke dann ferner, 
daf« bey meinem gegenwartigen Toväclilage 1) für den 
Staat bereit« gehörig erzogene und gebildete Völker, 
mitliin deren Fälligkeit, zwekmifsig zu vt^len, und 
die Fähigkeit der GewaUiten, ihr« Bestimmung zii 
entsprochen; 2) die Ausdehnung des IVirkungskreifsei 
der unteistellien Korps auf diepiiifuug der Gesezgebmig 
in fllle« ihren Zweigen; endlich 5) eine verUaltnirsi 
mätsig gleiche Repräsentation aller Volksklassen ohne 
. , Äiisnihnje Toriiiagesezt imd poituliit stj; — üii4 
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man wird ^och woU einsehen' mUssen 9 dafs, hej 
dieser wesentlichen Verschiedenheit der Torausgesezteii 
Verhältnisse von dem Effekte des unterstellten Mittels 
ii^ der Vergangenheit kein Schlufs gemacht -werden 
könne auf die, von demselben in der Zukunft zu 
' erwartende , Wirksamkeit. Schon hat die neuestt 
Erfahrung in einigen Staaten gezeigt > wie sehr die 
Zwekm'äfsigkeit ständischer Versammlungen allein 
di;rch die Verbesserungen ihrer Organisation und die 
Erweiterung ihres Wirkungskreifses erhöht zu werden 
▼ermöge: nie aber werden dergleichen Korps gans 
das leisten y was sie nach der Idee ihrer Funktion 
leisten soHteu, so, lange nicht die Völker die voraus- 
gezeichnete staatsrechtliche Kultur werden errungen 
haben; denn y/vie sollen Menschen der Idee einer 
Funktion entsprechen können , die ihnen keineswegs 
in der dazu erforderlichen Klarheit und Lebendigkeit 
eigen « wo nicht gar ganz fremd geblieben ist ? Schon 
allein der WÜle , dafs ständische Versammlungen nicht 
mehr ferner wesenlose Scheu - und Prtmkspiele rfeyen, 
fiihrt also zu der Nothwendigkeit der Erziehung, der 
Völker« Tur den Staat, als dem uuerlafslidien Mittel 
zur Erreichnng seines Zweks, 

§. 298. 
Unt^r der Voraussetzung , dafs die Völker 
auf dem vorausgezeichneten Wege bereits der 
staatsrechtlichen Kultur theilhaftig geworden 
seyen, müfste jene, in den beyden vorherge- 
henden §• §. po5tulirte> konstitutionelle Ein- 
richtung eben so wesentliche, als mannichfal- 
tige Vortbeile für den Staat, für Regenten und 
Völker nothwendig erzeugen ; denn dem 
Staate gewährte jene Einrichtung ein^i weim 
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gleich flicht Tollkommen ausreichencle (§. 173 — 
175 )f doch unverkennbar «ehr bedeutende # 
Schuzwehre gegen den Despotismus seines Ge- 
waltinhabers, g^g^n die Möglichkeit ^ dafs 
Privatwille und Priraizwecke' desselben dem 
gemeinsamen Willen und dem wahren Zwecke 
äes Vereins untergeschoben werden , also gegen 
die Gefahr einer ungerechten oder zwekwidrigen 
Gesezgebung: die Regenten selbst fänden in 
ihr die kräftigste Sicherungsmafsregel und Stütze, 
um ihrem erhabenen Berufe, als Gesezgeber der 
Staaten, ganz so, wie es die Idee der gesezge- 
benden Gewalt erheischt, entsprechen zu kei- 
nen , und ühcrdiefs die wesentlichste Erleichte- 
rung ihrer Verantwortlichkeit vor dem Urtheile 
der Publizität ,, als welche nun nicht mehr auf 
ihnen allein haftete, sondern zwischen ihnen 
und den Volksdelegirten getheilt wäre. Die 
Völker endlich würden, durch jene Einrich- 
tung bestimmt, auf ihre^ im Gebiethe der 
staatsrechtlichen Kultur sich vorzüglich «aus- 
zeichnenden , Glieder ihre Avtfmerksamkeit -zu 
richten, ihre Fähigkeit in der Auswahl, der 
geschiktesten Subjekte zu erproben^ und die 
Funktionen ihrer Stellvertreter zu beachten; 
würden durch jene Einrichtung dahin geleitet, 
das wahre Wesen und die Tendenz der Gesezge- 
bung immer deutlicher 'aufzufassen, ihr, durdi 
.^n empfangenen Staatsbürgeruntenricht b^rün» 
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S ete.stFrtlieilsvcmiSgen über Aie Angifelegenlieiceit 
Aes Staats äu übeti^ und ihr loteresse an dem 
Wohle des Staats in der gehörigen Richtung 
Statut zu erhöhen. Jene Einrichtung wäre, mit 
•wenigen Worten, die praktische Vorübungs* 
schule der Völker auf einen zwekm'afsigen Ge- 
brauch ihrer rechtlichen Freyheit und Selbst- 
ständigkeit, derjenigen Rechte, in deren Besia 
$ie dereinst durch die organische Konstruktion 
Ae$ Staats wieder eingesezt werden sollen; — 
der , praktische Theil der Erziehung der 
Völker für den Staat, — so wie, in einer andern 
. Hinsidit , die schiklichste Übergangsi^tufe vpn 
der monarchischen Staatsform zu der düarchi* 
$chen , die natürlichste Brücke von der mechar 
nischen Kotliposition des Staats zu seiner orga* 
nischen Konstruktion ; indem jene Einrichtung 
auf dem Priazipe beruht, dafs eigentlich der 
Gesammtwille der Staatsglieder nur die wahre 
Quelle aller, die Gesammtheit verbindender, 
Geset^.e sey, und durch ebeni dieses ihr Prinzip 
sich der Autonomie der Völker nähert, wenn 
aber dieses Prinzip einmal seinem Wesen nach 
geltend geworden ist, alsdann auch die Aner- 
kennung desselben in der äufseren Form keinen^ 
grofse^ Schwierigkeiten mehr unterliegen kann« 

§. 299. 
Ein durchgreifendes und vollkommen zurei*- 
cbcndes Mittel,um die zweyte,oben (§,296)aiig«» 
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gAentf Beclingüng einer republikanischen Re- 
gierungsart XU realisiren', das ist, um zu beiTvir* 
keil, Aa£$ der Monarch die ganze ihm anvertraute 
Staatsmacht nur zur Effektuirung der, vom 
Volksrathe gebilligten , Gesetze verwende » mn 
den Monarchen schlechterdings zu verhindern , 
dafs er nie jener Macht sich bediene, um seinen 
Privatwillen in Wirksamkeit zu setzen , ist frey* 
lieh mit dem Wesen der Monarchie unvereinbar; 
und eben diefsist da: Hauptgrund, warum voraus 
die monarchische Verfassung als unzulänglich 
und unzwekmäfsig von ims beurtheilt wurd^ 
Demungeachtet liefse sich auch in einer Monar- 
chie in der unterstellten Beziehung sehr viel 
bewirken •— durch die konstitutionelle 
Verpflichtung des Monarchen ' zur Publizität 
in allen Akten (vorläufig wenigstens) der itine* 
ren Staatsverwaltung: denn hiedurch vrürde 
der Monarch genöthigt, es sich zum Gesetze zu 
machen, seine exekutive Thätigkeit nur auf 
solche Zwecke « zu richten , deren Maxime sich 
mit der Publizität verträgt, oder welche die 
Zustimmung des ganzen Publikums vernünftiger 
Weise haben können,weil er im entgegengesezten 
Falle die öffentliche ^Mifsbilligung nicht nur, 
sondern auch» in. deren Gefolge, ein» ihm 
5etbst leicht gafährliches , allgemeines Mi&* 
trauen und Widerstreben mit Grund befürchten 
mäfste« So gewifs man nun darauf rechnen 
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kann^ dafs jeder Monarch so viel Sorge (ursain^ 
eigne.Sicherheit tragen werde » um sich dieser 
Gefahr nicht auszusetzen , eben so uiifverkeniv- 
btar ist es y dafs jene YerpHichtung einen lUGht 
jmbedent^den Danmi gegen den Mifsbcauch 
der Staatsmacht fürPrivatzwecke des Monarchen 
Hideii werde. ' 

§. 500. 
Dafs nnn jene Publizität der StaatsverwaE* 
tung als grundgesezliche IVIiaxime ado{>tirt werden 
erheischt in el^iobem Grade die Natur der Sache 
und GerechtSgkeit, wie die Klugheit gerade unter 
den gegebenen Verhältnissen: denn die Staats^ 
Verwaltung ist, ihrer Natur hachy in ihrem 
ganzen Umfinnge, wie in ihrem einzelnen 
Detail, keineswegs Privatsache des Regenten t 
sondern öffentliche Angelegenheitim strenge 
sten Sinne » Sache des Volks ( res publica ) , die 
der Regent nur fiir das ga^ze -Volk und in dessen 
Namen fii^rt. Jeder ^nzetne Akt der Staatsver« 
waltung ist also Gegenstand ides geitieinsamen 
Interesses, mithin etwas, um. das jeder Btirgec^ 
als Glied des Staatsganzen, wissen und sich 
bekümmern darf und soll, und es ist demnach 
schlechterdings kein zureichender Grund zur 
Verheimlichung irgend ^nes Akts* der Staats* 
Verwaltung gedenkbar, es müfste denn S6yn# 
dafs seine Maxime sich nicht mit der Publizität 
vertrüge; sie könnte sich, aber nur dann nicht 
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ttiit der Publizität vertragen, we^in sie dem 
^meinsaitien Zwecke des Publikums » dem 
Zwecke der rechtlichen Sicherheit AUer zuwider 



; gerade die Unverträglichkeit der Maxime 
akier, auf das Becht der Menschen bezogeileii» 
Handhing aber mit der Publizität, ist i^ uatr ügi- 
lichste Kennzeichen ihrer Ungerecbligkeit^ deoa 
eine Maxime , die der Regent nicht laut werden 
lassen darf, ohne dadurch seine Absicht zu Ver- 
jftiteln, die durchaus verheimlicht werden muCs, 
W^nn sie gelingen soll, und zu der ei; ^ch nicht 
deutlich bekennen kann, ohne dafs dadurch 
4er Widerstand AUej gegen seinem Vorsaz unau$r 
bleiblich gereizt würde, kann dieses nothwen* 
4ig0 U9d allgemein«» ; mithin a priori einzuse« 
hende. Entgegenstreben Aller . nirgend wovon 
anders , als von der Uqg^erechtigkeit, her haben ^ 
womit sie jedermann bedroht. DAtbingegeii 
ist. diejenige Handlung, d^en Sffoxime-gerechc 
ist» und eben, danim mit dein gemeinsamen 
Zwecke des PuUikntms in Eintracht steht,, nicht i 

ixor mit der Publizität vollkommen -verträglich , 
sondern bedarf viehnehr derselben, um ihren 
Zwek vollkonmien zu erreichen. So wie nun 
das Volk unleugbar, berechtigt ist, jede unge- 
rechte Maxime . aus der Verwaltung des. Staate 
entfernt zu wissen., so mufs es auch das Recht 
haben, die Publizität aller Akte der Staatsver- 
waltung za foidern, und es kann für d^u 
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JVfonUrehen kein sicheres Mittel \geben, tiüta 
Mifßtrauen auf seine Kegier uogsmaximen zu eiitf 
fernen i aU eben jene Publizität, 

§. 501. 
In jen^n Zeiten 9 in welchen Gewalt aHeiiH 
ohne* Rüksicht auf Recht, herrschte , entstand 
eine Palitik der List und Hintergehung, wodurch 
▼orzüglich die scjiwachen M^onarchen das unbfti^ 
dige Aristokratenungeheuer zu entwaffnen, za 
lesseln, und ihren persönlichen Zwecken gemä£i 
Bu leiten suchten ; eben dieses Produkt der Bar«* 
barey und Atiarchie, diese Politik der List^ bat 
die kleinlichste Geheimnil^krämerey in di« 
Staatsverwaltung eingeführt* Die Mifsverhäh?» 
nis6e, welche aus jenen Zeiten, Jahrhundert» 
lang, in den meisten monarchischen Staaten 
sich mehr oder weniger erhalten habent machten 
sie anfangs nothwendig , in der Folge zur Obsa^ 
ranzt ab solche galt sie fiiir Stütze des. Sti»t$ # 
für ehrwürdig und unverlezlicht So lange di« 
Zeiten und StaatsverhäUnisse > denen sie thr# 
IJntstehung verdankte, dieselben blieben, dal 
ist, solange die Barbarey tmd dichte Finsternis 
über das Wesen des Staats allgemein verbreitet 
war, mochte jene Observanz^ ihren subfektivea 
Werth behaupten ; allein jeat *»— wo Zeiten und 
Staatsverhältnisse wesentlich verschieden ^ind, 
wo die Kultur überhaupt so grofse Fortscbrittf 
gemacht hat , wo Wii^begierde und Forsdiunj^«? 
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geist allgemein anFgeregt, und durch' d!e Bege- 
benheiten der Zeit vorzüglich auf alle Tbeile 
der Staatsverwaltung gerichtet sind« )est:wodie 
«taatsrechtliche Kultur der Völker unaufhaltbar 
geworden ist, weil der Genius der Zeit überall 
Wahrheit und Licht fordert > und alter Hinder- 
nisse ungeachtet über plle Verhaltnisse « und 
»omit auch über die Verhältnisse des Staats« 
unwiderstehlich verbreitet: — jezt uiüfste die 
fernere Beybehaltung der Begieruitg&mftxime , 
die. Publizität der Staatsverwaltung nicht nur 
•orgfaltig zu vermeiden, sondern dieselbe , wie 
ti häufig geschieht , überhaupt zu beschränken , 
XU erschweren, zu unterdrücken , nothwendig auf 
die Begenteu selbst verderblich znrükwirkeo. 
§. 302. 
~ Denn, nebstdem, dafs jeder Versuch, die 
Wirksamkeit des Zeltgeistes aufzuhalten , seiner 
Natiu: und der Erfahrung nach , rein vergeblich 
ist, ^dafs die einmal angeregte Wifs- und For- 
' «chungsbegierde durch jede Erschwerung ihrer 
BeMedigung nur verstärkt werden, aber auch 
durch leztere ein Argwohn gegen die Absicht 
des Erschwerens gewekt , — ist es ein entschie- 
denes Besultat der Menschenkenntnifs, äifs 
hi'chts mehr zur Unzufriedenheit reize und 
erbittere, als Beschränkung der Urtheilsfreyheit, 
wo man das Bedürfnifs und den Werth dersel- 
ben schon kenneu gelernt liat. Nichts ist daher 
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bedenklicher, nichts der Ruhe der Staaten gcfähr**^ 
licher, als diese Reizungen der Unzufriedenheit, 
des Argwohns und der Erbitterung durch das 
Geheimhalten der Staatsverwaltungsakte und die 
Unterdrückung aller Urtheilsfreyheit über diese 
Objekte des geineinen Wesens. Sie können 
leicht bewirken ) was keine Kraft gefährlicher 
Grundsätze, und keine geheime Thatigkeitunbe« 
5onnener Ruhestörer zu bewirken Vermochte; 
denn nichts führt in unseren Tagen so' unmit« 
telbar auf die Idee der Unterdrückang, als Ver^ 
sagung der Publizität , und wo einmal jene Idee 
lebendig geworden ist> da steht sicher die Be- 
reitwilligkeit zum Gegendrucke mit ihr auf 
gleicher Stufe. Klugen Regenten entging diefs 
pie: sie nahmen hierin, wie überall, auf ihrem 
Wege, den Genius d^ Zeit zu.ihreih Führer; 
fern davon, das Urtheil über ihr« Verfahren zu 
unterdrücken , wünschten < sie * ^s «vielmvehr zu 
höreii, und für die Vei^besserunfij ihrer/ Verwal«* 
lung zu benützen. Je aufgeklärter die Menarchen 
waren» desto mehr wurde die F^ublizität von 
ihnen geachtet,^ desto mehr von ihnen geschüzt« 

§• 303. 
Nie wird auch dieVerwaltung eines Staats > 
welche stäts hinter dem Vorhänge spielt, Alle^f 
was geschieht). mit dem Schleyer des Geheim» 
nisses bedekt, oder doch nicht zur Publizität 
befördert, das Vertrauen und Interesse ^den, 

B e h t Suatskiiusc I . Abtiu 20 
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mit welchem sich eine andere untersttist sieht . 
welche Alles öfFenClich geschehen läfst; denn 
Vertrauen ^^t Bürger auf ihre Regierung kann 
nur durch gegenseitiges Vertrauen der Regierung 
auf ihre Bürger und Gestattung ihrer Einsicht in 
die Handlungsweise der Regierung erwekt und 
erhalten werden : während die Bürger mancher 
Staaten über die, dort eingeführte, Publizität 
in Staatssachen die gröfste Genugthuung finden » 
ist der Veidrufs der Bürger anderer Staaten, sick 
derselben beraubt zu se^en , nur desto empfind- 
licher/ und regt sich in ihnen deutlich die Nei- 
gung für die Form der sogenannten Freystaaten, 
so hat sicher daran > nicht sowohl jene Form an 
fiich, als vielmehr die Öffentlichkeit, womit da 
«Ue Angelegenheiten betrieben werden, den 
gröfsten Antheil, weil sie durch sie den Bür-* 
ger, als solchen geehrt, mit Achtung behan^ 
del(r durch das Vertrauen der Regierung gehoben 
sehen > während sie sich durch das unverkenn- 
barb. Mifstraüen der ihrigen Regierung vernach^ 
läfsigt, erniedrigte gekränkt fühlen. Rathet nun 
die Klugheit^ jene Neigung und dieses Gefiihl 
nicht zum gewaltsamen Ausbruche kommen 
zu lassen , so mufs sie» nothwiendig auch rathen , 
durch ungesäumte EfinFtihruug der Publizität der 
Staatsverwaltung, als des Ziels jener Neigung^ 
diese zu befriedigen^ und dadurch jenes Gefühl 
zu heben. 
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§. 504. 
Hieran scheinen freylich die Regierungen 
nicht zu denkeni welche Finsternifs noch immer 
mehr lieben als Licht, welche so gerne jede 
Publizität^ jede Urtheilsfrey hei t über die Ange- 
legenheiten des Staats unterdrücken möchten, 
und nicht ablassen , Versuche dahin zu machen, 
wohl gar dieselben mit aller Strenge zu unter- 
stützen« Ihre Bathgeber, welche solche Mafs- 
regeln empfehlen^ vielleicht zuweilen gar abbrin- 
gen, scheinen selbst durch die fühlbarsten Erfah- 
rungen nicht überzeugt wenden zu können, dafs 
jene Mafsregeln mifslingen , das Gegentlieil ihrer 
Absicht bewirken, oder, wenn sie auch gelän- 
gen, nur zur Barbarey und Anarchie zurükführen 
müssen. Möchten doch solche Menschen, unge- 
blendet ron der Aufsenseite, einmal die geheim- 
sten Gesinnungen der Bürger erforschen , 'un4 
sie würden ob des Qrads, welchen ihr Unmuth 
nnd ihre Erbitterung bereits erstiegen haben, 
erstaunen, und endlich die Nothwendigkeit ein- 
sehen müsseti,^ dafs man, um die Gefahr nicl^ 
aufs höchste zu treiben, unverzüglich aufhören 
müsse, das Vertrauen seiner Unterlhanen und die 
Buhe des Staats der Verehrung des' Alten und 
einer Afterpolitik zu opfern, die den gekränkten 
Unterthanen die Motive , welche in ihr wirksam 
sind, nur zu deutlich verachtet. In unseren 
Tagen kann daher von der GcheimliaUung der 
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Staatsverwaltung eigentlich nur die Rede seyn , 
um die Unwürdigkeit, Untauglichkeit und Ver- 
werflichkeit dieser Maf>regel recht fühlbar z.ii 
machen; denn nichts fordert der Geist der Zeit 
neben der Erziehung der Bürger für den Staat, 
lauter, und allgemeiner, nichts ist nothwendiger, 
um den Unmuth und das Mißtrauen der Unter- 
thanen in Ergebenheit und Vertrauen zu vei-w^an- 
deln, und die Ruhe der Staaten zu befestigen, 
als Publizität der Verwaltung des Staats und 
Freyheit in der öffentlichen Beurtheilung ihres 
ganzen Verfahrens. Haben die Regierungen den 
Willen, allenthalben nur gerecht zu verfahren, und 
sind ihre Völker durcn den empfangenen Staats- 
bürgerunterricht eines gesunden Unheils über 
die Angelegenheiten des gemeinen VVesens fähig* 
gemacht, was könnten jene bey der Pnblizilät 
ihres Verfahrens irgend zu befürchten haben? 

§. 305. . 

Wünschen daher die Regierungen, dafs jener . 
Wille ihnen von ihren Unterthanen beygemessen 
werde, — und welche Regierung sollte diefs 
nicht wünschen? — so müssen sie, sobatd die 
Majorität der Staatsbürger gehörig für den Staat 
gebildet seyn wird, unverzüglich sich beque- 
men , jede öffentliche -Angelegenheit des Staats« 
ganzen, auch als offen tli<rhe Angelegenheit 
wirklich zu behandeln-^ an die Stella v»on ge- 
heimen Räthen und geheimen Kanzleyen, 
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Öffentliche Käthe und öffentliche (oder 
richtiger Staats*) Kanzleyen treten zu lassen^ 
die ganze Staatsverwaltung offen vor den Augen 
aller Interessenten vorgehen zu lassen, und da$ 
Unbemerkbare derselben ^em Publikum von Zeit 
zu Zeit vorzulegen. Wünschen die Regierungen 
ihre Bürger durch ein kräftiges und dauerndes 
Band an sich zu ketten, so wird vorlaufig die 
Geschichte ihrer Staatsverwaltung den gröfsten 
Artikel ihrer Zeitungen ausmachen : dergleichen 
offizielle, vollständige und zuversichtliche perio- 
dische Schriften sind vortreffliche Hülfsmittel, 
die Einsicht der Nation in das Wesen des Staat» 
zu erweitern und zu berichtigen , ihre ürtheils- 
fäbigkeit über Gegenstände des gemeinen Wesens 
zu schärfen. Die Staatsgeschichte jedes Tags 
und jeder Provinz, wahr und vollständig darin 
vorgetragen, gibt in ihren tausendfachen Details 
eben so vielfältige Gelegenheit, den Staatsbürger 
auf die wohlthätigen Wirkungen des Staats für 
ihn, auf das unermüdete Streben der Regierung 
zur Erreichung des gemeinsamen Zweks hinzu- 
weisen, und ihn eben dadurch mit hoher Achtung 
und warmer Theilnahme für das gemeine Wesen 
und dessen Verwaltung zu erfüllen, 

. §. 306. 
Das Interesse, welches die.«e Publizität 
erregen müfste, würde um Vieles erhöht wer- 
den , wenn die Regierung selbst in der Art des 
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Tons, in welchem sie zu dem Volke spricht» 
daranF Rüksicht nehmen wollte: anmöglich 
konnten bisher die Unterthanen ein wahres 
Staatsbürgerinteresse erhalten, weil sie immer 
nur daran erinnert*^vurden , dafs sie Unter- 
thanen seyen; unmöglich konnten sie Theil- 
nähme fiir eine Regiertmg empfinden , welche 
immer nur befiehlt, nur auf Gehorsam dringt » 
und kein anderes Motiv kennt, als die Androhung 
gemessener, oft bis zum Empören unverhältnifs* 
mäfsiger Strafen. — • Eine Regierung, welche 
ihres erhabenen Zweks bewufst ist, wird für 
alle ihre Verfügungen in dem Zwecke des Staats 
das einzige Motiv findent «nd solches aufstellen: 
sie wird durch eben dieses Motiv die Staats- 
türger zur Folgsamkeit und Mitwirkung anffor« 
dern ; sie wird sich zunächst an das Staat$bür« 
gerinteresse richten , und dieses für ihre Absich* 
ten in Anspruch nehmen; sie wird das Volk 
daran erinnern , dafs es einen Staat bilde, und 
darum zum Wohle des Staats mitzuwirken habe: 
sie "Wird in Beziehung auf sich nie von Gnade» 
sondern nur von Pflicht reden, in dieser dem 
Rechtfertigungsgrupd aller ihrer Verfügungen 
suchen 1 und, indem ihre Handlungen diesen 
Worten entsprechen, dem Staatsbürger zum 
Beyspiele lind zur Aufmunterung dienen, seiner 
Pflicht, wie sie, eingedenk zu seyn, und der* 
selben stäts Genüge %xi leisten; dafs dann eine 
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solclie VerfahrnngÄart die Bürger nicht für die 
Staaten, in denen sie leben, entschieden gewin- 
nen, und den reinsten Patriotismus erzeugen 
sollte, sezte einen Grad.von Rohheit voraus, det 
zum Glücke unserer Zeitepoche völlig fremd 
geworden ist. 

§• 307. 
Die konstitutionelle Verpflichtung der Mo- 
narchen zur Publizität der Staatsverwaltung 
könnte dem allen nach für den Staat nur Gutes 
stiften^ und würde, indem sie so der Klugheit 
wie dem Rechte entspricht, das zwekmäfsige 
Mittel seyn, unter vorausgesezter Realisirung 
der übrigen bereits vorgeschlagenen Mittel, die 
Vorbereitung zur Ausführung der, im vorigen 
Titel postulirten, organischen Konstruktion def^ 
Staats zu vollenden; denn durch jene Verpflidi* 
tu ng würde eines Theils, ihrer Natur nach der 
Regent bestimmt, nachdem er als Gesezgeber 
bereits an die Zustimmung des Volksraths gebun«» 
den ist, auch bey seiner exekutiven Thätigkeit 
das Urtheil und die Zustimmung des Publikums 
stäts zu berüksichtig^n ; so allmahlig an die Idee 
einer Verantwortlichkeit vor dem forum der 
GesammtheitderStacitsglieder sich zu gewöhnen, 
und überhaupt im ächten Geiste des RepubUka* 
nismus zu regieren. Andern Theils würde durch 
jene Publizität der Staatsverwaltung in dem, 
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durch den empfangenen Unterricht theoretisch 9 
und durch die Theilnahme an der Gesezgebung- 
praktisch für den Staat bereits gebildeten ^ 
Staatsbürger das Urtheiisvermögen über die 
Lebensfunktionen des Staats ununterbrochen 
geübt, seine Theilnahme an dem Wohlseyn des 
Staats nicht nur immer neu belebt , sondern 
selbst bis zti dem Grade erhöht und befestigt 
werden, welcher die vollkommenste Garantie 
enthielte, dafs er ohne alle Gefahr, mit voll- 
kommner Sicherheit des erwünschten Erfolgs 
vielmehr, in den vollen Genufs seines Staats- 
bürgerrechls , und der darin enthaltenen Theil« 
nähme an der Souveränität, eingesezt zu wer- 
den veimöge. Durch die Publizität der Staats- 
verwaltung wird also die praktische Erzie- 
hung der Völker für den Staat ergänzt , und der 
Übergang des Staats von seiner bestehenden, zu 
jener vorgeschlagenen, Verfassung um so mehr 
erleichtert, je mehr sie selbst von der Regel 
der Mechanik sich entfernt , aber dagegen d^m 
Frinzipe des Organismus sich annähert. Wenn 
dann, nach dem Eintritte dieser Epoche für 
einen Staat, seine regierende Familie ausstürbe, 
oder sein Regent sich freywillig zur Besdirän. 
kung auf den Besiz der exekutiven Gewalt bereit 
fände, so könnte offenbar der,, in Ansehung 
ihres bezielten Effekts gesicherten , Ausführung 
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der Palingenesle seiner Verfassung, wie sie durch 
das Recht gefordert ist, nichts weiter mehr im 
Wege stehen. — 

^ §. 308. 

Alle bisher zux Begründung der äufseren 
Ausführbarkeit der, als zwekgenügend deduzir- 
ten, Staatsverfassung vorgeschlagenen Mittel 
sind von der Art, dafs sie, wenn auch nicht die 
Erfahrung selbst ihre Ausführbarkeit zum Theile 
bereits wirklich bestätigt habe , dennoch unver- 
kennbar auf jeden Fall sämmtllch ohne alle 
Schwierigkeit in Wirksamkeit gesezt zu werden 
vermögen, sobald nur der ernstliche Wille 
hiezu vorhanden ist; denn die Realisirung der 
postulirten theoretischen Erziehung für den 
Staat erfordert blofs die Erweiterung der beste» 
henden Lehrinstitute durch den Zusaz eigener; 
dem Staatsbürgerunterrichte gewidmeter Klassen^ 
die Möglichkeit der konstitutionellen Verpfllch* 
tung der Monarchen, als Gesezgeber, zur Ein- 
holung der Zustimmung angeordneter Volksr 
räthe ist ohnediefs durch die vielfältigsten Bey- 
spiele in der Wirklichkeit aufser Zweifel gesezt; 
und die Adoption der Publizität der Staatsver- 
waltung unter die grundgesezlichen Regierungs- 
maximen ist der Natur der Sache nach lediglich 
durch den freyen Willen der Monarchen bedingt; 
überdiefs hat die Natur selbst, wie bereits 
giezeigt wurde , im Laufe der Dinge sogar die 
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NothTvendlßkeit, sich jener Mittel zu bedienen 
herbeygeführt , ufid eben diefs bewelfs ..nicht 
nur deutlich die Zwekniärsigkett jener Mittel 
,an Fich , «ondern stärkt auch unsere Hoffnung, 
iak $ie unausbleiblich' zur Anwendung werden 
gebracht werden-: denn die Natur leistet die 
hinreichende Gewähre, dafs dasjenige) was der 
Mensch nach Fr^yheitsgefetzen thun sollte > 
•ber nicht thut, dennoch der Freyheit unbe- 
schadeti durch die von ihr geleitete Verkettnog 
der Umstände und Verhältnisse sicher hervorge» 
bracht werde, so, dafs das, was ihre Absicht 
in dem MenschengestJilechte erheischt, unwi- 
derstehlich erfolgt, die Menschen mögen wollen, 
oder nicht. Die Natur will einmal unverkenn- 
bar, dafs das Recht zulezt die Obergewalt be- 
haupte, und was auch die Menschen zur Reali- 
firung dieser ihrer Absicht z.u thu» versäumen,. 
das macht sich, ob zwar etwas langsamer und 
mit mehr Ungemächlichkeit , dennoch endlich 
durch Hiilfeder Natur von selbst. 
§. 309. 
Werden, wie die tägliche Erfahrung lehrt, 
jene, obgleich so deutlichen, Winke der Natur 
nicht geachtet, wird ihnen sogar vielfältig und 
geflissentlich widerstrebt, so kann die lezte 
Quelle dieser Erscheinung offenbar nur in dem 
Mangel eines, den Absichten der Natur ent- 
sprechenden, Willens auf' Seite der Kegenten 



U5 

geFunden werden ; denn von ihrem Willen allein 
hängt es ab , ob jene vorgeschlagenen Mittel 
in Wirksamkeit gesezt werden sollen oder nicht; 
und wollen die Regenten^ aller ihnen selbst 
drohenden Gefahr ungeachtet, sich jener Mittel 
nicht bedienen 9 um diese Gefahr zu beseitigen t 
so müfste freylich die Vorbereitung des Über- 
^angs der mechanischen Komposition des Staats 
zu seiner organischen Konstruktion vo^ der 
Hand unterbleiben » bis die Natur durch gciwalt* 
same Umwälzungen das erzwingt, was auf 
friedlichen Wegen zu bewirken sie den Men* 
sehen durch Frey heit und Vernunft gewShrt hat,— 
Aber auch jenes lezte und höchste Hindernifs 
der Ausführung der vorgeschlagenen Staatsver* 
fassung kann gehoben werden, — durch Hin» 
wegräumung des Grundes, auf welchem jener 
Wille der Regenten beruht, und beruhen mufs, 
so gewifs sie als sittliche Wesen anerkannt wer- 
den müssen. 

§. 310, 
Unter Voraussetzung dieser Anerkennung 
darf nämlich die Zögerung der Regenten , die 
unterstellten Mittel in Wirksatnkeit zu setzen, 
nicht erklärt werden, als Folge der Absicht, 
dafs der Staate etwa um ihrer egoistischen 
Zwecke willen, ewig in seiner gegenwärtigen, 
schwankenden und gefahrvollen , Lage verblei« 
ben, die Erreichung seines Zweks nie vollständig 
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gesichert, dafs die Völker nie io den Beslz ihrer 
Rechte eingesezt,, sondern ewig io mechanischer 
Unterwürfigkeit erhalten werden sollen ; — 
eine solche Absicht stünde in sichtbarem Wider- 
cpruche mit der Forderung des Hechts, und also 
auch mit der Sittlichkeit unter dem Rechtsgesetze 
stehender Wesen ; — sondern lediglich als Fol^e 
eines menschlichen Irrthum5, einer beschränkten 
Ansicht der Bestimmung und des Wesens des 
Staats, und des dadurch begründeten Glaubens* 
dafs der Staat so seyn und bleiben müsse, wie 
er nun einmal ist, dafs also jede Änderung 
seiner Forhi , und jede Abweichung von den 
bisher geltenden Regierungsmaximen nicht sorg* 
faltig genug vermieden werden kCnne. Ist 
diese Erklärung die richtige> so ist auch das 
untrügliche Mittel gegeben, jenen Grund hin- 
wegzuränmen , und dadurch jenes höchste uqd 
lezte Hindernifs zu heben. Jener Irrthum kann 
nämlich nicht zuversichtlicher verscheucht, 
jene Ansicht nicht zuverläfsiger erweitert nnd 
berichtigt werden , als — durch eine, in jeder 
Beziehung zwekmäfsige , Erziehuhg der 
künftigen Thronerben für den Staat 
überhaupt* und für ihre Bestimmung« 
als Regenten, insbesondere. 

Anmeikiing. Bah ein lioher Giad von SittlicHleit und 
Enthatteainkeit, die strengste Reclitlichkeit , eine der 
gEöfsKn Anttrengung fililga Arbcitumkeit , die aiuge- 
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lyreiteteste und tiefste Menschen - und Staateoiemitnift 
u. t. w. Tugenden und Vorzüge i»eyen, die jedem 
Regenten ^ uni seiner Bestiinnuing genügen zu können ^ 
unentbehrlich sind, dafs sonach in der Erziehung 
künftiger Thronerben, und in welcher Art, darauf 
hingewirkt werden müsse, hat, so wie den ganfeen 
Umfang det* Regentenerziehung, Hi> Chr. Dan.,yort 
in seinctm , schon einmal angezogenen , Versuche über 
die Erziehung für den Staat , mit einer Gründlichkeit 
und Beredsamkeit erörtert, welche die un^tJtheil teste 
Überzeugung abnöthigt, und nichts zu wünschen 
iibrio; läfst: indem ich ^darauf hinweise, muCs ich 
mich hiei.* auf die Tendenz der fraglichen Erüe- 
hung beschränken , in wiefern sie Mittel ziu: Hinweg- 
räumung des imterstelltcn Hindernisses seyu soll ^ 
demnach allein zu n^ieinem Zwecke gehört. Es * wäre 
übrigens ein trauWges Zeichen der Zeit , -und ein 
sicherer Vorbote einer noch trübereu Zukunft, wenii 
jene so eindringende Stimme der Wahrheit ungeh<>i;t 
und ungenüzt verhallen könnte. 
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§. 311. 
Dafs ein durch Geburt zum Regieren be- 
stimmtes, Subjekt, um dereinst mit «itiemgünr 
stigen Erfolge für sich und &ein Volk regiereii 
za wissen, nicht etwa nur über die statutarischen 
Formen s meines Staats > sondern vor allein,^ und 
ehe noch von den lezteren die Rede komm&i| 
kann , über den Zwek und das We^en des Staats 
überhaupt^ über die Bedingungen der IVItttel 
zur Erreichung jenes Zweks , tind überhaupt 
aber den ganzen Umfang der allgemeinen Staats- 
lehre vollständig unterrichtet werden mä^6i 
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kann wohl keines näheren Beweises bedürfen ^ 
denn die positiven Konstitutionen der bestehen- 
den Staaten enthalten bis jezt äufserst selten auch 
nur dürftige Prinzipe einer ächten Regierungs- 
kunst, und diese wird doch offenbar den Men- 
schen nicht eben so angeboren > wie die Befug- 
nifis zu regieren. Worauf anders , als anf jenen 
Unterricht» könnte man auch nur mit einigem 
Grunde die Hoffnung bauen , da(s der künftige 
Regent nicht seine persönlichen Zwecke dem 
Zwecke des Staats unterschieben , die Grenada 
seiner Macht nicht über die Gebühr ausdehnen » 
tlechte der Menschen, die er zu schützen be- 
stimmt ist, nicht unterdrücken, dafs er nicht seine 
Macht, ohne Rükhalt und.Zwek, eigennützigen 
Ministern , Höflingen , Günstlingen und Maitres« 
$en, und in diesen dem höchsten Mifsbrauche 
Preis geben, dafs £eine Herrschaft nicht in 
Despotisinus und Tyranney ausarten > uheü auch 
nicht seinen Sturz vom Throne, und dieUmwäl* 
£ung des StaatSt herbeyführen werde ? 

^ §. .312. ^. •• 
Wenn man. aber auch die Noth wendigkeit 
jenes Unterrichts künftiger Regenten, nicht in 
iAtbröde steilen kann , so kömmt es doch nun erst 
sehr darauf an , von welciiem Standpunkte jener 
Uaiterricht ausgehe? Ob von dem« egoistischen 
Herrscherprinzipe der Macht und Meclianik, voa 
den^Standpiui^te des unbedingten Herjschens 
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und angebomer Knechtschaft ? — oder von dem 
Naturgesetze der. Allen gleichen^ Freyheit» und 
der, ebenmäfsig gleichen , Beschränkung dieser 
Freyheit durch die Machthabung des Rechts, 
also von derjenigen , der Menschheit \yürdjgeii9 
Ansicht, Welche den Staat als Mittel für jene^ 
Naturzwek der Gesaoimtheit der Staatfgliedei:« 
diese Gesanamtheit als die Urquelle aller Macht- 
habung des Rechts, und den Regenten als dasv 
den Machtgebraucfa zum Behufe des Rechte 
leitende, Organ betrachtet?— dafs durch einen 
Unterricht der ersteren Art der Staat der Volfc- 
endung seines Wesens nicht nur nicht genähert, 
sondern vielmehr von diesem Ziele verschlagen^ 
der Despotismus nur methodisch gebildet , aber 
auch die Gefahr für einen so unterrichteten 
Regenten bedeutend erhöht werden müsse, ist 
für sich klar,^ u»d durch die Erfahrung bitter 
und blutig bestätigt. 

§. 315. 
Soll daher der Unterricht künftiger Regel- 
ten seinem vernünftigen Zwecke entsprechen, 
ÄO darf er nur, und mufs er von der lezteren — 
das ist, von derjenigen Ansicht des Staats aus« 
gehen, welche allein aller Erziehiiing für 4^n 
Staat zu Grunde liegen soll, und es müfs dem- 
nach die heiligste und erste Maxime der Regen« 
tenerziehung seyn> dem künftigen Herrscher^ 
ehe man ihn von seinem künftigen Varhältniss« 



ö 



•; 



t 



320 

im Staate irgend etwas wissen läCst, die hohe 
und ehrwürdige Bestimmung, so wie das ganz.e 
Wesen des Staats, ohne alle individuelle Bezier 
hung, blofs aus dem allgemeinen und un|>ar- 
theyischen Standpunkte der Menschheit begrei- 
fen zu lehrepi ihn vor allem zum künftigen 
Staatsgliede überhaupt zu bilden, ihn mit den 
Kenntnissen, dem Geiste und den Tugenden 
«eines Staatsglieds überhaupt zu erfüllen. Denn , 
nur auf diesem Wege kann zu einer, der wahren 
Bestimmung des Staats entsprechenden, Begie<* 
irungskunst der richtige Grund gelegt, und ver- 
hütet werden, dafs der künftige Regent in die 
einseitige und egoistische Herrscheransicht ver- 
falle, welche den Staat als blofses Mittel für die 
persönlichen Zwecke des Regenten zu betrach- 
ten^ und das wahre Heil des Staats den , durch 
eben jene Tendenz des Egoisn^jOiS zur Observanz 
gewordenen. Formen und Regierungsmaximen 
zu opfern gewohnt ist, aber auch eben um ihrer 
Einseitigkeit tind Differenz willen von den 
Ansichten der Staatsbürger^ mit dem stäten 
Entgegenstreben der lezteren zu kämpfen sich 
gezwungen sieht. 

.§. 314* 

Nur durch diese Grundlage, seiner Bildung 

kann der künftige Regent fähig gemacht Werden» 

den wahren Staatszwek, in seiner völligen Ge- 

«chiedenheit und Reinheit von, seinen Privat- 
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KWecken > im ßewufstseyn aufzufassen und fest- 
zuhalten, bey der Auswahl der Mittel zur Errei- 
chung jenes Zweks jeden EinAufs seines Privat« 
Interesses entfernt zu halten, die bestehenden 
Staatsformen und Rejgierungsmaximen aus dem 
unbefangenen Standpunkte des reinen Staats- 
Interesses zu prüfen, die Nothwendigkeit zwek- 
mäfsiger Beformen zu durchschauen, und in did 
Beförderung des wahren Staatswohls durch unge- 
säumte Realisirung derselben seine gröfste Freude 
und seinen höchsten Ruhm zu setzen. Nur 
durch diese Modifikation seiner Vorbereitung 
kann der künftige Regent bestimmt werden , in 
dem Unterthanen auch den Staatsbürger wie den 
Menschen zu achten > die, durch die Würde des 
Menschen und das Wesen des Staats ^reforderte^ 
Diskretion im Gebiethen nie zu überschreiten i 
und die hohen und wichtigen Verbindlichkeiten^ 
' welche mit der Bevollmächtigung zu regieren 
verknüpft sind, aus denselben Gesichtspunkten^' 
wie die Staatsbürger, zu würdigen. Auf eben 
diesem Wege wird dann aber auch eine Harmonie 
der Gesinnungen zwischen beyden , eine Gleich- ^ 
Jieit der Regriffe, ürtheile und Gefühle über 
den Staat, über Regierung, Sta^tsbürgereigen- 
schaft und Unterthänigkeit erzeugt werden, 
welche nicht nur das bisherige Entgegenstreben 
der Staatsbürger gänzlich niederschlagen, son- 
dern auch eine thätige Mitwirkung derselben 
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für die Zwecke der Regierung, abo eine Har^ 
monie des Strebens und eine Einheit zwichen 
den beyden wesentlichen Bestandtheilen des 
Staats, dem Regenten und seinen Unter thanen , 
zur Folge haben mufs , deren wohlthätigste Wir- 
kungen für eben diese beyden Theile, und also 
für das Ganze des Staats selbst wohl nicht ver- 
kannt werden können* 

§. 315. 
Ist der künftige Thronerbe durch den, über 
alle Theile der Staatswissenschaft aus dem be* 
zeichneten Gesichtspunkte erhaltenen, Unterricht 
zu einer eben so gründliche^] und timfassenden« 
als reinen, vorurtheilsfreyen und partheylosen 
Einsicht überZwek, Natur und Wesen des Staats» 
über Staatsformen, Verfassung und Verwaltung 
gereift I dann erst kann derselbe, mit Sicherheit 
eines vollkommen günstigen Erfolgs darauf auf» 
merksam gemacht werden, dafs er es sey, d«r 
den Standpunkt des Herrschen« in dem Staate» 
dem er angehört, einzunehmen die Bestimmung 
habe: dean jene Einsicht, und nur sie» leistet 
die sichere Gewähre 9 dafs er den Versuchungen, 
in die zur Observanz gewordene Einseitigkeit 
^t^ Herrscheregoismus zu verfallen, zu wider- 
stehen, stark genug, und fähig seyn werde, seine 
hohe Bestimmung aus dem Standpunkte des 
wahren Staatswohls aufzufassen, und, durch- 
druogen von diesem <}eistei zu seiner weiteren 
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#pezieUen theoretischen 80>yohI als praktischen 
Bildung für seinen Beruf» um die Geschäfte aller 
Departements gehörig übersehen, kohtrolliren, 
sie alle mit gleicher Neigung und Thätigkeit 
umfessen 9 nöthig^nfalls in$ Detail eingehen, und 
die Pflichterfüllung oder Yersäumnirs gehörig 
beurtheilen zu können, fortzuschreiten. 

§. 316. 
Jene Einsicht des künftigen Regenten ist 
aber auch die sichere Bürgschaft, dafs er, gleich- 
weit entfernt von einer übereilenden Neuernngs- 
sucht, wie von aller ängstlichen Anhänglichkeit 
und Vorliebe für das Hergebrachte, das berste- 
hende Gute und dem Zwecke des Staats ent« 
sprechende immer mehr befestigen und vervoll- 
kommnen, aber auch diejenigen Reformen und 
Modifikationen der Verfassung und Verwaltung 
seines Staats , — von deren Zwekmäfsigkeit die 
Wissenschaft, und von deren Nothwendigkeit 
die Beachtung des Geistes und Bedürfnisses die 
Zeit ihn üoerzeugt hat — unverweilt und 
unaufgehalten durch mehr oder weniger Schwie- 
rigkeiten durchzufuhren, den Willen, Muth 
imd Klugheit haben werde; denn jene Einsicht 
kßnn ihn sein eignes Wohl nur in dem Wohle 
des Staats finden lassen,, und er wird daher die 
Bedingungen, durch welche allein der Staat 
der Vollendung seines Wesens näher gebracht zu 
werden vermag, um so mehr zu realisiren 
geneigt seyn, je gewisser er, sein eignes Wohl 
zu befördern, das Bedürfnifs fühlt. Sogebil* 
dete Regenten werden dann eben darum in der 
Erziehung ihrer Volker für den Staat ihre erha- 
benste und angenehmste Beschäftigung, in der 
Theilnahme ihrer Völker an dem schweren 
Geschäfte; der Gesezgebung ihre gröf^te Beruhi- 
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giingf und in der ausnahmlosen Publizität ihrer 
ganzen Regentcnthätigkeit, im festen Bewufst- 
seyn ihrer Pflichterfüllung, die einzige, sie 
befriedigende , Genugthuung , den höchsten 
Stolz , ihre süfseste Belohnung finden. — Und 
sezte es nicht einen grundlosen Unglauben an 
die Moralität dieser Klasse von Menschen vor- 
aus, >yenn matt die Möglichkeit leugnen wollte, 
dafs so gebildete Regenten endlich, wenn sie die 
staatsrechtliche Kultur ihrer Völker hinreichend 
gereift erkennen, des edelmüthigen Entschlusses 
fähig seyn sollten, sich freywillig auf den Besiz 
der exekutiven Gewalt zu beschränken, und 
auf jene vorgeschlagene Art den Staat wirklich 
zu organisiren, um diesem endlich die lang 
ersehnte Sicherheit der Erreichung seines 
Zweks zu gewähren? 

§. 317. 
Die Wirksamkeit einer so gearteten Bil- 
dung künftiger Regenten > als des ^Mittels, das 
höchste Hindernifs der objektiven Ausführbar- 
keit einer, ihrem Zwecke genügenden, Staats- 
verfassung hinwegzuräumen , möchte wohl 
kaum verkannt werden können : aber dürfte maii 
mir vielleicht einwenden, worauf soll sich denn 
die Hoffnung gründen > dafs jener bezeichnete 
Weg in der Erziehung künftiger Regenten wirk- 
lich werde' eingeschlagen werden? Existirt 
nicht vielmehr in der wirklichen Denkungsart 
der Herrscher selbst ein mächtiges Hindernifs, 
der Bildung ihrer künftigen Thronerben jene 
Richtung geben zu lassen , deren Geist ihnen 
selbst fremd geblieben ist? — Wahr ist es auch, 
und nicht in Abrede zu stellen ^ dafs jene Hoff- , 
nuDg durch die laut genug zu Tag gelegte , 
gewöhnliche Sinnesart der Herrscher selbst aber 



525 

X 

flicht sehr begünstigt sey, indem, aller Erfah- 
rung zufolge, die unten«! teilte Klasse von Vätern 
in der Regel (^velche jedoch, wie jede Regel, 
ihre 'Ausnahme findet), ihre Sohne nach eben 
denselben Maximen erziehen läfst, welche ihrer 
eignen Erziehung zum Grunde lagen. Allein 
der Irrthum jenes Einwandes liegt darin, dafs man 
dieRealisirung der postulirten Bildung künftiger 
Regenten von solchen Subjekten erwastet, von 
welchen , man sie. nicht erwarten soll, und jener 
Erfahrung zufolge, nicht wohl erwarten kann. 

§• 318. 
Nach unserer Ansicht n'ämlich ist lediglich 
die Erziehung des künftigen Regenten zum 
Menschen, Sache seines Vaters, und dessen 
Wirksamkeit darauf eingeschränkt; die Bildung 
des künftigen Thronerben zum Regenten 
hingegen im eigentlichsten Sinne offen tlichq 
Angelegenheit, Sache' der Ge^ammtheit der 
Staatsglieder, und darum vorzügliches Objekt 
ihrer Thätigkeit. Denn, wenn in einem 
sogenannten Erbreiche -nach dem Ableben de^ 
Regenten die Regentenwürde an eine, durch- 
die Konstitution schon bestimmte, Person über? 
gehtT «o erwirbt nicht diese Person eiiien Staat, 
sondern der Staat erwirbt einen Regenten, und 
dieser ist, als Regent, in jeder Beziehung 
Produkt des Staats. So gewifs nun dieGesammt* 
heit der Staatsglieder will, dafs ihr Regent 
seiner hohen Bestimmung in jeder Hinsicht 
zu genügen fähig sey, so gewifs mufs es 
zunächst ihre Sorge seyn, sich dieser seiner 
Fähigkeit 2S.u versichern ; denn ihr Zwek 
erheischt diese Fähigkeit, durch sie und um 
ihrentwillen besieht die Regenten wfirde» 
und ihr höchstem Interesse ist es, dafs die 
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Bestimmung dieser Würde vollständig ausgefüllt 
■werde. Zwar hat sie sich ilires Rechts, den 
Regenten äu wählen , — indem sie in die Ver- 
erbung des Hegierungsrechts durch dieGfeburt 
(iu-:drtiklirh oder stillschweigend gewilligt hat, — 
für die Dauer dieser Familie begeben , und 
dadurch Wahl des Herrscherindividuums dem 
Zufalle der Geburt überlassen ; was sie aber 
dem Zufalle und der WillküKr nicht überlassen 
durfte, ist die Zwekmäfsigkeit des Gebrauchs 
jenes Regierungsrechts; wessen sie sich vemÜDF- 
tiger Weise, also gültig, nicht begeben konntet 
und nicht begeben hat, ist ihr Recht, eine 
möglichst zwekmhfsige Verwaltung des Staats zu 
fordern, und ihre Pflicht, die unurngHogtiche 
Bedingung zu bewerks. ' j^en, unter der nur 
eine solche Verwaltung des Staats von gebohrnen 
Regenten möglich ist. 

§. 319. 
Wenn man mm unmöglich die Gültigkeit 
jener Forderung, und eben so wenig leugnen 
kann, dafs eine möglichst zwekmäfsige Führung 
und Verwaltung der Staaten von , durch die 
Geburt zum Regieren bestimmten, Subjekten 
durch eine zwekmafsige Bildung der leztcren 
für ihren Beruf bedingt, dafs aber für die Völker 
ei^e zureichende Garantie für die Zwekmäfsig- 
keit dieser Bildung aus dem Standpunkte der 
Gesammtheit schlechterdings auf keinem anderen 
Wege möglich sey , als^ durch ihre eigene Mit- 
wirkung, — so wird iqan wohl auch so billig 
seyn müssen, einzugestehen, dafs ohne auffal- 
lende Ungerechtigkeit' den Völkern das Recht 
nicht abgesprochen werden könne, sich unmit- 
telbar um die Bi'dung ihrer künftigen Hegenten 
Z.U bekümmern, und der Zwekmäfsigkeit dieser 
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Bildung zu versichern, um Auf ()!e<!e Weise der 
Willkülir des Ztifalb, w'^hrenrl dem man ihr 
die Wahl des Heffentenindividuums überläfst» 
vf-nif^stens hinsiclillich der Zwelcmafsigkeit der 
Siaatsver waltung so viel zu entreifsen, als es 
immer thimlich ist. — Das natiii-lichste Mittel 
»u diesem Zwecke wäre die Anordnung einer, 
von der Gesammtheit der ätaatsglieder aus 
ihren gebildesjten Klassen zu wählenden, Erzie- 
hungskommissi on, welche nach bestimm- 
ten, ihr vorgezeichneten T Maximea, die Bil- 
dung des künftigen Regenten, als solchen, 
.unter Mitwirkung des Vaters zu leiten, und bis 
zu ihrer Vollendung ^.urchzuRihren halte. Dafs 
dann jene, im §. 513 postiilirte, dem Be- , 
dürfnisse der Gesammtheit zunächst liegende, 
Erzieliungsmaxime von der Gesammiheit nicht 
aufsar Acht gelassen werden würde , dürfte 
keine besondere Vorsorge erheischen. 
§. 320. 
Nichts ertönt lauter und allgemeiner in 
den Edikten der Herrscher, als die Versicher uD' 
gen ihres'eifrigen Wunsches und unablafsigen 
8trebens, das Wohl ihrer Staaten nach Möglich- 
keit zu befördern : wodurch konnten nun wohl 
diese Herrscher ihren Völkern einen sprechen- 
deren Beweis geben, dafs es ihnen mit jenen 
Versicherungen wirklich ern,st sey , wodurch 
die Aussicht der Völker in die Zukunft mehr 
erheitern , und sich selbst in ihrer «chweren 
Sorge für die Erziehung ihrer Nachfolger mehr 
erleichtern, wodurch iezteren zugleich wirk- 
lich wesentlicher ■nützen, als durch Anerken- 
nung jenes Rechts ihrer Volker, durch Befriedi» 
gune jenes dringenden Bedürfnisses derselben ? — 
Und warum seilten eben deswegen die Völker 
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nicht andlich, im festen Vertraoen saf die 
Geneigtheit der Fürsten , ibren gerechten Wün- 
»chen zu willfahren > den Miith Fassen wollen« 
ihre Anträge um Gehend machung jenes Hechts , 
zur Begründung einer besseren Zukunft für den 
Fürsten , wie für den Staat , mit einiger Zuver- 
sicht der Gewährung vor den Thron gelangen zu. 
lassen? Zeigen doch die Regenten immer mehr 
Bereitwilligkeit, den Anliegenheiten der Ein- 
zelnen ihrer Unterthanen Gehör, und, wo es 
immer thunlich ist, hülfreiche Hand zu leisten; 
warum sollten nicht die Volker selbst auf eine 
gleiche Bereitwilligkeit in Ansehung ihrer 
Angelegenheiten um so mehr rechneu dürfen? 
§. 321. 
Doch! auch in der Voraussetzung, dafs eft 
noch zur Zelt den Völkern, entweder an der deut* 
liehen Erkenntnifs jenes höchsten Hindernisses 
der fortschreitenden Vervollkommnung iliret 
öffentlichen Zustandes, und desPunktes von wel- 
chem alle Besserung dieses Zustandes ausgehen 
müsse, oder wenigstens an demMuthe gebräche» 
ihr erkanntes Recht geltend zu machen,finden wip 
in der Beobachtung des Ganzen der öffentlichen 
Angelegenheiten zur An frech thaltung unserer 
Hoffnung zureichenden Grund; denn die Natur 
zeigt sich auch hier als die wohlthätigste ^tüt^e ' 
der menschlichen Schwäche, indem sie durch 
ihre Leitung der Öffentlichen Verhältnisse, und 
selbst durch die eindringensten Beyspiele die 
Begenten nÖthigt, nicht nur der Erziehung 
ihrer Nachfolger eine grcifsete Aufmerksamkeit 
überhaupt zu widmen, sondern auch die bishe- 
rigen Ei'ziehungsmaxime nach dem Geiste der 
oben postulirten um so gewisser zu modifiziren, 
je mehr ihnen durch die Erfahrung die ÜberZpeu- 
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gun^ abgenöthigt wird, dafs ihre Thronen für 
die Zukunft nur auf diesem Wege gesichert 3tu 
werden vermögen. 

§. 522. ^ 
In Zeiten und Staaten, in welchen die Unter« 
thanen und Völker über Zwek und »Wesen, des 
Staats 9 über PAL<;hten und Grenzen der Staats* 
gewalt noch nicht die mindeste Aufklärung hat« 
ten, mochte es auch eher entschuldigt, weniger 
bemerkt , selbst minder schädlich gewesen seyn, 
wenn jene Kenntnisse dem negenten ebenfalls 
fehlten, oder doch nicht in der erforderlichen 
Reinheit, Klarheit und Ausdehnung bey ihrii vor- 
handen waren : die nachtheiligen Wirkungen für 
den Zwek des Staats mufsten freylich dieselben 
seyn, die Menschheit mufste darunter leiden: 
allein der Unterthan, der Staatsbürger fühlte 
diefs weniger, weil ihi^ dasBewufstseyn seiner 
Staatsbürgerrechte, also auch ihrer Kränkung, 
entweder gänzlich fehlte, oder doch in der 
Lebendigkeit bey ihm noch nicht wirksam war. — • 
Allein in demselben Grade, in welchem in den 
Köpfen der Bürger jenes Bewufstseyn erwachte^ 
und jene Aufklärung tagte, in demselben Grade 
mufste auch das Bedürfnifs einer höheren , rich^ 
tigeren und erweiterteren Einsicht in das Wesen 
des Staats auf Seite der Begenten wachsen, und 
in unseren Tagen, wo jenes Bewufstseyn auf den 
))öchsten Grad der Lebendigkeit gesteigert, und 
jene Aufklärung bey manchen Klassen von Staats- 
bürgern sehr weit gediehen, und von andern 
wenigstens affektirt ist, steht jenes Bedürfnif« 
einer vollendeten staatswissenschaftlichen BiU 
düng "der Begenten auf einem Grade, welcher 
diesen, im Falle eines weiteren Verzugs der 
Befriedigung, unvermeidliche Gefahr droht. 
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§. 525. 
Denn wenn jezt ein Regent im Punkte der 
bezeichneten Bihlunf hinter seinen Unterthanen, 
oder auch nur einzelnen Klassen derselben zu- 
rükbliebey so könnte jezt ein solches Mifsver- 
kältnifs unmöglich unben^erkt, und ohne die 
nachtheiligsten Folgen bleiben: er würde sich 
in eben dem Verhältnisse unter diese herabwür- 
digen f in welchem er ihnen hinsichtlieh jener 
Bildung nachsünde, diese hingegen sich in eben 
dem Grade über ihn erhoben fühlen, in welchem 
«ie ihn an staatsrechtlicher Kultur übeirträfen: 
sie würden und müfsten es ^ als eine auffallende 
Inkonsequenz, deutlich erkennen, und als eine 
widersinnige und zwekwidrige l^iorichtung leb- 
haft empfinden, dafs kultivirtere Wesen ihren 
Willen dem unkultivirteren unterordnen, und 
von ihm Vorschriften ihrer Handlungen erlangen 
sollen. Und wenn auch diese Erkenntnifs noch 
auf einige Zeit unwirksam gemacht, dieses Ge- 
fühl noch unterdlrükt werden könnte, so würde er 
es sich doch selbst nicht lange verhehlen können, 
dafs er unvermögend sey, seiner Bestimmung 
Genüge zu leisten , weise und würdige Gesetze 
zu geben, und überhaupt dem Staate würdig 
vorzustehen ; dieses Gefühl seines Unvermögens 
müfste ihn bey den reinsten und redlichsten 
/Absichten stats wie ein Vorwurf versäumter 
Pflicht verfolgen , und so zu einer nie versie- 
genden Quelle des Unmuths für ihn werden. 
Wer selbst die Bestimmung und das Wesen des , 
Staats nicht vollständig au^efafst hat, Umfang, 
Inhalt und Grenze der Staatsgewalt nicht in 
einem lebendigen Bewufstseyn trägt, wie sollte 
de^ im Stande seyn, sich an die Spitze der Staats- 
geschäfte zu stellen, den Mangel jener Kennu 
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wisse bey andern zw ersetzen , nn3 ihrer Thätig- 
iceit für den Staat Regel, Ziel und Schranke zu- 
setzen? Wer selK<!t an* staatswissenschaftlicher 
Bildung hinter denen zurük ist, welche er dem 
Staatszwecke gemäfs leiten soll, wie kann er 
ihnen da zur Norm und Stütze dienen, wo sie 
ihre eigne Einsicht verlassen dürfte? Gleich» 
wohl ist diefs eine der vorzüglichsten Bestim- 
mungen der Wirksamkeit der Regenten , ntia ist 
der Regent nicht fähig, dieselbe zu erfüllen, 
«o mufs er mit sich selbst und seinem Wesen 
in dem offenbarsten und auffallendsten Wider- 
spruche stehen. 

§. 324. 
Es ist unmöglich , dafs dieser Widerspruch 
in der Staatsverwaltung nicht bemerkt, von 
dem gebildeterem Theife der Unterthanen. nicht 
erkannt werden sollte, und es ist unmöglich , 
dafs der nicht staatswissenschaftlich vollkommen 
gebildete Regent — bey dem gegenwärtigen 
Grade d^r Kultur mehrerer Stände in Beziehung 
auf den Staat, bey der stäten Richtung ihrer 
Beobachtimg auf die Funktionen des Regenten, 
und bey der Urtheilsfreyheit^ welche die Gei- 
stesentfe$selung zrjr unhintertreiblichen Folge 

^hatte — • derjenigen Achtung und Folgsamkeit 
theilhaftig seyn könne, die ihm zur Erfüllung 
seines Wirkungskreises doch unentbehrlich ist. 
Um sie unter jener Voraussetzung zu erzw^in- 
gen, müfste er nothwendrg Despot werden; 

, aber auch die Herzen nur desto mehr von sich 
entfernen, sie nur desto unversölinlichefr §e^en 
sich empören; denn so gewifs der gebildet« 
Mensch die Noth wendigkeit der Unterwerfung 
unter einen höchsten Willen anerkennt, so gewifj 
will er auch, dafs dieser höchste Wille in sein^ 
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Aufsernngen sich und seine Bestimmung recht« 
I fertige, und nichts empört 'jenen heftiger; als 

* sich zu etwas gezwungen zu sehen , was ihm als 

unverkennbar unrecht oder zwekwidrig ein- 
^ leuchtet. Ihm steht mit unvertilgbaren Zügen 

das goldene Wort ins Herz geschrieben : „ Der 
König sey der Bessere, der Einsichtsvollere» der 
Weisere; sonst sey der Bessere , der Weisere i 
König; ^ und soll es ihm daher nicht einfallen, 
aich anderweitig nach diesem Besseren und Wei*. 
feren umzusehen, eine andere Regierung, einen 
anderen Regenten zu wünschen, so mufs unab- 
läfsig d^hin getrachtet werden, dafs, wer besimmC 
ist 9 König zu seyn, vor allem der bessere, der 
einsichtsvollere, der weisere Mensch werde» 

§. 325- 
Kaum kann dem aufmerksamen Beobachter 
der neueren Zeitereignisse die Bemerkung ent- 
/ gangen seyn, dafs nichts so sehr zur Unsicherheit 

der Thronen beygetrageh habe, als das Zurük- 
bleiben so mancher Regenten hinter dem Geiste 
ihres Zeitalters, und der Kultur ihrer Unterthanen 
in Bezieliung'auf den Staat, dafs die schief gerich- 
tete Tendenz so manches Herrschers seinen 
eignen Sturz herbeygeführt, und dafs so manche 
Revolution, genau betrachtet, keine andere Ver- 
anlassung gehabt habe; als die Differenz der Vor- 
stellungen ^wischen Regenten und Unterthanen 
tib6r denZwek ihrer Verbindung und die wahre 
Beschaffenheit ihrer Verhältnisse: denn unmög- 
lich hätten solche Spaltungen und Kämpfe ein- 
treten können, wenn gleichförmige Ansichten 
des Staats und der Staatsgewalt!^ ein gleich reiner 
und kräftiger Staatsbürgersinn beyden gemein 
gewesen wäre, beyde auf gleiche Weise belebt 
hätte« Unmöglich hätte einem Ludwig XVI. 
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ib Franicreich, einem Paul I. in Bufsland, 
'einem Gustav Adolph IV. in Schweden 
Schicksal, welches sie betroffen hat, beges 
kÖDQeD, wären sie, bevor sie die Zügel 
Regierung übernahmen , solche dem wal 
^Zwecke und Wesen des Staats, den gerecl 
Forderungen ihrer Unterthanen entsprechen« 
führen, befähigt worden; und, sollten dies 
einem so engen Zeiträume sich drängenden 1 
spiele wirklich noch nicht zureichend seyn, 
Herrscher über das, was'sie hinsichtlich der. 
düng ihrer Thronfolger ihren Völkern schu 
seyenj vollkommen zu belehren? 
§. S26. 
Unverkennbar hat die Natur durch ] 
erschütternden und blutigen Belehrungen 
Bildung künftiger Kegenten, wie sie Zwek 
Wesen des Staats erheischt, zur Bedingung i] 
eignen Sicherheit gemacht, um auf diesem W 
die Regenten zu zwingen, auf jene Bildung e 
dieselbe Sorgfalt zu verwenden, welche sie 
die Sicherheit ihrer Thronen tragen j und in 
That ! wenn ein fürstlicher Vater es mit seil 
Thronerben wirklich redlich nreint, ihn 
p^einigenden Gefühls des Unvermögens, se! 
. Bestimmung zu genügen, überbeben, ihn 
Achtung und Folgsamkeit seiner künftigenUn 
thanen, und dadurch des ruhigen Besitzes sei 
Würde selbst sichern will, so kann er, in Be 
hnng auf diesen, keine grofsere Angelegen 
kennen, als, ihn im Geiste der, im §. 313 
zeichneten, Maximen zu bilden: denn jezt, 
die, Zeit des blinden Gehorsams vorüber, 
die Anforderung zur Unterwürßgkeit nur 
einen vernünftigen Gehorsam zu beschrSn 
ist, jezt ist die erste und wesentliche Beding 
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aller Wirksamkeit eines Regenten, aller Achtung 
I für ihn» und selbst der Sicherheit seine« Thrones 

* und Lebens — seine ausgezeichnete staatsrecht- 

liche Kultur. Mufs endlich der fürstliche Vater 
vernünftigerweise wünschen, dafs das Volk iu 
Ansehung der Regierungsfähigkeit seines Nach* 
folgers nicht nur beruhigt, andern dafs auch 
> zwischen beyden ein festes Band des gegense;!«* 

tigen Vertrauens zum voraus geknüpft werde« 
so mufs er auch das einzige Mittel wollen, wo- 
durch dieser Zwek mit Zuversicht erreicht zu 
werden vermag, und dieses ist die Gestattung 
dar Theilnahme des Volks an der Erziehung 
seines künftigen Herrschers, in der im §. 319 
bestimmten Art. . 

§. 327. 
Mit diesem, unwiderlegbaren Beweise der., 
durch den Geist und die Verhältnisse der Zeit 
fa^rbey geführ ten , Nothwend igkeit der Realisi« 
rung einer möglichst vollkommenen staatswis^ 
senschäftlichen Bildung der Regenten ist der 
beweis der praktischen Brauchbarkeit des, im 
vorigen Titel gezeiclmeten, Vorschlags einer , 
ihrem Zwecke genügenden , Staatsverfassung 
vollendet, und unsere gegenwärtige Aufgabe 
vollständig gelöfst. Denn eben jene Bildung der 
Regenten mufs ihre innige Überzeugung von 
der Zwekmäfsigkelt und Nothwendigkeit einer 
wesentlichen Reform des Staats in jener bestimm- 
ten, Art, so wie von der Zwekmäfsigkeit und 
Nothwendigkeit der staatsrechtlichen Kultur der 
Völker, ihrer Theilnahme an der Gesezgebung 
des Staats in ihrem ganzen Umfange , und der 
Publizität der Staatsverwaltung, als der, dem 
Rechte wie der Klugkeit unter den gegebenen 
Verhältnissen in gleichem Grade entsprechenden. 
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BedinguDgen jener Reform, aber auch in gleicheta 
Mafse den Willen und dieThätigkeit der Regen- 
ten , die^e Bedingungen zu bewerkstelligen , zur 
unausbleiblichen Folge haben. Sind denn au£ 
diesen friedlichen Wegen die Völker zur Fähig* 
keity die ihnen zuständigen Rechte zwekgemäfs 
in gebrauchen , erzogen , und die Staaten durch 
jene einleitenden Übergangsstufen zu der postu« 
lirten Umwandlung gebührend gereift, -— waj 
könnte dann zur objektiven Ausführbarkeit der 
unterstellten Verfassung noch irgend ermangeln? 

§. 328. 
Ist gleich die, vielfältig sich aufdringende^ 
Beobachtung, dafs die Indolenz und Trägheit 
eines Theijs der Menschen auch durch die 
überzeugendste Belehrung über das, was sie zur 
Befördetung ihres eigenen Wohls zu thun haben» 
und selbst ohne Gefahr für sich nicht unterlassen 
dürfen, kaum angeregt zu werden vernfiöge, 
eben nicht sehr geeignet, die Hoffnung auf- 
Realisirung der Postulate der Vernunft und Klug«* 
heit in Betreff der Verfassung des Staats zu 
nähren , so ist doch die , eben so richtige , Beob« 
achtung einer ausgezeichneten Betriebsamkeit 
und Energie des übrigen Theils der Men- 
schen, das erkannte Gute in Wirksamkeit zi| 
petzen, Grund genug, jene Hoffnung nicht sinken 
ZVL lassen; diese erhält vielmehr ein entschie- 
denes Übergewicht von der, durch Erfahrung 
bestätigten > Überzeugung, dafs Betriebsamkeit 
und Energie über Indolenz und Trägheit am 
Ende unausbleiblich den Sieg erringen müsse, 
weil sich. der ersteren die Natur bedient, um 
die Menschengattung, ob sie gleich in ihren 
Schwingungen auch Rükfälle zuzulassen scheint, 
dennoch im Ganzen ihrem Ziele unaufhaltsan:^ 




i< 



1 , 

r 






